Nr. 173 Mai 1991 DM 6,00 M 3477 F 


welt 


rre Kolonialismus 


Fräusn %*x Widerstand %* Afrika 


00 Ja 


%* 


Impressum 


Hrsg.: Aktion Dritte Welt e. V. — Informations- 
zentrum Dritte Welt, Postfach 5328, Kronen- 
str. 16 (Hinterhaus). D-7800 Freiburg i. Brsg.. 
Tel.: 0761/74003, Bürozeiten: Mo., Di., Do.- 
Fr. 10-13 u. 15-18 Uhr 


Zusammengestellt von: Isabel Armbrust, 
Frank Ballot, Iris Bauer, Andrea Borchers, 
Horst Breit, Konrad Fisch, Uwe Göde, Uwe 
Hartwig, Daniela Heuberger, Uwe Jungfer, 
Inge Kamolz, Christa Kernbichl, Tilman Lam- 
parter, Georg Lutz, Christel Opeker, Gunhild 
Rauch, Gerhard Rieger, Bernd Riegraf, Nivien 
Saleh, Klaus Schreiner, Jörg Später, Ulrike 
Steckkönig, SigiWeber, Regine Wlassitschau, 
Udo Wolter 


Bei Einsendung von Artikeln beachten Sie 
bitte folgende Angaben: 

Manuskripte sollten mit der Schreibmaschine 
geschrieben sein, mit 2-zeiligem Abstand: 40 
Anschläge und 30 Zeilen. Artikellänge: höch- 
stens 15 Manuskript-Seiten. (ca. 18000 Zei- 
chen) 

Druck und Satz: 

SOAK Hannover, Tel.: (0511) 326187 


Vertrieb für Buchhandel: 

prolit verlagsauslieferung gmbh, Siemens- 
straße 16, Postlach 9, 6301 Fernwald (Anne- 
rod) 

Telefon: (0641)430 71 


Copyright bei der Redaktion und den Autoren. 


Vervielfätigungen für Unterrichtszwecke 
erlaubt und erwünscht. 

Jahresabonnement (B Ausgaben) im Inland: 
DM 48,- (für Rentner, Arbeitslose, Schüler, 
Studenten, Wehr- und Zivildienstleistende 
38,- DM). 

Kündigung zum Jahresende (schriftlich) 
ermäßigtes ABO nicht über den Buchhandel 
erhältlich 


Schweiz: SFR 50,- (bzw. 40,-) 

Österreich: OS 385,- (bzw. 315,-) 

übriges europäisches Ausland: 

DM 55,- (bzw. 45,-) 

Luftpostabonnements: 

Afrika, Nord- und Mittelamerika, Nahost und 
Südasien: 71,90 (bzw. 61,90) 

Südamerika, Südostasien, Fernost: 78,50 
(bzw. 68,50) 

Australien, Südpazifik: 85,10 (bzw. 75,10) 
Einzelpreis: DM6,-/SFR6,-/0S42,- (zuzügl. 
Porto) 

Konten (Aktion Dritte Welt e. V.): 
Postscheckkonto Karlsruhe Nr. 1482 39-755 
Postscheckkonto Basel Nr. 40-35899. 
Hypo-Bank Bregenz Nr. 10157108110 


Redaktionsschluß für Nr. 174: 
28.05.1991 


Anzeigenschluß für Nr. 174: 
{Druckfertige Vorlagen) 11.06.1991 


Titelbild: 
Salzsklaven in Massawa, Eritrea 1934, aus: 
Der geraubte Schatten, München 1989 


Eigentumsvorbehalt: 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die Zeit- 
schrift solange Eigentum des Absenders, bis 
sie dem Gefangenen persönlich ausgehän- 
digt worden ist. Zur-Habe-Nahme ist keine 
persönliche Aushändigung im Sinne des Vor- 
behalts. Wird die Zeitschrift dam Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, so ist sie dem 
Absender mit dem Grund der Nichtaushändi- 
gung zurückzusenden. 


Inhaltsverzeichnis 


Benin: Hoffnungsschimmer Afrikas .........»....----sseeneeeeenennene Seite 3 
Kurdistan: Kurdische Intifada und Özals „Wende“ ..................-. Seite 6 

Interview mit irakischen Oppositionellen ..............--+« Seite 11 
Nicaragua: Interview mit Arturo Grigsby .........ce----nenneseeennnne Seite 14 
Sri Lanka: Enttäuschte Hoffnungen ..............ceseseeesnsneennren Seite 17 


Themenschwerpunkt: 500 Jahre Kolonialismus Il 


Vorbemerkung ur... ee Seite 21 
Zwischen Mythos und Sklaverei .........sssssssensennnnnnnennnnnnenn Seite 22 
Deutsche Kolonialpolitik in Afrika ..........srenseesnnnnennernenune nn Seite 25 
Afrikanische Reparationsforderungen ..........--.:sussesssnnennsen0n Seite 29 
Brisf an Europa... nee Seite 31 
Schwarzafrika auf Selbst-Entdeckung ......: VRR TSERFERUEN HEREIN Seite 32 
Frauen und Kolonialismus .......».....-----4Hreneen namen sennn nenn Seite 34 
Sklaverei und Widerstand in Jamaika ..............----us0ssesseeecen Seite 39 
Freibeuter und Maroons ....seesnennesseenennesnnennennennnnennnn nun Seite 42 
„Ley Indigena“ in Chile ..........zs22cesseneeesneennnaneenennnnneennnn Seite 46 
Stoppt den Rüstungsexport ............-+eeeeessssssssssnnnnnnnnn Seite 48 
Mosambik: In der Fremde verfolgt .........2222222222eneeeeenn nennen Seite 49 
Indien: Ein Staudamm gegen das Volk ........2222222sn0 seen nenn Seite 51 
Südafrika: Der Boykott muß weitergehen .......2222222seeseneennennn Seite 53 
Tagungsberichte ...........-.22esssessseeneesnnnneeenennn nennen Seite 55 
Rezensionen: Literatur zwischen Deutschland und Türkei ........... Seite 57 

Aufstand im Hause der Frauen .........2222220s00 20. Seite 59 

Nicht ohne meine Tochter ......eseeesseneeeeeeeennnn Seite 61 
Peru: Zeit der Cholera ...........22200sesonnnesnnennneunnennnnenennnn Seite 62 
Kurz Bellchlel au: Aa enahieesns Seite 63 
Zeitschriftenschau ..........22222ocseeneeeaneneneenensneneenenennnnn Seite 66 
Neuerscheinungen/Tagungshinweise ..........22222eeeeeeeeac. Seite 67 


-Schwerpunktheft: Nr. 174: 
Peripherisierung Osteuropas? 
|; Indernächsten.Ausgabeder „blätter Weitere Anregungen und Manu- 
: ‚des iz3w“ wollen: wir uns mit der Si- skripte sind ausdrücklich erwünscht. 


.; tuation. der Länder Osteuropas be- 
 'schäftigen. Neben: Länderportraits 
stehen die Verschuldungssituation 


und Investitionsstrategien westlicher 
Konzerne im Mittelpunkt. Darüber 
hinaus wollen wirunsderDebatteum 


die künftige: Tätigkeit von Entwick- 
. „Jungshilfeorganisationen, dem Popu- 


lismus und Rassismus in.diesen Län- 
dern widmen. 


pen ist der 27. Mai 
Zuschriften bitte an die 

„blätter des iz3w* 

Postfach 5328, 7800 Freiburg 
Te1..0761/74003. 

Wer die Ausgabe.erwerben möchte, 
kann die gegen Vorkasse (DM 6,-/ 
Heft, per Scheck oder in Briefmar- 
ken).bei uns bestellen. 


Vor einem guten Jahr hätte es 
niemand geglaubt: Zum ersten 
Mal unterwirft sich ein Präsident 
in Schwarzafrika, der durch einen 
Militärputsch an die Macht kam, 
den Ergebnissen von freien Wah- 
len und tritt nach 17 Jahren von 
der politischen Bühne ab. Wäh- 
rend bei seinen Nachbarn in Togo 
und Mali noch die Rufe nach 
mehr Demokratie mit Schüssen 
beantwortet wurden, hat Benin 
der staunenden Welt vorgeführt, 
wie innerhalb eines Jahres ein 
friedlicher demokratischer Über- 
gang bewerkstelligt werden kann. 


ach fast siebzigjährigem Kolonia- 
N unter französischer „Ob- 

hut” wurde Dahomey, 1975 in 
„Volksrepublik Benin” umbenannt, am 1. 
August 1960 unabhängig und wie die mei- 
sten anderen afrikanischen Länder auch, 
mit gravierenden politischen und sozialen 
Folgen konfrontiert: Kontfliktstoff bilden 
in dem neuen Staat vor allem das Nord- 
Süd-Gefälle und regionale Gegensätze, 
die durch eine völlig getrennte, teils durch 
den Sklavenhandel geprägte Vergangen- 
heit begründet sind!. Für Benin bedeutete 
das vor allem einen raschen Wechsel zwi- 
schen den drei tragenden Parteien und ih- 
rer jeweiligen Parteiführer, die die ein- 
zelnen Regionen repräsentieren: Durch 
die „Parti Republicain de Dahomey” (Re- 
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Benin 


publikanische Partei) unter ihrem Führer 
Apithy war vor allem der Süden bzw. der 
Südosten vertreten. Die „Rassemblement 
Democratique Dahomeen” (Demokrati- 
sche Vereinigung) unter Maga repräsen- 
tierte den Norden und die „Union Demo- 
cratique Dahomeene” (Demokratische 
Union) unter Ahomadegbe Zentral- und 
Südwest-Dahomey. 


Die auf dem kolonialen Reißbrett entstan- 
denen bizarren Grenzverläufe, die sich 
rasch verschlechternden wirtschaftlichen 
und staatlichen Rahmenbedingungen und 
die damit einhergehenden und sich ver- 
schärfenden Auseinandersetzungen zwi- 
schen dem Norden und dem Süden ließen 
das Land nicht zur Ruhe kommen. Bereits 
im Oktober 1965 intervenierten die Offi- 
ziere zum ersten Mal. Im Oktober 1967 
übernahm dann eine provisorische Mili- 
tärregierung die Macht. Nach einem kur- 
zen zivilen Zwischenspiel 1968 riß das 
Militär 1969 erneut die Macht an sich. 
Aufgrund der nahezu unüberbrückbaren 
Widersprüche zwischen den Regionen, 
den politischen Parteien und ihren Füh- 
rern wurde in der Folge ein fragiler politi- 
scher Kompromiß in Form eines zivilen 


Präsidentschaftsrates gefunden, der von ' 


den vorher genannten drei politischen 
Führern gebildet wurde. 


Am 26. Oktober 1972 trat das Militär mit 
einem neuen Putsch, dem fünften in sie- 
ben Jahren, auf den Plan und errichtete 
unter dem General und Staatspräsidenten 
Kerekou eine revolutionäre Mili- 
tärregierung. Wenige Wochen später wur- 
de das sogenannte ”Discours Programme, 
(Antrittsprogramm) verkündet, das eine 
Reihe von durchgreifenden Maßnahmen, 


wie Verstaatlichung ausländischer Unter- 
nehmen, Banken, großer Transportunter- 
nehmen etc., beinhaltete. Die Gründung 
der revolutionären Volkspartei Benins 
(30. November 1975) und die Verab- 
schiedung des beninischen Grundgesetzes 
(August 1977) schufen die Grundlagen 
für die Einparteienherrschaft und deren 
revolutionäre Organe und Massenorgani- 
sationen.Trotz allem revolutionärem Pa- 
thos handelte es sich aber eher um einen 
pragmatischen Kurs, der zumindest zu 
Beginn zu einer relativ großen Identifika- 
tion vor allem der Landbevölkerung mit 
den angestrebten: Zielen führte. Dies si- 
cherte dem Land bis dato eine gewisse po- 
litische Stabilität, vor allem auch hinsicht- 
lich der Nord-Süd-Spannungen. 


”Weiße Elefanten“ und leere 
Kassen 


Etwa 70 % der ca. 4,6 Millionen Einwoh- 
ner Benins leben als Bauern, Fischer (Bin- 
nenfischerei) und Viehzüchter auf dem 
Land. Der Großteil der Gesamtanbauflä- 
che von ca. einer Million Hektar befindet 
sich im Süden, in dem sich auch der Groß- 
teil der Bevölkerung konzentriert. In wei- 
ten Teilen ist die Landwirtschaft von der 
Subsistenzwirtschaft geprägt. Neue Pro- 
duktionsmethoden sind die Ausnahmen, 
das Produktionswachstum hält in etwa 
Schritt mit dem Wachstum der Landbe- 
völkerung. Die Zunahme der Bevölke- 
rung im Süden drückt sich in einer wach- 
senden Landknappheit und einem zuneh- 
menden Raubbau an den ökologischen 
Ressourcen aus. Der Süden Benins ist 
praktisch entwaldet. 

Die Aufhebung des Sklavenhandels im 
19. Jahrhundert ”"beraubte“ Dahomey sei- 
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nes Hauptexportproduktes, der Sklaven, 
und es begann mit dem systematischen 
Aufbau der Palmölproduktion für den 
Export. In der Folgezeit wurde Dahomey 
dann unter kolonialer Herrschaft Frank- 
reichs zu einem der größten Exporteure 
von Paimöl. Als weiteres Exportprodukt 
kam später Baumwolle hinzu. Mit diesen 
beiden Hauptexportprodukten nimmt das 
heutige Benin in einem Weltmarktkontext 
sinkender Rohstoffpreise eine nicht gera- 
de günstige Position ein. Die Baumwoll- 
produktion, die von 1982 bis 1986 im- 
merhin um 350% gesteigert werden konn- 
te kann deshalb die in sie gesetzten Hoff- 
nungen als Devisenbringer nicht einlösen. 
Auch sind die ökologischen Folgen dieser 
Ausweitung der Exportproduktion un- 
übersehbar. 
Der Exportboom in den Nachbarländern 
Niger und Nigeria Ende der 70er, Anfang 
der 80er Jahre signalisierte für Benin in- 
teressante ökonomische Perspektiven als 
Transitland für deren Handelswaren. Zu 
Beginn der 80er Jahre wurde deshalb in 
Benin mit dem Aufbau einer Zement- und 
Zuckerindustrie eine Industrialisierungs- 
politik eingeleitet, die sich vor allem am 
Bau- und Konsumboom in den Nachbar- 
ländern orientierte. Als jedoch durch den 
Verfall der Rohstoffpreise auch diese bei- 
den Länder mit wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten zu kämpfen hatten (Niger ist 
vom Uran-, Nigeria vom Erdölexport ab- 
hängig), wurde die nüchterne Einsicht 
realisiert, daß man mit diesen Großpro- 
jekten auf”weiße Elefanten“ gesetzt hatte. 
Alle einschlägigen ökonomischen Indika- 
toren signalisieren seit geraumer Zeit den 
wirtschaftlichen Abstieg. Der einzige Be- 
reich mit enormen Zuwachsraten war und 
ist die Korruption. Der unter Kerekou 
von 15.000 auf ca. 55.000 Personen auf- 
geblähte Beamtenapparat und die maro- 
den Staatsbetriebe schluckten sämtliche 
finanzielle Reserven: Die „Banque com- 
merciale du Benin“, machte z.B. Verluste, 
die dem Dreiundvierzigfachen ihres 
Stammkapitals entsprechen. So kam es 
1988 zum Zusammenbruch des Banken- 
systems — und damit auch zur großen be- 
ninischen Staatskrise. 


Lenin-Statue zur Reparatur 
nach Moskau 


Mit befreiendem Lachen wird heute auf 
dem verwaisten Lenin-Platz der Abtrans- 
port der Lenin-Statue „zu Reparatur- 
zwecken“ nach Moskau quittiert. Steckt 
sie doch voller Symbolik in Bezug auf das 
gescheiterte Modell der beninischen 
Kommando-Revolution. 

Die ökonomische und finanzielle Krise 
Benins führte in den Jahren ’88 und ’89 zu 
einer scharfen Zuspitzung der bereits vor- 
handenen politischen und ökonomischen 
Widersprüche. Das Ausbleiben der Ge- 
haltszahlungen für die Beamten aufgrund 
der Zahlungsunfähigkeit des Staates, die 
Liquidierung zahlreicher Staatsgesell- 
schaften, Bankrott der Finanzinstitutio- 
nen und zunehmende Zweifel an der 
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Die beiden Konkurrenten bei der Stimmabgabe: Altpräsident Mathieu Ker&kou ... 


Kompetenz des alten Regimes führten zu 
einer Welle von Streiks, die bis zu 12 Mo- 
nate anhielten und Ende 1990 den Ver- 
waltungsapparat nahezu völlig lahmleg- 
ten. 

In einem auch in Benin völlig unerwarte- 
ten schnellen Öffnungsprozeß (Einberu- 
fung einer nationalen Konferenz aller ge- 
sellschaftlichen Kräfte im Februar 1990, 
in deren Folge politische Parteien zugelas- 
sen sowie Meinungsfreiheit und Amnestie 
politischer Gefangener zugesichert wur- 
den) trat der „grand camerade de lutte“ 
(der große Kampfgenosse) Ker&kou unter 
Aufgabe seiner „revolutionären“ Prinzi- 
pien den Rückzug von strategischen poli- 
tischen Positionen an. Damit leitete er ei- 
nen in Afrika einmaligen friedlichen 
Wechsel ein. Auch wenn die wichtigsten 
Geldgeber (Weltbank, Frankreich, Bun- 


desrepublik, EG) nicht ganz unbeteiligte _ 


Zeugen des Geschehens waren, so kann 
dennoch nicht von einer „Paris-troika“ ge- 
sprochen werden. 


Strukturanpassung mit 
menschlichem Ansatz 


Mit den sich mehrenden Krisenzeichen 
der beninischen Wirtschaft waren bereits 
Ende der 70er Jahre erste Überlegungen 
zu einer Zusammmenarbeit mit IWF und 
Weltbank angestellt worden. Ab 1983 
mündeten diese Überlegungen in einen in- 
tensiven Meinungsaustausch mit der 
Weltbank über die einzuschlagenden An- 
passungsrezepte. In einem 1989 definier- 
ten „Policy framework paper“ werden die 
zentralen Bereiche der einzuleitenden 
Programme festgelegt: Überwindung der 
Finanzkrise, Wiederaufbau des Banken- 
systems, Umschuldungsmaßnahmen zur 
Wiederherstellung der Zahlungsunfähig- 
keit, Reduzierung des Außenhandelsdefi- 
zits, Reduzierung des öffentlichen Dien- 
stes bei gleichzeitiger Förderung des pri- 
vaten Engagements, Liberalisierung des 
Außenhandels, etc. 

Dieser altbekannte Maßnahmenkatalog 


soll wie gehabt zu einer Revitalisierung 
des ökonomischen Wachstums führen. 
Neu und beachtenswert ist das besondere 
Augenmerk, das auf kompensatorische 
Maßnahmen zur Vermeidung von sozia- 
len Härten gelegt wird. Zu erwähnen ist 
hier besonders ein Sozialfonds in Höhe 
von 10 Millionen Dollar für die Bereiche 
Gesundheit, Bildung und Ernährungssi- 
cherung sowie ein Programm zur Abfin- 
dung freiwillig ausscheidender Beamter. 
Gleichzeitig wurden mehrere Investitions- 
programme für die Sektoren Landwirt- 
schaft, Gesundheit und Bildung angekün- 
digt. Mit einiger Verblüffung müssen alle 
Weltbankkritiker feststellen, daß dieses 
Anpassungsmodell in Benin von einem 
breiten Konsens getragen und als wirkli- 
che Chance für einen Neuanfang gesehen 
wird. 


„Ist das hier ein ziviler Putsch, 
oder was?“ 


Mit dieser entgeisterten Frage kommen- 
tierte der Altpräsident Kerekou die Er- 
gebnisse der von ihm selbst einberufenen 
„Conference nationale de forces vives de 
la nation“ (Nationale Konferenz der ge- 
sellschaftlichen Kräfte, 19. bis 28. Febru- 
ar 1990). Nach Tagen äußerst engagierter 
Diskussion hatte sich die Konferenz vom 
ursprünglichen Auftrag des Präsidenten 
gelöst, sich selbst für souverän und die al- 
te Revolutionsverfassung, das Scheinpar- 
lament und das Politbüro für aufgelöst er- 
klärt und den Rücktritt der gesamten Re- 
gierung erzwungen. Außerdem verab- 
schiedete sie eine Reihe von Beschlüssen 
zur weiteren Öffnung und Festigung der 
demokratischen Erneuerung: Einführung 
eines pluralistisch-demokratischen Sy- 
stems, Garantie von Rechtsstaatlichkeit 
und Gewaltenteilung, Freilassung aller . 
politischen Gefangenen, Wahrung der 
Menschen- und Freiheitsrechte, Rück- 
gabe des beschlagnahmten Eigentums, 
Pressefreiheit und Reorganisation der Si- 
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cherheitskräfte des Landes. 

Zur Verblüffung aller sah sich das politi- 
sche Chamäleon Kerekou gezwungen, 
teils aus Einsicht, teils unter politischem 
Druck, in einem theatralischen, tränenrei- 
chen Akt auf alle (!) Forderungen der 
Konferenz einzugehen. Er lehnte lediglich 
den von ihm verlangten Rücktritt ab. Im 
Sinne einer provisorischen Volksvertre- 
tung etablierte die nationale Konferenz 
schließlich einen Hohen Rat der Repu- 
blik. Dieser nimmt legislative Funktionen 
wahr und kontrolliert die Maßnahmen der 
bis zur Neuwahl eines Parlaments amtie- 
renden rgangsregierung. Diese wurde 
von dem von der Konferenz gewählten 
ehemaligen Weltbank-Exekutivdirektor 
Nic&phore Soglo geleitet. 

Die wichtigsten Ziele und Ergebnisse der 
Übergangsregierung waren: Wiederauf- 
nahme der Arbeit in Verwaltung und Er- 
ziehungswesen Ende März 1990 nach ei- 
nem rund einjährigen Streik, regelmäßige 
Zahlung der Beamtengehälter, Wahl der 
Bürgermeister und Gemeindevertreter 
(10.11.90), Fortsetzung des Strukturan- 
passungsprogramms mit Reformversu- 
chen in den wichtigsten Bereichen, Versu- 
che zur Wiederherstellung eines unabhän- 
gigen Justizwesens, erste Maßnahmen im 
Kampf gegen Kornuption usw. In der Fol- 
gezeit wurde ein Verfassungsreferendum 
abgehalten, in dem 73% der WählerInnen 
für den vorgelegten Text stimmten. 

Am 17. Februar 1991 fanden dann die 
Parlamentswahlen und am 10. und 24. 
Mäfrz die Präsidentschaftswahlen statt. 


Wahlen: General oder Techno- 
krat? 

‘Nach den Parlamentswahlen stellten die 
beiden Durchgänge der Präsidentschafts- 
wahlen die eigentlich spannende politi- 
sche Herausforderung dar. Während die 
Wahl der 64 Abgeordneten, die ungefähr 
18 Parteien repräsentieren, noch kein 
deutliches Bild ergibt — die meisten sind 
noch damit beschäftigt, wechselseitige Al- 


...und Nic&phore Soglo. Wird er sein Wahlversprechen halten? 


lianzen zu gründen - konzentrierte sich 
das politische Interesse auf den Ausgang 
der Präsidentschaftswahlen. 

Für politischen Wirbel sorgte zunächst 
wieder einmal „Camerade Chameleon“, 
der „Alte“: Völlig unerwartet warf er wie- 
der seinen Hut in den Ring und kandidier- 
te in letzter Minute für die Wahlen. Für 
den „Kandidat der Kandidaten“ haben im 
ersten Wahlgang 27% ihre Stimmen abge- 
geben, für den ehemaligen Weltbankange- 
stellten und Technokraten Soglo stimmten 
36% der WählerInnen. 


Mit Spannung wurde der zweite Wahl- 
gang am 24. März, das Duell zwischen 
dem General und dem Technokraten, er- 
wartet, eine Spannung, die durch wild wu- 
chernde Gerüchte über anstehende 
Putschversuche und die Behauptung, So- 
glo, der an einer schweren Krankheit litt, 
sei mit Hilfe von Zaubermitteln vergiftet 
worden, noch gesteigert wurde. Der 
Wahlgang selbst wurde von schweren 
Ausschreitungen von Parteigängern Kere- 
kous gegen politische Gegner begleitet, 
bei denen es auch zu Todesfällen kam. 
Mit 67% ging Soglo als klarer Sieger ge- 
genüber Kerekou mit 32% aus den Wah- 
len hervor, wobei die Wahlbeteiligung mit 
56% im ersten und 64% im zweiten Wahl- 
gang relativ niedrig lag. Die Verteilung der 
Stimmen nach Regionen ist extrem unter- 
schiedlich: Während im Süden 80% der 
Bevölkerung für Soglo gestimmt hatten, 
wählten im Norden 85 % den Altpräsi- 
denten Kerekou. 


Kerekou hat sich wieder einmal, wenn 
auch unter ganz anderen Vorzeichen, als 
„gefährlicher Revolutionär* erwiesen. 
Diesmal wird er für seine Staatschefkolle- 
gen in den Nachbarländern gefährlich. 
Diese hatten wiederholt versucht, mit al- 
len Mitteln einen politischen Wandel zu 
verhindern, weil sie mit Recht die benini- 
schen Lehren zu fürchten haben. Inzwi- 
schen hat man in Benin mit einer Amne- 
stie für Kerekou einen Schlußstrich unter 


seine Revolutionsgeschichte gezogen. 

Für den neugewählten Präsidenten tür- 
men sich nicht nur die politischen und 
ökonomischen Probleme, sondern es 
häuft sich auch zunehmend die Kritik an 
dem wie es heißt „politischen Oppor- 
tunismus“ des Weltbankverwalters. 


Perspektiven politischer Er- 
neuerung 


Ein wichtiger Grund für die breite Zu- 
stimmung für Soglo waren die bei ihm ver- 
muteten ökonomischen Kompetenzen. 
Mit einer Verschuldung von mehr als 600 
Milliarden Francs CFA (ca. 2 Milliarden 
DM) und der im Vergleich mit anderen 
Staaten Afrikas niedrigen Kaufkraft wer- 
den die Aufgaben der Konsolidierung des 
Staatshaushaltes, die Ankurbelung der 
brachliegenden Wirtschaft und die übri- 
gen beschlossenen Reformen nicht leicht 
fallen. 

Die Militärs haben sich zwar weitgehend . 
aus dem öffentlichen und gesellschaftli- 
chen Leben zurückgezogen und die ge- 
fürchtete Präsidentengarde Kerekous 
wurde aufgelöst. Ihr politischer Einfluß 
darf aber nach wie vor nicht unterschätzt 
werden. Auch bleiben die Antagonismen 
zwischen dem Süden und dem Norden 
weiter bestehen. 

Trotz der großen Freude über den Wech- 
sel bleiben deshalb eine ganze Reihe von 
Fragen offen. So auch die, ob die neue Re- 
gierung in der Lage und Willens ist, eine 
fundierte Neuorientierung der Entwick- 
lungspolitik gegenüber der ländlichen Be- 
völkerung einzuleiten. Oder werden sich 
wieder die städtischen Mittelklassen mit 
Streiks und Streikandrohungen mehr Ge- 
hör verschaffen, um ihre Interessen 
durchzusetzen? 

Was allerdings jetzt schon als großer poli- 
tischer Erfolg festgehalten werden kann: 
Das Beispiel Benin hat die alten festgefah- 
renen Strukturen von Mauretanien bis 
Gabun zum Tanzen gebracht. 


Valerie Broch-Alvarez 


Anmerkungen: 

! Haupteinnahmequelle der Königreiche im Sü- 
den des heutigen Benins war im 18. und 19. Jh. 
der Sklavenhandel, ihre "Waren” beschafften sie 
sich dabei vorallem inden nördlichen Regionen. 
Ein weiterer Spaltungsfaktor ist die Religion 
(Norden: weitgehend islamisch, Süden: teilweise 
christianisiert). Ein großer Teil der intellektuel- 
len Elite des Landes rekrutiert sich aus rückge- 
kehrten Sklaven, die sogenannten Brasilianer, 
die seit Beginn des 19. Ihds. an der Küste siedel- 
ten. Sie waren ihrerseits Mittler im Sklavenhan- 
del und unterstützten Frankreich bei der Etab- 
lierung seiner Kolonialmachı. 
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Im Januar wurde eine teilweise 
Freigabe der bislang verbotenen 
kurdischen Sprache bekanntgege- 
ben, im Februar offenbarte Präsi- 
dent Özal Geheimgespräche mit 
Vertretern der kurdischen Auf- 
ständischen im Irak — eine Wen- 
de der seit 65 Jahren betriebenen 
Politik der Leugnung kurdischer 
Existenz durch die Türkei? Auf 
die von großen Teilen der Bevöl- 
kerung getragene Welle von Pro- 
testaktionen und Streiks sowie of- 
fener Unterstützung der Guerilla 
der PKK im Monat des Wider- 
standssymbols Newroz reagierten 
die Sicherheitskräfte wider- 
sprüchlich: Neben blutige Unter- 
drückungsmaßnahmen trat eine 
gewisse Deeskalierungsstrategie. 
Das befürchtete große Blutbad am 
21.3., dem Newroztag, blieb dank 
einer teilweisen Duldung der kur- 
dischen Aktivitäten aus. Ob aller- 
dings mehr als bloßes Taktieren 
des wendigen Staatspräsidenten 
Özal hinter seinem Vorstoß steht, 
muß sich nicht zuletzt im Verhal- 
ten der Türkei angesichts des Völ- 
kermordes im irakischen Kurdi- 
stan erweisen. 


ieses Jahr hat der März! früh an- 

gefangen, aber er wird hart wer- 

den“, gibt die Journalistin und me- 
dico-Mitarbeiterin L.Schmidt den Kom- 
mentar einer Frau aus Cizre, dem Zen- 
trum des kurdischen Volksaufstandes im 
letzten Jahr, zu den Ereignissen der ersten 
Märzwoche wieder. 
Nachdem bereits am Tag des Waffenstill- 
standes in Schirnak und drei Tage später 
in Idil Spezialeinheiten der Armee auf de- 
monstrierende Bauern geschossen hatten 
und dabei mindestens 6 Menschen, dar- 

‚unter den 13jährigen Ahmet Gülec, er- 
schossen hatten, war es in diesen beiden 
Städten zu aufstandsartigen Protesten der 
gesamten Bevölkerung mit Ladenschlie- 
.Bungen und Schulstreiks gekommen. In 

zahlreichen anderen Orten (Lice, Kulp, 
Kozluk, Cizre...) organisierten die Bewoh- 
nerInnen aus Solidarität ähnliche Protest- 
aktionen und Aufstände. i 
Bei allen Demonstrationen wurden Paro- 
len wie „Nieder mit dem Terror der Ar- 
mee”, „Freiheit für Kurdistan” und vor al- 
lem immer wieder „Es lebe die PKK” ge- 
rufen. Oft wurden auch Schweigeminuten 
für gefallene Kämpfer der PKK abgehal- 
ten und kurdische Fahnen entrolit. Zu ge- 
walttätigen Protesten, bei denen v.a. staat- 
liche Institutionen angegriffen und teilwei- 
se verwüstet wurden, kam es überall dort, 
wo die Armee auf zunächst friedliche De- 
monstrationen geschossen hatte. 
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Kurdische Intifada 


Ausgelöst wurde das frühzeitige Ausbre- 
chen des diesjährigen Serhildan, wie die 
Intifada der KurdInnen von diesen selbst 
genannt wird, durch den verstärkten Ter- 
ror der Armee und ihrer Spezialeinheiten 
nach dem Waffenstillstand am Golf. Die 
bereits während des Golfkrieges unter 
Hinweis auf eine mögliche Bedrohung sei- 
tens des Irak noch über das übliche hohe 
Maß verstärkte Präsenz der Armee wurde 
direkt am Tag des Waffenstillstandes für 
eine neue Offensive gegen die PKK ge- 
nutzt. Vom „Super-Gouverneur” der 13 
unter Ausnahmerecht stehenden kurdi- 
schen Provinzen als „Routineoperation 
gegen Terroristen” bezeichnet, richtete 
sich diese Offensive allerdings wie so oft 
gegen die Dorfbevölkerung. Das gesamte 
Gebiet wurde für die Presse gesperrt. Da- 
bei kam es zu den üblichen schweren 
Menschenrechtsverletzungen wie Miß- 


handlungen und Folterungen, teilweise. 


wurde versucht, die Leute zum Beitritt bei 
den Dorfschützern des türkischen Staates 
zu zwingen. 

Bereits Mitte März war ganz Türkei-Kur- 
distan von aufstandsartigen Protesten der 
Bevölkerung gegen diese Politik durchzo- 
gen. Auch die Guerilla der PKK hat ihre 
Frühjahrsoffensive begonnen, aus mehre- 
ren Gebieten wurden bewaffnete Ausein- 
andersetzungen gemeldet. Für das 
Newrozfest selbst am 21.3. wurde von der 
PKK auf Flugblättern zum Streik und zum 
öffentlichen Feiern des kurdischen Neu- 
jJahrsfestes aufgerufen. 


Diesem Aufruf versuchte der Staat ein of- 
fizielles Programm zum Feiern des „türki- 
schen Frühlingsfestes Newroz” entgegen- 
zusetzen, von dem es in einem offiziell 
verbreiteten Flugblatt heißt, „daß die se- 
paratistischen Banditen versuchen, 
Newroz als ihr Fest zu beanspruchen”. 
Am Vorabend des Newroz war es somit 
vollkommen offen, ob die Situation zu ei- 
nem Blutbad eskalieren würde. 

Dazu kam es glücklicherweise nicht, doch 
zeigt das Gesamtbild vom Verlauf der Ak- 
tionen am Newroz, soweit es sich hier er- 
schließen läßt, in hohem Maße wider- 
sprüchliche Züge. Es gab in der ganzen 
Türkei, auch unter der im Westen in den 


großen Städten lebenden KurdInnen, gro- 
ße Feiern und Demonstrationen, überall 
wurden in den kurdischen Provinzen die 
Newroz-Feuer entzündet. 

In vielen kurdischen Städten wurden die 
Großdemonstrationen zu Newroz gedul- 
det, so die von über 15 000 Menschen in 
Cizre, 10 000 in Idil usw. Andernorts da- 
gegen schossen wiederum „Sicherheits- 
kräfte” in die demonstrierende und feiern- 
de Menge, so in Silopi und Nusaybin. ; 
Insgesamt also eine bislang schwer zu 
überschauende widersprüchliche Mi- 
schung aus Duldung und Repression im 
Verhalten der Sicherheitskräfte. 


Die „Wende” in der Kurdistan- 
Politik Özals 


Im Januar hatte die Ankündigung der Re- 
gierung in Ankara Aufsehen erregt, das 
1983 von den Militärs erlassene Verbot 


. der kurdischen Sprache teilweise aufzuhe- 


ben. Allerdings bezieht sich diese Locke- 
rung nur auf zwei Bereiche, in denen das 
Verbot vom türkischen Staat sowieso 
noch nie durchgesetzt werden konnte, 
nämlich auf das Sprechen in der Öffent-. 
lichkeit und die Benutzung kurdischspra- 
chiger Musik- und Videocassetten. Zu- 


. dem steckt der bekanntgewordene Ge- 


setzentwurf voller Widersprüche und 


« Merkwürdigkeiten; so ist z.B. in dem Ge- 


setz nur von in der Türkei benutzten „ört- 
lichen Sprachen und Dialekten” die Rede, 
der Begriff „kurdisch” taucht nach wie vor 
nicht auf. Kurdischsprachiger Unterricht 
bleibt auch weiterhin verboten. Bezeich- 
nenderweise wurde auch ein zum Zeit- 
punkt der Diskussionen um die Zulassung 
der kurdischen Sprache veröffentlichtes 
Kurdisch-Lehrbuch sofort nach Erschei- 
nen beschlagnahmt. 

Richtig Auftrieb erhielt die Diskussion 
um die „neue Kurdenpolitik ” Özals erst, 
als bekannt wurde, daß der türkische 
Staatspräsident Anfang März den iraki- 
schen Kurdenführer Jalal Talabani, Füh- 
rer der irakisch-kurdischen PUK (Patrio- 
tische Union Kurdistans) und innerhalb 
des Bündnisses der irakischen Kurdistan- 
Front so etwas wie der Außenminister so- 
wie einen hohen Abgesandten von M. 


und Özals ’Wende’ 


Barzanis DPK (Demokratische Partei 
Kurdistans) zu Gesprächen nach Ankara 
eingeladen hatte. Auf türkischer Seite wa- 
ren enge Vertraute Özals und Vertreter 
des türkischen Geheimdienstes beteiligt. 
Bereits zuvor war der Versuch Özals er- 
kennbar geworden, bei der Diskussion um 
die Rolle der Türkei in der Nachkriegs- 
ordnung im Nahen Osten diese als eine 
Art Schutzmacht für die Kurden im Nord- 
irak zu empfehlen. Mit den Kontakten zu 
hohen kurdischen Repräsentanten aus 
dem Irak hatte Özal allerdings erstmals 
mit der bisherigen Politik der Türkei ge- 
brochen, nicht nur die kurdische Minder- 
heit im eigenen Land zu unterdrücken 
und ihre Existenz zu leugnen, sondern 
auch die kurdischen Bevölkerungen in 
den Nachbarländern zu ignorieren. Im 
Gegensatz dazu hatten Irak und Iran bei 
Konflikten untereinander stets die kurdi- 
schen Bewegungen der gegnerischen Seite 
unterstützt. 


Die Türkei hat mit dem Irak ein Abkom- 
men, das ihr die Verfolgung kurdischer 
Rebellen bis 30 km auf irakisches Territo- 
rium erlaubt. Bei militärischen Vorstößen 
auf der Grundlage dieses Abkommens, 
wie z.B. 1987, hat türkisches Militär auch 
irakisch-kurdische Stellungen angegriffen. 
Während Özal den irakischen Diktator 
Hussein öffentlichkeitswirksam auffor- 
derte, die Angriffe auf die irakischen 
KurdInnen einzustellen, drang am 30.3. 
die türkische Armee mehrere Kilometer 
in den Nordirak vor, um PKK-Peshmer- 
gas anzugreifen. 


Deshalb löste das Bekanntwerden der 
Kontakte Özals zu den irakischen Kur- 
denführern in der türkischen Öffentlich- 
keit großen Wirbel aus. Berichte über 
Kurdistan waren bis vor kurzem in der 
Presse mit schwarzen Balken anstelle der 
kurdischen Begriffe erschienen. Jetzt sind 
alle Zeitungen voll mit „kurdischen” Mel- 
dungen und Berichten. In diesen wurden 
auch schnell Spekulationen laut, daß Özal 
die Pläne für eine vollkommene Neuori- 
entierung der Kurdistanpolitik bereits mit 
seinen Beratern erarbeitet habe. Pläne für 
eine umfassende Verfassungsänderung 
wurden bekannt, die wesentliche Teile der 
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1982 von den Militärs oktroyierten, 
grundlegende demokratische Rechte ein- 
schränkenden Verfassung revidieren wür- 
de. Für die kurdische Minderheit sollen 
im wesentlichen einige über die Sprachre- 
gelung hinausgehende kulturelle Rechte 
wie die Verbreitung kurdischsprachiger 
Publikationen, Musik- und Theaterstücke 
sowie der Betrieb kurdischer Rundfunk- 
sender eingeführt werden. 

Am Freitag den 12.4.1991 hat das türki- 
sche Parlament nun das bisher geltende 
Sprachverbot für das Kurdische aufgeho- 
ben. Allerdings bleibt die Verbreitung 
kurdischer Slogans auf Kundgebungen 
weiter verboten, auch der Anti-Umsturz- 
Paragraph 146 (Verbot bewaffneter oder 
auf andere Weise auf einen Umsturz des 
Staates gerichteter Aktivitäten) bleibt wei- 
ter in Kraft. Gleichzeitig soll eine stufen- 
weise Amnestie für ca. 40 000 der 65 000 
Gefangenen des Landes durchgeführt 
werden. Die 256 noch beim Parlament 
anhängigen Todesstrafen sollen in lebens- 
lange Haftstrafen umgewandelt werden. 
Von dieser Amnestie sollen alle im Zu- 
sammenhang mit bewaffneten oder soge- 
nannten „terroristischen” Aktionen inhaf- 
tierten Personen ausgenommen sein. Da 
jedoch in der Türkei die meisten linken 
Gruppierungen als „terroristisch” verfolgt 
werden, vor allem die zahlreichen politi- 
schen Gefangenen aus den Reihen der 
PKK, werden diese nicht von der Amne- 
stie profitieren. Gegen die PKK richtet 
sich auch die Beibehaltung des Verbotes 
„separatistischer“ Propaganda, offenbar 
soll eine entsprechende Regelung auch in 
ein neues „Anti-Terror-Gesetz” Eingang 
finden. Es wird also für die politische Ju- 
stiz und die immer noch nicht abgeschaff- 
ten Militärgerichte auch in Zukunft genug 
Repressionsmöglichkeiten geben. 


Krise des Özal-Regimes. 
und neue Außenpolitik 


Mit den beschriebenen politischen Vor- 
stößen in der Kurdistanfrage hat Özal 
gleichermaßen seine Gegner erbost wie 
seine bisherigen Verbündeten verwirrt. So 
waren über seine Kontakte zu den ira- 


“ = 


Die Kurdinnen in der Türkei haben einfach 
nichts mehr zu verlieren 


kisch-kurdischen Führern offenbar weder 
der Außenminister noch seine eigene Par- 
tei ANAP („Mutterlandspartei”) infor- 
miert worden und mußten Özals neueste 
außenpolitische Wendung über die Tages- 
presse zur Kenntnis nehmen. Selbst Abge- 
ordnete der ANAP griffen Özals „kurden- 
politische Wende” daraufhin hart an. Sein 
konservativer Gegenspieler Demirel von 
der „Partei des rechten Weges” bezichtig- 
te ihn des „Spiels mit dem Feuer”, die sich 
in der Kurdistanfrage stets staatstreu und 
kemalistisch gebenden Sozialdemokraten 
malten gar die drohende Zerstückelung 
der Türkei an die Wand. Außerste Miß- 
billigung erntete Özal für seinen Vorstoß 
auch bei der Armee. Dieser war bereits 
die von Özal seit Beginn der Golfkrise be- 
triebene Ausweitung der Rolle der Türkei 
als Ordnungsmacht für den Mittleren 
Osten ein Dorn im Auge gewesen. Der 
türkische Versuch der Mitgestaltung einer 
Nachkriegsordnung stellt einen Bruch mit 
der bisherigen Politik der Pflege guter Be- 
ziehungen zu den arabischen Staaten bei 
gleichzeitiger Nichteinmischung in ihre in- 
neren Angelegenheiten dar. Die Armee 
hatte bisher vornehmlich die Rolle des in- 
neren Ordnungsgaranten und Bluthundes 
gegen alle Widerstandsströmungen ge- 
spielt. Auch im ee ent- 
brannten bereits über Ozals Kriegspolitik 
heftige Auseinandersetzungen. Neben 
den, ähnlich wie die Armee, gegen außen- 
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politische Abenteuer eingestellten Kräf- 
ten bezog vor allem der islamisch orien- 
tierte Flügel der ANAP gegen den letzt- 
lich die islamische Bevölkerung des Irak 
treffenden Golfkrieg Stellung. Insgesamt 
verschliß Özal daher seit dem 2. August 
1990 bereits 2 Verteidigungs- und einen 
Außenminister und 4 Generäle. 

Auch in anderer Hinsicht ist das Özal-Re- 
gime heftiger Kritik ausgesetzt: Zahlreiche 
hohe Ämter und Posten in Politik und 
Wirtschaft sind mit Mitgliedern des Özal- 
Familientlans besetzt, so war der inzwi- 
schen wieder geschaßte Verteidigungsmi- 
nister Dogan ein Neffe Özals. 

Außerdem ist die seit dem Putsch 1980 
betriebene neoliberale Wirtschaftspolitik 
in ökonomischer und sozialer Hinsicht so 
gut wie gescheitert. Bei sinkenden Wachs- 
tumsraten und einer bereits seit Jahren 
wieder ins astronomische steigenden In- 
flationsrate ist die soziale Verelendung 
so weit fortgeschritten, daß trotz aller un- 
ter dem Vorwand der Golfkrise noch wei- 
ter verschärften Repression Ende letzten 
Jahres eine gewaltige Streikwelle mit poli- 
tischen Forderungen (gegen den Krieg 
und nach Özals Rücktritt) durchs Land 


ging. 

Da bot sich ein außenpolitischer Kurs- 
wechsel mit Ansprüchen auf eine Teil- 
habe der Türkei an der Beuteverteilung 
nach dem Golfkrieg geradezu an. Nach- 
dem die zunächst auf eine mögliche Beset- 
zung des kurdischen Nordirak mit seinen 
reichen Ölvorkommen gerichtete Kriegs- 
politik Özals am Widerstand von Armee, 
Regierung und Oppositionsparteien ge- 
scheitert war, entstand so offenbar die 
Idee, als Schutzmacht eines föderativen 
kurdischen Bundesstaates im Nordirak 
aufzutreten und darüber Einfluß auf die 
Entwicklung in dieser Region zu gewin- 
nen. Vollkommen ausgeschlossen wurde 
zu jedem Zeitpunkt, daß die Türkei die 
Herausbildung eines eigenständigen kur- 
dischen Staates tolerieren würde. Dies 
wurde von Özal auch bei seinem Besuch 
in den USA Ende März des Jahres noch- 
mals bekräftigt. Es ging also bei dem au- 
ßenpolitischen Vorstoß in Sachen Kurdi- 
stan immer um eine Begrenzung der sich 
möglicherweise herausbildenden kurdi- 
schen Autonomie im Irak und somit um 
die Verhinderung einer Zerstückelung 
des Irak. 


Die Lockerung des Sprachverbotes und 


die von Özal angekündigten inneren Re- 
formen erfüllten in diesem Zusammen- 
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hang sicherlich auch den Zweck, die neue 
Rolle der Türkei als Schutzmacht der ira- 
kisch-kurdischen Bevölkerung durch ein 
Einlenken in der eigenen Kurdenproble- 
matik glaubhaft zu machen. Schließlich 
erhoffen sich die türkische Regierung und 
Özal als Ergebnis ihres Golfkriegs-Schul- 
terschlusses mit den Alliierten und vor al- 
lem den USA neben umfangreichen Ent- 
schädigungen und einem Platz am Tisch 
der Sieger auch einen neuen Anlauf bei 
den bislang gescheiterten Bemühungen 
um EG-Aufnahme. Dazu ist eben auch et- 
was mehr Menschenrechtskosmetik und 
Demokratisierungsanschein als bisher 
vonnöten. 

Es wäre allerdings verkürzt, die Reform- 
bemühungen Özals ausschließlich auf sei- 
ne eigenen machtpolitischen Interessen 
und außenpolitisches Taktieren zurück- 
zuführen. Bereits mit den Volksaufstän- 
den im letzten Jahr und den zunehmenden 
Erfolgen der PKK zeigte sich recht deut- 
lich, daß die 65jährige Politik der Leug- 
nung und Zerstörung kurdischer Existenz 
in der Türkei gescheitert ist. Der für seine 
Untersuchungen zur Kurdistanfrage 
mehrfach und auch jetzt gerade wieder — 
zum Zeitpunkt der „kurdischen Refor- 
men”! — wegen „separatistischer Propa- 
ganda” inhaftierte türkische Soziologe I. 
Besikci hatte bereits letztes Jahr in einem 
Interview mit der Zeitschrift „pogrom” 
der Gesellschaft für bedrohte Völker 
(GfbV) erklärt: „Wenn heute in Kurdistan 
Gebete für die Gefallenen (Guerilleros, 
d.A.) gesprochen werden, wenn für sie die 
vorgeschriebenen Riten und Gedenkgot- 
tesdienste abgehalten werden und dies 
auch noch in kurdisch, dann muß man 
von einer Revolution sprechen. Auch daß 
das kurdische Volk sich gegen die bis an 
die Zähne bewaffneten Sicherheitskräfte 
erhebt, daß Kaufleute aus Protest ihre Lä- 
den schließen und dies wie ein Flächen- 
brand von .Stadt zu Stadt übergreift, 
spricht für sich... Die Terrorpolitik des 
Staates ist im Grunde bankrott.” 

Die geschilderten Ereignisse im März die- 


Der Guerillakrieg in Kurdistan ist ein Hindernis für die Pläne zur Industrialisierung der Region 
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sen Jahres bestätigen diese Einschätzung 
nachhaltig. Die KurdInnen in der Türkei 
haben einfach nichts mehr zu verlieren 
und lassen sich deshalb auch von noch so 
brutalen Übergriffen der Sicherheitskräf- 
te nicht mehr einschüchtern. Ob die bis- 
lang bekanntgewordenen Reformen aller- 
dings geeignet sind, die Situation zu ent- 
schärfen, muß bezweifelt werden. Von ei- 
ner substantiellen Änderung der Situation 
in Türkei-Kurdistan kann nicht gespro- 
chen werden, solange 

- über die Hälfte des türkischen Heeres 
(ca. 500000 Mann) in Kurdistan steht und 
dort v.a. mit den berüchtigten Spezial- 
einheiten („Rambos”) einen brutalen Auf- 
standsbekämpfungskrieg gegen Bevölke- 
rung und Guerilla führt, 

- weiterhin die 13 kurdischen Provinzen 
unter (dem gerade wieder verlängerten) 
Ausnahmezustand stehen und von einem 
„Supergouverneur” mit quasi diktatori- 
schen Vollmachten verwaltet werden, 

- immer noch beim Europarat die von der 
Türkei mitunterzeichnete Menschen- 
rechtskonvention ausgesetzt ist, 

- zahlreiche Dekrete mit Gesetzeskraft es- 
sentielle Grundrechte wie die Pressefrei- 
heit einschränken. 

Eine Entschärfung der Situation ist je- 
doch auch in den Augen wichtiger Kräfte 
innerhalb der Türkei nötig, nicht zuletzt 
stellt das Aufstandsklima und der Gueril- 
lakrieg in Kurdistan auch ein ernsthaftes 
Hindernis für die hochfliegenden Pläne 
zur Kapitalisierung und Industrialisierung 
der Region v.a. über das gigantische GAP- 
Projekt dar, mit dem massiv ausländisches 
Kapital ins Land geholt werden soll. Be- 
reits letztes Jahr sind mehrere Investoren, 
darunter auch bundesdeutsche, unter 
Hinweis auf die unsichere Lage wieder 
abgesprungen. Auch der Ölmulti Chevron 
hat Probebohrungen bei Cizre, dem Zen- 
trum der Aufstände letzten Jahres, wieder 
eingestellt (ausführlich in Blätter des iz3w 
Nr. 168). 

Vor diesem Hintergrund erklärt sich 
auch, auf welche Kräfte sich Özal mit sei- 
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nen neuerlichen Wendungen stützt. Na- 
türlich hofft Özal, durch Liberalisierungs- 
maßnahmen und die seit langem von der 
Bevölkerung vehement geforderte Amne- 
stie Stimmen für die im Herbst anstehen- 
den Wahlen zu gewinnen, welche die AN- 
AP bei der aktuellen Stimmungslage der 
Bevölkerung haushoch verlieren dürfte. 
Die angestrebten bzw. im Schnellverfah- 
ren durchgeführten Reformen sind aber 
auch im Interesse der auf Modernisierung 
und Internationalisierung ausgerichteten 
Teile des türkischen Kapitals. Auch die 
Aufheizung des innerbetrieblichen Kli- 
mas durch die brutale Unterdrückung al- 
ler Formen der Arbeiterbewegung läuft 
den Interessen der weiterblickenden Teile 
des türkischen Kapitals zuwider. Bereits 
letztes Jahr hatten nach der blutigen Un- 
terdrückung der Demonstrationen und 
Feiern des 1.Mai einige Arbeitgeberver- 
bände dessen Legalisierung eingefordert. 
Insofern dürfte auch der Verlauf des be- 
vorstehenden diesjährigen 1.Mai eine Na- 
gelprobe für die Ernsthaftigkeit und 
Durchsetzungschancen von Ozals Re- 
formbestrebungen sein. 


Kurdische Flüchtlinge unter Kontrolle türki- 
: scher Militärs 


Gesamtkurdische 
Freiheitskämpfe? 


Die PKK scheint durch Özals Vorstoß in 
der Kurdistanfrage auch überrascht wor- 
den zu sein, hat aber bereits Verhand- 
lungsbereitschaft signalisiert. Entgegen 
der hierzulande immer noch häufig in der 
Presse anzutreffenden Behauptung, die 
„extremistische” PKK bestehe kompro- 
mißlos auf einem eigenen kurdischen 
Staat hat der PKK-Vorsitzende Öcalan 
bereits seit längerem moderate Töne an- 
geschlagen und erklärt, daß eine Autono- 
mie innerhalb der Türkei auch im Interes- 
se der PKK läge. 


Inzwischen hat die PKK — u.a. in einem 
Interview ihres Vorsitzenden Abdulla 
Öcalan mit dem „Weltspiegel” der ARD 
— auch erklärt, daß sie unter Umständen 
zu einer Einstellung des bewaffneten 
Kampfes und zur Aufnahme von Ver- 
handlungen bereit wäre. Vorbedingung 
wäre dabei mindestens eine Einstellung 
des Staatsterrors der Armee und ihrer 
Spezialeinheiten. Als Ziele wurden die 
Erlangung der „politischen Ausdrucks- 
freiheit” für die KurdInnen und ein Refe- 
rendum über die Zukunft der Kurdinnen 
in der Türkei genannt. 


Eine weitere wichtige Entwicklung auf der 
Seite des kurdischen Widerstandes sind 
neue Bestrebungen, die bisherige Zer- 
splitterung zwischen den zahlreichen Or- 
ganisationen in den verschiedenen Ok- 
kupantenstaaten zu überwinden und erst- 
mals einen gesamtkurdischen National- 
kongreß anzustreben. Initiiert wurden 
diese Bestrebungen offenbar von der ira- 
kischen Kurdistanfront, in der sich zu Be- 
ginn der Golfkrise die wichtigsten kurdi- 
schen .Oppositionsgruppen des Irak zu- 
sammengeschlossen hatten. Erste Früchte 
dieser Entwicklung zeigten sich bereits 
bei den Kontakten Özals zu den iraki- 
schen Kurdenführern. Nur zu gerne hätte 
die türkische Seite dabei die „gemäßigten” 
irakischen Kurdenvertreter, v.a. Talabani, 
gegen die „extremistische” PKK ausge- 
spielt. Doch anstatt diese als terroristisch 
zu verurteilen, erklärte Talabani, er schät- 
ze die PKK als patriotische Kraft. Ent- 
sprechend war es in der Türkei einer der 
Hauptkritikpunkte an Özals Kontakten, 
daß er keine solche Verurteilung erreicht 
habe. Doch auch so tat die türkische Pres- 
se alles, um Talabani in nicht gerechtfer- 


tigter Weise als „unseren Mann unter den 
Kurden” darzustellen und so die Atmo- 
sphäre für einen kurdischen Nationalkon- 
gress zu verderben. Die PKK hat noch 
keine offizielle Stellungnahme zu den 
Kontakten der irakischen Kurden mit der 
Türkei veröffentlicht, jedoch erklärt, über 
diese Kontakte vorab von den irakisch- 
kurdischen Gruppen informiert worden 
zu sein. 


InStockholmfand vom 15.biszum 18.März, 
eine große Kurdistankonferenz mit Ver- 
tretern aller wichtiger Organisationen, 
auch der PKK, aus den fünf die kurdi- 
schen Gebiete besetzt haltenden Staaten 
(Türkei, Syrien, Irak, Iran, UdSSR) sowie 
Repräsentanten aus dem kurdischen Exil 
statt. In der hiesigen Medienlandschaft 
wurde diese wichtige Konferenz übrigens 
mit einer geradezu skandalösen Nichtbe- _ 
achtung bedacht. Neben den kurdischen 
Delegierten waren auch Vertreter der 
englischen Labour Party, der schwedi- 
schen Sozialdemokraten, belgische Parla- 
mentsabgeordnete, Vertreter zahlreicher 
Solidaritätsgruppen sowie humanitärer 
Organisationen an der Konferenz betei- 
ligt. Ein Schwerpunkt bei der Konferenz 
bildete die Frage, wie für die durch Golf- 
krieg und Embargo schwer notleidende 
kurdische Bevölkerung im Irak Lebens- 
mittel und Medikamente organisiert wer- 
den und der damals noch nicht niederge- 
schlagene Aufstand unterstützt werden 
könnte. Außerdem wurden Grundsätze 
über die „Konkreten Erfordernisse zur 
Förderung und zum Schutze der Men- 
schenrechte für das kurdische Volk” erar- 
beitet und eine „Stockholmer Erklärung 
über die Rechte des kurdischen Volkes” 
verabschiedet. Konsens bestand über das 
Selbstbestimmungrecht des kurdischen 
Volkes. Hier wurden Autonomieregelun- 
gen als zunächst anzustrebendes Ziel mit 
der Option auf Eigenstaatlichkeit als 
Fernziel beschlossen. Wenn auch sicher 
die Überwindung der innerkurdischen 
Zersplitterung und die Erlangung einer 
mit der PLO in Palästina vergleichbaren 
gesamtkurdischen Vertretung immer 
noch einen langen und schwierigen Pro- 
zeß erfordert, so ist doch ein erster histo- 
rischer Schritt in diese Richtung getan 
worden. 


Özal und die irakisch-kurdi- 
schen Flüchtlinge 


Auf den eigentlichen Verlauf des irakisch- 
kurdischen Aufstandes kann im Rahmen 
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dieses Artikels nicht eingegangen werden. 
Grundsätzlich ist jedoch festzuhalten, daß 
das kurdische Volk vor allem durch die 
USA in beispiellos zynischer Weise seiner 
abermaligen Vernichtung durch die Ar- 
mee Saddam Husseins preisgegeben wur- 
de. Bush'selbst hatte in öffentlichen Äuße- 
rungen die irakische Bevölkerung und da- 
mit vor allem den seit langem organi- 
sierten kurdischen Widerstand zum Sturz 
des Hussein-Regimes ermuntert. Durch 
das offiziell ausgesprochene Flugverbot 
für die irakische Luftwaffe hat er den Ein- 
druck erweckt, den Aufstand zumindest 
‚indirekt stützen zu wollen. Laut Zeitungs- 
berichten wurde der Aufstand von der 
CIA auch direkt mitgeschürt, indem u.a. 
kurdische Persönlichkeiten aus dem Exil 
in die Aufstandsregion geflogen wurden, 
um dort über einen vom CIA mitunterhal- 
tenen Rundfunksender „Stimme des 
freien Irak” zum Aufstand aufzurufen. 
Wir wissen, daß dann nichts unternom- 
men wurde, um Saddam an der Nieder- 
schlagung des Aufstandes und einem neu- 
en Völkermord zu hindern. Über Aufklä- 
rungsflugzeuge waren die USA genaue- 
stens über das Vorgehen der irakischen 
Elitetruppen informiert. Sowohl: kurdi- 
sche Quellen als auch die Mitarbeiterin 
von medico international vor Ort haben 
mehrfach beobachtet, wie auf amerikani- 
sche Aufklärungsflüge in ca. halbstündi- 
gem Abstand neue Angriffswellen der ira- 
kischen Armee auf noch unentdeckte 
Peshmergastellungen erfolgten — eine In- 
terpretation dieses empirisch erwiesenen 
Phänomens soll hier den LeserInnen 
überlassen werden. Eine Hamburger Mo- 
natszeitung (ak) präsentiert sogar Infor- 
mationen, nach denen Özal bei seinem 
US-Besuch im März eine Geheimdepe- 
sche Saddams an Bush übermittelt hat, in 
der dieser die Erlaubnis für die Nieder- 
schlagung der Aufstände im Land im bei- 
derseitigen Interesse eingeholt hat. 
Offensichtlich ist es der stillschweigende 
Konsens aller irgendwie beteiligten Staa- 
ten, daß ein auf den Flammen des Krieges 
kleingekochter Saddam Hussein immer 
noch die für den Westen und die Staaten 
der Region akzeptabelste Lösung im Irak 
darstellt, vor allem gegenüber der Option 
einer erstarkenden kurdischen Selbststän- 
digkeit, in welcher Form auch immer. 
Sämtliche legitimen Interessen des kurdi- 
schen Volkes, selbst sein physisches 
Überleben, wurden diesem ordnungspoli- 
tischen Kalkül in menschenverachtender 
Weise geopfert. Als die internationalen 
, Hilfsmaßnahmen endlich einsetzten, war 
der Aufstand zu einem großen Teil nie- 
dergeschlagen und Millionen von Men- 
schen auf der Flucht in den bergigen 
Grenzregionen zur Türkei und zum Iran 
durch Hunger und Kälte vom Tode be- 
droht. Es drängt sich der makabre Ein- 
druck auf, daß dies der Zustand ist, in 
dem die „internationale Gemeinschaft zi- 
vilisierter Staaten” ihre Hilfsobjekte am 
liebsten hat: als absolute Opfer, elend und 
abgerissen, sich würdelos um Hilfspakete 
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Türkei - Kurdistan 


prügelnd und nicht mit aufrechtem Gang 
um ihre Rechte kämpfend, 

Die Rolle der türkischen Behörden in die- 
sem Desaster stellt die Ernsthaftigkeit der 
kurdistanpolitischen Reformbestrebun- 
gen wie die neue Rolle als Schutzpatron 
für die irakischen KurdiInnen in Frage. Bis 
jetzt weigert sich die Türkei, -die Grenze 
offiziell zu öffnen. Während Erklärungen 
über die „faktische Öffnung” der Grenzen 
und internationale Hilfsappelle zur Un- 
terstützung bei der Bewältigung des 
Flüchtlingsproblems abgegeben werden, 
haben das türkische Militär und die 
Grenzschützer immer noch Schießbefehl 
auf die Flüchtlinge, welche die Grenze 
überqueren wollen. Es heißt zwar, daß 
nur „Warnschüsse in die Luft” abgegeben 
werden, durch diese sind jedoch bereits 
mehrere Menschen zu Tode gekommen, 
darunter auch Kinder. Auch für die 
Flüchtlinge auf türkischem Territorium 
bedeuten die türkischen Sicherheitskräfte 
eher eine zusätzliche Bedrohung statt Hil- 
fe. 

Es ist offensichtlich, daß von türkischer 
Seite die Zahl der ins Land gelangenden 
Flüchtlinge so klein wie möglich zu halten 
versucht wird und zugleich jeder Kontakt 
mit der türkisch-kurdischen Bevölkerung 
verhindert werden soll, um so jedeVerei- 
nigung mit dem kurdischen Widerstand in 
der Türkei zu verhindern. Angesichts der 
Tatsache, daß inzwischen durch Entkräf- 
tung und Krankheiten täglich etwa tau- 
send Menschen ‚ v.a. Kleinkinder sterben, 
kann dies nur als Fortsetzung des Völker- 
mordes mit anderen Mitteln begriffen 
werden. 

Auf Behinderung und Schikanen trifft da- 
her auch die breite Welle solidarischer 
Hilfe, welche die Bevölkerung Türkei- 
Kurdistans für ihre Brüder und Schwe- 
stern aus dem Irak auf die Beine gestellt 
hat. Koordiniert wird diese Hilfe im Rat- 
haus von Cizre, das am nächsten zu den 
Grenzüberrtrittsstellen liegt und von wo 
aus die gesammelten Güter zu dem gro- 
Ben Camp bei Isikveren gebracht werden. 
Der Bürgermeister von Cizre, H. Haschi- 
mi, hat gleich in den ersten Tagen der 
Fluchtbewegung eine Versammlung aller 
Bürgermeister der Region einberufen, um 
Hilfsmaßnahmen zu beraten und zu koor- 
dinieren. Die Lieferungen werden von 
Bürgerkomitees organisiert, die von ei- 
nem breiten Bündnis aller Verbände, Ge- 
werkschaften, Menschenrechtsvereine 
und politischen Kräfte quer durch das ge- 
samte Spektrum getragen werden. Die Ar- 
mee hat diesen kurdischen Hilfsaktivitä- 
ten nur Behinderungen und Schikanen 
entgegengesetzt, die Lieferungen abgefan- 
gen und selbst die Verteilung bean- 
sprucht, die ÜberbringerInnen als „Sepa- 
ratisten und Terroristen” beschimpft. Ge- 
gen die Behinderungen wurden bereits 
Proteste organisiert, eine Solida- 
ritätsdemonstration für die kurdischen 
Flüchtlinge mehrerer tausend Menschen 
in Diyarbakir wurde in gewohnter Weise 
vom Militär auseinandergeprügelt. 5 000 


Menschen aus Cizre und Umgebung ha- 
ben einen unbefristeten Hungerstreik an- 
gekündigt, falls die Behinderungen nicht 
aufhören. Inzwischen soll zumindest teil- 
weise die direkte Verteilung der von der 
türkisch-kurdischen Bevölkerung gesam- 
melten Hilfsgüter durchgesetzt sein. 
Von einem wirklichen Einlenken der tür- 
kischen Regierung in der Kurdistanfrage, 
und sei es nur in humanitärer Hinsicht, 
kann angesichts dieser Vorgänge nicht die 
Rede sein. 
Udo Wolter 
Anmerkung: . 


! Der März ist in Kurdistan der Monat des 
Newrozfestes (Neujahrfest, 21.3.) und traditio- 
nell ein Symbol des Widerstandes gegen 
Fremdherrschaft. 


Quellen: medico international, türkei informa- 
tion, Kurdistan Rundbrief, Kurdistan Komitee 
Köln, Yeni Ülke, Komkar, ak 239, Pressearti- 
kel 
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Irak 


„Demokratie für Irak — 
Autonomie für Kurdistan” 


Interview mit einem 
irakischen Oppositionellen 


Tawfiq Al-Nuri (Name v. d. Red. 
geändert) mußte vor einigen Jah- 
ren aus seinem Land flüchten. Er 
lebt seitdem in der Bundesrepu- 
blik und gehört einer der Parteien 
an, die sich im „Komitee der ge- 
meinsamen Aktion” zusammenge- 
schlossen haben. Wir sprachen 
mit ihm über dieses oppositionelle 
Bündnis und den Krieg im Irak. 


Daß es im Irak eine Opposition gegen das Re- 
gime Saddam Hussein gibt, ist lange Zeit nicht 
wahrgenommen worden. Erst durch den be- 
waffneten Aufstand ist dies in das Bewußtsein 
der Öffentlichkeit gerückt. Nun ist es aber si- 
cherlich nicht richtig, von „der” Opposition zu 
sprechen. Welche Hauptströmungen nehmen 
an dem Aufstand teil? 


T.Al-Nuri: Man kann die irakische Oppo- 
sition im wesentlichen in drei Strömungen 
unterteilen. Die erste Gruppe ist die 
Gruppe der Säkularisten. Sie besteht aus 
Kommunisten, Sozialisten und dem Teil 
der Baath-Partei, der sich gegen das herr- 
schende Regime wendet. Die zweite star- 
ke Kraft bilden die religiösen Gruppierun- 
gen. Sie sind organisiert im Obersten Rat 
der Islamischen Revolution (SAIRI) mit 
dem Hauptsitz im Iran. Zu nennen ist vor 
allem die Dawa-Partei, eine irakische Par- 
tei, gegründet von Bakr al-Sadr, der 1979 
vom Saddam-Regime ermordet wurde. 
Des weiteren sind die Organisation der Is- 
lamischen Aktion und die Bewegung der 
irakischen Mudschahedin von Bedeutung. 


Der dritte Teil der Opposition ist die Kur-. 


dische Opposition. Sie besteht aus mehre- 
ren Parteien, die vor zwei Jahren die soge- 
nannte Kurdistan-Front gebildet haben. 
Zu ihr gehören die Demokratische Partei 
Kurdistans (DPK), die Kurdische Volks- 
partei, die Sozialistische Partei Kurdistans 


und die Patriotische Union Kurdistans 
(PUK), nicht zu vergessen der kurdische 
Teil der kommunistischen Partei. Vor 
kurzem wurde auch noch die Demokrati- 
sche Assyrische Bewegung in die Front 
aufgenommen. 


Der Süden des Iraks ist im wesentlichen von 
Schiitischen Arabern bevölkert. Hier haben 
die islamischen Bewegungen ihren Rückhalt. 
Welches sind die Unterschiede zwischen den 
Parteien ? 


Zunächst ein Wort zur gesamten islami- 
schen Bewegung: Diese Bewegung will 


keinesfalls, wie oft vermutet, das Beispiel 


des Iran nachahmen. Es wäre auch falsch 
anzunehmen, die religiöse Bewegung wä- 
re eine rein schütische. Die Schiiten sind 
zweifellos die stärkste Kraft. Doch es ist 
vielleicht das Besondere an der irakischen 
islamischen Bewegung, daß hier Sunniten 
und Schüten zusammenarbeiten und sich 
verständigen können. Das iranische Mo- 
dell ist keine Lösung für die irakische Ge- 
sellschaft. Das ist auch deutlicher Be- 
schluß der gesamten irakischen Opposi- 
tion, also auch der Islamisten. Dieser Be- 
schluß wurde in den Abkommen von Da- 
maskus und Beirut festgehalten. Religion 
soll in den Augen der Schiiten eine Rolle 
in der Politik spielen, doch sie wollen die 
freie Entscheidung der Menschen da- 
rüber, wie diese zu gestalten ist. Und sie 
wollen nicht länger eine Außenseiterrolle 
spielen müssen. Die Islamische Bewegung 
— auch das muß gesagt werden — ist auch 
im Norden nicht unbedeutend. 

Zu den Unterschieden: Es handelt sich 
weniger um religiöse als um politische 
Unterschiede. Insgesamt sind sie nicht so 
schwerwiegend. Sie äußern sich vor allem 
im Verhältnis zum Iran. SAIRI orientiert 
und erhofft sich Hilfe vom persischen 
Nachbarn, während Al Dawa dies ablehnt 
und auf Selbständigkeit setzt. 


Welchen Einfluß hat das religiöse Oberhaupt 
der irakischen Schliten, Abu Qassem Al-Khui, 


der sich in der Vergangenheit loyal zum Sad- 
dam-Regime verhalten hat und von Khomeini. 
einmal als ‘Saddams Hofpfaffe* bezeichnet 
wurde ? 


Abu Qassem Al-Khui ist Ausdruck und 
Personifizierung der schitischen Tradi- 
tion. Er ist ein Mann, dem viel Vertrauen 
geschenkt wird. Er ist Ratgeber in religiö- 
sen Angelegenheiten und Führer der mei- 
sten Schiiten, nicht nur im Irak. 

Al-Khui hat sich — und während des 
Golf-Krieges hat man anderes von ihm er- 
wartet — von der Politik distanziert, im 
Gegensatz z. B. von Bakr al-Sadr. Saddam 
hat immer versucht über Al-Khui die 
Schiten zu gewinnen. Aber das hat nicht 
funktioniert. Die Menschen wissen, daß 
Al-Khui zu bestimmten Äußerungen ge- 
zwungen wurde. Er hat einen großen reli- 
giösen Einfluß, doch seine politischen 
Außerungen werden wenig ernst genom- 
men. 


Wie haben sich die Schliten im Irak während 
des Krieges mit Iran verhalten? Waren sie 
loyal zum schiltischen Iran, gerade auch weil 
sie im Irak diskriminiert wurden? 


Nein, und das ist ein entscheidender Un- 
terschied zwischen Schiiten im Irak und 
im Iran. Khomeini hat versucht sich diese 
Diskriminierungen im Krieg gegen Sad- 
dam zunutze zu machen. Die meisten Sol- 
daten sind Schiiten. Aber das hat nicht 
funktioniert, weil die Schiiten im Irak 
nicht sektiererisch denken und agieren. 
Sie wollen nicht von iranischen Schiiten 
geführt werden. Sie wollen ‚kein System 
auf religiöser Basis, sie wollen die Verbes- 
serung der Politik durch die Religion. 


Nun zu den Kurden: dort existieren die beiden 
großen Parteien DPK (Demokratische Partei 
Kurdistan) und PUK (Patriotische Union Kur- 
distans), beide aus dem Clan Barzanis entstan- 
den. Wo liegen die Unterschiede? 


In Kurdistan muß man die soziale Struk- 
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Irak 


Saddam Hussein: Die Zeit ist bald abgelaufen 


tur der Bevölkerung berücksichtigen. Hier 
hat sich traditionell eine Stammeskultur 
herausgebildet. Die führende Rolle, be- 
sonders was die Religion betrifft, spielte 
der Barzani-Clan. Sie weitete sich nach 
den vielen Niederlagen des kurdischen 
Volkes und dem Verrat der Großmächte 
auch auf die Politik aus. Die Spaltung 
durch Jalal Talabani erfolgte aus politi- 
schen Gründen. Talabani gründete dann 
die PUK. Barzani dachte wenig politisch 
und verengte so seinen Spielraum für poli- 
tische Vereinbarungen. Er war sehr auf 
die nationale kurdische Sache fixiert und 
wenig interessiert an politischen Prozes- 
sen um ihn herum. So grenzte er sich im- 
mer kategorisch von den Kommunisten 
und anderen oppositionellen Kräften ab. 
Talabani sucht dagegen die Öffnung zu 
anderen arabischen Gruppierungen. 


Viele bezeichnen Talabani, was seine Bündnis- 
politik anbelangt, als einen Opportunisten... 


Vielleicht hat Talabani zu oft taktiert, ge- 
rade was die Baath-Regierung angeht. 
Aber DPK und PUK sind sich mittlerwei- 
le einig in ihren Zielen: Demokratie für 
Irak und wahre Autonomie für Kurdistan. 
Diese Ziele verfolgt die gesamte irakische 
Opposition. 


Warım fordern die irakischen Kurdinnen 
nicht, wie etwa die PKK (Kurdische Arbei- 
terpartei), einen eigenen Staat ? Was ist das 
Besondere an den KurdInnnen Iraks? 5 


Seit der Gründung Iraks ist die Zusam- 
menarbeit zwischen Kurden und Arabern 
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sehr ausgeprägt gewesen. Schon nach dem 
Zusammenbruch des Osmanischen Rei- 
ches kämpften beide Volksgruppen ge- 
meinsam gegen die britischen Koloniali- 
sten für Freiheit und Selbständigkeit. Die- 
se Verbindung setzte sich während der ge- 
samten politischen Entwicklung des Iraks 
fort. So gab es in den letzten südlichen Ek- 
ken des Landes Demonstrationen gegen 
militärisches Vorgehen, das die Kurden 
bedrohte. Viele Araber flüchteten nach 
Norden in die Berge und kämpften mit 
den Kurden, so z. B. die KP mit der PUK. 
Diese Verbindung blieb im wesentlichen, 
trotz mancher rassistischer Diskriminie- 
rungen, bestehen. 


Die KP als stärkste Oppositionskraft hat eine 
sehr wechselvolle Geschichte hinter sich. Sie 
wurde von dem Baath-Regime brutal verfolgt, 
hat aber auch zeitweise mit ihm zusammenge- 
arbeitet. Hat sie das nicht bei anderen Opposi- 
tionsgruppen in Verruf gebracht? 


Die Geschichte der KP ist sehr kompli- 
ziert und sie läßt sich nicht in zwei Sätzen 
zusammenfassen. Die KP ist die älteste 
Partei des Iraks, sie wurde 1934 gegrün- 
det. Sie hat eine Menge Erfahrungen, und 
es ist betrüblich, daß sie diese Erfahrun- 
gen nicht immer umsetzen konnte. Trotz 
der Fehler bleibt die KP eine einflußrei- 
che Partei. 

Die Baath-Partei bekämpfte die KP schon 
1963 äußerst konsequent bis zur Beina- 
he-Vernichtung. Nachdem sie 1969 die 
Macht ergriffen hatte, suchte sie zunächst 
wieder die Annäherung an starke Kräfte, 
Kommunisten und Kurden. Es gab Ver- 


handlungen, bis sich 1973 aus der Baath- 
Partei und der KP die sogenannte Volks- 
front bildete. Zunächst waren die Kom- 
munisten überzeugt, daß es sich bei der 
Öffnungspolitik der Baath-Partei nicht 
bloß um ein taktisches Manöver handelte. 
Doch als im Irak eine brutale Kommuni- 
stenverfolgung begann, wurde die Kritik 
in der KP immer lauter. 1979 verließ die 
KP endlich die Volksfront. Viele KPler 
schlossen sich dem kurdischen Guerilla- 
kampf an, einige gingen in den Unter- 
grund und andere verließen das Land. 


Welches gesellschaftspolitische Verständnis 
hat die KP? 


Sie war moskauorientiert. Das gab natür- 
lich innerparteiliche Schwierigkeiten, 
denn die Sowjetunion hat Saddam unter- 
stützt. Viele Leute können nicht verges- 
sen, daß Saddam, obwohl er viele Kom- 
munisten getötet hat, bei seinem Besuch 
Moskaus von Breschnew herzlich emp- 
fangen wurde und sogar die Lenin-Me- 
daille überreicht bekam. 


Als die Baath-Partei mit der KP 1973 die 
Volksfront bildete, geschah dies vor allem in 
der Absicht, den starken Einfluß der Kommu- 
nisten in der Gewerkschaft zu unterwandern 
und zu eliminieren. Gibt es denn heute in den 
Gewerkschaften oder anderen sozialen Ver- 
bänden Räume, die nicht von der Baath-Partei 
durchdrungen sind? 


Das war in der Tat die Absicht der Baath, 
und ihre Rechnung ist aufgegangen. Die 
KP meinte, man solle die Baath-Partei 
nicht allein regieren lassen und wollte 
Einfluß nehmen. Sie hat dann Vereinba- 
rungen akzeptiert, so zum Beispiel die 
Auflösung von Organisationen der KP, 
wie etwa der Studentenvereinigungen. Die 
Baath-Partei hat des weiteren kommuni- 
stische Gewerkschaftsführer unter Druck 
gesetzt und zahlreiche inhaftiert. Die KP 
hat zwar immer dagegen protestiert, aber 
sie wurde im Grunde von den Baathisten 
nicht ernst genommen. Die KP glaubte 
daran, das ganze Volk müsse zusammen- 
arbeiten, und hat die Volksfront deshalb 
aus ideologischen Gründen unterstützt. 
Aber sie hat die politischen Ziele der 
Baath falsch eingeschätzt. Die Baath-Par- 
tei hatte keine anderen Ziele als die Macht 
und hat die KP konsequent ausgenützt. 

Es gibt viele Freunde der KP, die sagen, 
die Baath-Partei hätte ohne die in der Be- 
völkerung respektierte KP keine Chance 
gehabt, an der Macht zu bleiben. Die 
Kommunisten tragen damit natürlich ei- 
nen Teil der Schuld an der Entwicklung 
im Irak. 


Der Irak ist ein Land, von dem man sagt, seine 
Opposition sei außer Landes, im Gefängnis 
oder fol. Wie konnte es zu dem Aufstand kom- 
men? 


Eine politische Organisierung war nicht 
vorhanden, weil die Parteien vom Aus- 


land aus operieren mußten. Aber das 
heißt nicht, daß sie die Beziehung zu der 
Bevölkerung verloren haben. Dieser Auf- 
stand zeigt, daß das irakische Volk bereit 
ist, gegen das Regime zu kämpfen. Sicher- 
lich ist eine bessere Kooperation zwischen 
den einzelnen Organisationen notwendig; 
und natürlich auch die Unterstützung 
durch andere Parteien und Menschen im 
arabischen Raum. Es ist natürlich eine 
große Enttäuschung für uns, daß nur we- 
nige arabische Befreiungsbewegungen 
diesen Aufstand unterstützt haben, sei es 
politisch oder militärisch. Man ist schein- 
bar nicht bereit, den Fehler, Saddam un- 
terstützt zu haben, korrigieren zu wollen. 
Das heißt natürlich nicht, daß wir uns von 
den arabischen Befreiungsbewegungen 
trennen wollen. Im Gegenteil: Wir be- 
trachten uns weiterhin als ein Teil von ih- 
nen. Und wir hoffen, daß sie jetzt erwa- 
chen und wahrnehmen, in welche Situa- 
tion Saddam das irakische Volk gebracht 
hat. Es verdient die volle Unterstützung 
jedes progressiv denkenden Menschen. 
Auch wenn der Aufstand jetzt zu schei- 
tern droht, wird er früher oder später wei- 
tergehen. 


Die irakische Opposition hat sich wie andere 
arabische Parteien und Organisationen wäh- 
rend der Golfkrise und dem Krieg in dem Di- 
- lemma der Wahl zwischen Pest und Cholera 
befunden. Sie hat sich letztendlich gegen den 
Krieg und die imperialistische Einmischung 


gewandt. Was fordert sie jetzt angesichts der ' 


Tatsache, daß die Republikanischen Garden 
den Aufstand niederzuwerfen scheinen und die 
Bevölkerung massakriert wird? 


Dies ist eine schwierige Situation. Von 
Anfang an war die Opposition für eine 
arabische Lösung der Kuwait-Krise und 
gegen die Einmischung des Auslands, be- 
sonders der Großmächte. Auf der ande- 
ren Seite hat die irakische Opposition 
auch gefordert, daß man den Irak isolie- 
ren soll, wenn von arabischer Seite keine 
Lösung erreicht werden kann. Das meint 
nicht ein Lebensmittelembargo, sondern 
die politische, militärische und wirtschaft- 
liche Isolation. Wenn man das gewollt hät- 
te, wäre der Krieg zu vermeiden gewesen. 
Doch der Krieg war geplant und wurde 
durchgezogen aus den bekannten Interes- 
sen der USA. Nun ist ein Sechstel des ira- 
kischen Bodens von den USA besetzt. Die 
USA haben bewußt die Republikanische 
Garde unangetastet gelassen, so daß Sad- 
dam nun die Möglichkeit hat, die Aufstän- 
dischen zu bekämpfen. Im Norden ver- 
folgt die irakische Armee die Kurden bis 
zu einem Korridor an der irakisch-türki- 
schen Grenze, Dieser Korridor wurde in 
der Vergangenheit entvölkert und zer- 
stört. Es handelt sich um offenes Land, in 
dem jeder und jede Flüchtende sofort ent- 
deckt und aus der Luft bombardiert wird. 
Auf der anderen Seite der Grenze stehen 
die türkischen Militärs und beschießen 
die Kurden gleichermaßen. Im Süden sind 
paradoxerweise die meisten Menschen 
aus den Städten in das amerikanische Ge- 


Irak 


biet geflüchtet. Die amerikanischen Sol- 
daten verhalten sich im Gegensatz zu ih- 
rer Regierung sehr anständig und geben 
ihnen zu essen. Die Besatzung ist gleich- 
zeitig im Moment ein Schutz vor den Re- 
publikanischen Garden. In diesem Gebiet 
sind hunderttausende von Menschen, die 
keine Möglichkeit haben, etwa nach Sau- 
di-Arabien oder in den Iran weiterzu- 
flüchten. 


Wir sind natürlich prinzipiell gegen die ‘ 


Besatzung unseres Landes. Doch solange 
dieses Regime Saddam besteht, weiß ich 
keinen anderen Schutz für die Flüchtlinge, 
die in den Augen der Republikanischen 


Garden Verräter sind. 


Hat es sie überrascht, daß die Alliierten nicht 
bis Bagdad durchgestoßen sind? 


Nein, nein. Wir haben schon früher ge- 
sagt, daß die Amerikaner nicht die Inter- 
essen des irakischen Volkes vertreten und 
eine unabhängige Opposition unterstüt- 
zen werden. Das gleiche gilt für die Tür- 
kei, für Syrien, für Iran und für die Golf- 
staaten. Wir befürchteten schon vor Ende 
des Krieges, daß die Amerikaner Saddam 
lediglich entscheidend zu schwächen be- 
absichtigen, und daß ihnen ein schwacher 
Saddam lieber ist als eine starke Demo- 
kratie im Irak. 

Bush hat die Iraker zum Aufstand aufge- 
fordert. Gut, er wäre sowieso gekommen, 
die Zeit war scheinbar reif. Aber Saddams 
loyale Truppen waren nicht so schwach, 
wie uns die Amerikaner glauben machen 
wollten. Wir haben auch damit gerechnet, 
daß das Militär keine schweren Waffen 
und keine Luftwaffe einsetzen dürfte. Es 
ist anders gekommen. Saddam wird nun 
gehalten als ein zukünftiger Ja-Sager für 
amerikanische Politik und als ein Wolf ge- 


„Dieser Aufstand zeigt, daß das irakische Volk bereit ist zu kämpfen“ 


genüber dem irakischen Volk. Auch das 
ist Einmischung! 


Eine Hauptforderung der Antikriegsbewegung 
war der Abzug der Alliierten aus der Region. 
Halten Sie diese Forderung im Nachhinein für 
falsch? 


Prinzipiell und für die damalige Situation 
— der Aufmarsch hat den vermeidbaren 
Krieg letztlich auch herbeigeführt — wa- 
ren die Forderungen notwendig und rich- 
tig. Nun hat sich jedoch die Situation ge- 
ändert. Mich interessiert im Moment das 
Schicksal hunderttausender Menschen, 
die in das amerikanische Gebiet geflohen 


sind. Sie werden von den umliegenden 
Ländern nicht aufgenommen,mit Ausnah- 
me des Iran, dessen Kapazitäten längst 
ausgeschöpft sind. Die Weltöffentlichkeit 
und die UNO, die diese Situation herbei- 
geführt hat, muß eine Lösung für diese 
Menschen finden. 
Sobald das Regime Saddam beseitigt ist, 
werden wir alles leisten, um die Besatzung 
loszuwerden. 

Das Interview führte js 


Kriegsende. Vorkriegszeit. 
„Flugschrift“ der Radikalen Linken zum Krieg am Golf: 


* New World Order = Imperiali- 
suscher Kr 


Comisg out für den Krieg 

® Interuntionalismus und Befrci- 
ucg im Zeichen der One World 
— sussichtslos? 

* Kritik der Friodensbewegung: 
„Die Welt ein Schlachihaus — 
breani Kerzen ab!" 


gung die Kriegsfähigkeit erlangt 

* Israc] und die deutsche Linke: 
aus Solidarität für Krieg? 

® „Wehrbaßte Zivilitki gegen ara- 

bische Nation” — das linke März 1991, DM 4 
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„Arbeitskräfte sind das 


Nicaragua 


zweitgrößte Exportprodukt 
des Landes” 


Interview mit Arturo Grigsby 


Wie ist ihre Einschätzung des Wirtschaftsplans 
von de Franco (nicaraguanischer Wirtschafts- 
minister)? 


Grigsby: Zum einen versucht dieser Plan 
sich deutlich von der wirtschaftspolitischen 
Rhetorik der ersten hundert Tage abzuset- 
zen, die triumphalistisch und übertrieben 
optimistisch war. Dieses übersteigerte 
Selbstvertrauen der U.N.O.-Regierung be- 
ruhte auf der aus dem Wahlergebnis abge- 
leiteten Überschätzung der Unterstützung 
durch das Volk und auf der Überzeugung, 
daßmanausden USA genügend finanzielle 
Mittel erhalten würde, um die wirtschaftli- 
chen Probleme zu überwinden, die man 
beim Regierungsantritt vorgefunden hatte. 
Zum zweiten würde ich meinen, daß der 
Plan,dendie Regierungjetztden Organisa- 
tionen vorgelegt hat, die an der konzertier- 
ten Aktion teilnehmen [Verhandiungen 
zwischen Regierung, Unternehmerverbän- 
den und Gewerkschaften, umi einen Mini- 
malkonsens in der Wirtschafts- und Sozial- 
politik zu erzielen (a.d.Ü.)], zwar über eine 
bloße Aufzählung wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen hinausgeht, aber dennoch 
nicht als Wirtschaftsplan bezeichnet wer- 
den kann. 

Die sozialpolitischen und wirtschaftspoliti- 
schen Vorschläge sind wenig konkret. Ich 
denke, das liegt an der mangelnden Kennt- 
nisderRealitätendesLandesaufSeitendes 
Regierungsteams. Stellenweise ruft der 
Text den Eindruck hervor, die vorgeschla- 
‚genen Maßnahmen seien die gleichen, die 
die Weltbank für Honduras vorschlagen 
würde, ohne jegliche schöpferische Anpas- 
sung an Nicaraguas besondere Bedingun- 
gen. 


Esgibt Unterschiede in der Tonart der zwei Pro- 
gramme, gibt esauch substantielle Veränderun- 
gen? ; 


Nein, ich glaube es gibt sehr wenig substan- 
tielle Änderungen. Sowohl in der anfängli- 
chen wie auch in der zweiten Version ent- 
hält das U.N.O.-Programm Elemente der 
Kontinuität zum Anpassungsprogramm 
der Sandinisten. Diese sind die Reduzie- 
rung der öffentlichen Ausgaben, die re- 
striktive und verteuerte Kreditpolitik, die 
Freigabe der Preise und eine Preispolitik 
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am Devisenmarkt, die den Export begün- 
stigt. 

Das einzig Neue am Plan ist die Form und 
der Zeitrahmen, den er für seine antiinfla- 
tionäre Strategie vorschlägt und die Me- 
chanismen, die er anbietet zur Erlangung 
einer Preisstruktur, die dem Export Anrei- 
ze bietet. 


Worin bestehen die sozialen Kosten dieses An- 
passungsprogramms? 

So wie es aussieht würde das U.N.O.-Pro- 
gramm noch mehr ArbeitslosigkeitzurFol- 
gehaben.Ministerde Franco sprach davon, 
das Armeepersonalum 10,000 unddasder 
Zentralregierung um 15.000 zu verklei- 
nern. Das ist sehr ernst beieiner Arbeitslo- 
sigkeit und Unterbeschäftigung in der öko- 
nomisch aktiven Bevölkerung von 40 %. 
Umeine Erhöhungder Arbeitslosenrate zu 
vermeiden, hat die Regierungein Beschäfti- 
gungsprogramm vorgeschlagen, das den 
frisch aus den öffentlichen Einrichtungen 


Entlassenen drei Möglichkeiten gibt: die 
erste, ein kleines Geschäft im industriellen 
oder Dienstleistungssektor aufzumachen. 
Wer diese Option wählt, würde das Recht 
auf ein viermonatiges Überbrückungsgeld 
erwerben und Bankkredite mit achtmona- 
tiger Laufzeit. Die zweite Möglichkeit wäre 
Lohnarbeit in einem Privatbetrieb. In die- 
sem Fall will die Regierung dem Privatun- 
ternehmen, das den Arbeitslosen einstellt, 
einen Steuerkredit einräumen, der 50 % 
des Jahresgehalts beträgt. Die dritte Mög- 
lichkeit ist, daß der Betreffende weiter für 
dieöffentliche Verwaltungarbeitet, aberei- 
ne Lohnkürzung von 10 % in Kauf nimmt. 
Es gibt noch eine vierte Option, und die 
würde darin bestehen, daß man Lose zie- 
hen läßt, wer weiterzueinem 100% -Gehalt 
in der öffentlichen Verwaltungarbeitetund 
wer gehen muß. 


Das fundamentale Problem all dieser Op- 
tionen ist, daß aufgrund der Charakteristi- 
ka des Stabilisierungs- und Anpassungs- 
programms eine Depression auf dem In- 
landsmarkt herrscht und auch der schon 
existierende private Industrie-, Handels- 
und Dienstleistungssektor sich in der Krise 
befindet. Wer kann garantieren, daß die 
neuen kleinen Unternehmen erfolgreich 
sein werden? Welches große Unternehmen 
wird wirklich neue Jobs anbieten, und wel- 
ches wird einfach die Kreditvorteile in An- 
spruch nehmen und einige Monate später 
die Arbeiter auf die Straße werfen? 

Der Beschäftigungsrückgang tritt viel 
schneller ein als die Schaffung neuer Jobs. 
Manredet vonindustriellerStrukturanpas- 
sung, aber das dauert Jahre, während die 
Entlassung von Arbeitern nur einen Tag 
dauert. Das gleiche passiert in der Land- 
wirtschaft, dieallein 1990 andie 8.000 Ent- 
lassungen erlebt hat, ohne Beschäftigungs- 
alternativen für die Betroffenen. 

In der Konsequenz werden wir eine sich 
fortsetzende Verschlechterung der Ein- 
kommenssituation und des Lebensstand- 
ards der Menschenerleben und eine anhal- 
tende Migration in die Vereinigten Staaten. 
Das ist ein logisches Sicherheitsventil für 
die Krise - der Export von Arbeitskräften. 
Wir haben gerade eine Studie über Geld- 
überweisungen an Familien für die Kom- 


mission der Vereinten Nationen zu Latein- 


amerika abgeschlossen. Es handelt sich bei 
den Überweisungen um jährlich $ 70 Mio. 
zur Unterstützung Familienangehöriger. 
Das macht sie zum zweitgrößten *Export- 
produkt“ des Landes, übertroffennurnoch 
vom Kaffee. Das ist der Weg, denallelatein- 
amerikanischen Ökonomien beschreiten, 
die ähnlichen neoliberalen Anpassungs- 
programmen unterworfen werden. Viel 
mehr Menschen werden noch im informel- 
len Handels- und Dienstleistungssektor tä- 
tig werden und alle auf dem gleichen engen 
Markt konkurrieren. Es wird eine noch 
größere Landflucht geben und noch mehr 
Campesinos, die sich als Landarbeiter ver- 
dingen werden müssen. Der Handel sieht 
seine Einnahmen sinken, obwohl er von 
den reduzierten Importsteuern und dem 
Abbau der staatlichen Dollarläden profi- 
tiert. 

Für die Bourgeoisie herrscht aber auch 
nichteitelSonnenschein. Sieistim Moment 
sehr beunruhigt, trotz. der Hoffnungen, den 
staatlichen Sektor ausschlachten zu dürfen. 
Sie weiß, daß sie nicht mehr so viel Geld wie 
zur Zeit der subventionierten Wirtschafts- 
politik der Sandinisten verdienen wird. 
Diese riesigen Subventionen ermöglichten 
es den Kapitalisten, die das Risiko der Zu- 
sammenarbeit in der revolutionären ge- 
mischten Wirtschaft aufsich nahmen, riesi- 
ge Profite zu machen. Frag’ irgend einen 
privaten Produzenten und du wirst sehen, 
daß er mit den gegenwärtigen Maßnahmen 
unzufrieden ist. De Franco bemerkte in sei- 
nen Ausführungen, daß in Nicaragua wäh- 
rend der Revolution niemand bankrott ge- 
gangen sei, weil der Staat finanziert und 
subventioniert hat. Die Bourgeoisie hat nur 
die Kuh gemolken, aber nichts investiert. 


Gibt es denn überhaupt Alternativen? 


Ich denke schon. Der Kernpunkt eines al- 
ternativen mittelfristigen Entwicklungs- 
modells muß die Vertiefung der Agrarre- 
form sein. Das Land ist sehr stark von der 
Landwirtschaft geprägt und dort existieren 
noch ungenutzte Möglichkeiten, Wirt- 
schaft und Beschäftigunganzukurbeln. Zur 
Zeit gibt es riesige Flächen ungenutztes 
oder nur unzureichend bewirtschaftetes 
Land, und zwar im wesentlichen in der 
Hand von Großproduzenten oder im APP 
(Area de Propiedad del Pueblo, der staatli- 
che Sektor), teilweise auch bei den Koope- 
- rativen. Schätzungen sprechen von über 
750.000 Hektar nicht effektiv genutzten 
Landes. Das bedeutet mindestens 100.000 
neue produktive Arbeitsplätze. Ein groß- 
angelegtes Landverteilungsprogramm 
würde keine hohen Investitionssummen er- 
fordern, aber soziale Instabilität und Un- 
terbeschäftigungaufdem Landreduzieren, 
daeseine Antwort aufdie Forderungender 
ehemaligen Contras und landlosen Bauern 
gäbe. Außerdem kann man damit rechnen, 
daß diese Art von Programmen ziemlich 
leicht auch auf internationaler Ebene fi- 
nanziert werden könnten. 

Die Agrarreform kann außerdem beschäf- 
tigungswirksam sein. Sie würde die ländli- 


Nicaragua 


che Kleinindustrie stimulieren, die einfa- 
che Güter wie Pflüge und Karren produzie- 
ren kann. Zudem würde sie die kleine, ge- 
werbliche Konsumgüterindustrie fördern, 
die Schuhe und Bekleidung in den kleine- 
ren Provinzstädten herstellt. Sie könnte 
auch der Auslöser für eine ländliche Indu- 
strialisierung sein. . 

Vor kurzem wurde die Nationale Kommis- 
sion zur Agrarreform gebildet. Sie kam je- 
doch nicht auf den Druck der Sandinisten 
hin zustande, sondern war Ergebnis des 
DrucksausdenReihenehemaligerContras 
und landloser U.N.O.-Bauern, die staatli- 
ches und in Kooperativbesitz befindliches 
Land besetzten, um ihrer hoffnungslosen 
Situation Ausdruck zu verleihen. 

In Nicaragua hat sich dieFSLN in eine Ent- 
wicklungsstrategie verstrickt, die in der 
Stärkung von modernisierten landwirt- 
schaftlichen Großbetrieben-in diesemFall 
staatseigenen - den einzigen Weg aus der 
Unterentwicklung sieht. Man muß sich nur 
die sowjetische Landwirtschaft ansehen, 
um die Ergebnisse dieser Strategie zu er- 
kennen. Dieses Vermächtnis spielt eine 
große Rolle in der FSLN, in anderen Län- 
dern der Dritten Welt und im ehemalilgen 
sozialistischen Block. 


Kann eine so große Landumverteilung funktio- 


nieren angesichts der restriktiven Kreditpolitik - 


der Regie: ? 

Zunächst einmal muß man festhalten, daß 
dieSandinistische Wirtschaftspolitikinden 
finanziellen Aspekten falsch war. Die Poli- 
tik hat eine Abhängigkeit vom Kredit er- 
zeugt, die es vorher nicht gab. Sie hat auch 
Produktionsformen begünstigt, die stark 
kreditabhängig sind und heute den Bauern 
eine Menge Probleme bereiten. 

Um noch ein Beispiel zu nennen: Vor eini- 
gen Tagen war ich in einer Werkstatt mit 13 
Kooperativen in Tisma. Eine der Koopera- 
tiven war eine sandinistische “Modellko- 
operative“. Sie besaßen 13 Traktoren, ein 


Bewässerungssystem, einen S5-Tonner- 
LKW und eine voll ausgebaute Niederlas- 
sung. Und wasfand man nun vor? Gerade 7 
der 13 Traktoren liefen noch, der LKW 
funktionierte nicht mehr und das Bewässe- 
rungssystem wird nicht mehr genutzt, we- 
gen der hohen Energiekosten. Natürlich 
hatte die Kooperative mit diesen Produk- 
tionsmethoden enorme Schulden ange- 
häuft und war vollkommen kreditabhängig. 
Und was geschahmitihneninden zwei Jah- 
ren des sandinistischen Anpassungspro- 
gramms? Der Kooperative blieben die mil- 
lionenfachen Schulden, auch wenn sie zeit- 
weilig ausgesetzt wurden. 


Kann die FSLN dieses Vermächtnis abwerfen? 
Die Orientierung der Sandinisten nach der 
Wahlniederlage war, den APP (—: staatli- 
cher Sektor) als APP zuerhalten. Führende 
Sandinisten nahmen öffentlich gegen die 
Privatisierung und das Aufteilen von staat- 
lichen Ländereien Stellung. Ichmöchtehier 
daran erinnern, daß die sandinistische Re- 
gierung die Agrarreform 1988 als abge- 
schlossen angesehen hat. Die FSLN-Kon- 
zeption der ökonomischen Entwicklung 
offenbart mithin eine Mengeideologischen 
Ballast. Deshalb ist es für sie nicht so ein- 
fach, eine Alternative zu entwickeln. Heute 
hören wir die Sandinisten oft vom Leiden 
der Bauernreden,aberextreme Armutund 
Hunger unter den Bauern hat es nicht erst 
nach dem Regierungswechsel gegeben.Die 
FSLN war bürokratisiert und heute, wo es 
darum geht, die Unterstützung des Volkes 
wiederzugewinnen, erkennt man, daß die 
dringendsten Bedürfnisse der Menschen 
den damaligen Postulaten widersprechen. 
Da zeigen sich unerwartete tiefe Wider- 
sprüche an diesem Scheideweg. 
JahrelanghabendieSandinistengesagt,der 
APP (Staatssektor) sei die höchst entwik- 
kelte Form der Produktion und Staatsbe- 
sitz garantiere die überlegene Organisa- 
tionsform. Abschätzig sprach man von den 
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Nicaraguas Baumwolle: Auf dem Weltmarkt nicht wettbewerbsfähig 


“primitiven“ Parzellen der Bauern und den 
Produktionsmethoden der Campesinos. 
Esist nichtleicht für diese Leute, umzuden- 
ken, und noch schwieriger istes, Pläne aus- 
zuarbeiten, die den früherenVorstellungen 
widersprechen. Genau deshalb erscheint 
die ökonomische Linie der FSLN so diffus. 
Die von den Sandinisten in den letzten zwei 
Regierungsjahren befürwortete/prakti- 
zierte Wirtschaftspolitik stand im Wider- 
spruch zu den unmittelbaren Forderungen 
der Bevölkerung. Heute machen sich die 
Sandinisten diese Forderungen zu eigen. 
Das führt dazu, daß Dogmen in Frage ge- 
stellt werden. 


Wie sähe eine wirklich bevölkerungsnahe Alter- 
native in der Stadt aus? 
Indenletzten Monaten sind zwei städtische 
Sektoren in den Vordergrund gerückt: die 
öffentlichen Angestellten und die Indu- 
striearbeiter. Beide sind empfindlich von 
der Anpassungspolitik seit 1988 betroffen. 
1989 gab es fast 20.000 Entlassungen im 
öffentlichen Dienst. Die Industrieproduk- 
tion sank auf den geringsten Wert der letz- 
ten 10 Jahre. Die Tendenz ist weiterhin ne- 
gativ. Das U.N.O.-Programm sieht einer- 
- seits eine drastische Reduzierung des 
Staatsapparates vor, andererseits plant 
man Privatisierungen und die Modernisie- 
rung der staatlichen Industriebetriebe. Wie 
könnteeinegrundlegende Entwicklungsal- 
ternative für diese beiden Gruppen ausse- 
hen? 
Zwischen der nicaraguanischen Industrie 
und der der anderen mittelamerikanischen 
Ländern klafft eine riesige technologische 
Lücke, ganz zu schweigen vom Rest der 
Welt. Deshalb glaube ich, daßdie wichtigste 
Alternative für die Städte die Förderung 
der Kleinunternehmer ist, von denen nor- 
malerweise kaum die Rede ist. Alle reden 
vom großindustriellen Sektor. Alle regen 
sich darüber auf, daß große Firmen wie El 
Caracol (Lebensmittel) oder Camas Luna 
(Betten) andieBourgeoisiezurückgegeben 
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werden sollen. Gleichzeitigmachen 500 bis 
600 kleine Unternehmen mit drei- bis vier- 
tausend Beschäftigten dicht. Die offizielle 
Statistik zählte 1984 über 9.000 und 1989 
nur noch 4.000 Kleinbetriebe. Was ist mit 
den anderen [5.000]? Sie sind verschwun- 
den. Warum? Diessandinistische Regierung 
bevorzugte die Großindustrie bei der Zu- 
teilung von Devisen. Im Industrieministe- 
riumgabeskeine wirkungsvollen Program- 
me für die Kleinindustrie. Und das Ergeb- 
nis? Wie die Campesinos wurde dieser Be- 
reich als Hindernis, rückwärtsgewandt und 
ohne Zukunft angesehen. 

Das Wirtschaftsprogramm der Regierung 
Chamorro sieht einen Fonds für die Klein- 
industrie inklusive der Heimindustrie vor. 
Tatsächlich arbeitet dieser Fonds bereits. 
Aber es ist eine Sache, einen Fonds zu ha- 
ben, und eine andere, sich Geld aus dem 
Fonds zu leihen, was sie aufgrund der teu- 
ren Kreditpolitik aber nicht tun. Ohne ein 
ergänzendes Schulungs-, Beratungs- und 
Marketingprogramm wird der Fondsunan- 
getastet bleiben. Niemand will sich ange- 
sichts der eigenen begrenzten Möglichkei- 
ten und eines rezessiven Marktes verschul- 
den. 


Tatsächlich sind die U.N.O.-Vorschläge für 
die Stadt wesentlich ausgefeilter als für das 
Land.Neben dem Fonds für die Heimindu- 
strie sieht das Programm auch Häuser- und 
Straßenbau und städtische Infrastruktur- 
projekte vor, die sehr beschäftigungsinten- 
siv sind. Die Bauindustrie ist kurzfristig ei- 
ne gute Option zur Arbeitsbeschaffung. 

Ich meine, wenn es gelingt, die inländische 
Nachfrage ein wenig zu erhöhen - und das 
kann man mit kurzfristiger Beschäftigung 
in der Bauindustrie erreichen und durch 
mittelfristige Ausdehnung der Nachfrage 
der Campesinos durch Fortsetzung der 
Agrarreform - wäre es genug, umdie klein- 
betriebliche Nahrungsmittelindustrie zu 
reaktivieren mit einem konkreten Kredit- 


programm und technischer Hilfe. Das wür-' 


de dann andere Kleinindustrien wie 
Schuh-, Möbel- und Bekleidungsindustrie 
reaktivieren. Schon eine geringe Nachfra- 
geerhöhung würde alle diese Leute begün- 
stigen. 

Kleine Dienstleistungsbetriebe des infor- 
mellen Sektors und der städtische Klein- 
handel würden ebenfalls von gestiegener 
inländischer Nachfrage profitieren, ob- 
wohl letztere die Konkurrenz des neube- 
lebten Großhandels zu befürchten hätten. 
Die Entkapitalisierung seit dem Anpas- 
sungsprogramm 1988 und der Zustrom 
vieler kleiner Händler hat die Verarmung 
dieses Sektors zur Folge gehabt. Nun sind 
sie wieder Wucherern ausgeliefert, die ei- 
nen Teil ihres Überschusses einsacken. 
Schließlich versucht die Regierung noch, 
sie zur“Formalisierung“ zuzwingen, sodaß 
sie Steuern zu zahlen hätten. Zur Zeit gibt 
es meines Erachtens die Möglichkeit, klei- 
ne Händler des informellen Sektors in Ko- 
operativen und um Kreditbelange herum 
zu organisieren. 


Ist ein Programm, das auf die kleinsten städii- 
schen und ländlichen Sektoren abzielt, in der 
Lage, Nicaragua wieder indenWeltmarkt einzu- 
gliedern, so wie es die Regierung beabsichtigt? 
Ja, weil in diesem Land die Kleinindustrie 
die wettbewerbsfähigste ist. Wenn man ei- 
nen großen Baumwollproduzenten neben 
einen kleinen Sesamkornproduzenten stel- 
len würde, so würde der Sesamproduzent 
besser abschneiden, weil der Baumwoll- 
roduzent riesige Subventionen zum 
erleben benötigt. 
Das gleiche gilt in der Industrie. DieSchuh- 
fabrik Rolter wird international niemals 
wettbewerbsfähig sein mit ihren Schuhen. 
Riesige Investitionen wären notwenig, um 
die Anlagen zu modernisieren, so daß sie 
auch nur in Mittelamerika wettbewerbsfä- 
hig werden, an einen Export nach USA ist 
gar nicht zudenken. Wo ist Nicaragua wett- 
bewerbsfähig? Bei hochwertigen handge- 
machten Schuhen. Auf diesem Markt kön- 
nen wir konkurrieren und gewinnen, so wie 
wir es früher getan haben. 


Können wir vom Sandinismus einen alternati- 
ven Wirtschaftsentwurf erwarten? 


Es gibt eine Gruppe bei den Sandinisten, 
die nur das schlechte Management der An- 
passungspolitik kritisiert. Diese Gruppe 
warein Teil der sandinistischen Bürokratie. 
Eine andere Gruppe hat die entgegenge- 
setzte Position: sie sprechen sich für Wider- 
stand und für Fundamentalopposition aus. 
Und dann gibt es noch Leute, die nach 
wirklichen alternativen Modellen suchen. 
Der Sandinismus umfaßt alle diese Strö- 
mungen mit weiteren Schattierungen. Es 
gibt noch nicht hinreichend Klarheit, um 
die sandinistischen Massen um ein konkre- 
tes Wirtschaftsprogramm zu vereinen, das 
revolutionär ist und die Interessen der Be- 
völkerungsmehrheit vertritt. 
Übersetzung 
DGB-Arbeitskreis Nicaragua 
der DGB-Jugend Hessen 


Sri Lanka 


Enttäuschte Hoffnungen 
Die Kämpfe in Sri Lanka eskalieren erneut 


Chandrawati kann es immer noch 
nicht fassen. Über sechs Monate 
ist es nun schon her, seit ihr Ehe- 
mann “verschwunden“ ist. Am 25. 
Juli letzten Jahres wurde er von 
Polizisten der gefürchteten ’Spe- 
cial Task Force’ (STF), einer Anti- 
Terror-Einheit Colombos, verhaf- 
tet. Die STF versetzt die 
Bevölkerung im Osten Sri Lankas 
wieder in Angst und Schrecken, 
seit im Juni letzten Jahres erneut 
militärische Auseinandersetzun- 
gen zwischen Sicherheitskräften 
und den tamilischen ’Befreiungs- 
tigern’ (LTTE) ausgebrochen sind. 


handrawati und ihr Mann Sivaku- 

mar hatten sich nach Ausbruch der 

Kämpfe aus ihrem Dorf in die Ge- 
bäudeder Batticaloa Universität nach Van- 
daramulla geflüchtet, die binnen kürzester 
Zeit fast 30.000 Menschen aufnehmen 
mußten. Aber selbst dort waren sie vor Ver- 
folgung nicht sicher. Am 25. Juli kam eine 
Einheit der STF und verhaftete Sivakumar 
und andere junge Männer. Eine Erklärung 
dafür gab es nicht. Seitdem ist der 26-jähri- 
ge spurlos verschwunden. Natürlich macht 
sich Chandrawati, die im achten Monat 
schwanger ist, mittlerweile aus Angst Van- 
daramulla verlassen hat und mit vielen an- 
deren im Vivekananda Flüchtlingslager in 
Colombos Stadtteil Maradana lebt, noch 
Hoffnungen. “Er wird irgendwann wieder 
auftauchen“, glaubt sie, “schließlich muß er 
doch unser erstes Kind sehen“. 


Chandrawatiistnurein Beispiel von derzeit 
1,2 Millionen Flüchtlingen, die in über 700 
Lagern leben. “Displaced people“ heißen 
sie offiziell. Nicht alle haben so viel mitge- 
macht und nicht alle Flüchtlinge sind Tami- 
len. Auch Singhalesen und Moslems sind 
vor der Brutalität des Krieges geflüchtet, 
haben versucht, sich vor marodierenden 
Soldaten, denmordenden LTTE-Guerillas 
oder irgendwelchen bewaffneten Bürger- 


wehren in Sicherheit zu bringen. Ihre Lage 
ist ernst und niemand weiß, wie lange das 
Flüchtlingsdasein noch dauern wird. 

Zu den 1,2 Millionen Flüchtlingen kom- 
men noch einmal 122.000 Tamilen, die 
nach dem Juni 1990 in Südindien Sicher- 
heit suchten. Mit ihnen ist die Zahl der wäh- 
rend der letzten Jahre nach Indien geflüch- 
teten Tamilen auf derzeit 210.000 


> angestiegen. 


Hoffnungen wurden enttäuscht 


Dabei hatten viele Tamilen Ende März letz- 
ten Jahres neue Hoffnungen auf Frieden 
gehegt, als die letzten indischen Soldaten 
Sri Lanka verließen. Mit der zweieinhalb- 
jährigen Stationierung der Inder hatte je- 
doch auch die Polarisierung in der Bevölke- 
rung zugenommen. Tamilen bekämpfen 
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Tamilen, Singhalesen massakrierten Ange- 
hörige ihrer eigenen Volksgruppe und seit 
neuestem hat sich auch das Verhältnis zwi- 
schen Tamilen und der kleinen, etwa eine 
Million Menschen zählenden, moslemi- 
schen Gemeinschaft dramatisch ver- 
schlechtert. 


Nach dem Abzug der Inder aus Sri Lanka 
befand sich die LTTE in einer komfortab- 
len Lage. Mit der srilankischen Regierung 
von Präsident Premadasa vorübergehend 
in bestem Einvernehmen, waren sie von ihr 
mit Waffen und Munition im Kampf gegen 
ihre tamilischen Rivalen - vor allem von der 
’Eelam Peoples Revolutionary Liberation 
Front’ (EPRLF) - unterstützt worden. Am 
12. Juni attackierte die LTTE jedoch.über- 
raschend 15 Polizeistationen an der Ostkü- 
ste. Hunderte von Polizisten wurden ent- 
führt, Dutzende danach niedergemetzelt. 
Der überraschende Kriegsbeginn mitten in 
einer Verhandlungsphase sowie die Er- 
mordung unbewaffneter Polizisten koste- 
ten die Tigers’ weitere Sympathien. Selbst 
LTTE-Sprecher Anton Balasinghamgabin 
Interviews zu, daß dieser Angriff ein Fehler 
gewesen sei. Und diesen Fehler hätten die 
Streitkräfte zu ihrem Vorteil ausnutzen 
können, weil die Begeisterung für das harte 
Regimeder LTTE, die nachdem Abzugder 
Inder erneut mit Terror gegen ihre politi- 
schen Gegner, Nötigung, Einschüchterung 
und Unterwerfung arbeitete, zuschwinden 
begann. 


Mit dem erneuten Kriegsausbruch verlor 
die Guerilla die Unterstützung von weiten 
Teilen der Bevölkerung. Aber die men- 
schenverachtende Vorgehensweise der 
Streitkräfte ließ vielen Bewohnern des 
Nordens und Ostens gar keine andere 
Wahl, als erneut die LTTE zu unterstützen. 


Vorgehensweise der Streitkräfte 

Obwohl die Regierung immer wieder be- 
tont, die Aktionen der Streitkräfte richte- 
ten sich ausschließlich gegen Kämpfer der 
LTTE, wird offensichtlich beim Vorgehen 
gegen deren Guerillakampfverbände auch 
die Schädigung von Leib und Leben unbe- 
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_ teiligter Zivilisten in Kauf genommen. 
Häufig kommt es zu Vergeltungsangriffen 
der Soldaten auf unbeteiligte Zivilisten. 
Aus ihren Stellungen auf der nördlichen 
Halbinsel Jaffna schießen die Streifkräfte 
Granaten auf die umliegenden Gebiete ab. 
Die Luftwaffe fliegt schwere Angriffe, mit 
tieffliegenden Kampfhubschraubern wer- 
den Menschen gejagt, aus ’Avro’ Flugzeu- 
gen selbstgefertigte sogenannte barrel- 
bombs über der nördlichen Halbinsel 
abgeworfen. Dabei handelt es sich um Fäs- 
ser, die ein Gemisch aus Teer und Benzin 
enthalten und mit einem Zünder versehen 
sind. Die Bomben verursachen Brandver- 
letzungen und großen Sachschaden, ähn- 
lich wie bei Napalm. Die srilankische Luft- 
waffe hat sich sogar nicht davor gescheut, 
mit Müll und menschlichen Exkrementen 
gefüllte Fässer abzuwerfen - im Volksmund 
’Cholera-Bomben’ genannt. 

Über die Opfer der seit Juni 1990 anhalten- 
den AuseinandersetzungenimNordenund 
Osten gibt es nur Spekulationen. Informa- 
tionen von Menschenrechtsorganisationen 


Sri Lanka 


in Sri Lanka zufolge sollen bisher minde- 
stens 5.000 Zivilisten ums Leben gekom- 
men sein. Die Regierung macht bei ihren 
Presseverlautbarungen keine Angaben 
über zivile Opfer. Sie nennt nur die Opfer 
auf Seiten der Streitkräfte (ca. 600) und der 
LTTE (über 1.000). Ganz besonders viele 
zivile Opfer hat esnach Angaben des Batti- 
caloa Friedenskomitees offensichtlich im 
Osten der Insel gegeben. 


LTTE ist defacto Ordnungsmacht 


Trotz ihrer Vorgehensweise haben es die 
Streitkräfte bisher nicht geschafft, die 
Kämpfer der LTTE zu besiegen, obschon 


. sie dabei seit geraumer Zeit eng mit tamili- 


schen Organisationen zusammenarbeiten, 
die mittlerweile nicht mehr im srilanki- 
schen Staat, sondern in der LTTE ihren 
Hauptfeind sehen. So stehen die ’Eelam 
Peoples Democratic Party’ (EPDP), die 
’Peoples Liberation Organisation of Tami- 
leelam’ (PLOT) und die ’Tamil Eelam Libe- 
ration Organisation’ (TELO)aufSeiten der 
Streitkräfte und beteiligen sich an deren mi- 


Chronologie der Gewalt 


‘Im Juli 1987 kam es zwischen Indiens 
Ministerpräsidenten Rajiv Gandhi und 
dem srilankischen Staatspräsidenten 
Jayawardene überraschend zur Unter- 
zeichnung eines „Friedensabkommens“, 
‘ das die bürgerkriegsähnlichen Zustände 
im überwiegend tamilischen Norden und 
Osten Sri Lankas endgültig beenden 
sollte. 
Der Vertrag beinhaltete u.a. die Forde- 
rung nach Zusammenlegung der tamili- 
schen Gebiete zu einer Provinz, die An- 
erkennung von Englisch und Tamilisch 
als offizielle Landessprache und die Ent- 
sendung von indischen „Friedenstrup- 
pen“ zur Konfliktlösung im Norden und 
Osten. Dieser Vertrag wurde anfänglich 
von der tamilischen Bevölkerung be- 
grüßt und selbst von den bewaffneten ta- 
milischen Organisationen, einschließlich 
der stärksten Organisation, den „Libe- 
ration Tigers of Tamil Eelam“ (LTTE), 
wenn auch zögernd, akzeptiert. 
Als im Oktober 1987 srilankische Si- 
cherheitskräfte jedoch unter den Augen 
indischer Streitkräfte begannen, LTTE- 
Kader zu verhaften, um sie in Colombo 
abzuurteilen, setzte die LTTE ihren be- 
waffneten Kampf erneut fort, während 
die anderen tamilischen Organisationen 
weiterhin die Inder unterstützten. Die 
daraufhin gestartete Großoffensive der 
Inder gegen die LTTE mündete in ein 
Gemetzel, von dem die tamilische Be- 
völkerung nicht verschont blieb. Die an- 
fängliche Sympathie für die indische 
Präsenz schlug in offene Ablehnung um. 
Mit dem Aufflammen der Kämpfe zwi- 
schen der LTTE und den indischen Be- 
satzungstruppen wurden alle tamilischen 
Organisationen, die weiterhin mit den 
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Indern zusammenarbeiteten, zum direk- 
ten Gegner für die LTTE. Vor allem die 
Eelam Peoples Revolutionary Libera- 
tion Front (EPRLF), die mit Hilfe der 
indischen Streitkräfte die „Tamil Natio- 
nal Army“ als militärisches Gegenge- 
wicht zur LTTE aufbaute, und die 
von der LTTE boykottierten Wahlen in 
der Nord-Ost-Provinz gewann, wurde 
vielfach zum Ziel der LTTE-Angriffe. 
Aber auch andere Gruppen blieben da- 
von nicht verschont. 

Während im Norden und Osten Sri Lan- 
kas das Friedensabkommen zwischen 
der srilankischen Regierung und Indien 
anfangs wohlwollend aufgenommen 
wurde, führte das Abkommen im sing- 
halesischen Süden zu starken Protesten. 
Eine weitverbreitete anti-tamilische Ge- 
sinnung und die Angst, Sri Lanka könne 
seine Souveränität durch die innenpoliti- 
sche Einmischung Indiens verlieren, ha- 
ben innerhalb der singhalesischen Be- 
völkerung lange Tradition. Die Proteste 
führten zu einem Wiedererstarken der 
singhalesisch-chauvinistischen „Volks- 
befreiungsfront“ (JVP), die den Frie- 
densvertrag als Ausverkauf des Landes 
an Indien bezeichnete. Zur Durchset- 
zung ihrer Ziele schreckte sie auch nicht 
vor der Ermordung Andersdenkender 
zurück. Hauptziel ihrer Terroraktionen 
waren vor allem Mitglieder der regieren- 
den „United National Party“ (UNP), so- 
wie Liberale und Linke, die den Vertrag 
mit Indien begrüßt hatten. Der Terror 
der JVP wurde von der Regierung mit 
noch größerem Gegenterror beanitwor- 
tet. Ziel schien die Einschüchterung der 
Zivilbevölkerung und die Eliminierung 
aller verdächtiger Personen zu sein. 


litärischen Aktionen in den verschiedenen 
Landesteilen. Die Gruppierungen, die um 
ihr Überleben kämpfen und sich deshalb 
auf den “Kuhhandel“ einlassen, erhalten 
von der Regierung Waffen und wohl auch 
Gelder für ihren Einsatz gegen die LTTE. 
Trotzdem haben die ’Befreiungstiger’ der- 
zeit auf der Halbinsel und den anderen 
nördlichen Gebieten die effektive Gebiets- 
gewalt im Sinne staatsähnlicher Überlegen- 
heit und Ordnungsmacht. Nach Angaben 
der Regierung kontrollieren die srilanki- 
schen Streitkräfte nur etwa 10 Prozent der 
Halbinsel und 20-30 Prozent der südlich 
davon gelegenen Gebiete. j 
Mittlerweile hat die LTTE in praktisch je- 
dem Dorf aufder Halbinsel Dorfräte einge- 
setzt, sogenannte 'Sittur Avai. Ihre Mitglie- 
der sind vorwiegend LTTE-Sympathisan- 
ten und unter anderem für den Einzug von 
Steuern verantwortlich. 

Sogenannte ’vigilance-groups’ (Wach- 
trupps), die ebenfalls von der LTTE in den 
Dörfern eingesetzt sind, haben die Aufga- 
be, das Eindringen der srilankischen Trup- 


Mehrere 10.000 Singhalesen, darunter 
viele, die weder JVP-Mitglieder noch 
Sympathisanten waren, fielen in den ver- 
gangenen zwei Jahren paramilitärischen 
Einheiten, Soldaten und regierungsna- 
hen Vigilanten-Gruppen zum Opfer. 
Unter dem Druck der JVP im Süden und 
der LTTE im Norden drängte die srilan- 
kische Regierung seit Anfang 1989 un- 
ter Präsident Premadasa auf den Abzug 
der indischen Truppen. Es gelang ihr je- 
doch nicht, der JVP den Wind aus den 
Segeln zu nehmen, da deren Ziel letzt- 
endlich der Sturz der Regierung war. Im 
Sommer 1989 bot die Regierung beiden 
Parteien, JVP und LTTE, Verhandlun- 
gen an, auf die jedoch nur die LTTE ein- 
ging. Gemeinsame Basis für den darauf 
folgenden Waffenstillstand zwischen 
den Erzfeinden war der Kampf gegen 
die Inder und der mit ihnen kooperie- 
renden tamilischen Gruppen. Für beide 
Parteien schien jedoch die zeitliche Be- 
grenztheit des Waffenstillstands klar zu 
sein, da beide ihre Streitkräfte weiterhin 
massiv aufrüsteten. Nach dem endgülti- 
gen Abzug der Inder im März 1990 hielt 
das Abkommen noch knapp drei Mona- 
te. Mit dem Überfall der LTTE im Juni 
auf mehrere Polizeistationen an der Ost- 
küste brach der Konflikt erneut mit aller 
Härte aus. Und es spricht einiges dafür, 
daß die brutale Vorgehensweise der Re- 
gierung, wie sie bereits bei der JVP er- 
folgreich angewandt wurde, nun auch im 
Norden auf die LTTE und die tamilische 
Bevölkerung Anwendung findet. 

Walter Keller/dh 
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Poster der Eberle Tiger of Tamil Eelam* (LTTE) mit Karte von „Tamil Eelam“, dem SER Tamilenstaat. 


pen zu verhindern, aber auch die Dorfbe- 
wohner zu überwachen. 

Jeder, der die Halbinsel in Richtung Süden 
verlassen will, muß vorher ein sogenanntes 
’exit-permit’ bei der LTTE erwerben. Da- 
bei handelt es sich um eine Ausreisegeneh- 
migung, die auf der Reise an jedem ’check- 
poin’ den dort postierten LTTE- 
Kämpfern vorgezeigt werden muß. 

Die Erteilung ist willkürlich; vor allem für 
Jugendliche, die von der LTTE vorzugswei- 
se in ihre Kader rekrutiert werden, ist es 
sehr schwer, die Halbinsel zu verlassen. Die 
Erteilung der Genehmigung wird u.a. von 
der Zahlung eines Geldbetgrages von der- 
zeit 10.000 Rupien abhängig gemacht. Die 
Ausreise ganzer Familien ist nur möglich, 
wenn diese vorher ihr gesamtes Eigentum 
an die LTTE überschrieben haben. 


Im Osten der Insel waren die Streitkräfte 
erfolgreicher. Mit ihrer brutalen Vorge- 
hensweise gelang es ihnen während der 
letzten Monate, die LTTE in die Dschun- 
gelgebiete zurückzudrängen. Trotzdem ist 
die Guerilla mit ihrer Strategie weiterhin in 
der Lage, den Streitkräften erhebliche Ver- 
luste zuzufügen. Allein im Dezember letz- 
ten Jahres sind nach Angaben der Regie- 
rung bei Anschlägen der LTTE mindestens 
67 Soldaten ums Leben gekommen, ein- 
schließlich zweier hochrangiger Offiziere. 


Wie im Norden kämpfen auch im Osten 
Mitglieder der mit der LTTE verfeindeten 
tamilischen Gruppierungen auf Seiten der 
Streitkräfte gegen die LTTE. Vor allem im 
Gebiet der Stadt Batticaloa kooperiert die 
’"Tamil Eelam Liberation Organisation’ 
(TELO) eng mit den Truppen. 


Die Lage in Südindien 
Anlaß zur Zuversicht gab ein Angebot der 
LTTE, die nach über einem halben Jahr 


. heftigster Kämpfe zum Neujahr einen ein- 


seitigen Waffenstillstand verkündete. Aber 
schon zehn Tage später platzten alle Frie- 
denshoffnungen wieder, als der stellvertre- 
tende Verteidigungsminister Ranjan Wije- 
ratne das Waffenstillstandsangebot der 
LTTE endgültig ablehnte. Wijeratne kam 
im März bei einem Bombenanschlag, für 
den die Regierung die LTTE verantwort- 
lich macht, ums Leben. 

Ein Grund für die Ablehnung des Waffen- 
stillstands ist der sinkende’ Stern der '"Ti- 
gers’ im südindischen Bundesstaat Tamil 
Nadu, ihrem traditionellen Rückzugsge- 
biet. Bisher hatten sie die wechselnden Al- 
lianzen in Indiens Parteienlandschaft ge- 
schickt zuihrem Vorteil ausnutzen können. 
Vonder Regierungin Tamil Nadu waren sie 
stets mit Samthandschuhen angefaßt wor- 
den. So boykottierte Muthuvel Karunanid- 


‘ 
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hi, der Ministerpräsident von Tamil Nadu, 
im März letzten Jahres den Empfang an- 
lässlich der Rückkehr der indischen Trup- 
pen aus Sri Lanka und beschuldigte diese 
gar, über 3.000 Tamilen getötet und unzäh- 
lige Frauen vergewaltigt zu haben. Im Juni 
verübten die Tigers’ mitten in Tamil Nadus 
Hauptstadt Madras ein Attentat auf 15 
wichtige Mitglieder der EPRLF, ohne daß 
bis heute jemand verhaftet worden wäre. 

Rajiv Gandhi forderte bereits damals den 
Rücktritt der Regierung von Karunanidhi. 
Doch damals war Gandhis Congress(I)- 
Partei in der Opposition und Karunanidhi 
konnte aus sicherer Warte mit einem hoch- 
näsigen offenen Brief antworten. Mit dem 
Regierungswechsel hin zu Chandra Shek- 
har veränderte sich die Lage entscheidend. 


"In Tamil Nadu ist der Congress(l) zwar 


nach wie vor in der Opposition. Die neue 
Zentralregierung Chandra Shekhars hin- 
gegen war auf die Unterstützung des Con- 
gress(]) angewiesen. 


Gandhi wiederholte die Forderung nach 
dem Rücktritt der Regierung von Tamil Na- 
du umgehend. Er warf ihr vor, die LTTE fi- 
nanziell zu unterstützen. Die Tigers’ könn- 
ten sich in Tamil Nadu frei bewegen und 
auch Waren und Waffen schmuggeln. Ma- 
rine-Kommandeur Ramdas klagte gar, er 
habe rund hundert Militante verhaften las- 
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sen und diese den Sicherheitskräften über- 
geben, doch seien alle umgehend wieder 
auf freien Fuß gesetzt worden. 

Als derartige Vorwürfe im Parlament erho- 
ben wurden und es zudem hieß, die LTTE 
hätte nicht nur Mitglieder der Guerilla im 
nordöstlichen Bundesstaat Assam ausge- 
bildet, sondern unterhielte außerdem noch 
Kontakte zu anderen militanten und ex- 
trem dravidisch-nationalistischen!® Grup- 
pierungen und Parteien, fand es Karunan- 
idhi höchste Zeit, indie Offensive zu gehen. 
Bei einem Treffen wies er Chandra Shek- 
har, der mittlerweile als Premier zurück- 
trat, darauf hin, daß die LTTE seit 1983 in 
Tamil Nadu anwesend und von der vorheri- 
gen Regierung unter M.G. Ramachandran 
massiv unterstützt worden sei. Er habe, 
meinte er beschwichtigend, bereits etliche 
Kämpfer in Gewahrsam genommen. Die 
Tigers’ reagierten auf die Verhaftung eini- 
ger Hundert ihrer Kämpfer entsprechend 
gereizt und beschuldigten Karunanidhi in 
ihrer ersten derartigen Attacke des Betrugs 
am tamilischen Volk. 

Etwa zur gleichen Zeit erfolgte auch ihr 
Waffenstillstandsangebot an Colombo. Es 
erstaunt kaum , daß man dort den Schal- 
meienklängen nicht recht trauen wollte. Ei- 
ne brüske Ablehnung hätte sich die Regie- 
rung wegen ihres angekratzten Images 
allerdings nicht leisten können. So ver- 
sprach sie, bis zum 10. Januar auf ein offen- 
sives Vorgehen zu verzichten und Gesprä- 
che mit allen Parteien zu führen. Am 11. 
J un lehnte die Regierung jedoch defini- 
tivab. 

Inzwischen erhielt sie entscheidende 
Schützenhilfe aus Delhi. Am 30. Januar lö- 
ste Chandra Shekhar die Regierung Karun- 
anidhiaufundunterstellteden Bundesstaat 
Tamil Nadu direkt der Zen jerung,. 
AlsGrundgaberdenZerfallvonRechtund 
Ordnung infolge der andauernden Präsenz 
der LTTE an. Zweifellos wird dieser Schritt 
- immerhin werden nun nach dem Punjab, 
Kashmir und Assam bereits vier Bundes- 
staaten direkt aus Dellhiregiert-nichtohne 
weitreichende Folgen für Indiens Innenpo- 
litik bleiben. 

Vorerst bedeuten die neuen Entwicklun- 
gen in Indiens südlichem Bundesstaat für 
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die LTTE erst einmal, daß ihr wichtigster 
Nachschubweg unterbrochen oder zumin- 
dest eingeschränkt ist. Die Chancen Co- 
lombos,das’ProblemLTTE’indenGriffzu 
bekommen, sind mit den Entwicklungen in 
Tamil Nadu etwas größer geworden. 
Abgewartet werden muß jedoch, wie sich 
die politische Situation in Indien weiterent- 
wickeln wird.So sollen nachdem Rücktritt 
Chandra Skekhars sowohl auf Unionsebe- 
ne als auch im Bundesstaat Tamil Nadu im 
Mai Neuwahlen stattfinden. Ihr Ausgang 
wird sicherlich die weitere Vorgehensweise 
Indiens gegenüber der Regierung in Tamil 
Nadu bestimmen und somit auch die der- 
zeitige Situation in Sri Lanka beeinflussen. 


Indien verstärkt sein Militär 


Das in jüngster Zeit gewachsene Selbstbe- 
wußtsein der Regierungstruppen und die 
rzeugung, die LTTE könne innerhalb 
der nächsten Monate eliminiert werden, 
gründet sich auf die veränderte Lage in 
Südindien, auf die derzeit umfangreichen 
Lieferungen von militärischem Gerät 
durch die Volksrepublik China und auf der 
weiterhin stattfindenden Massenrekrutie- 
rung junger singhalesischer Soldaten. 
So will die Regierung alle sechs Wochen 
5.000 neue Soldaten in den Norden schik- 
ken. Auf Fragen nach ihrer Schulung heißt 
es vor der Presse, es handle sich dabei vor- 
wiegend umein “on-the-job-training“. Statt 
Ausbildung und Strategie zu verbessern, 
versuchen die Streitkräfte, ihr Ziel mit ei- 
nem Riesenaufmarsch zu erreichen. Dabei 
verfolgen sie die Strategie der indischen 
Armee, die nach dem Ausbruch der Kämp- 
fe mit der LTTE zeitweise bis zu 100.000 
Mann aufder Insel im Einsatz hatte. Allein 
durch ihre drückende physische Überle- 
genheit waren die Inderinder Lage, die Ak- 
tivitäten der LTTE entscheidend einzu- 
dämmen. Die Regierung hat bereits 
angekündigt, die Armee von heute schät- 
zungsweise 70.000 bis zum nächsten Jahr 
auf insgesamt 100.000 Mann aufzustok- 
ken. Ferner will sie eine Einheit mit 40.000 
para-militärischen Kräften aufstellen, die 
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’National Gard Battalion’ heißen soll und 


der auch Frauen angehören. 

Insgesamt läßt derzeit keine der beiden am 
Konflikt beteiligten Parteien ein genuines 
Interesse an einer politischen Lösung er- 
kennen. 

Die weitere Vorgehensweise der Streitkräf- 
te wird darauf abzielen, die LTTE zu elimi- 
nieren. Als mittelfristiges Ziel der Sicher- 
heitskräftekann angenommen werden, daß 
die Entwaffnung/Eliminierung auch der 
tamilischen Gruppen vorgesehen ist, die 
derzeit noch gemeinsam mit den Regie- 
rungstruppen gegen die LITE kämpfen. 
Solltedie Regierungin.der Lage sein, dieses 
Ziel zu erreichen, wäre damit der Wider- 
stand der Tamilen weitgehend gebrochen. 
Im Gegenzug dürfte die Regierung Zuge- 
ständnisse an Tamilen anbieten, diejedoch 
kaum über die im ’indo-srilankischen Ver- 
trag’ vom Juli 1987 festgelegten Konzessio- 


nen hinausgehen werden. 
Walter Keller/Martin Stürzinger 
Anmerkung: 


! Zur dravidischen Bevölkerung werden meh- 
rere Volksgruppen gezählt, dieim Süden Indiens 
leben. 
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Seite der Kolonialgeschichte 


„Und wenn ich einige Details dieser 
heußlichen Schlächtereien in Erin- 
nerung bringe, so geschieht das kei- 
neswegs austrüber Genugtuung...Sie 
beweisen, daß die Kolonisation, ich 
wiederhole es, selbst den zivilisierte- 
sten Menschen entmenscht; daß die 
koloniale Aktion, das koloniale Un- 
ternehmen, die koloniale Eroberung, 
gegründet auf Verachtung des Einge- 
borenen und gerechtfertigt durch 
diese Verachtung, unweigerlich dar- 
auf hinausläuft, den, der sie betreibt, 
zu verändern; daß der Kolonisator, 
der sich, um sich ein gutes Gewissen 
zu verschaffen, daran gewöhnt, im 
anderen das Tier zu sehen, der sich 
darin übt, ihn als Tier zu behandeln, 
objektiv dahin gebracht wird, sich 
selbst in ein Tier zu verwandeln... „ 
Aime C&saire 
(Schriftsteller und Politiker aus Marti- 
nique) 


as Schlüsseldatum 1492, die soge- 
Dr „Entdeckung” Amerikas ist 

inzwischen hinreichend bekannt. 
Auch die Folgen von Eroberungsfeldzügen, 
wie die von Cort&z 1519-21 in Mexiko und 
Pizarro 1532-35 in Peru, können selbst von 
offizieller Seite nicht mehr beschönigt wer- 
den. Eine vergleichbare Auseinanderset- 
zung mit der kolonialistischen Vergangen- 
heit Afrikas findet allerdings nicht statt. 
Wer kann die Plünderungen und Zerstö- 
rungen der ostafrikanischen Hafenstädte 
Sofala, Kilwa und Mombasa am Anfang 
des 16. Jahrhunderts durch die Portugiesen 
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einordnen? Wer kennt die Zahl der ver- 


schleppten SklavInnen und die Folgen für 
den afrikanischen Kontinent? 

Von Anfang an ist die afrikanische Bevöl- 
kerung mit den Folgen der Eroberungszüge 
und der Missionierung aus Europa kon- 
frontiert worden. Eine bis dato in der 
Menschheitsgeschichte beispiellose Form 
des Menschenraubes, der organisierte 
Sklavenhandel, ließ die Menschen über 
Jahrhunderte nicht zur Ruhe kommen. 
Afrikanische Küstenvölker wurden ver- 
schleppt oder vertrieben, traditionelle So- 
zial- und Wirtschaftsstrukturen verschwan- 
den. 

Zudem waren die schwarzafrikanischen 
Völker seit dem 16. Jahrhundert doppelt 
bedroht. Das osmanische Reich bzw. seine 
arabischen Verbündeten rückten von Nor- 
den und Osten vor. Sie betrieben selbst ei- 
nen florierenden Sklavenhandel. Die Por- 
tugiesen drangen von der Küste immer wie- 
der ins Landesinnere vor. Um unter diesen 
Bedrohungen überhaupt überleben zu 


können, mußten die AfrikanerInnen ihre 
Lebenswelten drastisch anpassen. Die zu- 
nehmende Militarisierung, die gegenseitige 
Verachtung der schwarzafrikanischen Völ- 
ker und ein immer wieder aufbrechendes 
Gewaltpotential, das bis heute offensichtlich 
ist, haben im 16. Jahrhundert ihre histori- 
schen Wurzeln. 

Die perverse Ökonomie des Sklavenhan- 
dels mußte ideologisch begründet werden: 
Während der leızıen 500 Jahre kreierten die 
Europäer eine Menge Wahrnehmungen, 
die die Schwarzen entmenschlichten, um 
die Voraussetzung zu schaffen, sie als Ar- 
beitstiere, als Sklaven einsetzen zu können. 


Auf der Kongo-Konferenz 1884 teilten die 
imperialen Mächte Afrika am Kartentisch 
endgültig auf. Es lag in ihrer erklärten Ab- 
sicht, diesen noch „dunklen Kontinent” für 
alle Zeiten zu europäisieren. Zivilisation 
und europäische Kultur wurden schlicht- 
weg gleichgesetzt, wie Afrika und Barbarei. 
Der Widerstand der Hereros oder der Nde- 
bele bezeugen beispielhaft den Willen der 
afrikanischen Bevölkerung, sich nicht die- 
ser „Zivilisation” zu unterwerfen. 

Es gehört in den Bereich der Märchen, 
wenn heute immer noch behauptet wird, 
die/der gehorsame Eingeborene hätten sich 
glücklich den Befehlen großmütiger Kolo- 
nialbeamter gebeugt. 

In den 50er Jahren erkämpften sich natio- 
nale Befreiungsbewegungen die „Unabhän- 
gigkeit der Fahne”. Jean Ziegler bezeichnet 
die unabhängigen Nationen Afrikas als 
„Protonationen”. Es sind rudimentäre, in 
ihrem Aufbau begrenzte Gesellschaften: 


noch immer sind sie in großen Teilen von 
ihren „Mutterländern” ökonomisch ab- 
hängig, die zudem oft auch noch direkt po- 
litisch und militärisch eingreifen. Sie sind 
so das Spiegelbild eines imperialistischen 
Gewaltverhältnisses, in denen Autokraten 
wie Mobutu (Zaire) die Regel sind und der 
ermordete Präsident Thomas Sankara (Bu- 
kina Faso) die Ausnahme bilden. 
In den von den Kolonialmächten errichte- 
ten Staatsgebilden bilden sich zur Zeit neue 
Volksbewegungen. Überall in Afrika ste- 
hen die alten Regimes zunehmend unter 
Druck oder sind schon, wie in Mali, ge- 
kippt worden. Die Herrschenden berufen 
sich auf politische Ideologien, um ihre 
Macht zu erhalten. Doch die Bevölkerung 
fordert wie z.B. in Kenia (westliche Orien- 
tierung) oder Äthiopien (bis vor kurzem an 
die Sowjetunion anlehnend) mehr Mitspra- 
che und regionale Autonomie ein. Es steht 
noch nicht fest, ob der neue Aufbruch in 
den afrikanischen Staaten möglich ist oder 
in einer neuen Gewaltspirale erstickt wer- 
den wird. 
In diesem Themenschwerpunkt werden 
unterschiedliche Aspekte kolonialer Ge- 
waltverhältnisse beleuchtet. Im ersten Bei- 
trag untersucht Christel Opeker das sich 
wandelnde Bild vom schwarzen Menschen, 
das im Laufe der Jahrhunderte immer ras- 
sistischer wurde. Ausgehend von der Berli- 
ner Kongo-Konferenz, dokumentieren wir 
dann zwei Beiträge, die den Stellenwert ko- 
lonialistischer Politik für das Deutsche 
Reich analysieren. 
Der Beitrag von Georg Lutz zeigt am Bei- 
spiel der Freibeuter und Maroons eine Seite 
der Kolonialgeschichte, die die meisten 
Geschichtsbücher unterschlagen oder 
falsch wiedergeben. Was die patriarchale 
Geschichtsschreibung jedoch völlig ver- 
schweigt, ist die Beteiligung von Frauen. 
Stella Dadzie/ Doris Neu zeigen auf, wie 
Sklavinnen auf Jamaika überleben konn- 
ten, ihre Kultur aus Afrika bewahrten und 
so spezifische Formen des Widerstands und 
der Verweigerung gegenüber den Kolonial- 
herren durchsetzten. 
Seit geraumer Zeit ist die weiße Frauenbe- 
wegung, von Seiten der Frauen aus der 
„Dritten Welt”, mit heftigen Rassismusvor- 
würfen konfrontiert. Die Autorin Martha 
Mammozai wirft einen Blick auf die bis- 
lang auch von Feministinnen verkannte 
Mitwirkung weißer Frauen bei der Kolo- 
nialisierung. 
Die Resumees aus der 500 Jahre andauern- 
den Ausbeutung Afrikas sind unterschied- 
lich. Von dem afrikanischen Wissenschaft- 
ler Chinweizu und den TeilnehmerInnen 
eines panafrikanischen Kongresses, der 
Mitte Dezember letzten Jahres in Lagos ab- 
gehalten wurde, werden Reparationen in 
Milliardenhöhe eingefordert. Genau diese 
panafrikanische Bewegung und deren Re- 
gierungen kritisiert der Schweizer Afrika- 
spezialist Al Imfeld aufs heftigste. Die poli- 
tischen Forderungen sind für ihn nur ideo- 
logische Propaganda, um die eigene Herr- 
schaft weiter legitimieren zu können. 
Redaktion 
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Zwischen Mythos und Sklaverei 


Veränderung des historischen | 
Bildes der Schwarzen aus europäischer Sicht 


as Bild von Afrika und seinen Be- 

wohnerInnen wird vor 1492 sehr 

stark von Geschichten und My- 
then über Äthiopien geprägt, die teilweise 
griechischen Ursprungs sind. Im Gegen- 
satz zum restlichen Afrika hatte Athio- 
pien für das christlich-mittelalterliche Eu- 
ropa den Vorzug, seit dem 4. Jahrhundert 
eine vertraute Religion zu besitzen — es 
war ebenfalls christlich. Allerdings behin- 
derte der seit dem 7. Jahrhundert sich 
ausbreitende Islam Kontakte zwischen 
diesem Teil der Christenheit und Europa. 
Der mangelnde Kontakt förderte die Ent- 
stehung des Mythos vom Priesterkönig 
Johannes, einem geheimnisvollen schwar- 
zen König, dessen Reich unter anderem 
auch in Äthiopien vermutet wurde. Der 
mythische schwarze Christ taucht auch in 
der Figur des Caspar, einem der heiligen 
drei Könige auf. Er wird in mittelalterli- 
chen Berichten ausdrücklich als Athiopier 
vorgestellt. 
Äthiopien erhielt seine besondere Bedeu- 
tung für das mittelalterliche Europa vor 
allem als möglicher Bündnispartner gegen 
den Islam. Die Menschen, obwohl 
schwarz, wurden in erster Linie als Chri- 
sten betrachtet. Die Hautfarbe war bis ins 
16. Jahrhundert hinein kein Thema. „Ras- 
sentheorien” des Mittelalters unterschei- 
den Christen, Mohren, Juden und Heiden 
voneinander. „Rasse” wurde damals im- 
mer im Zusammenhang mit der Religions- 
zugehörigkeit erwähnt. Die Menschheit 
wurde in christlich und nichtchristlich un- 
terteilt. Im Fall des Priesterkönigs Johan- 
nes steht sogar ein schwarzer Herrscher in 
der Tradition eines Erlösers der Christen- 

“ heit. Eine veränderte Wahrnehmung des 

schwarzen Menschen erfolgt erst mit dem 
Ausbau kolonialer Herrschaft und dem 
parallel dazu immer größer werdenden 
Bedarf an billigen Arbeitskräften afrikani- 
scher Herkunft. 
Schon bei der Suche der Portugiesen nach 
dem Reich des Priesterkönigs Johannes 
sowie den vermuteten Goldreichen im 
Osten wurden westafrikanische Men- 
schen gefangengenommen und als Skla- 
ven nach Portugal gebracht. Gerechtfer- 
tigt wurde diese Sklaverei mit der Ungläu- 
bigkeit der Betroffenen. Nur Christen wa- 
ren ganze Menschen. 
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Der Sklavenhandel und das neue 
Bild vom schwarzen Menschen 
Der Bedarf an tropentauglichen Arbeits- 
kräften in den neuen Kolonien führt zu 
massenhaften Verschleppungen afrikani- 
scher Menschen. Während den Indianern 
eine Seele zugesprochen wird, erkennt die 
koloniale Mentalität sie den Schwarzen 
ab. Der Mythos vom Edlen Wilden, ohne- 
hin selten auf afrikanische Völker proji- 
ziert, wird im Dienste des Sklavenhandels 
deformiert. Was als moralische Kritik an 
der eigenen Zivilisation und der kolonia- 
len Ausplünderung gedacht war, wird zur 
Rechtfertigung der Versklavung. Die „Na- 
turnähe des Schwarzen” wird zur idealen 
Vorbedingung seiner Knechtschaft. Sein 
vor der Ankunft der Europäer „elendes 
und unseliges Leben” läßt das Dasein auf 
einer tropischen Plantage trotz der Ge- 
walt, die die Sklaven dort erleiden, in idyl- 
lischem Licht erscheinen. 

Zur Herabsetzung der Schwarzen dient 
auch die Verteufelung des erotischen Le- 
bens in Afrika. „Niedere Geschlechtstrie- 
be” sollen die „Erziehung zur Arbeit” 
rechtfertigen. Die Sklavenhändler und ih- 
re Nutznießer stellen sich als edle Gemü- 
ter dar, die sich um menschlich und mora- 


im Königreich Kongo, Kupferstich um 1590 
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lisch Verdammte kümmern. Vom Prie- 
sterkönig Johannes ist keine Rede mehr. 
Koloniale Ausbeutung verdrängt die Fi- 
gur des „schwarzen Erlösers” und christli- 
chen Bundesgenossen.: Sogar die Fähig- 
keit der Schwarzen, das Christentum an- 
zunehmen, wird in dieser Phase der Kolo- 
nialisierung in Frage gestellt. Außer der 
physischen Widerstandskraft wird auch 
der biblische Fluch, der auf den Söhnen 
des (schwarzen) Ham lasten soll, zur 
Rechtfertigung der unmenschlichen Aus- 
beutung herangezogen. Diese biblische 
„Rassentheorie” stammt jedoch nicht aus 
dem Mittelalter. Sie ist ein Produkt des 
kolonialen Europa der Neuzeit. 


Es tauchen in ganz Europa Schriften auf, 
die mit der dunklen Hautfarbe alle nur 
denkbaren negativen Eigenschaften ver- 
binden. Das Jahrhundert der Aufklärung 
ist auch das Jahrhundert der Rassentheo- 
rien, die allesamt ein Ziel verfolgen: die 
Rechtfertigung der Kolonialisierung der 
Welt durch die „weiße Rasse” und die 
Rechtfertigung der Versklavung vor allem 
der „schwarzen Rasse”. So schreibt Vol- 
taire in seinen „Essais sur les moeurs” von 
den „Negern als Sklaven aller Menschen”. 
Ausdrücke, die sich auf die „Rasse” der 


Menschen beziehen, wie „Neger”, „Mesti- 
ze”, „Mulatte” werden zu Beginn der Neu- 
zeit erfunden. Der Maulesel („Muli”), die 
unfruchtbare Mischung zwischen Pferd 
und Esel, der dem Begriff „Mulatte” zu- 
grundeliegt, zeigt, wo die weiße Kultur 
den Schwarzen und den „Mischling” se- 
hen wollte: abseits von menschlicher Kul- 
tur und Zivilisation, den Tieren nahe. 

Nur wenige gestehen den schwarzen Men- 
schen eine Seele oder gar Kulturfähigkeit 
zu, wie z.B. Rousseau. Allerdings läßt er 
sich, wie so manche andere Verfechter 
der Theorie vom „edlen Wilden”, von sei- 
ner Begeisterung über die angebliche Na- 
turnähe und unverdorbene Moral der be- 
troffenen Völker hinreißen. Die schwarz- 
afrikanische Realität wird auch von dieser 
Seite nicht gesehen. Das ist allerdings zu 
diesem Zeitpunkt auch schwierig. Den 
Verehrern der „edlen Wilden” geht es 
mehr um eine Kritik ihrer eigenen Kultur, 
als um die Lebensverhältnisse der Men- 
schen, auf die sie ihr Unbehagen an der ei- 
genen Kultur übertragen. Im Falle Afrikas 
kommt noch ein großer Mangel an Infor- 
mation dazu. Außer den Küstengebieten, 
wo die verschiedenen Kolonialmächte ih- 
re Niederlassungen hatten, war Afrika un- 
bekannt. Mythen über das unbekannte 
Herz des schwarzen Kontinents prägten 
zwar das Bild, das eigentliche El Dorado 
war jedoch in den Amerikas schon „ent- 
deckt” worden und die „sagenhaften 
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Reichtümer Asiens” wurden zu der Zeit 
ebenfalls schon ausgebeutet. Afrika 
schien außer Sklaven keine Schätze zu 
bieten. Ein Interesse an afrikanischer Kul- 
tur war nicht vorhanden. Allenfalls waren 
Teile der europäischen Gesellschaft über 
angebliche Greueltaten afrikanischer 
Menschen schockiert. Schwarze gelangten 
recht selten zur Auszeichnung „edler Wil- 
der”. 

Menschen, die derart herabgewürdigt 
werden, eignen sich nicht für positive Pro- 
jektionen. Indianer, asiatische Völker und 
die Menschen des Pazifik wurden zwar 
ambivalent wahrgenommen, aber da sie 
nicht ausschließlich als reine Arbeitstiere 
betrachtet und mißbraucht wurden, konn- 
ten ihnen auch positive Eigenschaften zu- 
gestanden werden. Die Propaganda der 
Sklavenhändler und der Anhänger und 
Nutznießer der Sklaverei hatte innerhalb 
von zwei Jahrhunderten dafür gesorgt, 
daß schwarze Menschen im Bewußtsein 
der anderen die schlechteren Menschen 
waren. 


Auf dem Weg zum „freien” 
Kolonialarbeiter 

Das 19. Jahrhundert ist nicht nur die Ära 
der letzten großen „Entdeckungsreisen”, 
die zum großen Teil ins unbekannte Afri- 
ka führen. Mit der „Entdeckung” und 
Aufteilung der letzten europäerfreien Ge- 
biete wird auch der Sklavenhandel abge- 


„Französisches Nationalfest“ in der Kolonie Dahomey, 1900 


schafft. Die Sklavenfrage steht im Mittel- 
punkt der christlichen Missionen. Inzwi- 
schen werden allerdings Theorien veire- 
ten, wonach die AfrikanerInnen ihre Skla- 
verei selbst verschuldet hätten. Nicht die 
Sklavenhändler oder die Besitzer sondern 
die Opfer bzw. ihre Familien verschulden . 
plötzlich ihr hartes Los. Das Bild des Afri- 
kaners wird nun folgendermaßen be- 
stimmt: „... denn nur allzuleicht ließen sich 
die trunksüchtigen Schwarzen betören 
und verkauften ihre eigenen Angehörigen 
an die Sklavenhändler.” Das Zitat stammt 
aus einem in der Basler Missionsbuch- 
handlung erschienenen Bericht. Auch et- 
was positiver eingestellte Missionen wie 
z.B. der „Evangelische Afrikaverein” stel- 
len sich zumindest die Frage nach der 
Teilschuld der Schwarzen. Im Kampf der 
deutschen Kirchen gegen die Sklaverei 
wurde die „völlige Aufhebung der Skla- 
verei in den deutschen Schutzgebieten” 
gefordert. Damit wurde sowohl für eine 
neue Phase der Kolonialisierung als auch 
für ein neues Bild vom schwarzen Men- 
schen die Voraussetzung geschaffen. Der 
Kampf um Menschenwürde und Freiheit 
wird zumindest in Deutschland eng ver- 
knüpft mit dem Kampf um ein deutsches 
Kolonialreich. Wirtschaftliche Faktoren 
sind schließlich ausschlaggebend für die 
Umwandlung der Sklaverei in Kontrakt- 
arbeit. Dies galt allerdings auch für andere 
Kolonialmächte. Aus dem schwarzen 
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Sklaven wird ein schwarzer Kolonialar- 
beiter bzw. eine Kolonialarbeiterin. Wie 
sich der neu entstehende Kolonialstaat 
Deutschland diese schwarzen Menschen 
nun vorstellt, spiegelt sich vor allem in der 
Kolonialliteratur wider, die nach 1884 in 
Deutschland ihre Blütezeit erlebt. 


Vom Arbeitstier zum 
Schüler der Weißen 


„Erziehung zur Arbeit” ist das Motto, mit 
dem deutsche Missionare, unterstützt von 
Wirtschaft und Regierung, in Afrika ein- 
fielen. Die Befreiung von der Sklaverei 
soll eine „Befreiung zur Arbeit” sein. Die 
Menschen wurden zwar nicht mehr 
durchgängig als Tiere betrachtet, sie gal- 
ten jedoch immer noch als unzivilisiert 
und unmündig. Das machte sie zum idea- 
len Objekt christlich-europäischer Erzie- 
hung. Dies drückt sich u.a. in Schriften zu 
„Deutschlands Anteil an der Erziehung 
Afrikas” aus. Die Eingeborenen werden 
mit ungezogenen Kindern verglichen, die 
auch mit Gewalt zu „ihrem Segen erzogen 
werden müssen”. Die Ideologie von der 
Notwendigkeit kolonialer erzieherischer 
Gewalt zieht sich durch die gesamte deut- 
sche Kolonialliteratur. Deutschland ver- 
sucht den „Wilden wirtschaftliche, geistige 
und sittliche Hebung” zu vermitteln. Die 
Moral und die Sitten der anderen sind 
nichts wert. „Das ganze Volksleben eines 
Heidenvolkes müßte erst umgewandelt 
werden, seine Eigentümlichkeit vernichtet 
werden, ehe die Kultur das innerste Herz 
und Mark eines Volkes erreicht, wo doch 
der Sitz des Aberglaubens zu suchen ist”, 
behaupten selbst christliche Missionare, 
die ansonsten jeden Einfluß Europas für 
verderblich halten. 

Die Schwarzen sind zwar im Laufe der 
Antisklavereibewegung Menschen gewor- 
den, allerdings mangelt es ihnen aus euro- 
päischer Sicht an christlicher Rationalität. 
Aberglaube heißt der magische Begriff, 
der Missionare und ihre ZuhörerInnen 
schaudern läßt. Die Ausrottung dieses 
Aberglaubens zum Wohle aller steht auf 
dem Banner der neuen Kolonisatoren. 
Auch die Mitte des 19. Jahrhunderst ent- 
stehende Zunft der Ethnologen unter- 
stützt diesen „Kampf”. Sie verbreiten 
ebenfalls das Bild von den Schwarzen, die 
vor allem unter Wahnvorstellungen und 
Aberglauben leiden, nicht jedoch unter 
den kolonialen Verhältnissen. Außer der 
Variante der „christlichen Rettung der 
verirrten Negerseele”, am besten durch 
Arbeit und Gebet zu erreichen, existierte 
noch die Position der Vertreter der „Ne- 
gerpsychologie”. Diese Richtung betrach- 
tet die schwarzen Menschen als Wesen 
ohne Möglichkeit der Weiterentwicklung. 
Sie zieht sich von den Sklavenhändlern bis 
zum deutschen Faschismus und seinen 
Rassentheorien durch die Geschichte. 
Während die Missionen nach 1884 zum 
„Kampf um die Seele des Negers” aufrie- 
fen, leugneten die Anhänger einer radika- 
len kolonialen Ausbeutung die Kulturfä- 
higkeit schwarzer Menschen. Der bekann- 
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teste Verfechter dieser rassistischen Rich- 
tung ist Dr. Karl Oetker, dessen Buch 
„Die Neger-Seele und die Deutschen in 
Afrika — Ein Kampf gegen Mission, Sitt- 
lichkeitsfanatismus und Bürokratie vom 
Standpunkt moderner Psychologie” die 
Theoretiker des Nationalsozialismus be- 
einflußte. Auch er fordert eine humanere 


Behandlung der Schwarzen, allerdings um | 


„das wertvolle Material der Neger nicht 
zu verderben”.Verdorben waren in sei- 
nem Sinne auch christianisierte Schwarze, 
da sie zumindest Anspruch auf eine 
Gleichheit vor Gott einfordern durften. 
Da sie von Leuten wie Oetker jedoch als 
eine grundsätzlich „minderwertige Rasse” 
betrachtet wurden, durften sie auch nicht 
in den Genuß des Christentums kommen. 
Die „irrationale Komponente der afrika- 
nischen Seele” wird überall betont. Die im 
Christentum enthaltenen herrschafts- 
feindlichen Elemente werden als den 
Schwarzen nicht „artgemäß” dargestellt. 
„Artgemäß” sind nach Oetker dagegen die 
Existenz als schwarze Knechte und Mäg- 
de der weißen Herren. 

Grausame Häuptlinge und unempfindli- 
che primitive Untertanen finden sich in 
den Beschreibungen beider Varianten des 
Kolonialismus. Die vielbeschworene 
Grausamkeit und Unempfindlichkeit soll 
zusammen mit der Rede von der Kind- 
lichkeit der schwarzen Menschen die ko- 
loniale Mißhandlung rechtfertigen, der 
die Menschen ausgesetzt sind. Der „grau- 
same Negerhäuptling”, der aus einem irra- 
tionalen Drang heraus friedliche „unter 
deutschem Schutz stehende Dörfer” über- 
fällt,ist zeitgenössischen Berichten zufolge 
äußerst fanatisch. Die „Verquickung von 
Religiosität, Mystik und weltlicher Herr- 
‚schaft“ schlummert nach diesen Berichten 
in den Seelen afrikanischer Führer. Hen- 
drik Witboii z. B., ein Führer der Hotten- 
tottenaufstände in Südwestafrika, kämpft 
nicht etwa für die Freiheit seines Volkes, 
er ist völlig fanatisiert „auf Kriegspfad“. 
Andere sind faul, passiv, an sich „gute Ne- 
ger“, nur leider genußsüchtig und beein- 
flußbar. Zwischen diesen beiden Polen 
bewegen sich die Beschreibungen des so- 
genannten „roitelet negre“ („der kleine 
schwarze König“), eine Figur, derer sich 
auch andere Kolonialmächte in ihren Be- 
schreibungen bedienen. Im Kampf selbst 
wird ihnen stets „Bestialität“ unterstellt. 
Kolonialromane strotzen nur so von der 
Beschreibung von Grausamkeiten, die 
Weißen angetan wurden. Den bestialisier- 
ten Feind konnte man dann guten Gewis- 
sens umbringen. 


„ Back to the roots” 


Das „animistisch-intuitive Schwarzafri- 
ka“, das im Laufe der Kolonialzeit ent- 
stand, prägt noch heute unser Bewußtsein. 
Was damals negative Projektion war und 
kolonialer Rechtfertigung diente, wirkt 
heute weiter in der Suche vieler Alterna- 
tivtouristen nach dem „natürlichen, intui- 
tiven“ Afrika. Das Afrika der Tänze und 
Mythen bestand allerdings auch vor der 


Kolonialisierung nicht in der Art, wie die 
Afrika-Fans sich das gerne vorstellen. Die 
verschiedensten Gesellschaftsformen, von 
egalitären Gruppen bis zu großen König- 
reichen, waren bis in unser Jahrhundert 
ein Teil Afrikas. Es existierten und existie- 
ren auch heute christliche, animistische 
und islamische Religionsformen neben- 
einander. „Aberglaube“ und „Irrationali- 
tät“ sind koloniale Zuschreibungen, die 
heute noch wirken. Der Mythos von der 
Naturnähe aller Schwarzen ist noch im 
Umlauf, auch in antikolonialen und linken 
Kreisen. Ein Blick auf die Tanz- und Mu- 
sikszene genügt. Schwarze Menschen gel- 
ten auch hier in erster Linie als „geborene 
Tänzer und Musiker“, „Es liegt ihnen im 
Blut“. Eurozentristisch und rassistisch ist 
auch dies, wenn auch nicht mit dem Hin- 
tergrund wirtschaftlicher kolonialer Aus- 
beutung. Was Schwarzafrika in diesem 
Falle bringen soll, ist das Gefühl, zu den 
eigenen verschütteten Wurzeln zu gelan- 
gen. Der Wunsch danach läßt die Tanz- 
und Trommelszene in Scharen nach 
Westafrika pilgern. Kulturelle Unterschie- 
de innerhalb Afrikas werden meist nicht 
wahrgenommen. Der Afrikaner und die 
Afrikanerin bleiben oft bloße Vorstellun- 
gen derer, die ihre Länder bereisen. 

Den anderen Reisenden in Afrika, deren 
Bild von sich noch ungebrochen ist, ge- 
nügt dagegen das Prickeln beim Anblick 
„von Schwarzen bei abergläubischen ani- 
malischen Riten“. Der engste Kontakt fin- 
det meist in den Bordellen statt, wo sich 
weiße Männer neben dem billigen Ver- 
gnügen die Bestätigung über die triebhafte 
Natur der Schwarzen holen können. Ist 
die asiatische Frau für Sanftmut verant- 
wortlich, so steht die Afrikanerin für Lei- 
denschaft. Dem realen Frauenbild ent- 
sprechen beide Vorstellungen nicht. Auch 
der afrikanische Mann ist im Bewußtsein 
der Weißen in erster Linie ein Natur- 
mensch, dem ungezügelte Sexualität zuge- 
sprochen wird,positiv verklärt oder nega- 
tiv gefürchtet. 

Naturnähe und nicht-rationales Denken 
sind oft auch zentrale Begriffe in Entwick- 
lungshilfekreisen. Jahrhundertealte Ideo- 
logie, jeweils mit den wirtschaftlichen 


Notwendigkeiten leicht abgewandelt, 
prägt immer noch das Bild. 

Christel Opeker 
Literatur: 


Ruth Weiss/Hans Mayer: Afrika den Euro- 
päern, Wuppertal 1985 

Leon Poliakov/Christian Delacampagne/Pa- 
trick Girard: Über den Rassismus, Berlin 1985 
Karlheinz Kohl: Entzauberter Blick, Frank- 
furt/Paris 1983 

Ulrich Knefelkamp: Die Suche nach dem 
Reich des Priesterkönigs Johannes, Gelsenkir- 
chen 1986 " 

Frantz Fanon: Schwarze Haut, weiße Masken, 
Frankfurt 1980 

Dr. Karl Oetker: Die Neger-Seele und die 
Deutschen in Afrika, München 1907 

Sadjii Amadou Booker: Das Bild des Negro- 
Afrikaners in der deutschen Kolonialliteratur, 


Berlin 1985 
% % % 


ST I66T EW'ELTIN MEZISSP saeIq 


Yyaay Syasınaq sep gep Taydmnap Jow 
-un pe SundamagqloNsgsy Spussysem 
Sunyanıpısıun pun JungjopaA ZI0n Alc] 


"saydIay Uay>S 
-maq sap 3unıapgosp uayashnodusgne 
“USPUSSUJeM 19U19 NZ „APUEH USPuUayeU>s 
19P Touey, ayasnyodusınn sep ayıyny 
08 'zıassdsne IyreunjaM WOp ne Zu91 
-INXUOY UAYSINZP USWLTEISIAA JOUI9 yane 
yoIs yes uSTUUEILAKOID) waıge JoA “ulads 
-29A9IYNPOII ON INJ INTEL USySSINaP usp 
nu Jysru UOPUuR} 15 japwaıpus yasuyod 
yane uSTLTEILIOIO pun PuEIINY 31m JOU 
-UEZ AT FUONIPEN yaIay sep yals uap yaınp 
“30 ınz ZauyspppueH usw Syey Any 
-odjoz sıq :usıpeynzge Jursgqoig I9P INLI 
ap “Fryezun spe ysIs solaua pun ossıy PTeq 
-s[e adı9z une] JyS9USdjne Zinyswf]) 
pun zusunyguoy afeuoneursjun u9333 191] 


"uapIam Jypelgadge 
snusmeudeyy usp us353 pueisiapim woA 
JONaqTy SIp uaTjos (asyef 1908 19P „9Z19S 
-säfe1Zog,,) J01q1940nZ pun (gZ8T UoA „SZ 
-}0s38UaJSIJeTZOg,, SP USFEIIS PUN 3J0Q19A) 
ayasyag Inu :[WIındg AIp ue ‘Nerjowsp 
-JeIZOS 19P‘„T IN PUTOJSYDI0Y, Op sa Burg 
yarafenz Ywnysssdge SLlodunussız pun 
-IPI2N3H Adpq Uadad yarsyy sep apımm 6/7 
/SLST UOA uspozzinyag usuapuejsaänz 31 
-9SU2353 uap ug :sne [sddop yaıs usyganip 
SUSAPULOMYIS Jagdstulsyı pun ıjey>s 
-UIMPUBT JOYssIqjaIso USSSAISJU] Ua 
-esul9w9g Sl] 'ELET UOA „UPENNIOPUNUN), 
wop SSLINSITEYSSLEM UgOS umyep sıq 
Jap SnE JOAIOU Fund ST '„uUSJoy90H pun Ind 
-JOUNN, UOA SUPUNG sep jne ysıs Yopunı3 
yIOy uayasınaq] un Jysepy ayssnnod sıc] 


“uyezIaA Jopueunsinw 3us 
pIyuoy ayssuodusgne pun ayasnıod 
-U9UUT USIEM ISgeq] 'UIy SUISIsÄS uaydshs 
-peuadun sp IeImgeT aıp ne yoıafdnz 
UNaP SYyTyUOY] pun uasuy Spuaıyay 
-29paIm Jun] :ayanıdsıapıyy auyo Iyaru 
op Zunppswyug Sıp JorjıaA “wyeusne 
Inzydumuy us aım IseJ Jyseungay, uayd 
-MJeyssum Inz day, 19P yane yaıs uua 


S7ııguoy 
aupsnıod pun aysıpjeyssjjasen) 


“UOPIOM LYNJ93 uaruue) 
11019) u wage 104 JÄdureyzusumyuoy 
J9p aıgnuı Jopreyas sowun “ayyIguzjesqgy 
J9n9U dunganyss1 7 Ip apınm 10dıpuamjou 
Jauun TEgYIIWSq sIseQJOIsyoy >feuryds 
IP yaıs Aysew Jayarnap Jouwf :Us] 
-yez nz Iyseunjay, Won oydtdueyqy 21a} 
-3H JOUUN 373 PuETUOSINaGT ae dunmyss 
-JÜy USYSMFEYSSTIIM USULOS IT, INALLL STV 
wonp 
-Jus sedommg jypewanmsnpuj Spusıyny 
spe uSIUWEILIIHOIN) Tem 0061 PpunLoqn 
wraonjueı7 sem ame Isdmuam qfeysau 
-U] USBWEOIO) uayamijeyaszum Inz y9Ioy 
sep wooquapIermpy wauls ul - PUS[OyySeu 
Zunpjf>imyug 19umısadun ur 3jumesıaA Sep 
- AISIOSFINOG FYISIN9P 3IP II SIOIATIOA 
SOP PIPQ wap pun s1odalg sap yeIy IOPIIW 
-UOHIMII) 
-un nz snwsuejimip] sap anodsaq Iap uaq 
-Iy ap pun uappeyssıaA nz yeysspasaduan 
-AV 1Op vaylaı. sıp rendey] wap “usdungad 
YOnısısuny sep Isgep Jem ST 'Inyas yaIraı 
-J9STEY] Aydsınap-yssıgnaud sep „uago uon 
uonnjonay, OUlaurgaleusıgspe‘[2gT S19 
J9ge wey yanıqyaandy JPuapIayssjus J9p 
‘uaq3393 dunuaısmensnpuf 13P 199 aUUy9S 
-1107 9y9sBI HG8T NOS SO SIey JUOAM "FOL 
-nz sedomajsaq WIOPUET7 uap Joqnuad33 
qauqdunggsuwmyug sysmyeyssumanpyany 
“«uaPIam JINIWSOG JyaTU usJun UOA UONNJOA 
-I34 UIYISHEIJOWSP I9UID UI SJUUOY duny 
-Jnıpıayuny ayasnod pun Jun 
-anndsıaz afeuoneu 211] :UONeN €i 
yaedsısa au sem puepyasina 


"UIZYASIIPUBUTISNE 

ByLıpy ur ynıjodrsruojoy uayps 
-INaP I9p Ju pun sUOPunyIyEF 
61 sap 3pu we SEyIIay uay9S 
-IN3p S9P UOHENNS USYISILOU 
-040 pun uayaspijod 19p Jruı usd 
-NZSNY UI ySIS aIp ‘adg.tagl 1amz 
JM U9I9HUSLUNYOP uU3PU3d][OJ uf 


UDBUNJaAA USUIIDJEUDISIIA 

anz 334 WOP ne UISSZI3JUNJOIZ 
2911 dunIaydIsqy dIp SYIıBW 
-SI] YHITOA UaNaU I9P UOA ua} 
-euadun uSyISINaP 3Ip SI9PuUoS 
-3q ydIs uSIgoy.13 aM 19p dung 
-[AYNY 19P 19q uamW10y33 eds nz 
"sayds 

-HOJPUEYIOAF - yıpstıy> urs ‘up 
-13M BYLIFY SOyIsıBdoina us ya 
ay]j0s Ss *u31oyad ınu Jyaıu uraed 
-0NY UAp 3jj0S ByLIFY uaqla] 
-JIANZUII UONESIJIAFZ J91U1 USNIIZ 
ajje ın) Ju3UnUOy US}YISIENS 

-un pusyasytam UaJzJa[ Up JUaıs 
-Qy uSJUIBpN13 J291yı ur sa de] ‘ua 
-BYUAWWIESNZ UNIIg] UI ZU3J0JUOY 
-03u0y ınz syIaguısıq Sunpsjurg 
3ue yggT VS Ip pun Jydgu 
-[8IUO[OY uay9dstedoma 31p SIY 


eyLıyy ur ynoderuojoy SydsInaq 


SNWUSIIDILOIOY .B BD 008 


kein Nationalstaat, sondern ein Klassen- 
staat war. 

Über Gründerkrach, Schutzzoll und Op- 
position der Arbeiter führtein gerader Weg 
zur deutschen Kolonialpolitik, die als All- 
heilmittel gegen Krisen und Konkurrenz 
propagiert wird und schließlich sogar zur 
“Lösung der sozialen Frage“ beitragen soll. 
Um 1880 führte die Suche nach Rohstoff- 
und Absatzmärkten zum expansiven 
Drang nach Kolonien. Zum stärksten Inter- 
essenverband wurde der 1882 gegründete 
Deutsche Kolonialverein, in dem Aristo- 
kraten, Schwerindustrielle und Bankiers 
die Richtung der Agitation bestimmten: 
Der Kolonialenthusiasmus, vor allem im 
deutschen Mittelstand, wurde angeheizt. 
1884 forderte der Inspektor der Barmer- 
Mission, Friedrich Fabri, die Anlage soge- 
nannter Verbrecherkolonien: er wollte die 
Arbeiter und Gewerkschaftler, die den 
konservativen Kräften als rote Politverbre- 
cher galten, in die Kolonien abschieben. 
Und in einem Werbeschreiben des Leiters 
des Kolonialvereins des Fürsten Hohenlo- 
he-Langenburg an den Industriellen 
Stumm, Besitzer der größten Schwerindu- 
strie im Reich, heißt es: Nach meiner Über- 
zeugung wäre eine entsprechende Kolonisa- 
tion der besıe Ableiter für die 
sozialdemokratische Gefahr, die uns be- 
droht.“ 

Der Kolonialpropagandist v.Weber fordert 
schließlich: : 

“Die sozialistische Gährung in den Köpfen 
unserer im Denken ungeübten, vermögens- 
losen Massen wird um so gefährlicher, je 
mehr sie fortdauernd Zuwachs in intelligen- 
ten Elementen aus den gebildeten Ständen 
erhält, die in Folge der allgemeinen, schlech- 
ten wirtschaftlichen Lage immer zahlreicher 
ihre Reihen verstärken werden. Um dem 
deutschen Staatsorganismus in einegesunde 
Blutzirkulation zurückzuführen und die 
Auswanderung als Sicherheitsventiil für all 
die bösen Gase und Dämpfe wirken’ zu las- 
sen, die den Mechanismus unseres Staates 
mit Zersprengen bedrohen, müßten jährlich 
wenigstens 200.000, besser 300.000 Men- 
schen auswandern.“ 


Zu spät gekommen bei der Aufteilung der 
Welt, erstrebte der deutsche Imperialismus 
ihre territoriale Neuaufteilung zur Erlan- 


26 blätter des iz3w, Nr. 173, Mai 1991 


>00 FE 
gung seiner Vorherrschaft, die zumindest 
dem Vorrang der deutschen Industrie in- 
nerhalb Europas entsprach. Bei entspre- 
chenden Anläufen vor 1914, z.B. den Aus- 
einandersetzungen mit Frankreich über 
Marokko, mußten die führenden Politiker 
in Berlin die Erfahrung machen, daß ihre 
Ansprüche nicht diplomatisch durchzuset- 
zen waren. Parallel dazu formierten sich 
Propagandaorganisationen wie der All- 
deutsche Verband und der Flottenverein, 
die durch ihre nationalistische Hetze für 
Deutschlands Größe und Aufrüstung auf 
einen gewaltsamen Kampf um die “Welt- 
geltung“ hinarbeiteten. 


Im Fieberwahn der Weltaufteilung 


Das sorgsam ausgependelte politische 
Gleichgewicht zwischen den europäischen 
Mächten ging bei der sich von der kolonia- 
len zur imperialistischen Expansion stei- 
genden Politik verloren. Unter den euro- 
päischen Weltmachtstaaten hatten 
namentlich England und Frankreich jahr- 
hundertelang eine Politik überseeischer 
Ausdehnung betrieben. Seit 1885 erfuhr 
der Vorgang einerseits der Ausbeutung 
und Ausnutzung. fremder Rohstoffe und 
Produktionen und andererseits der Aus- 
breitung der europäisch entwickelten Zivi- 
lisation eine ungeheure Beschleunigung. 


Deutschland waren beiden weltpolitischen 
Bestrebungen nach dem Platz an der Sonne 
durch das Fehlen (kolonial)-historischer 
Ausgangspositionen enge Schranken ge- 
setzt. Ohne eigene koloniale Traditionen 
begann offiziell 1884 mit der 
Schutzerklärung über Gebiete in Südwest- 
afrika und im folgenden Jahr über Ostafri- 
ka die Zeit des deutschen Kolonialismus. 
Im “Scramble for Africa“ erhielt man au- 
Berdem Togo und Kamerun, über die die 
“Schutzherrschaft“ erklärt wurde, nach- 
dem jeweils von Kaufleuten (z.B. Lüderitz) 
oder Handelsfirmen wie die Deutsch-Ost- 
afrikanische Gesellschaft, verbunden mit 
den Namen Carl Peters, erste Erwerbun- 
gen gemacht waren und Schwierigkeiten 
auftauchten, die Territorien gegen den Wi- 
derstand der Einheimischen unter Kon- 
trolle zu halten. Die eigentlichen “Erschlie- 
Bungsaufgaben“ übernahm folglich das 
Reich. Die Besitzungen im Pazifik umfaß- 
ten mehrere Inselgruppen, das Bismarck- 
Archipel, die Karolinen, Marian an usw, 
die flächenmäßig bedeutsameren Anteile 
in Neuguinea und das 1897 erworbene, so- 
genannte Pachtgebiet in China, Kiaut- 
schau. Alles in allem war dieses Kolonial- 
reicht ein typisches Produkt einer 
künstlichen Aufteilung, mit einem reinen 
Herrschaftscharakter und begrenztem 
wirtschaftlichen Nutzen. 


Die Berliner Kongokonferenz 


Um die geschlossenen kolonialen Territo- 
rien entstehen zu lassen und relativ rei- 
bungslos erhalten zu können, waren die 
Jahrzehnte von einer bis dahin nicht ge- 
kannten Aktivität auf der diplomatischen 
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Bühne ausgefüllt. Beinah jedes Stückchen 
Land stand im Widerstreit der Ansprüche 
mehrerer Nationen der industrialisierten 
Welt des Nordens: es begann ein diploma- 
tisch meist stillschweigend geführtes Han- 
deln, Feilschen, Tauschen, Drohen und 
Bieten - kurz das Durchsetzen nationaler 
Interessen. Daß nicht alle Forderungen er- 
füllt werden konnten, liegt auf der Hand. 
Die Koalitionen zum Erwerb von Kolonien 
blieben nicht ohne Auswirkungen auf die 
Vertragssituation in Europa und verscho- 
ben mehr und mehr die bestehenden Strüt- 
zen der internationalen Sicherheit. 


Ein Beispiel für eine deratige Kristensitua- 
tion. mit diplomatischem Erfolg stellt die 
Berliner Kongo-Konferenz dar. Von De- 
zember 1884 bis Februar 1885 von Bis- 
marck einberufen, wurden in den Verhand- 
lungen politische Spannungen in Übersee 
durch vertragliche Regelungen abgebaut. 
Gegenstand der Auseinandersetzungen 
am grünen Tisch waren “natürlich“ allein 
die von europäischen Mächten artikulier- 
ten Interessen um koloniale Einflußgebie- 
te. 

Deutschland gelang es, die damaligen eng- 
lisch-französischen Gegensätze auszuspie- 
len, auf diplomatischer Ebene unterstützt 
von Frankreich, Italien und Rußland. Inso- 
fern erbrachte es das Ergebnis, die deut- 
schen territorialen Kolonialansprüche in 
Afrika respektieren zu lassen, den Kongo 
Leopold II. von Belgien zu überlassen und 
das gesamte mittlere Afrika zu einer Zone 
des freien Handels zu erklären. Togo, Ka- 
merun, Deutsch-Südwestafrika und 
Deutsch-Ostafrika erlebten hier eigentlich 
ihre kolonialpolitische Geburtsstunde der 
internationalen Anerkennung. Im Hinblick 
auf die Forderungen der englischen Öffent- 
lichkeit wurde schließlich der Sklavenhan- 
del - nicht die Sklaverei - verboten. Die 
Kongo-Konferenz entsprach den zeitge- 
nössisch-üblichen Gepflogenheiten: Über- 
tragung fremder Gebiete in Übersee nach 
europäischen Machtansprüchen und -riva- 
litäten; künstliche Grenzziehung mit dem 
Lineal über die Landkarte. 


(aus: D.Bald/P.Heller/V.Hundsdörfer/ 
J.Paschen: Die Liebe zum Imperium, 
ersee-Museum Bremen 1978) 


„Manches Eiland lockt und 
lauscht“ 


Bismarck interessierte sich zwar nicht für 
Bananenbäume, aber die wirtschaftlichen 
Argumente für Kolonien konnte man nicht 
so leicht beiseite schieben. Die explosions- 
artige Industrialisierung, die um 1850 in 
Deutschland eingesetzt und sich 25 Jahre 
lang ohne nennenswerte Pause fortgesetzt 
hatte, erlebte auch hier eine Krise. Im Jahre 
1873 verfiel die Wirtschaft in eine Depres- 
sion, die, abgesehen von kurzen Unterbre- 
chungen, 15 Jahre andauerte. Das Problem 

bestand in mangelnder Nachfrage: der hei- 
mische Markt konnte den ständig steigen- 
den Nachschub aus deutschen Fabriken 


d 


Die Kongo-Konferenz 1884 in Berlin 


nicht mehr aufnehmen und durch den groß- 
angelegten Eisenbahnbau, der den Boom 
ausgelöst hatte, sanken die Transportko- 
sten, was ausländische Konkurrenten auf 
den Plan lockte. 1879 löste das Eintreffen 
amerikanischen Getreides einen Preissturz 
bei den einheimischen Produkten aus. Bis- 
marck, der selbst Großgrundbesitzer war, 
und dessen Einkünfte aus einer seiner 
größten Ländereien in einem einzigen Jahr 
um 60 % fielen, konnte den totalen Zusam- 
menbruch der deutschen Landwirtschaft 
vorhersehen. Aus diesem Grunde schaffte 
erden FreihandelabunderhobSchutzzölle 
auf landwirtschaftliche Produkte und indu- 
strielle Erzeugnisse.. Solche Zölle waren 
aber nureine vorübergehende Lösung. Das 
Zauberwort hieß Export. Mehr und mehr 
Industrielle glaubten, das Problem der 
Überproduktion könne durch Kolonien 
leicht und schnell gelöst werden. 

Hamburgs Handel mit Westafrika, der ver- 
glichen mit seinen weltweiten Handelsbe- 
ziehungen relativ klein war, wuchs sehr 
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schnell: zwischen 1871 und 1883 hatten 
sich die Importe fast verdreifacht, und die 
Exporte waren um 560 % angestiegen. Das 
am meisten von Hamburg nach Afrika ge- 
lieferte einzelne Gut war hochprozentiger 
Alkohol: im Jahre 1884 machteer fast zwei 
Drittel des gesamten Handels aus. Für die 
Alkoholgewinnung, die von der preußi- 
schen Regierung als Absatzmöglichkeit für 
überschüssiges Getreide subventioniert 
wurde, war der afrikanische Markt tatsäch- 
lich lebenswichtig. Im Jahre 1884 gingen 
40% des weltweit produzierten Alkohols 

nach Afrika. Bismarck, der selbst große 

Destillationsbetriebe besaß, war sich über 
seine Bedeutung vollkommen im klaren. 
1876 sagte er: “Ich erkenne die hohe wirt- 
schaftliche Bedeutung, welche die Spiri- 
tuosenindustrie für einen großen Teil 
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Deutschlands hat, in vollstem Maße an und 
werde wie seither so auch in Zukunft jede 
Gelegenheit ergreifen, sie zu unterstützen.“ 
Bismarcks Wandel zum Kolonialpolitiker 
vollzogsich in zwei Schritten. 1883 setzteer 
sich für größeren Schutz deutscher Händ- 
ler ein, hielt jedoch an dem Glauben fest, 
dies könne immer noch auf der Basis inoffi- 
zieller Herrschaftsausübung geschehen. 
Erst als seine vorsichtigen Anäherungsver- 
suche an Großbritannien erfolglos blieben, 
ging er zu offenen Expansionismus über. 


Zu diesem Bruch kam es ironischerweise 
ausgerechnet über einen Küstenstreifen, 
der damals als einer der unattraktivsten in 
Afrika galt. Im November 1882 traten ein 
Tabakhändler aus Bremen und ein Speku- 
lant zweifelhaften Rufes mit Namen F.A.E. 
Lüderitz an das Außenministerium heran 
und baten um Schutz für die geplante 
Handelsstation in Südwestafrika. Lüderitz 
hatte herausgefunden, daß der gesamte 
1.600 Kilometer lange Küstenstreifen zwi- 


schen den Flüssen Oranje und Kunene 
noch von keinem Europäer beansprucht 
worden war. Einzige Ausnahme bildete der 
Hafen von Walvis Bay, den Großbritannien 
erst kürzlich besetzt hatte. Daerdortreiche 
Mineralienvorkommen vermutete, dachte 
er sich einen ehrgeizigen Plan aus, um die- 
ses unberührte Gebiet zu erschließen. Oh- 
ne den Schutz der Regierung, so erklärte er 
dem Außenministerium, würdendieBriten 
nicht zulassen, daß er Waffen an die Einge- 
borenen verkaufe und die reichen Mineral- 
schätze hebe. 


Bismarck reagierte außerordentlich vor- 
sichtig. Dem britischen Außenminister ließ 
ermitteilen, daßereinen wirksamen Schutz 
Englands für in diesem Gebiet lebende 
Deutsche sehr schätzen würde. Nur wenn 
dies nicht möglich sei, behalteersich Berlin 
vor, diesen Schutz seinerseits eintreten zu 
lassen. Der Reichskanzler wies seinenSohn 
Herbert, derzeit erster Legationsrat der 
Londoner Botschaft, an, nochmals zu beto- 
nen, daß Deutschland nicht auf überseei- 
sche Beziehungen aus sei und britische In- 
teressen keinesfalls in die Quere kommen 
wolle. Inoffiziell ließ er verlauten, Lüderitz 
könne nicht mehr erwarten als gelegentli- 
che Besuche von Kanonenbooten. Die bri- 
tische Regierung erwiderte, sie würde sich 
um die deutsche Faktorei kümmern, falls 
sie nicht zu weit von Walvis Bay entferntsei, 
und bat um nähere Einzelheiten. 


Unterdessen hatte Lüderitz jedoch schon 
auf eigene Faust gehandelt. Er schickte sei- 
nen Mitarbeiter Heinrich Vogelsang nach 
Kapstadt, vonwoausermit Lüderitz’Schiff 
“Tilly‘ nach Norden segelte. Am 10. April 
1883 warf er Anker in der Angra Pequena 
Bay, die Lüderitz für seine zukünftigen Ko- 
lonien ausersehen hatte. Nachdem er dort 
nur einige britische Robbenjäger vorfand, 
machte Vogelsang sich auf den Weg nach 
Bethanien, dem Sitz Häuptling Joseph Fre- 
dericks’, wo schon seit etwa 40 Jahren eine 
Missionsstation war. Er brachte den 
Häuptling dazu, ihm den Hafen von Angra 
Pequena und das umliegende Land im Ra- 
dius von 8 Kilometern für 1.000 Pfund in 
Gold und 200 Gewehre zu verkaufen. Am 
1. Mai wurde der Vertrag unterschrieben, 
und 10 Tage später hißte Vogelsang die 
deutsche Flagge. 


Lüderitz war zufrieden. Blühender Kü- 
stenhandel und reichhaltige Kupferminen 
lagen für ihn bereit, die Tausende deutscher 
Siedler anlocken würden, die ihrerseits die 
afrikanische Bevölkerung innerhalb kurzer 
Zeit zu “Schuldnern und Sklaven“ degra- 
dieren würden. Bismarck dagegen war wü- 
tend über die Unverfrorenheit, mit der Lü- 
deritz ohne offizielle Ermächtigung des 
Reiches die deutsche Flagge gehißt hatte. 
Seiner Meinung nach sollte Lüderitz zwar 
wie jeder andere Deutsche im Ausland den 
Schutz des nächstgelegenen Konsulats ge- 
nießen, hatte jedoch keineswegs das Recht, 
die Regierung mit einer Gebietsforderung 
in Schwierigkeiten zu bringen. Er befahl 
ihm, sich mit den Briten gut zu stellen, wies 
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seinen Botschafter in London aber gleich- 
zeitig an, etwas über die Haltung der briti- 
schen Regierung zu Angra Pequena in Er- 
fahrung bringen. 

Das britische Außenministerium verfaßte 
eine Erklärung, nach der Großbritannien 
weder Ansprüche auf Angra Pequena habe 
noch Gerichtshoheit darüber besitze. Hier- 
mit war die Lage korrekt beschrieben; die 
Mitteilung wurde jedoch nie abgesandt. 
Das Kolonialministerium befürchtete eine 
negative Reaktion der in Kapstadt ansässi- 
gen Politiker, deren Kolonie sich bis zum 
Oranje-Fluß erstreckte. Schließlich teilte 
man der deutschen Botschaft mit, daß, “ob- 
wohl die Regierung ihrer Majestät nicht 
den Anspruch auf Souveränität im gesam- 
ten Landesgebiet erhebe ... sie es doch als 
Verletzung ihrer legitimen Rechte betrach- 
ten würde, wenn eine andere Nation die 
Souveränität oder Gerichtshoheit über das 
Gebiet zwischen dem südlichsten Punkt 
des protugiesischen Herrschaftsgebietes ... 
und der Grenze der Kapkolonie bean- 
spruchte.“ 

Dies war ein schwerer Schlag für Bismarck, 
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der zudem eine Mischung aus Arroganz 
und Unfähigkeit zum Ausdruck brachte, 
die er unmöglich hinnehmen konnte. Er 
schickte eine offizielle Anfrage an die briti- 
sche Regierung, in der er in scharfer Form 
Auskunft darüber verlangte, wie Großbrit- 
annien deutsche Händler zu schützen ge- 
denke. Ende 1883 gab er seinem Mei- 
nungsumschwung Ausdruck: “Überall, wo 
England nicht tatsächlich Jurisdiktion aus- 
übt und unseren Angehörigen ausreichen- 
den Schutz gewährt, [müssen wir] diesen 
Schutz selbst in die Hand nehmen.“ Es er- 
schien Bismarck ratsam, “rechtzeitig auf 
Arrangements mit der englischen Regie- 
rung Bedacht [zu] nehmen, durch welche 
diedeutschen Eigentumstitelgegenspätere 
Anfechtungen sichergestellt werden.“ 
Granvilleerhielt Bismarcks Anfrage am 21. 
Dezember 1883, und selbst dann hätte die 
Situation durch eine prompte und eindeuti- 
ge Antwort noch gerettet werden können. 
Die britische Regierung jedoch, wie immer 
auf Formen bedacht, wollte jegliche Aktivi- 
täten im Zusammenhang mit Südwestafri- 
ka der Kolonialregierung am Kap aufhal- 
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ten. Die dortigen Politiker antworteten 
umgehend, sie würden eine Annektierung 
des Gebietes begrüßen, wollten aber kei- 
nesfalls die Verwaltungskosten dafür über- 
nehmen. Kurz daraufgeriet dieKapkolonie 
in eine politische Krise, die bis zum Antritt 
einer neuen Regierung im Mai jeglichen 
Fortschritt unmöglich machte. Als die Re- 
gierung am Kap am 29. Mai endlich ver- 
kündete, sie seinun bereit, das gesamte Ge- 
biet bis Walvis Bay zu übernehmen und 
auch zu finanzieren, war es längst zu spät. 


Zudiesem Zeitpunkt war Gustav Nachtigal 
auf dem Kanonenboot “Möwe“ bereits un- 
terwegs nach Westafrika, um Kamerun und 
Togo einzunehmen; damit nicht genug, hat- 
te Bismarck am 24. April sein berühmtes 
Telegramm an den deutschen Konsul in 
Kapstadt gesandt, mit dem er die Siedlun- 
gen von Lüderitz offiziell dem Schutz des 
deutschen Reiches unterstellte. Damit war 
Deutschland zur Kolonialmacht geworden. 


Esgibt kein besseres Beispieldafür, daßder 
Beginn des Wettlaufs um Afrika anfänglich 
vom Zufall bestimmt wurde. Lüderitz war 
wohl kaum das, was man sich unter einem 
Reichsgründer vorstellte. Man kann ihn 
weder als Persönlichkeit noch in seinen 
Leistungen mit Leopold oder Goldie ver- 
gleichen, doch wurde er von demselben 
Wunsch getrieben:vondem Traum, ausden 
unberührten Ressourcen Afrikas Profit zu 
schlagen. Obwohler sein Ziel verfehlteund 
auf der Suche nach Gold kläglich ertrank, 
entwickelte sein TraumeinEigenleben.Die 
Kolonie, die er gegen den Willen der dama- 
ligen Politik Berlins gründete, sollte später 
einmal das deutsche Südwestafrika wer- 
den, Schauplatz des vielleicht blutigsten 
Krieges, den eine europäische Macht im 
Zeichen kolonialer Unterdrückung je ge- 
führt hat. Nach der Niederlage der Deut- 
schen 1918 gaben die Siegermächte diese 
Kolonie ohne große Umstände an Südafri- 
ka weiter. Offiziell hatte Südafrika zwar 
vom Völkerbund ein Mandat erhalten, 
doch blieb Südwestafrika nichts weiter als 
eine Kolonie. Inzwischen war sie allerdings 
ein wertvoller Besitz: 1908 hatte man Dia- 
manten gefunden, und fünf Jahre später 
brachte deren Produktion bereits 58 Mil- 
lionen Mark ein. 


(aus: Ruth Weiss/Hans Mayer: Afrika den 
Europäern. Peter Hammer Verlag, Wup- 
pertal 1985) 
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Reparationsforderungen 


Am 13./14. Dezember 1990 ver- 
anstaltete die Concord Press 
of Nigeria (einer der größten Me- 
dienkonzerne Westafrikas) in La- 
gos eine Konferenz mit dem Titel 
„Reparationen für Afrika und 
' Afrikaner in der Diaspora”. Den 
politischen Hintergrund bildet der 
Versuch, die „Panafrikanische 
Bewegung”, die in den fünfziger 
und sechziger Jahren die staatli- 
che Unabhängigkeit afrikanischer 
Länder erkämpft hat wiederzube- 
leben. Der folgende übersetzte 
Beitrag aus der African Concord 
dokumentiert die aktuellen For- 
derungen von offizieller afrikani- _ 
scher Seite im Hinblick auf den 
Themenkomplex „500 Jahre Ko- 
lonialismus“. Es bleibt abzuwar- 
ten, wie diese Forderungen auch 
von neueren Demokratiebewe- 
gungen aufgegriffen werden 


Ihr Zuhause sind die Slums in New York, 
London, Paris und den meisten anderen 
Großstädten Europas. Sie sind es ge- 
wöhnt, abgetragene Kleider anzuziehen, 
leben in Wohnungen, die man nur als Ba- 
racken bezeichnen kann, können sich 
kaum zwei Mahlzeiten am Tag leisten, 
und ihre Kinder lungern herum, gehen nur 
in seltenen Fällen zur Schule. 

Sie sind die Nachfahren von Sklaven, die 
vor mehreren Jahrhunderten aus den ver- 
schiedensten Teilen Afrikas verschleppt 
worden sind. 

Die Kinder und ihre Eltern wissen nicht, 
wo in Afrika ihre Großeltern lebten, be- 
vor sie geknebelt, gefesselt und in Rich- 
tung Zuckerrohrplantagen in Europa 
und Amerika verschifft wurden. Und 
wenn es ihnen gelingt, ihre Ursprünge auf- 
zuspüren, werden sie in den betreffenden 
Ländern oft nicht als gleichwertige Bürger 
anerkannt. 

Darin gleichen sie sprichwörtlich den Fle- 
dermäusen, die weder zur Familie der 
Säugetiere noch zu der der Vögel gehö- 


ren. Noch immer beklagt Afrika den Ver- 


lust seiner besten Sprößlinge, die als billi- 
ge Arbeitskräfte zur wirtschaftlichen Blü- 
te Europas und Amerikas beitrugen. 
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Der Panafrikanist Dudley Thompson, 
Hochkommissar der UNO aus Jamaika, 
leitete die Eröffnungsfeierlichkeiten. Er 
brachte die Problematik auf den Punkt: 
„Die Geschichte belegt diese Vergewalti- 
gung Afrikas, den Abtransport der besten 
Söhne des Kontinents, die sie in die Finger 
bekommen konnten...es waren Millionen 
von Unseresgleichen, die in die Karibik 
und nach Amerika verschleppt wurden.” 
Weiter sagte er: „Die Geschichte belegt, 
daß diese Söhne Afrikas [und Töchter! die 
Red.], die man um ihre Sprache, Kultur 
und Familienbindungen — von den Men- 
schenrechten ganz zu schweigen — betro- 
gen hat, keine Möglichkeit hatten, sich 
selbst zu entwickeln. Es ist nicht schwer, 
sich die Millionen von Leichen vorzustel- 
len, die in dreihundert Jahren zusammen- 
kamen, die Berge toter Körper, die unter 
der Sklaverei nie die Chance hatten, auch 
nur lesen oder schreiben zu lernen.” 
Dudley Thompson ist der Meinung, daß 
die Afrikaner in ihrer Forderung nach Re- 
parationen schon Vorläufer hatten, denn 
„den Juden, den Japanern ... den Amerika- 
nern, den Deutschen und anderen wur- 
den große Summen angeboten, um die 
Verletzungen zu sühnen, die ihnen zuge- 
fügt worden sind.” 

Der Staatspräsident Nigerias, General 
Ibrahim Babangida, stellte in seiner Rede, 
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die Vizepräsident Augustus Aikhomu 
stellvertretend für ihn vortrug, fest, daß 
Afrikaner über 450 Jahre lang über den 
Atlantik transportiert wurden, um ihren 
„Herren” auf den Zuckerrohr-, den Ta- 
bak- und Baumwollplantagen des ameri- 
kanischen Kontinents Wohlstand zu erar- 
beiten. Tatsächlich entwickelte sich Afri- 
ka in jener Zeit nicht weiter, und was von 
seinen Errungenschaften und seiner Zivi- 
lisation, für die das Alte Agypten und 
Axum (N. Äthiopien) als Beispiel dienen 
mögen, überhaupt noch übrig blieb, brach 
auch beinahe zusammen. Babangida 
zeichnete die einzelnen Epochen in Afri- 
kas Geschichte nach und klagte: „In kei- 
nem Zeitalter der Menschheitsgeschichte 
wurde einem Volk durch die Hände von 
Mitmenschen so lange so großes Leid zu- 
gefügt einzig aus Habgier.” 

Des Weiteren analysierte Babangida die 
Widersprüche zwischen Afrikanern auf 
dem Kontinent und Schwarzen in der Dia- 
spora. „Unwissenheit und Fehlinforma- 
tion brachten unsere Brüder in der Dia- 
spora dazu, die Menschen in der Heimat 
als ungehobelte und unzivilisierte Einge- 
borene, deren Vorfahren selbst für ihr 
Elend in der neuen Welt verantwortlich 
gewesen seien, zu verachten. Die Afrika- 
ner in der Heimat hingegen fühlten, daß 
sie die wahren Erben waren von all dem, 
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Überlebende eines Völkermords: Hereros bei der Rückkehr aus der Wüste nach der deutschen Generalamnestie 


was in der afrikanischen Vergangenheit 
groß und ehrfurchtgebietend war. Unsere 
gemeinsamen Feinde nutzten diese Spal- 
tung aus.” Nun, mahnte Babangida, müß- 
ten sich die Afrikaner in Amerika endlich 
zusammenschließen und eine Lobby für 
die afrikanische Sache aufbauen. 
Hinsichtlich der Reparationsforderung 
erklärte Babangida, daß die Afrikaner 
nicht versuchten, eine Welt der Rassen- 
trennung zu errichten, sondern vielmehr 
die Partnerschaft mit anderen Völkern 
anstrebten — eine Partnerschaft, die auf 
gegenseitigem Respekt basiere. 

Der Vorsitzende der Concord Press of 
Nigeria und Gastgeber der Konferenz, 
Bashorun Moshood Abiola, drängte die 
Afrikaner in der Heimat und der Diaspo- 
ra, gegenüber dem Rest der Welt zusam- 
menzustehen: „Sklaverei und Kolonialis- 
mus sind historische Fakten und nicht ir- 
gendjemandes Hirngespinst, Millionen 
unserer Brüder und Schwestern wurden 
ermordet und unsere Wirtschaftssysteme, 
unsere Kulturen und unsere Gesell- 
schaftsformen wurden völlig zerstört.” 

Die Argumente, die für Reparationen in- 
folge des Schadens, der Afrika durch wei- 
ße Sklavenhalter zugefügt wurde, spre- 
chen, werden klarer, meinte er, wenn man 
bestimmte andere Tatsachen hinzuziehe. 
„Jene, die sagen, wir hätten keinen An- 
spruch auf Schadensersatz, haben offen- 
sichtlich keine Ahnung über die Ge- 
schichte der Reparationen. Weil sich die 
Welt über das Prinzip der Entschädi- 
gungsleistungen geeinigt hat, zahlt 
Deutschland dem Staat Israel heute noch 
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jährlich Millionen von Dollars — einem 
Staat, der, als die Verbrechen begangen 
wurden, noch nicht einmal existierte. Die 
Vereinigten Staaten, Kanada und Austra- 
lien haben den Eingeborenenstämmen, 
die in diesen Ländern leben, allesamt 
symbolische Reparationen gezahlt für die 
Enteignungen und Morde, die sie wäh- 
rend und nach der Kolonisierung erdul- 
den mußten.” In welche spezifische Rich- 
tung gehen die Forderungen der Afrika- 
ner?Bashorun Abiola verlangte: „Daß 
endlich von offizieller Seite zugegeben 
wird, daß diese Verbrechen entscheidend 
zu dem ungeheuren Elend der Afrikaner 
überall auf der Welt beigetragen haben. 
Diejenigen, die diesen fünfhundertjähri- 
gen Holocaust überstanden haben, sollen 
eine Wiedergutmachung erhalten, und die 
Völkergemeinschaft muß endlich begin- 
nen, die Afrikaner wieder in die Weltwirt- 
schaft zu integrieren.” 

Mit seinem Versuch, die Reparationslei- 
stungen einzuschätzen, die der schwarzen 
Bevölkerung zustehen, hinterließ der Pan- 
afrikanist und Wissenschaftler Chinweizu 
einen tiefen Eindruck bei den Konferenz- 
teilnehmern. 

Ausgehend von den fünf Milliarden US- 
Dollar Schadensersatz, die Nord-Korea 
von Japan gefordert hat, setzte er die Re- 
parationen für Afrika bei ungefähr 2000 
Milliarden US-Dollar an. Denn wenn 
Nord-Korea bei 35 Jahren Ausbeutung 
und einer Bevölkerungszahl von 20 Mil- 
lionen fünf Milliarden US-Dollar verlan- 
gen könne, entsprächen 2000 Milliarden 
US-Dollar der Wiedergutmachung für ei- 


ne Bevölkerung von 500 Millionen Men- 
schen, die 500 Jahre Sklaverei und Aus- 
beutung erleiden mußten. Bei einem Zins- 
satz von fünf Prozent über 250 Jahre hin- 
weg würde das Afrika ungefähr 200 Mil- 
liarden US-Dollar allein an Zinsen ein- 
bringen, eine Summe, die in etwa der 
Geldmenge gleichkommt, die der Konti- 
nent verschiedenen europäischen Banken 
und Regierungen schuldet. „Die Repara- 
tionen sind keine Hilfe”, betonte Chinwei- 
zu, „sie sind der Ausgleich für früheres 
Unrecht.” 
Dr. Akinola Aguda, gelernter Jurist und 
ehemaliger Generaldirektor des Nigerian 
Institute of Advanced Legal Studies, 
sprach den verschiedenen Verträgen, die 
die europäischen „Eroberer” in der Kolo- 
nialzeit mit den Afrikanern abgeschlossen 
hatten, jegliche gesetzliche Grundlage ab. 
Diese Verträge seien — so Aguda — ge- 
spickt mit Widersprüchen und Doppel- 
deutigkeiten, die sie für die Verteidigung 
gegen Entschädigungszahlungen wertlos 
machten. Aguda empfahl, ältere Resolu- 
tionen der Vereinten Nationen als Grund- 
lage für die Forderungen Afrikas zu Rate 
zu ziehen. 
Ob die weiße Bevölkerung im industriali- 
sierten Europa und in Noramerika einge- 
stehen wird, daß sie Afrika Geld in Billio- 
nenhöhe schuldet, wird — so meinten die 
Konferenzteilnehmer übereinstimmend 
— das beherrschende Thema künftiger 
Gipfeltreffen sein. 
Frank Igwebueze und Gbenga Amusan 
aus: African Concord 24. Dez, 1990 
Übersetzung: Nivien Saleh 


denkt, mit welcher Machtfülle Europa von 

1992 an auftreten wird, muß sich natürlich 
fragen, wie sich diese Macht auf die Beziehun- 
gen zwischen Afrika und Europa auswirken 
wird. Wenn er sich der Leiden bewußt ist, die 
Afrika während der letzten fünfhundert Jahre 
erduldet hat, dann wird er sich fragen, ob die 
Auswirkungen von 1992 sich für Afrika als 
ebenso verheerend erweisen werden wie die von 
1492, von 1884 und von 1945. 
Im Jahre 1492 landete Christoph Kolumbus in 
Amerika. Dieses Ereignis war die Vorausset- 
zung des Sklavenhandels, der Afrika mehr als 
dreihundert Jahrelangausgebeutethat.ImJahre 
1884 teilten die europäischen Großmächte auf 
der Berliner Konferenz Afrika unter sich auf. 
Danach besetzten und eroberten ihre Truppen 
einen Kontinent, der durch den Sklavenhandel 
bereits erschüttert und geschwächt war. Afrika- 
nisches Land wurde zwangsweise enteignet, zu- 
weilen auch mit Hilfe von Völkermord (wie im 
Falle der Hereros auf dem Gebiet des heutigen 
Namibia); und afrikanische Arbeitskräfte wur- 
den den Zwecken der Eroberer dienstbar ge- 
macht (wobei oft ein barbarisch hoher Preis in 
Kauf genommen wurde - man denke an diezehn 
Millionen, die in Belgisch-Kongo beim Kaut- 
schuk-Sammeln umkamen). Vier Jahrhunderte 
lang (von 1517, als der Sklavenhandel begann, 
bis 1920, als die europäische „Befriedung“ Afri- 
kaszum Abschlußkam) war dermassive Einfluß 
Europas auf Afrika immer nur zerstörerisch. 
Der Siegüber Deutschland, dendie Alliierten im 
Jahre 1945 errangen, kam die Sieger so teuer zu 
stehen, daß sie genötigt waren,ihrelmperienneu 
zu organisieren. Im Laufe dieses Prozesses wur- 
de den einzelnen Teilen des territorialen 
Puzzles, in dem Europa seine Herrschaft über 
die Afrikaner gegliedert hatte, eine nominelle 
Selbständigkeit, die „Flaggen-Unabhängigkeit“, 
gewährt. Damit wurden diese Länder in die 
Wildnis der neokolonialen Fehlentwicklung 
entlassen, in der sie ohne ökonomische und kul- 
turelle Autonomie noch heute umherirren. 
In diesem Brief richte ich mich vor allem an jene 
Europäer, die seit 1960 geboren wurden. Sie 
sind zuspät zur Weltgekommen,alsdaß sienoch 
selbst Anteil an der Verwüstung Afrikas hätten 
haben können, aber doch rechtzeitig genug, um 
an der Gestaltung eines neuen Europa entschei- 
denden Anteil zunehmen. Unter ihnen habeich 
viele Freunde und Bekannte. Viele von ihnen 
sind in ihren Gefühlen frei von rassistischen Re- 
" gungen und reagieren auf afrikanisches Kino 
und afrikanisches Handwerk ohne jene Herab- 
lassung, die der Imperialismus bei ihren Eltern 
noch genährt hat. Ihre Generation könnte dazu 
beitragen, die Beziehungen zwischen Europa 
und Afrikaaufeinenichtrassistische, nichtimpe- 
nialistische Grundlage zu stellen. Dennoch: auch 
wenn siekeine Erinnerungen an den Kolonialis- 
mus haben, sind sie nichtsdestoweniger seine 
Erben. Und damit nicht unerkannte Faktoren 
ihre guten Absichten vereiteln, muß jenes Erbe 
des Imperialismus, dasbisheuteZerstörungund 


J eder Afrikaner, der heute darüber nach- 


A Kolonialismus 


FR 


Verderben über Afrika bringt, klar und deutlich 
benannt werden. Einiges davon möchte ich hier 
zur Sprache bringen. 

Die „Fahnenunabhängigkeit“ hat die institutio- 
nellen Bedingungen und die Anschauungen, mit 
denen Europa Afrika verwüstet hat, nicht besei- 
tigt; diese Bedingungen und Anschauungen 
nahmen nur eine neue Form an. Und auch in ih- 
rer neuen Gestalt haben sie die Entwicklung 
Afrikas in die von Europa vorgezeichneten 
Grenzen gezwungen. Seit 1960 sind afrikani- 
sche Regierungen immer wieder von Europa 
eingesetzt und abgesetzt worden, und zwar nicht 
nur durch Staatsstreiche, hinter denen Europäer 
steckten. Europäische Söldner und in Afrika le- 
bende politische und militärische „Berater“ ha- 
ben Regime unterstützt, die die Afrikaner, wenn 
man sie sich selbst überließe, absetzen würden; 
und sie haben Regime abgesetzt, an denen die 
Afrikaner, wenn man sie sich selbst überließe, 
festhalten würden. Die tragikomische Karriere 
des „Kaisers“ Bokassa ist nur das absurdeste 
Beispiel für diesen Sachverhalt. Afrikanische 
Volkswirtschaften sind in die Schuldenfalle und 
in die Schuldenabhängigkeit geraten, weil sie 
aufgrund von Verträgen wiedem Lom&-Abkom- 
menundden vom Club von Paris diktierten Ent- 
schuldungs- und Umschuldungsbedingungen 
nicht imstande waren, sich aus dieser Umklam- 
merung zu befreien. Das kulturelle und politi- 
sche Leben Afrikas ist von den Europäern mit 
Hilfe der Religion, mit Hilfe von Akademien 
und sogar mit Hilfe der Nobel-Stiftung manipu- 
liert worden. 

Die Ideologie des Rassismus ist heute zwar auf 
dem Rückzug, aber beseitigt ist sie noch keines- 
wegs: Die Europäer bezeichnen die Afrikaner 
heute zwar nicht mehr als „Wilde“ oder „Primit- 
ive“, und sie sprechen auch nicht mehr von „un- 
terentwickelten Ländern“, sondern von „Ent- 
wicklungsländern“; aber aus europäischer Sicht 
sind die Afrikaner den Europäern nach wie vor 
unterlegen. In dem Bestreben, der gesellschaftli- 
chen Krise und dem ökonomischen Zusammen- 
bruch zu entgehen, die durch den Abfluß der 
afrikanischen Ressourcen noch beschleunigt 
werden, geben viele Afrikaner dem Sog des 
„Brain- und Brawn-Drain“ nach, dem Abzug 
von intellektueller und körperlicher Arbeits- 
kraft aus Afrika in die westlichen Länder, wäh- 
rend andere in die Flüchtlingslager treiben, die 
von westlichen Hilfsorganisationen in Afrika 
entrichtet wurden. Der Zusammenhang zwi- 
schen diesen bedrückenden Erscheinungen und 
dem neokolonialen System, das sie hervorge- 
bracht hat, wird nicht genügend erkannt. Die 
Europäer, die angesichts der Flut von Wirt- 
schaftsimmigranten in ihren Ländern beunru- 
higt sind, oder denen die herzzerreißenden 
Hilfsappelle und Spendenaufrufe einfach zuviel 
werden, sollten bedenken, daß eine wirkliche 
Lösung für beide Probleme in einer Entwick- 
lung der afrikanischen Volkswirtschaft bestün- 
de, die den Afrikaner in Afrika Arbeit ver- 
schafft und die afrikanischen Ressourcen in Pro- 
dukte für Afrika verwandelt. 


Brief an Europa 


Der Aufbau eines solchen Afrika würde die Ab- 
schaffungjener Strukturen, Strategien und Prak- 
tiken voraussetzen, durch die Europa den Wie- 
deraufbau und die Entwicklung Afrikas behin- 
dert. Eine weitere Voraussetzung wäre, daß die 
Beziehungen zwischen Afrika und Europa auf 
die Grundlage des Prinzips der inneren Gleich- 
heit aller Rassen gestellt werden. Solche Bezie- 
hungen müßten von patriotischen Afrikanern in 
Zusammenarbeit mit anti-imperialistischen Eu- 
ropäern hergestellt werden, die den Gedanken 
akzeptieren, daß ein Afrika, das sich ökono- 
misch selbst trägt, sehr viel besser ist als eines, 
das an Spendenkrücken daherwankt; und die 
darüber hinaus der Meinung sind, daß die be- 
wundernswerten menschlichen Energien, die 
heute in Hilfsmaßnahmen einfließen, besser 
verwendet würden, wenn sie auf einen Zustand 
abzielten, in dem Hilfe nicht mehr notwendig ist. 
Jenen Europäern, die bereit sind, solche Bezie- 
.hungen aufzubauen, möchte ich für den Anfang 
drei Aufgaben vorschlagen. 

Die erste ist ein verstärkter Kampf gegen den 
Rassismus. Unter anderem wäre es dazu auch 
notwendig, die Weltgeschichte neu zuschreiben. 
Eine neue Generation von Historikern müßte 
das Neuland erweitern und erschließen, das Au- 
toren wie Martin Bernal in „Black Athena“ und 
Scheich Anta Diopin „African orgin of Civiliza- 
tion“ betreten haben. 

Die zweite AufgabeistdieBeseitigungderSchul- 
denlast. Wenn die Schulden Nigerias typisch 
sind, dannresultierteingroßer TeilderSchulden 
Afrikas aus Plänen, die entworfen wurden, um 
europäische Finanzleute und ihre afrikanischen 
Komplizen auf Kosten des hungernden afrikani- 
schen Volkes zu bereichern. Diese Schulden 
sollten entweder abgeschrieben oderbei den eu- 
ropäischen Banken eingetrieben werden, in de- 
ren Tresorräume die Gelder gewandert sind. 
Während man diesen vermeintlichen Schulden 
große Aufmerksamkeit widmet, bleibt eine an- 
dere, weitaus ernstere Schuld völlig unberück- 
sichtigt. Ich meine die Schulden, die Afrika für 
fünf Jahrhunderte Sklaverei und Zwangsarbeit, 
für die Ausbeutung riesiger Landstriche, mit ih- 
ren Wäldern und Bodenschätzen, die allesamt 
für die Entwicklung Europas beschlagnahmt 
wurden, von Europa zurückfordern kann. Als 
drittes Projekt schlage ich also vor, hierfür von 
Europa Reparationen zu verlangen, die zur Fi- 
nanzierung des Wiederaufbaus und der Ent- 
wicklung Afrikas verwendet werden. Mann soll- 
te diese Zahlungen genauso sehen, wie die Zah- 
lungen, dieman Leuten, die Umweltschäden an- 
gerichtet haben, für die Behebung der Zerstö- 
rung auferlegt, durch die sie profitiert haben. 
Durch diese und ähnliche Projekte könnten 
nichtmehr imperialistisch gesinnte Europäer je- 
nen Afrikanernbeistehen,dieentschlossensind, 
Afrika wieder aufzubauen und zu entwickeln. 
Am Ende könnteein neues Afrika in Wohlstand 
und Würde neben einem neuen Europa beste- 


un Chinweizu 
(aus: Liber, Europäische Kulturzeitschrift 1990) 
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Die Vorgänge der letzten zwei 
Jahre haben Schwarzafrikas Intel- 
lektuelle unvorbereitet getroffen 
und daher verwirrt. Seit der Unab- 
hängigkeit vor 30 Jahren kannten 
die neuen Staaten nicht anderes 
als das für alle selbstverständlich 
gewordene Kalte-Krieg-Klima. 
Mit der Erklärung der politischen 
Unabhängigkeit ging meist ein 
Beitritt zu dem einen oder ande- 
ren Block, entweder zu Ost oder 
West, aber auch zur blockfreien 
Bewegung einher. Doch nun zer- 


itten in diesen Umsturz der Ori- 
M entierung gab es ein weiteres 
wichtiges Ereignis: die Anerken- 
nung des Afrikanischen Nationalkongres- 
ses (ANC) durch Südafrika, die Entlassung 
am 11. Februar 1990 von Nelson Mandela 
aus dem Gefängnis nach 27 Jahren, der re- 
lativ friedliche Abzug der Südafrikani- 
schen Republikaus Namibia und die Erlan- 
' gungder Unabhängigkeit deraufdemKon- 
tinent letzten europäischen Kolonie am 21. 
März 1990. Für alle schwarzafrikanischen 
Staaten und deren Politiker war Südafrika 
derihnen willkommene und stetsalleande- 
ren Spannungen überbrückende Sünden- 
bock. Wenn es nirgends eine Einheit gab, 
hier existierte eine, verbal und auf dem Pa- 
pier. Nun war das alles verflogen. 


Die Auswirkungen zeigten sich sehr rasch. 
Rein äußerlich ging nicht nur der Schutz 
und die Hilfe zurück, sondern auch das In- 
teresse. Die USA intervenierten in Liberia 
nicht und spielten den desinteressierten 
Außenstehenden.Die Franzosengriffenim 
Dezember 1990 im Tschad nicht mehr ein 
und ließen Hissene Habre fallen, ohne den 
an seine Stelle tretenden Idris Debey als 
”Lybier” zu verketzern. Genauso konnte 
der alte Taktiker und Jongleur in Benin, 
Mathieu Kerekou, als auch der Betonblock 
Moussa Traor& in Mali nicht mehr mit 
Frankreichs Rückendeckung und Hilfe 
rechnen. So brachen ihre Herrschaften wie 
Kartenhäuser zusammen. Die Lage wird 
sich ziemlich rasch für andere Länder und 
Regierungen ändern, allen voran Angola, 
Mozambik und Äthiopien. 


Nicht alles ist für die Menschen auf diesem 
Kontinent eine Katastrophe. Das Volk 


kommt zurück. Es weiß, daß fortgesetzte . 


Repression fatale Auswirkungen für dieje- 
nigen an der Macht haben kann. Die Men- 
schen zu Hause wollen nun das Gleiche wie 


die Schwarzen in Südafrika: mehr Mitspra- 


che, Menschenrechte, Befreiung der politi- 
schen Gefangenen, mehr Eigenständigkeit, 
weniger Verlogenheit,mehr Realismusund 
Pragmatismus. Die Ideologien waren in 
Afrika nie stark und stets ein bloßer Vor- 
wand der Herrschenden. Nun verschwin- 
den sie wie Humus am Abhang bei tropi- 
schen Regengüssen. 
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Kolonialismus 


Schwarzafrika auf 


fielen in kurzer Zeit und unerwar- 
tet diese Blöcke, die gleichzeitig 
Klammern waren. Plötzlich macht 
sogar eine Bewegung der Block- 
freien wenig Sinn mehr. 


Weder Vertröstungen noch 
Ausflüchte erwünscht 


Die noch alten autokratischen Regierun- 
gen südlich der Sahara werden sich wohl, 
solange sie können, eher still verhalten, 
statt schlafende Hunde aufzuwecken; lie- 
ber nichts mehr sagen, statt eine falsches 
Thema anschneiden. 

In diesem Zusammenhang muß die mo- 
mentane Zurückhaltung afrikanischer Re- 
gierungen gesehen werden. Und wo es be- 
reitseinen Wechselgab wieetwainden zwei 
Ministaaten Sao Tome und Principe und 
Kap Verde, aber auch in Benin (nun wird 
Mali hinzukommen), da weiß die Regie- 
rung, daß es das Volk nicht mehr mit 
Fluchtthemen besänftigen oder beschäfti- 
gen kann. Es gilt, die Notwendigkeiten des 
Alltags anders und vor allem hart reali- 
stisch zu gestalten. Es gibt bloß noch eine 
Frage: Wie überleben? Nach der Entwick- 
lungsphase, wartend auf den Lohn von au- 
Ben, entweder von Ost oder West kommt 
ganz einfach ohne große Theorie das sim- 
ple survivre. 


Wann begann Kolonialismus? 


Ein Thema, das im jetzigen Augenblick al- 
les andere als erwünscht ist, wäre ein auch 
historisches An-die-Wurzeln-Gehen. Die- 
se Aufarbeitung eigener Geschichte würde 
eine Auseinandersetzung mit dem Islam 
und damit unweigerlich auch mit den Ara- 
bern bedeuten. Darauf ist jedoch niemand 
vorbereitet. 

Nach dem Fall der Mauer und des ganzen 
Vorhanges über dem Ostblock kommt eine 
bis dahin verdrängte und unerwünschte 
Wirklichkeit scharf ans Licht. Der Sozialis- 
mus war in sich genauso kolonialstisch wie 
der sogenannte Westen, in Afrika stets ver- 
kürzt ”Europa” genannt. Auch er ließ we- 
der das Volkin seinen Gruppierungennoch 
Minderheiten zuWortkommen. Abernoch 
Bedrückenderes kam an den Tag: der auch 
im Sozialismus herrschende Rassismus ge- 
gen Schwarze, Juden und ”fahrende” Völ- 
kergruppen (z.B. Roma und Sinti). Der 
Blick zurück zeigt dieselben Krankeitssym- 
tome zu Hause. Die Herrschenden ließen 
all das ganz gerne von Außenstehenden als 
Tribalismus abtun. Nun stehen Kleinvölker 


undauchandere Rassen aufundfordernihr 
Recht - auch in den afrikanischen Staaten. 

Daß etwa die südafrikanische Geschichte 
mehr als nur eine Kolonialaffäre und in vie- 
lem mit Nordamerika eng verwandt ist, 
muß akzeptiert werden. Es wäre genauso 
unsinnig, alle Einwanderer aus den USA 
und Kanada heimzuschicken wie eine For- 
derung, daß alle Weißen aus dem südlichen 
Afrika herausgehen sollten. Die Holländer 
siedelten wie die weißen Angelsachsen in 
Amerika. Viele von ihnen mußten auswan- 
dern. Später kamen Verfolgte wie die Hu- 
genotten dazu. Die Landfrage stellt sich 
heute neu. Eine Landrückgabe, wie sie der 
Pan-Afrikanische Kongreß fordert, würde 
weltweit zu den absurdesten Konstellatio- 
nen führen. 

Heute beginnen wir tiefer zu sehen und 
glauben ehrlich, zwei Tatsachen feststellen 
zu können: 

1.Esgibtletztlich keine "Einheimischen”in 
dieser Welt. Alle Menschen sind einmal 
ausgewandert, entweder friedlich zur Er- 
schließung neuen Landes weitergezogen 
oder aber durch Krieg oder Hungersnöte 
zum Auswandern gezwungen worden. 
Volk hat Volk überfallen. Immer gab esei- _ 
nen Gott, der neues Land, ”wo Milch und 
Honig” fließen, versprach. Grundlagen zur 
Vertiefung dieser Geschichtsschau hat Mi- 
chael Walzer, der Sozialwissenschaftler an 
der Princeton Universität, mitseinem Werk 
"Exodusund Revolution” (Rotbuch, Berlin 
1988) herausgearbeitet. Der Exodus ist ei- 
ne condition humaine, 


2. Damit ist ein weites Tor geöffnet und es 
führt voneiner Kolonisierung oder Koloni- 
sation zur anderen. Kolonialismus ist nicht 
nur an Land gebunden. Er spielt sich auch 
zwischen Mann und Frau oder zwischen 
Kasten oder Klassen ab. Eine Befreiung ist 
daher mehr als eine bloße Entkolonialisie- 
rung. 

Damit verbunden ist die Frage nach neuen 
Formen des Zusammenlebens, die sich 
nicht auf das Ursprüngliche und Reine, auf 
Traditionalisten und Fundamentalischten 
beschränkt. Ein konkretes Beispiel wäre 
ein Zusammenleben in Namibia. Da hat es 
die Geschichte bedingt - oberfreulich oder 
nicht, ist irrelevant - ‚daß es dort, verschie- 
dene schwarze Völker, weiße Gruppenund 
Mischlinge gibt. Niemand von diesen kann 
einen Ausschließlichkeitsanspruch stellen 
und auf das Ursprüngliche zurückgehen 
wollen. Sonst müßten die Völker der Khoi 
und San ausfindig gemacht und ihnen ihre 
nomadisierende Lebensweise wieder auf- 
erlegt werden. Eine ähnliche Kreolisierung 
hat sich auf dem Gebiet der Sprachen erge- 


Selbst-Entdeckung 


ben.Ersteine solche Einsicht führt überdie 
sture Debatte,obkolonialeodereigeneund 
lokal echte Sprache hinaus und kommt et- 
wa zur Einsicht, daß Afrikaans in Namibia 
etwas Neues ist, wie es einst Suaheli oder 
Hausa war. 


Leise Hoffnungen 


Vielleicht kann erhofft werden, daß 30 Jah- 
re nach den sog. politischen Unabhängig- 
keiten nun die Zeit einer neuen Auseinan- 
dersetzung folgt - eine, die tiefer geht und 
nicht wie bis heute rein auf die Oberfläche 
(auch bei uns) beschränkt bleibt. Dabei 
dürften alle, welcher Rasse und Religion 
auch immer, teilnehmen. Dann müßte es 
beschämend sein, in unseren Solida- 
ritätsgruppen nur ein Gespräch mit echten 
Afrikanern, d.h. schwarzen Menschen zu 
versuchen oder nach authentischer afrika- 
nischer Musik, Kunst oder Literatur Aus- 
schau zu halten (und damit rassistisch zu 
werden). 


Dialog mit allen 


Wenn Blöcke zerbröckeln, dann ist die Zeit 
für Differenzierungen da. Vielleicht be- 
ginnt einiges auseinander zu fallen (in neu- 
er Bedeutung von Chinua Achebes Schlüs- 
selroman "Things Fall Apart”). Was etwa 
Wole Soyinka, der nigerianische Literatur- 
nobelpreisträger, schon lange sagte, kommt 
dann ins Gespräch. Er forderte nämlich ei- 
ne Auseinandersetzung mit dem Kolonia- 
lismus des Islam. Soyinka stellt ihn auf die 
gleiche Ebene wie das Christentum. Beide 
Religionen leben und wirken seit Beginn 
aufdemafrikanischen Kontinentundbeide 
habennicht nur sprirituellgewirkt,sondern 
offen Macht ausgeübt und mißbraucht. 
Keine Religion und kein Volk sind besser 
alsandere. Beidesind mit Grautönen verse- 
hen oder mit Gut und Böse durchmischt. 
Soll das nun mit den 500-Jahr-Feiern oder 
(positiv) einem Gedenkjahr auch ans Licht 
kommen dürfen? Besonders Literaten bei- 
derlei Geschlechts befürworten das. Doch 
die Regierungen dürften dafür nicht vorbe- 
reitet sein. 

In Schwarzafrika müßte erforscht werden, 
welche Rolle die Araber oder arabische In- 
teressensgruppen und Händler spielten. So 
ist etwa die Suahelikultur eine ursprüngli- 
che Unterdrückungs- und Sklavenkultur. 
Bevor der Arbeitskräfte- oder Sklavenhan- 
del in Richtung Westen führte, spielte er 
sich im Osten hin ab. Bereits im 9. Jahrhun- 
dert wurden Schwarze nach China ver- 
schifft. Mit diesem Schicksal ist die Ban- 
anenkultur engstens verbunden, genauso 
wie mitdem Menschenhandelnach Westen 
die Mais-Agrarkultur zum Füllen der Skla- 


venbäuche aufgebaut wurde. Die Araber 
mußten die gejagten und gekauften Men- 
schen am Leben erhalten. Sie forderten, 
daß die Eingefangenen ihre Nahrung mit- 
nahmen. So wurde entlang der ostafrikani- 
schen Küste die Banane kultiviert. 

Wir kommen damit an die Tatsache heran, 
daß bis zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
Afrika im Innern für Europäer unzugäng- 
lich war. Arabische Händler oder ihnen 
Verbündete besorgten also die Menschen- 
jagdundbotenerstander KüsteinSenegal, 
Benin/Nigeria und Angola diese systema- 
tisch erjagten Menschen an. 

Bei einer ehrlichen Aufarbeitung und ei- 
nem echten Dialog müßte all das zur Spra- 
che kommen. Doch das ist augenblicklich 
sehr schwierig. Und vieleicht schweigt man 
deshalb in Schwarzafrika. Zurückhaltung 
ist manchmal ehrlicher als große Worte. Sie 
vermag langsam ans heiße Eisen heranzu- 
führen. 


Die Babangida-Erklärung 

Im Dezember, bei Anlaß des Besuchs von 
Präsident Mugabe aus Zimbabwe, nahm 
der Führer der nigerianischen Mili- 
tärregierung große Wort in den Mund. Sie 
sind für Nigerias Politiker typisch. Präsi- 
dent Babangida forderte, daß der Westen 
Afrika für die Sklaven eine Wiedergutma- 
chung leiste, so wie nach dem Zweiten 
Weltkriegden Judeneine bezahlt wurde. Im 
ersten Moment tönt das gut und mutig, 
doch an eine Konkretisierung ist weder ju- 
ristisch noch praktisch zu denken. Afrika 
könnte ein wichtiges historisches Ereignis 
einbringen und vielleicht sogar nach Spu- 
ren von Mythen im Volk, die sich ausdieser 
visionären Tat bildeten, suchen. 


Der Nachfolger des großen Reichsgrün- 
ders Sundjata (1230-1255 an der Macht), 
König Abu Bakary II., schickte 1310 200 
Pirogen aufden Atlantik, umgen Westen zu 
fahrenunddas Endeder Welt zu finden. Als 
zwei Jahre später noch niemand zurückge- 
kehrt war, wagteer das Experiment ein wei- 
teres Mal. Dieses Mal zogen 2000 Pirogen 
aus. König Bakary fuhr mit. Niemand kehr- 
te je zurück. Vielleicht kamen einige dort 
an, wo später Columbus landete? 
Hier würde sich die Einzahnung in diese 
"Entdeckungsfahrten” in Richtung We- 
sten, diesem Traum vom Going west auf- 
drängen zu einem Dialog auf fruchtbarer 
Ebene. Momentan - so kommt es mir vor - 
sind Moralisten und Masochisten, solche 
die sich selbst geißelnundandere,dienurin 
Wunden stochern, statt sie zu heilen, am 
Werk. 

Al Imfeld 
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500 EIS Kolonialismus 


„Von Anfang an beteiligt...” 
Frauen und Kolonialismus 


Seit einigen Jahren ist die weiße 
Frauenbewegung heftigen Rassis- 
musvorwürfen ausgesetzt. Mit ei- 
nem Blick in die bislang auch von 
Feministinnen verkannte kolonia- 
listische Frauengeschichte eröff- 
net die Autorin neue Ansatzpunk- 
te, sich einer Diskussion zu stel- 
len und den historischen Wurzeln 
nachzuspüren, die in Teilen auch 
heute noch unser Verhältnis zu 
nicht-weißen Frauen bestimmen. 


ie Spurensuche nach den Frauen 

im Kolonialismus - als Angehörige 

der Eroberer - wie der eroberten 
Nationen - erweist sich als ’Entdeckungs- 
reise‘: 


1. Entdeckung: Frauen aus allen gesell- 
schaftlichen Schichten waren von Anfang 
an am Kolonialismus einschließlich des 
Sklavenhandels beteiligt. Sie waren ge- 
nauso gierig, brutal und rassistisch wie die 
Männer. 

In der gängigen Literatur wird Kolonialis- 
mus immer noch, wenn nicht als Männer- 
domäne, so zumindest als geschlechtsneu- 
trale Geschichte präsentiert. In Wirklich- 
keit aber waren die Frauen der Erorberer- 
nationen mit von der Partie, in allen Berei- 
chen, allen Kolonien und sie kamen aus al- 
len gesellschaftlichen Rängen, Ständenund 
Schichten. In Spanien, Portugal und La- 
teinamerika laufen derzeit die Vorberei- 
tungen zu den Feierlichkeiten des fünfhun- 
dertsten Jahrestags der’Entdeckung’ Ame- 
rikas an. Dieser sog. “Entdeckung“ folgten 
Eroberung und Plünderung dreier Konti- 
nente. Kaum jemand weiß, daß am Anfang 
der spanischen Conquista eine Frau stand: 
Isabella die Katholische, Königin von Ka- 
stilien und später Spanien. Ihre Heirat mit 
Ferdinand II. von Aragonien im Jahr 1469 
war ein kluger Schachzug: vereinigte sie 
doch die beiden Königreiche Kastilien und 
Aragon und stärkte so die spanische Na- 
tion, die sich erst auf dieser Grundlage in 
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das koloniale Abenteuer stürzen konnte. 
Es war diese Isabella, in deren Auftrag der 
Genueser Christoph Kolumbus segelte,um 
einen westlichen Seewegnach Indien zufin- 
den. Auf seiner dritten Reise nach Westen 
1497/98 nahm Kolumbus die ersten drei- 
Big spanischen Frauen mit an Bord, denen 
bald ein ständiger Zustrom weiterer 
Frauen folgte. 


Was Isabella für die spanische Konquista, 
war Elisabeth I., Königin von England und 
Irland, für den englischen Sklavenhandel. 
Offiziell mißbilligte sie ihn zwar, verbot ihn 
aber nie,obwohl sie die Macht dazu beses- 


“sen hätte. Elisabeth teilte im Gegenteil die 


Profite aus dem Sklavenhandel mit den 
See- und Menschenräubern und übertrug 
den Erfolgreichsten unter ihnen wichtig 
Staatsämter. 


Erinnern wir uns, daß dieser lukrative 
’Dreieckshandel’, in dem Menschen aus 
Afrika gegen Manufakturprodukte aus 
England für die Plantagen von Amerika, 
bezahlt mit Zucker oder Wechseln, fälligin 
England, einerder Eckpfeiler derwachsen- 
den Industrialisierung Europas war. Vor- 
sichtige Historiker schätzen, daßinden vier 
Jahrhunderten des europäischen Handels 
mit „Schwarzhäuten“ mehr als 10 Millio- 
nen Menschen allein nach Amerika ver- 
schleppt wurden. Etwa ein Drittel davon 
waren Frauen. Doch Frauen waren nicht 
nur Opfer; auch unter den Sklavenhänd- 
lern gab es Frauen. Dofia Maria de Crusz, 
z.B., die Tochter eines früheren Gouver- 
neurs aus Calabar (heute Nigeria), besaß 
zweiSklavenschiffeundsaßnach 1826.dick 
im Geschäft. Auch wenn hier die Beweisla- 
ge dünn ist, so haben wir keinen Grund zu 
hoffen, Dona Crusz wäre die 'berühmte’ 
Ausnahme gewesen, die sich in diesem blu- 
tigen Geschäft die Hände schmutzigmach- 
te. In unserem Geschichtsbewußtsein ist 
dieses Kapitel weitgehend verdrängt durch 
die Beschreibung der Gewaltverhältnisse, 
denen Frauen auf den Plantagen ausgesetzt 
waren. 


Aufden Plantagen standen sich die Herrin- 
nenundihre Sklavinnen und Sklavendirekt 
gegenüber, ob sie nun als Angehörige der 


herrschenden Gesellschaft lediglich von 
der Ausbeutung der Sklavenwirtschaft 
profitierten, feudalem Luxus frönten, sich 
’Neger’ als’Spielzeuge’ hielten oder dierie- 
sigen Besitzungen selbst verwalteten. 


Eine spanische Ehefrau war für die Kon- 
quistadoren das höchste Statussymbol. 
Viele der verheirateten Männerließen des- 
halb ihre Frauen nachkommen, und sei es 
manchmal auch erst nach 15- oder 20-jäh- 
riger Abwesenheit von Zuhause. Junge 
Kreolinnen,dieinder’Neuen Welt’ gebore- 
nen Frauen spanischer Herkunft, heirate- 
ten gerne kampfgezeichnete Konquistado- 
ren, die sie bald als reiche Witwen zurück- 
lassen würden. Als solchte konnten sie bis 
zu einer Wiederverheiratung, die ihren Be- 
sitznur vermehren konnte, ihre Ländereien 
selbst verwalten. 


Viele dieser Frauen standen im Ruf, noch 
herzloser und grausamer gegen ihre Sklav- 
innen und Sklaven zu sein alsihre Ehemän- 
ner. Zu ihnen gehörten Frauen wie Maria 
de Escobar, die im 16. Jahrhundert in Peru 
lebte, oder Dona Catalina de los Rios de 
Lisperguer aus Chile. Letztere hatte viele 
Menschenleben auf dem Gewissen, darun- 
ter ihren Vater und einen ihrer Liebhaber, 
aber auch 40 Indiannerinnen und Indianer, 
von denen viele die Male barbarischer Tor- 
tur trugen. Sie wurde angeklagt, aber das 
Urteil war milde, sie mußte lediglich ihre 
Ländereien verlassen und stand in Santiago 
unter Hausarrest. Als sie fünf Jahre später 
starb, wurde sie in der Kirche der Augusti- 
ner im Habitus einer Nonne beerdigt. Sie 
war zu Lebzeiten eben eine generöse Stifte- 
rin und Wohltäterin der Kirche gewesen 
un die war selber Teil der Sklavengesell- 
schaft. 


Auch in den amerikanischen Südstaaten 
räumte die rassistische Männergesellschaft 
weißen-Frauen ihrer herrschenden Schicht 
ganz besondere Chancen ein bei der Be- 
wirtschaftung riesiger Plantagen. Die wei- 
ßen Herrinnen nutzten denn auch ihre 
Stunde, die meistens dann schlug, wennder 
Ehemann das Zeitliche gesegnet hatte, was 
nicht so selten warineiner Zeitmitunzähli- 
gen militärischen Scharmützeln. Die Tatsa- 


Weiße Vorherrschaft in Südafrika: Farmerin in Transvaal, 1985 


che,daßdierechtlosenSklavenheere, Män- 
ner wie Frauen, schwarz waren, gestattete- 
ganz in der Logik dieses Siedlerpatriar- 
chats - daß weiße Frauen über sie als Ar- 
beitskräfte verfügen konnten. Wenigergern 
gesehen wurden dagegen Frauen, die weiße 
Männer als Arbeitskräfte befehligten. 


Aber auch die Frauen, die sich einer Art 
’philantropisch-christlicher Sklavenhalte- 
rei’ verschrieben, stellten diese keineswegs 
grundsätzlich in Frage und verfügten ohne 
Gewissensbisse oder Skrupel über die er- 
klecklichen Einnahmen aus dem Besitz an 
Sklaven und Plantagen. 


Die Geschichte der spanischen Eroberung 
ist auch voller Beispiele von Frauen, die die 
Kämpfe ihrer Männer aktiv unterstützten, 
sei es durch Kranken- und Verwundeten- 
pflege oder durch materielle Unterstüt- 
zung, indem sie ihr Geld oder ihren 
Schmuck opferten. 


Mit dem Heer an Matrosen, Soldaten, 
Händlern und anderen Abenteurern hatte 
sichin der städtischen Kultur derSpanierin 
Südamerika ein ausgeprägten Bordellwe- 
senentwickelt. Es scheint, alshabe es dabei 
eine Art Arbeitsteilung gegeben zwischen 
indianischen und spanischen Frauen. 
Während die indianischen Frauen haupt- 


ER 


sächlich für die sexuellen Dienste an Män- 
nern benutzt wurden, übernahmen spani- 
sche Frauen die vernachlässigten kulturel- 
len Seiten. Viele von ihnen waren Unterhal- 
tungskünstlerinnen, Sängerinnen und Mu- 
sikantinnen. 


Wir wissen nicht, ob bereits 1415 bei der 
Eroberung Ceutas portugiesische Frauen 
mit von der Partie waren. Beweise für ihre 
Anwesenheit gibt es erst später, als sie in 
den verschiedenen Festungender Eroberer 
inden besetzten marokkanischen Gebieten 
auftauchten. Es handelte sich dabei meist 
um die Ehefrauen der Festungskomman- 
danten und um arme Verwandte aus Portu- 
gal. An der Seite ihrer Männer beteiligten 
sich die Frauen aktiv an den zahlreichen 
Angriffs- und Verteidungsscharmützeln 
gegen die “Mohren“, wie die Mohammeda- 
ner damals genannt wurden - und das zu ei- 
ner Zeit, in der in der portugiesischen Hei- 
mat Frauen im öffentlichen Leben kaum in 
Erscheinung traten, und Sitteund Moralje- 
ner Tage die einer strengen Männergesell- 
schaft waren. Nut bei der Erbfolge, die al- 
lerdings nur für die Besitzenden wichtig 
war, sind die Frauen jener Epoche gut weg- 
gekommen: sie erbten zu gleichen Teilen 
wie Männer und hatten das Recht, über ih- 
ren eigenen Besitz, ihre Mitgift und Erb- 
schaften zu bestimmen. Diese Gesetze wur- 


den wichtig für die Aufrechterhaltung por- 
tugiesischer Herrschaft in den riesigen zu- 
sammengeraubten Überseebesitzungen. 
Und dies führt zur nächsten Entdeckung: 


Mittäterinnen männlicher 
Herrschaftssicherung 


2. Entdeckung: Die geschlechtsspezifische 
Rolle von weißen Frauen der Erobererna- 
tionen lag in der rassistischen Herrschafts- 
sicherung; sie haben sich diese ihnen von 
Männern zugedachte Rolle zu eigen ge- 
macht und aktiv mitgetragen. 

König und Regierung in Lissabon mißbil- 
ligten die Verbindung portugiesischer 
Männer mit afrikanischen Frauen; denndie 


: Herrschaft in den eroberten Gebieten soll- 


te nicht durch eine ‘Afrikanisierung’ der 
Elite gefährdet werden. Also entwickelten 
sie eine besondere Strategie: Die Regierung 
vergabgroße Ländereienals „Kronland“an 
portugiesische Frauen unter der Bedin- 
gung, daß sieeinen weißen Portugiesen hei- 
rateten. Erbberechtigt sollten nur die 
Töchter aus solchen 'reinweißen’ portugie- 
sischen Ehen sein - aberebenfalls nurdann, 
wenn sie wiederum einen weißen Portugie- 
sen heirateten. Zuwiderhandlungen sollten 
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den Verlust des Kronlandes zur Folge ha- 
ben. In der Gegend um den Sambesistrom 
hießen diese eminent reichen Frauen, die 
Donas de Zambesia“, die ihre afrikani- 
schen Sklaven unter unmenschlichen Be- 
dingungen ausbeuteten. Die ökonomische 
und politische Macht, die an ihre Anwe- 
senheit am Sambesi geknüpft war, scheint 
ihr Selbstvertrauen auch gegenüber ihren 
Ehemännern enorm gestärkt zu haben. 
Darüber sind uns zahlreiche Zeugnisse er- 
halten.Allerdings gab es zu wenig weiße 
Portugiesen, und wenn den Donas der Sinn 
nach anderen Männern stand, heirateten 
sie auch Indo- oder Afro-Portugiesen. Die 
Familien der Donas dunkelten so von Ge- 
neration zu Generation nach, ohne daß die 
Lissaboner Instanzen dies hätten über- 
prüfen oder gar verhindern können. 


Das gleiche Problem stellte sich auch im 
deutschen Kolonialismus. Mit der zuneh- 
menden wirtschaftlichen Erschließung der 
Kolonien nach ihrer militärischen Befrie- 
dung stellte sich der Koloniallobby immer 
drängender die Frage nach einer zuverläs- 
sigen Art der Herrschaftssicherung. Wollte 
man die einheimischen Völker auf Dauer 
vonder Teilhabe an Macht, Herrschaft und 
. Reichtum ausschließen, so eignete sich 
nichts besser dazu, als sie aufgrund ihrer 


’Rasse’ auszuschließen. In diesem Fall al- 


lerdings hieß die Parole nicht nur ’weiß’ zu 
sein, sondern ’weiß und deutsch‘. 


Das ’Problem’ erhielt seine hochexplosive 
Brisanz durch das stetige Anwachsen einer 
’Mischlingsbevölkerung‘. Alle ehelich ge- 
borenen Kinder, die deutsche Männer mit 
Frauen der Kolonialvölker hatten, wären 
automatisch Deutsche geworden, hättenal- 
so auch alle staatsbürgerlichen und bürger- 
lichen Rechte der Deutschen besessen. 
Theoretisch hätte so eines Tages ein 'Farbi- 
ger’ die Möglichkeit gehabt, General der 
’Schutztruppe‘, Polizeipräfekt, Richter 
oder gar Gouverneureiner Kolonie zu wer- 
den. Solche Vorstellungen scheinen die 
deutsche Koloniallobby in Angst und 
Schrecken versetzt zu haben. Deshalb wur- 
deeinsogenanntes’Mischeheverbot’ erlas- 
sen. Allen an der Diskussion Beteiligten 
aber war klar, die “Verkafferung“ der 
männlichen Kolonialelite konnte letztlich 
nur durch ein ausreichendes “Angebot“ an 
weißen deutschen Frauen gelöst werden. 

Die ersten unverheirateten Frauen, die 
über das Fraueneinwanderungsprogramm 
der “Deutschen Kolonialgesellschaft” rei- 
sen durften, trafen zu Beginn des Jahres 
1898 in der Kolonie Deutsch-Südwestafri- 


ka ein. Sie alle waren innerhalb kürzester ° 


Zeit verheiratet. 


Im Gegensatz zu den Zuständenindenpor- 
tugiesischen Kolonien jedoch stand für die 
deutschen Koloniefrauen fest, „daß eine 
deutsche Frau sich nicht ebenblütig verbin- 
det, ist ausgeschlossen!“! Allerdings schloß 
das keinesfalls aus, daß deutsche Frauen 
sich von einheimischen Männern nicht an- 
gezogen gefühlt hätten - Hinweise darauf 
gibt in ihren Büchern, im Gegenteil, in Hül- 
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leund Fülle. Aber, wollten sie nicht vonder 
Teilhabe an der Kolonialherrschaft ausge- 
schlossen werden, mußten sie strikt auf der 
Rassentrennung bestehen. 


An Bewerberinnen für eine kostenlose 
Überfahrt bestand kein Mangel, im Gegen- 
teil, nur ein kleiner Teil der interessierten 
Frauen konnte berücksichtigt und nach ei- 
ner strengen Auswahl “verschickt“ werden. 
Wenn wirnunder Frage nachgehen, warum 
das Kolonialsystem so attraktiv für die Ko- 
lonialistinnen war, nähern wir uns bereits 
der dritten Entdeckung. 


Vom Dienstmädchen 
zur Herrin 


3. Entdeckung: Der Aufenthalt in den Ko- 
lonien bedeutete für die Kolonialfrauen ge- 
sellschaftlichen Aufstieg und eine unge- 
heure Aufwertung ihres Status - verglichen 
mit dem zuhause. Die portugiesischen Ko- 
lonialherren hatten nachgeborenen Töch- 
tern oder unbemittelten Waisen die Wege 
zukolonialen Ehreneröffnet. Und auch die 
meisten der deutschen Frauen in überseei- 
schen "Schutzgebieten’ entstammten eher 
den unteren Schichten, zumindest diejeni- 
gen, die über die Einwanderungsprogram- 
me vermittelt wurden: Es handelte sich zu- 
meist um Dienstmädchen oder Mädchen 
von Lande, aber auch um Kindergärtnerin- 
nen, Erzieherinnen, Lehrerinnen oder Bü- 
roangestellte im Alter zwischen 20 und 35 
Jahren. Für sie wurde der Aufenthaltinden 
Kolonien fast immer zu einem gesellschaft- 
lichen Aufstieg. Manche nutzten die Chan- 
ceund machten sich selbständig als Schnei- 
derinnen, Cafehausbesitzerinnen, 
Wäscherinnen oder Weißnäherinnen, stie- 
genindasFreizheitgeschäftfür Angehörige 
der “Schutztruppen“ ein oder spekulierten 
an der Diamantenbörse von Lüderitz- 
bucht. Die meisten allerdings verheirateten 
sich und stiegen damit aufin die Schicht der 
hoch geachteten 'Pflanzersgattinnen‘. Eine 
von ihnen, Maria Karow, die in Okambahe, 
Südwestafrika, lebte, sagte dazu: “Hier hat 
die deutsche Frau Gelegenheit, auf ihrem 
eigensten Gebiet, auf dem der Hausfrau 
und Mutter, mitzuarbeiten. Nirgends spielt 
die Hauswirtschaft einegrößereRollealsin 
einem solchen neuen Siedlungsland.“? Und 
eine andere, Margarethe von Eckenbre- 
cher, schwärmte: „Wohl nirgends sonst in 
der Welt wird uns deutschen Frauen von 
den Herren der Schöpfung soviel Vereh- 
rung entgegengebracht wie gerade in unse- 
ren Kolonien.“ 


Daß die Teilhabe der deutschen Frauen an 
Macht und Ruhm sich nur auf die unter- 
jochte kolonialisierte Bevölkerung bezog, 
wurde offentsichtlich verdrängt. Denn 
dort, wo wichtige kolonialpolitische Ent- 
scheidungen getroffen wurden, hatten sie 
nichts zumelden, dies waren reine Männer- 
gremien, wie z.B. der Landwirtschaftsrat in 
der Kolonie Südwestafrika, in dem nur die 


Frauen stimmberechtigt waren, die „in Er- 
mangelung des Mannes“ eine Farmwirt- 
schaft leiteten. Leitbild und Ideal aber war 
die deutsche christliche Hausfrau und 
Mutter, die zur Belohnung für ihre Unter- 
würfigkeit zu ’Hüterinnen der Kultur’ stili- 
siert wurden und in dieser Rolle eine unge- 
wöhnliche Aufwertung erfuhren. Wie die 
Frauen damit umgingen, führt uns zur 
nächsten Entdeckung. 


Heldinnen fürs Vaterland 


4. Entdeckung: Die Kolonialfrauen be- 
dankten sich für die ungewohnte gesell- 
schaftliche Anerkennung mit äußerster 
Loyalität und glühendem Nationalismus. 
Wie sspanischeund portugiesische Kolonia- 
listinnen waren auch deutsche Frauen die 
“Herrinnen“, Teilhaberinnen der Macht. 
Und deshalb waren diese Frauen bereit, 
“ihre“ Kolonie zu verteidigen mit Haut und 
Haaren. Einzelne von ihnen taten sich her- 
vor mit besonders spektakulären Helden- 
stücken. Zu einer der früheren Heldinnen 
wurde beispielsweise Margarethe Leue, 
„ein schlichtes Mädchen im Diakonissen- 
gewande“, Als 1893 in der Kolonie Kame- 
run ein Aufstand ausbrach, wurde Marga- 
rethe Leue mit einigen Männern in der 
Apotheke eingeschlossen. „Der kleine tap- 
fere Trupphieltsichindem schwach gebau- 
ten Häuschen einen ganzen Tag: Die 
Schwester, als einzige Frau, trug unter fort- 
währendem Kugelregen mit umsichtiger 
Tapferkeit die Munition zu und übernahm 
die Sorge für die Verwundeten. Die schlim- 
me Lage hinderte sie aber durchaus nicht, 
nach beendetem Aufstand ihre völlig ver- 
wüstete und zerschossene Station wieder 
zu beziehen - (und zwar allein, denn die 
zweite Schwester war kurz vor dem Auf- 
stand am Fieber erkrankt und gestorben) - 
und späterhin, verheiratet, noch lange in 
der Kolonie zu leben. Solche Frauen, auf- 
opfernd, tapfer und jeder Lage gewachsen, 
sind Pioniere, wie das Vaterland sie drau- 
Ben brauchen kann“.* Bild und Geschichte 
der Heldin gingen durch die gesamte 
Reichspresse. In solch ungewöhnlichenSi- 
tuationen wurdendie Frauen also selbst ak- 
zeptiert, wenn sie ihren angestammten 
Platz verließen. Der aber war, wiekönntees 
anders sein, bestimmt durch die drei gro- 
Ben K, Kinder, Küche, Kirche. Und indem 
wir die Alltagssituation der Kolonialfrauen 
untersuchen, nähern wir uns der nächsten 
Entdeckung. 


Schwarze Frauen als Konkur- 
rentinnen 


5. Entdeckung: Es gibt einen spezifisch 
weiblichen Rassismus der Kolonialfrauen, 
dessen Wurzeln in ihrer Identität begrün- 
det liegt, der Identifizierung mit den Wer- 
ten einer extrem männerdominierten, der 
christlich-abendländischen Kultur. 
Seitden Tagen der Conquista war die Über- 
legenheit der christlich-abendländischen 


Kultur das am meisten gebrauchte Argu- 
ment, die überseeischen Eroberungen zu 
rechtfertigen. Danach hatten die Europäer 
sich aufgemacht, den ’wilden’ Kulturen den 
echten Glauben zu bringen. Ausgestattet 
mit diesem christlichen Sendungsbewußt- 
sein, strömten auch Heerscharen von Mis- 
sionarInnen aller Glaubensrichtungen in 
alle Winkel der Erde. 


‚Aber esgibt auch nocheine ganz spezifisch 
weibliche Variante dieser Überlegenheits- 
philosophie. In der uns bekannten Ge- 
schichte waren und sind Frauen in Abgren- 
zung zu Männern ‘das andere Geschlecht‘. 
In ihrem Bewußtsein aber spiegelt sich das 
nur selten wieder. Vielmehr identifizieren 
Frauen sich gerade im Kolonialismus im 
wesentlichen mit ihrer kulturellen Her- 
kunft. Das ’Anderssein’ setzen die Frauen 
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noch einmal unter fließendem Wasser ge- 
spült worden war, starrten „Eingeborenen- 
weiber“ für Lydia Höpker vor Schmutz und 
„rochen auf ein paar Meter Entfernung“. 
Sollten bei irgend jemand Zweifel aufkom- 
men, führten sie - sozusagen als Trumpf- 
karte - an, „daß man bei der schwarzen 
Hautfarbe gar nicht einmal immer das Vor- 
handensein von Unsauberkeit genau fest- 
stellen kann“. Solcherlei Behauptungen 
wurden von deutschen Frauen immer wie- 
der in endlosen Variationen verbreitet. In 
der Heimat konnte dieses Vorurteil auf 
fruchtbaren Boden fallen, gerade bei 
Frauen, weil auch die meisten deutschen 
Hausfrauen Wert auf Sauberkeit legten, 
weil eine „ordentliche Haushaltsführung 
ihr ganzer Stolz war und sie daraus ihre 
Identität als Frau bezogen“. Die Beispiele 
konnten deshalb einleuchten und das Vor- 


Missionarinnen brachten den „wilden“ Kulturen den echten Glauben 


der Eroberernationen in der Kolonialge- 
schichte fast immer gleich mit ’Bessersein’ 
auf sich selbst und mit ’Minderwertigsein’ 
auf die’anderen’ Frauen der eroberten Na- 
tionen bezogen. Als Legitimation mußte 
dabei ihre pedantische Haushaltsführung 
herhalten. Die Veröffentlichungen, die die 
deutschen Kolonialistinnen in zahlreichen 
populären Veröffentlichungen verbreite- 
ten, hielten sich zum großen Teil bis heute. 


Erste Behauptung: „Sie sind schmutzig 
und stinken.“ 

Während Clara Brockmann ’ihrem’ Mäd- 
chen Elli niemals andere Küchenarbeit als 
die Teezubereitung erlaubte („nicht einmal 
beim Kuchenbacken durfte sie den Teig 
rühren“) und niemals aus einer Tasse oder 
einem Glas trank, das, nachdem es „der 
Eingeborene“ bereits gereinigt hatte, nicht 


urteil leicht übernommen werden. „Bei 
euch sieht es ja aus wie bei den Hottentot- 
ten!“ war ein weitverbreiteter Spruch, der 
noch in meiner Schulzeit gelegentlich auf- 
tauchte. 


Zweite Behauptung: „Sie sind häßlich“ 

Es ist ein besonderes Kennzeichen unserer 
von Männern geprägten Gesellschaft, 
Frauen auf das Attribut 'schön’ hin zu be- 
werten. Als abhängige, unselbständige An- 
hängsel ihrer Männer haben Frauen wenig- 
stens schön zu sein. Frauen haben diese 
Normen verinnerlicht. Jede Frau wird so 
zur möglichen Konkurrentin um den Mann 
reduziert-inder Lage,inderdiekolonialen 
Siedlerinnen sich befanden, ausderen Sicht 
unter Umständen eine existenzbedrohen- 
de Situation: Jede Frau, die auf Grund ihrer 
’Häßlichkeit’ als Konkurrentin ausschei- 


det, hebt in diesem Fall das Selbstwertge- 
fühl der Jurorin und sichert ihren Status. 
Selbst wenn ihnen die Argumente ausge- 
hen, wie z.B. Frieda Zieschank, die ihrem 
Mann, einem Arzt, nach Samoa gefolgt war 
und nicht umhin konnte, die Inselbevölke- 
rung schön zu finden, gilt wenigstens noch, 
daß Frauen "farbiger Stämme! so schön sie 
auch immer seinmögen, „den Vergleichmit 
den weißen Frauen nicht aushalten, im ein- 
zelnen sowohl wie im ganzen.“ 


Dritte Behauptung: „Sie sind dumm“ 
Bezeichnenderweise speisen sich diese Be- 
hauptungen fast ausschließlich aus Beispie- 
len, die sich auf die Fertigkeiten der deut- 
schen Hausfrauen beziehen wie auf Nä- 
hen, Spülen, Blauen, Stärken, Aufhängen 
und Legen der Wäsche, Plätten etc. Ihr 
Wissen und Können wurde nicht in Frage 
gestellt, sondern als allgemein gültig be- 
trachtet. Die Frage, wie die deutschen Sied- 
lerinnen sich beim Bau eines Pontoks, beim 
Flechten von Körben, beim Töpfern, Bier- 
brauen oder der Herstellung von Rinden- 
stoffen angestellt hätten - alles Handwerke, 
die die afrikanischen Frauen meisterhaft 
beherrschten - stellten sich erst gar nicht. 


Vierte Behauptung: „Sie sind faul, dreist, 
heimtückisch, sie lügen und stehlen ...“ 
Dies sind alles Behauptungen, die an den 
verlogenen Idealen und der Scheinmoral 
der Kolonialgesellschaft gemessen wur- 
den, denn es waren in Wirklichkeit die 
Deutschen, die ungefragt in fremde Länder 
eingedrungen, den dort lebenden Völkern 
Land, Vieh und Bodenschätze geraubt, die 
gebrandschatzt und gemordet, die Men- 
schen versklavt hatten. Als Teil der Kolo- 
nialelite stellten die Kolonialfrauen die 
Wahrheit ungeniert auf den Kopf. Und so 
wird denn auch die angebliche Faulheit 
nicht als das verstanden, was sie in Wirk- 
lichkeit war, nämlich Arbeitsverweigerung 
und damit eine Form des Widerstandes, 
wie sie besonders von Frauen praktiziert 
wurde. 


Fünfte Behauptung: „Sie sind kokett, hin- 
ter weißen Männern her und ruinieren die- 
se in jeder Beziehung“ 

Hier wird die Sexualkonkurrenz deutlich, 
die sich teilweise bis zu offenem Haß stei- 
gerte. Dazu eine Kostprobe: Ein weißer 
“Herr“ trifft auf „eingeborene Weiber“, er 
„wich zurück vor den stinkenden Leibern, 
die sich noch nie gewaschen hatten und an 
denen die Brüste herabfielen wie schwarze 
Schalen einer Frucht*So hätte es die 
Schreiberein, Margarete Kierstein,wohl 
gerne gehabt. Die Wirklichkeit aber sah 
ganz anders aus, hätte es sonst ja nie eines 
Mischeheverbotes bedurft! Doch auch auf 
diese Wirklichkeit ließen sich die deut- 
schen Kolonialfrauen nicht ein. 


Die fremden Frauen stellten für sie gleich- 
zeitig eine Bedrohung und eine Herausfor- 
derung dar:es waren ’wilde’ Frauen, das 
heißt, sie waren nicht durch die patriarcha- 
lisch-bürgerliche Schule der Frauenunter- 
drückunggegangen und entsprachen daher 
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nicht dem Idealder gezähmten Frau, dieih- 
re eigene Unterdrückung verinnerlicht hat- 
te und zur Hausfrau, Gattin und Mutter ge- 
schrumpft war. Wosiesich weigerte, Kinder 
als zukünftige Arbeitssklaven zu gebären, 
verweigerten sie den Kolonialherren die 
Verfügung über ihre weibliche Produktivi- 
tät, die Fähigkeit, Kinder zur Welt zu brin- 
gen. Sie mußten die deutschen Frauen da- 
durch unweigerlich daran erinnern, daß 
diese die Verfügung über den eigenen Kör- 
per längst nicht mehr besaßen. Und wäh- 
rend die weiße Welt zur Kenntnis nahm, 
daß die Frauen der Kolonialvölker Gebär- 
streik als Mittel des Widerstandes einsetz- 
ten, abtreibende Mittel und Methoden 
kannten und anwendeten, gab es für die 
weißen deutschen Frauen in den Kolonien 
nur eines: möglichst viele Kinder zu gebä- 
ren. Eine Herausforderung, der die weißen 


Frauen sich nicht stellten, sie im Gegenteil 
verdrängten und mit Beleidigung, Verach- 
tung, Versklavung und Mißhandlung der 
einheimischen Frauen beantworteten. 
Auch aus den zahlreichen Schilderungen 
der Missionarinnen gehtimübrigenhervor, 
daß es vor allem darum ging, die Nacktheit 
und die Sexualität der unterjochten Frauen 
zu zähmen. 


Ja, sie begriffen sich als das Maß aller 
Frauen: weiße, deutsche Hausfrauen. Die 
enge,kleinkarierte, provinzielle, reaktionä- 
re Auffassung von dem, was Gut und Böse, 
ordentlich, sittlich, weiblich war, ließ sie an- 
dere Frauen demütigen, ja vernichten. Was 
immer sie an fanatischen, sexistischem und 
rassistischem Haß zu bieten hatten, es wa- 
ren vor allem die Frauen der kolönialisier- 
ten Völker, über die sie ihn ergossen. Und 
eskamihnen so nicht inden Sinn, dieSitua- 
tion als Frauen zu überdenken, die eigene 
unwürdige Lage zu erkennen. Denn, keine 
Frage, inihren Familien und in ihrer Gesell- 
schaftgabendieMännerden Tonan.Indem 
sie sich aber mit den Zielen und Werten ih- 
rer Herren identifizierten, verdrängten sie 
nicht nur ihre eigene Unterdrückung, son- 
dern beraubten sich außerdemder Chance, 
den Aufenthalt unter fremden Völkern als 
Lernprozeß für sich zu nutzen. Statt dessen 
brachten sie Unheil und Unrecht, machten 
sie sich mitschuldig an der Unterwerfung 
und Ausbeutung der Kolonien, der Zerstö- 
rung und dem Untergang ganzer Völker 
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undKulturen. Und dasallesfürdasbißchen 
Anerkennung durch ihre weißen Männer, 
die sie doch hundertfach betrogen. 

In ihrer Identifikation und Komplizen- 
schaft mit den Männern und ihren Werten 
scheuten sie selbst nicht vor Mord oder zu- 
mindest dessen offener Billigung zurück. 


Kinder ihrer Zeit 


6. Entdeckung: Frauen waren immer ’Kin- 
derihrer Zeit'undhaben bewußt undunbe- 
wußt kolonialistische und/oder rassisti- 
sche Vorurteile übernommen und verbrei- 
tet. 

Wie sehr Frauen - auch wenn sie nicht di- 
rektin den Kolonialismus verstrickt waren, 
doch im kolonialen und rassistischen Den- 
ken gefangen blieben, lernen wir aus zahl- 
reichen Beispielen von Frauen im Dritten 
Reich. . 

Da sind zunächst die offenen Propagandis- 
tinnen, die den „Kolonialen Gedanken“ of- 
fensiv vertreten wie beispielsweise im 
„Frauenbund der Deutschen Kolonialge- 
sellschaft“, 1908 von Adda von Liliencron 
und anderen „Kolonialfreundinnen“ ge- 
gründet oder im „Deutschen Frauenverein 


umgetauft in „Deutscher Frauenverein 
vom Roten Kreuz für die Kolonie“. Neben 
der Rekrutierung von übersee-interessier- 
ten Frauen, waren diese Frauen für „den 
kolonialen Gedanken“ durch Ausstellun- 
gen, Reden, Spendensammlungen, Veröf- 
fentlichungen aller Art. Die meisten dieser 
Frauen entstammten Familien, die ein di- 
rektes Interesse am Besitz und Erhalt von 
deutschen Kolonien hatten. 


Aber auch die frauenbewegten Frauen je- 
ner Zeit akzeptierten auf ihren internatio- 
nalen Kongressen widerspruchslos, daß 
Europäerinnensichals’Vertreterinnen’der 
Frauen anderer - der unterworfenen - Na- 
tionen präsentierten, daß zur Entspannung 
nach den hitzigen Strategiediskussionen 
gemeinsam sogenannte „Völkerausstellun- 
gen“ besucht wurden, wie z.B. in Berlin 
1896 die Kolonialausstellung, auf der ne- 
ben Produktenauch Menschen ausdenKo- 
lonien ausgestellt waren oder ein Jahr spä- 
ter auf dem Brüsseler Kongreß die „Kon- 
goausstellung“. 


Kinder ihrer Zeit waren auch die sozialde- 
mokratischen Frauen, darunter die ersten 
weiblichen Abgeordneten. Marie Juchacz 
zum Beispiel, die zeitweise für die Schrift- 
leitung der Frauenzeitung „Die Gleichheit“ 
verantwortlich war, stellte sich in ihrem 
Aufsatz „Friedensvertrag und Kolonialar- 
beit“ offen auf die Seite der Befürworter 
von deutschem Kolonialbesitz: „Auch in 
unseren Reihen rang sich der Gedanke 
durch“, schriebsie, „daßein Siebzig-Millio- 
nen-Volk mit starker industrieller Entwick- 
lung Kolonien braucht..“. Und Clara 
Bohm-Schuch, eine Fraktionskollegin von 
Marie Juchacz, lehnte zwar Kapitalismus 
und Imperialismus ab, aber nur, um die So- 


für Krankenpflege in der Kolonie“, später : 


zialisten zu auserwählten „Kulturträgern“ 
zu ernennen. „Aber,“ so fuhr sie fort, „der 
Sozialismus allein ist ... auch berufen, die 
Kulturarbeit durchzuführen, die in frem- 
den Erdteilen geleistet werden muß.“ Dies 
fand zu einer Zeit statt, in der Deutschland 
nach dem ersten Weltkrieg seine Übersee- 
territorien bereits verloren hatte. Mit dem 
Kolonialbesitz, so das vorherrschende 
Zeitgefühl, solltedasgeschlagene Deutsch- 
land wieder indie Reihender starken euro- 
päischen Staaten eingegliedert und das ver- 
letzte Nationalgefühl der Deutschen reha- 
bilitiert werden. 


Die Machtübernahme der Nationalsoziali- 
sten brachte für den kolonialen Frauen- 
bund endlich das Verständnis, das er sich 
immer gewünscht hatte. Und das, so stand 
in seinem Jahresbericht 1933/34 zu lesen, 
verdankte ereinzig „unserem Führer Adolf 
Hitler“. Die Eingliederung des Bundes in 
den nationalsozialistischen „Reichskolo- 
nialbund“ vollzog sich reibungslos. Für 
Frauen, die sich in den Kolonien zu ’Her- 
renmenschen’erklärt hatten, war die Denk- 
kategorie "Untermensch’ nichts Neues, sie 
erweiterten sie einfach, und neben den ’Ka- 
naken’ und ’Kaffern’ gehörten dazu jetzt 
eben auch Juden, Polen, Sintis ... 


Fassen wir also zusammen: EsgabimKolo- 
nialismus eine geschlechtsspezifische Ein- 
bindung von Frauen sowohl auf Seiten der 
Kolonialisten als auch der unterdrückten 
Nationen. Während die Frauen der ehe- 
mals kolonialisierten Länder bis heute 
schwer an den Folgen dieser historischen 
Epoche tragen, haben wir, die Erbinnen 
der früheren Kolonialmächte, dieses Kapi- 
tel unserer Geschichte weitgehend ver- 
drängt. Es wird Zeit, daßwirunsder Verant- 
wortung stellen, umso mehr, als nur die 
Aufarbeitung dieser Geschichte uns dabei 
helfen kann, ein neues, besseres Verhältnis 
zu den Menschen in anderen Ländern, 
auch den sog.’Entwicklungsländern' zu fin- 
den. j 

Martha Mamozai 
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Auf der Suche nach 
der unsichtbaren 
Frau 


Sklaverei und Widerstand 


in Jamaika 


Die Rolle der schwarzen Frau im 
Widerstand gegen die Verskla- 
vung verlangt dringend nach einer 
Neuinterpretation. Ein Ge- 
schichtsbild kann nicht glaubwür- 
dig bleiben, das die schwarze Frau 
entweder völlig ignoriert oder sie 
im günstigsten Fall als Oppor- 
tunistin eines Systems entstellt, 
unter dem gerade sie in besonde- 
rer Weise zu leiden hatte. Sollte 
ausgerechnet sie weniger Motiva- 
tion zum Befreiungskampf gehabt 
haben als die versklavten Männer, 
obwohl ihre Unterdrückung zu- 
sätzlich durch den Aspekt der se- 
xuellen Ausbeutung verschärft 
war? Aber wo finden sich die 
weiblichen Pendants zu den 
männlichen Symbolfiguren des 
Widerstands? 

Am Beispiel Jamaika spürt Stella 
Dadzie die zahllosen Frauen auf, 
die zwischen den Zeilen der euro- 
zentrisch und sexistisch verzerr- 
ten Geschichtsschreibung unter- 
drückt wurden, und rekonstruiert 
den vermutlich realeren Beitrag 
der Sklavinnen auf dem Wege zur 
Emanzipation. Anhand der 
Aspekte Produktion, Reproduk- 
tion, Subversion und Kultur ar- 
beitet sie deren geschlechtlich de- 
terminierten Widerstandsstrate- 
gien heraus und bemüht sich, die 
gängigen Klischees über die 
schwarze Frau in der Versklavung 
richtigzustellen. Diese war kein 
Opfer ihrer Unterdrückung, son- 
dern mit ihren eigenen, im allge- 
meinen wenig spektakulären Mit- 
teln hat sie aktiv und hartnäckig 
ihr Recht auf Selbstbestimmung 
und Freiheit gefordert. 

Darum geht es in dem Beitrag von 
Stella Dadzie, der in der Zeit- 
schrift „Race & Class” (32/1990) 
erschien und im folgenden über- 
setzt und gekürzt wiedergegeben 
wird; 
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venaufstände als alle anderen westin- 
dischen Kolonien, sondern die Ma- 
roons? ließen das Pflanzer Estab- 
lishment von der ersten spanischen Be- 
siedlung an nicht zur Ruhe kommen. Kein 
Wunder — die Struktur der Zuckerplan- 
tagenwirtschaft in Jamaika brachte eines 
der inhumansten agro-industriellen 
Zwangsarbeitssysteme hervor, das die 
Geschichte kennt. 
Durch den Sklavenhandel kamen fast 
ebenso viele Frauen wie Männer von Afri- 
ka in die britischen Zuckerkolonien. In 
der Beschäftigungshierarchie der jamai- 
kanischen Plantagenökonomie hatten die 
Sklavinnen in der Regel jedoch nur Zu- 
gang zu den niedrigsten und am meisten 
ausbeutenden Arbeiten. Bei der zermür- 
benden, monotonen Arbeit auf den Zuk- 
kerrohrfeldern stellten sie den größten 
Anteil der Arbeitskräfte, 12 — 18 Stun- 
den arbeiteten sie täglich in den Mühlen 
und Kochhäusern der Zuckerproduktion, 
und als Haussklavinnen waren sie dem se- 
xuellen Mißbrauch der Sklavenhalter in 
besonderem Maße ausgesetzt. 
Da bis Ende des 18. Jahrhunderts afrika- 
nische Sklaven billig in nahezu unbe- 
grenzter Menge importiert werden konn- 
ten, lohnte es sich für die Plantagenbesit- 
zer nicht, die Reproduktion der Sklaven- 
bevölkerung zu fördern. Die Frauen wur- 
den deshalb nicht nach ihrer Gebärfähig- 
keit, sondern wie Männer nach ihrer Ar- 
beitsleistung beurteilt und behandelt. Bei 
Folterungen nahm man selbst auf beste- 
hende Schwangerschaften oder Mütter 
von Kleinkindern keine Rücksicht. 
Der fortwährende physische Mißbrauch 
von Frauen war ohne Zwangsmaßnahmen 
nicht durchzusetzen. Die Rede von der 
bevorzugten Stellung der Frauen auf- 
grund der ihnen unterstellten sexuellen 
Beziehungen zur Pflanzeraristokratie ent- 
puppt sich damit als blanker Zynismus. 
Die patriarchale Geschichtsschreibung 
hat die traumatischen Implikationen täg- 
lich drohender Gewalt, der die angeblich 
„privilegierten” Haussklavinnen — im üb- 
rigen auch von schwarzen Männern — be- 
troffen waren, ausgeklammert oder ver- 
harmlost. Dagegen schrieb sie Frauen 
promiskuitive Neigungen zu — nichts an- 
deres als eine Schuldzuweisung an Frauen 
.zur Verschleierung gewaltvoller sexueller 
Exzesse der Pflanzerklasse. 


Man kann davon ausgehen, daß den mei- 
sten Sklavinnen keine besonderen Vortei- 
le aus den Verbindungen mit ihren weißen 
Herren erwuchsen, da ihre Verfügbarkeit 
ohnehin erzwungen werden konnte. Das 
weitverbreitete Bild von der begünstigten 
Mulatten-Konkubine, die aus eigenem 
Profitdenken mit der Pflanzerklasse kolla- 
boriert, stellt nur eine mögliche Facette 
der Wirklichkeit dar. 

Durch den sexuellen Aspekt erhielt die 
Ausbeutung der schwarzen Frau eine zu- 
sätzliche Intensität, die sie motivieren 
mußte, jedes Mittel auszuschöpfen, um 
gegen das System zu opponieren. Tatsäch- 


J amaika erlebte nicht nur mehr Skla- 
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lich gibt es zahlreiche Belege dafür, daß 
Frauen durch Täuschungsmanöver, Un- 
gehorsam, Streiks und physische Anschlä- 
ge auf Sklavenhalter mit großem persönli- 
chen Risiko für ihre Befreiung kämpften. 


Sklavinnen und Reproduktion: 
Wahl oder 
„äußere Umstände”? 


Solange der Nachschub afrikanischer Ar- 
beitskräfte unbegrenzt schien, wurde die 
geringe Kinderzahl der westindischen 
Sklaven von den Kolonialisten kaum be- 
achtet. Dies änderte sich jedoch abrupt 
Ende des 18. Jahrhunderts, als der Skla- 
venstrom zu versiegen drohte und damit 
das Überleben der Pflanzerklasse in Frage 
gestellt wurde. Die alarmierte Kolonialre- 
gierung betrieb deshalb seit 1788 eine 
massive geburtenfördernde Politik. 
Schnell erlassene Gesetze sicherten Plan- 
tagenbesitzern, Aufsehern und den Skla- 
ven materielle Vergünstigungen zu, um 
die Reproduktion ihres menschlichen Ka- 
pitals zu erreichen. 

Weshalb diese Bevölkerungspolitik ihr 
Ziel verfehlte, wurde unter zahlreichen 
Gesichtspunkten diskutiert. Man sah eine 
Ursache in den Aufsehern, die nach wie 
vor in skrupelloser Weise maximale Ar- 
beitsleistung aus den Sklaven herauspreß- 
ten. Sozialökonomische Erklärungen 
führten die geringe Fruchtbarkeit der afri- 
kanischen Frau auf schlechte Ernährung 
und körperliche Mißhandlungen zurück 
oder brachten sie sogar mit der wachsen- 
den weiblichen Promiskuität in Bezie- 
hung. 

Aber kein Historiker versuchte bisher, 
den Einfluß der schwarzen Frau selbst, 


der immerhin primär Betroffenen, auf den 
anhaltenden Abwärtstrend der Geburten- 
ziffern hin zu überprüfen. Zahlreiche Hin- 
weise sprechen für die These, daß die ge- 
ringe Kinderzahl schwarzer Frauen als 
Ergebnis ihrer bewußten „Fortpflan- 
zungsverweigerung” zu verstehen ist. 
Schon lange, bevor die geburtenfördern- 
de Politik einsetzte, waren Sklavinnen 
gegen die Idee des „breedin’ for massah” 
verhärtet. Es war vermutlich ohnehin ab- 
schreckend genug, Kinder zu gebären, die 
zu lebenslanger Versklavung verdammt 
waren, die häufig früh von ihnen weggeris- 
sen und wie Waren verkauft wurden und 
mit denen sie zum Wohlstand ihrer Unter- 
drücker beitrugen. 

Aus vielen Quellen geht hervor, daß die 
Frauen über Mittel und Methoden verfüg- 
ten und auch davon Gebrauch machten, 
Schwangerschaften und Geburten zu ver- 
hindern. Sie griffen dabei auf ihre afrika- 
nischen Kulturtraditionen zurück, in de- 
nen sie als Heilerinnen und Magierinnen 
detaillierte Kenntnisse von Heilmitteln 
und Behandlungsmethoden besessen hat- 
ten. 


Das Ausmaß der Abtreibungen läßt sich 
nicht bestimmen. Aber die Vergeblichkeit 
des Versuchs, eine sich selbst erneuernde 
Arbeiterschaft zu erzielen, deutet darauf 
hin, daß sich die Kolonialherren hier mit 
Sabotage konfrontiert sahen, der sie hilf- 
los gegenüberstanden. Eine mildere Me- 
thode stellten mehrjährige Stillzeiten dar, 
mit der Sklavinnen erneute Schwanger- 
schaften hinauszögerten. 
Empfängnisverhütung, Abtreibung und 
Kindestötung müssen als bewußte Ent- 
scheidung zahlloser schwarzer Frauen 
und als ihre effektivste Waffe gegen ihre 
Ausbeutung neu interpretiert werden, 


Sklavinnen und Subversion: 
Die Gewalt 
aufrührerischer Frauen 


Die Quellen ermöglichen nicht, den Bei- 
trag der schwarzen Frauen zu Rebellionen 
und Marronage? in seiner vollen Tragwei- 
te zu rekonstruieren. Fest steht, daß sie 
auch an dieser Form des Widerstands 
partizipierten, denn sie tauchen gelegent- 
lich in Berichten über Plantagenaufstände 
oder sporadisch in öffentlichen Hinrich- 
tungs- oder Deportationslisten auf. 

Das Bild der Frauenrolle wäre aber un- 
vollständig, würde man leugnen, daß sie 
mitunter momentanes Überleben langfri- 
stigen Freiheitsidealen vorzog. Obwohl 
man Frauen häufig folterte, weil man ih- 
nen kein Durchhaltevermögen zutraute, 
läßt sich nicht belegen, daß sich Frauen 
„verräterischer” verhielten als Männer. 
Die Mehrheit der schwarzen Frauen muß- 
te sich auf subtilere Methoden des Wider- 
stands beschränken. Sie benutzten ihren 
engen Kontakt mit den Weißen als Kon- 
kubinen und Haussklavinnen, um das Sy- 
stem zu unterlaufen. Trotz ihrer schwer 
faßbaren Präsenz in zeitgenössischen Be- 
richten deutet alles auf eine „Quasheba”*) 


hin, die mindestens so scharfsinnig zu täu- 
schen vermochte wie ihr Bruder „Quas- 
hie”. Das ist umso wahrscheinlicher, als 
ihr die Intimität mit den Weißen eine ein- 
zigartige Einsicht in deren Psyche ermög- 
lichte. Aber Quasheba war mehr als Pro- 
dukt sexueller und häuslicher Intimität. 


Sklavinnen und Kultur: 
Die Trägerinnen der „roots” 


Die kulturelle Situation der Karibik war 
gekennzeichnet durch das Aufeinander- 
prallen unterschiedlicher afrikanischer 
Kulturen mit denen europäischer Siedler 
und autochthoner Bevölkerungen, sofern 
diese den „Aufprall” überlebt hatten. Ein 
großer Teil der nach Jamaika importier- 
ten Sklaven gehörte den Akan-Völkern 
der westafrikanischen Goldküste an. Da- 
her prägten besonders Akan-Kulturele- 
mente das Glaubens- und Wertesystem, 
das die Sklaven trotz der enormen Re- 
pression zu entwickeln vermochten. 
Dieses Bezugssystem enthielt als wichtige 
Elemente eine hohe Wertschätzung der 
Frau, eine ausgeprägte militärische Tradi- 
tion und gemeinschaftliche Überlebens- 
stragien, in denen Frauen eine aktive und 
zentrale Rolle spielten. 

Am stärksten kommen diese Elemente in 
dem legendären Ruf der Maroon-Anfüh- 
rerin Nanny zum Ausdruck. Nanny soll in 
den ersten Maroon-Kriegen die Guerilla- 
Truppen gelenkt und mit ihren immensen 
magischen Fähigkeiten unterstützt haben. 
Die offenkundige Bedeutung von Nanny 
wirft Fragen nach dem allgemeinen Status 
der Maroon-Frauen auf. Zeitgenössische 
Berichte lassen allzu deutlich ihren rassi- 
stischen und sexistischen Blickwinkel er- 
kennen, wenn sie die Maroon-Frauen als 
unterdrückte Minderheit und Opfer von 
Plantagenplünderungen und krasser sexu- 
eller Ausbeutung darstellen. Diese Frauen 
wählten oft bewußt das Risiko der Flucht 
von den Plantagen, aber damit auch die 
Chance der Marronage, ein Leben in Frei- 
heit verwirklichen zu können. 

Trotz des zahlenmäßigen Ungleichge- 
wichts zwischen Männern und Frauen 
hatten sie eine zentrale Bedeutung für das 
ökonomische, militärische und demogra- 
phische Überleben der Maroons. 

Die wichtigste Rolle der schwarzen Frau 
bestand in ihrer Bedeutung als Trägerin 
ihrer kulturellen Wurzeln. 

Die in Afrika geborenen Frauen, die mit- 
halfen, die Bestimmungselemente dieser 
kulturellen Identität wiederherzustellen, 
waren, wie Frauen überall, auch ihre 
Hauptvermittlerinnen. Dies gilt nicht nur 
für die Maroon-Frauen, die den offenkun- 
digen Vorteil hatten, jenseits der Kontrol- 
le der Pflanzer ein selbstbestimmtes Le- 
ben führen zu können. 

Obwohl die Plantagenbesitzer alles daran- 
setzten, die Identifizierung der Sklaven 
mit ihrem Herkunftsland zu verhindern, 
schafften sie es nicht, die frühen (und wo 
es möglich war, anhaltenden) Bande zwi- 
schen Sklavenmüttern und ihren Kindern 
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zu zerstören. Es waren genau diese Ban- 
de, durch die die Akan- oder andere afri- 
kanische Kulturelemente an nachfolgende 
Generationen überliefert wurden. 


Die heterogene und unaufhörlich sich an- 
passende afrikanische Kultur zeichnete 
sich durch eine enorme Kapazität aus, der 
eigenen Zerstörung zu widerstehen. Diese 
Kapazität liegt nach Braithwaites® An- 
sicht in ihrer Immanenz begründet. Sie 
war vom Individuum oder der Gemein- 
schaft getragen, und nicht wie in Europa 
in Gebäuden, Monumenten, Büchern etc. 
externalisiert. Tanz war die afrikanische 
Architektur, Geschichte lebte durch 
mündliche Überlieferung weiter. Infolge- 
dessen trug jede/r in die Neue Welt ver- 
schleppte Afrikaner/in das Potential der 
Rekonstruktion in sich selbst und damit 
die Fähigkeit, auf eine ganze Reihe be- 
merkenswert komplexer Ressourcen zu- 
rückzugreifen. 


Eine dieser Ressourcen war ein ausge- 
prägtes Selbstwertgefühl, was der in Afri- 
ka geborenen Frau seit der frühesten So- 
zialisation vermittelt wurde. Da sie die se- 
xuelle, häusliche, reproduzierende und 
wirtschaftliche Sphäre dominierte, besaß 
sie in ihren Gemeinschaften Prestige und 
Autorität. Natürlich war diese Situation 
nicht Bestandteil aller Kulturen, die die ja- 
maikanische Sklavengesellschaft formten. 
Genausowenig soll das Bild weiblichen 
Selbstbewußtseins darüber hinwegtäu- 
schen, daß in Westafrika zweifellos die 
Männer dominierten. Dennoch war es 
größtenteils ein kulturelles Milieu, in dem 
die Beziehungen zwischen den Ge- 
schlechtern genauestens bestimmt und re- 
guliert waren. 


Nach Mathurins® Analyse bestimmte 
nicht Minderwertigkeit, sondern die 
geschlechtliche Verschiedenheit die Rolle 
der Frauen in den polygynen” westafrika- 
nischen Haushalten. Sie behauptet, daß 
dieses „matriarchale Erbe” sicherstellte, 
daß auf den meisten jamaikanischen Plan- 
tagen Frauen im Zentrum eines Ver- 
wandtschaftsnetzes standen, das seiner- 
seits den Kern der Sozialstruktur bildete, 
welche die meisten Aspekte der Gemein- 
schaft regulierte. Verwandtschaftsverbin- 
dungen stellten auch die Grundlage des 
spirituellen Lebens dar. Das Glaubenssy- 
stem gründete auf der Beziehung zu den 
Ahnen und dem Konzept, daß Frauen die 
wichtigsten Wächterinnen und Vermitt- 
lerinnen des Lebenszyklus sind. 

Die Erfahrung der Sklaverei und der 
Kreolisierungsprozeß ließen diese Sicht- 
weise des Selbst und der Gesellschaft 


nicht unangetastet. Aber die ganze Perio- 


de der Versklavung hindurch waren in 
Afrika geborene und Kreol-Frauen in der 
Lage, ein Werte und Glaubenssystem, Ri- 
tuale und Praktiken an ihre Kinder weiter- 
zugeben, mit deren Hilfe sie die Erniedri- 
gungen der Sklaverei aufrecht überstehen 
konnten. 


Der Status der afro-karibischen Frau in 
der kolonialen Sklavengesellschaft bedeu- 
tete also, daß sie die Trägerin vieler der 
schwersten Lasten war. Aber er gewähr- 
leistete auch, daß sie Trägerin der afrika- 


. nischen kulturellen Wurzeln blieb. 


Doris Neu 


Anmerkungen: 

1) Stella Dadzie: Searching for the invisible 
woman: sklavery and resistance in Jamaica. In: 
Race & Class, London, 32 (2), 1990, S. 21-39. 
2) Mit „Maroons“ (von span. „cimarron“ = 
wild) werden die entflohenen SklavInnen be- 
zeichnet, die in den schwer zugänglichen Ge- 
bieten Jamaikas Gemeinschaften gründeten. 
Sie führten einen jahrhundertlangen Guerilla- 
Krieg gegen die Kolonialherrscher. 

3) Das Phänomen der Maroons (s. unter Anm. 
2). Marronage gab es in fast allen Sklavenhal- 
tergesellschaften. 

4) Das Twi-Wort (Akan-Sprache) „Quashie“ 
bzw. „Quasheba“ (=,am Sonntag geboren“) 
bezeichnete Sklavelnnen, die unter den Wei- 
Ben Fähigkeiten vieler Sklaven, die Weißen zu 
täuschen, war eine Form der Sabotage. Die Fi- 
gur des männlichen „Quashie* wurde zum 
Symbol des Sklavenwiderstands. 

5)E.K. Braithwaite: The folk culture of ıhe sla- 
ves of Jamaica. London, New Beacon, 1974, $. 
13, 

6) L. Mathurin Mair: The arrival of black wo- 
men. In: Jamaica Journal, Kingston, 9 (2,3), 
1975. 

7) Eheform, bei der der Mann mehrere Part- 
nerinnen hat. 
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Arbeiterbewegung in 
Lateinamerika 
386 S., brosch., DM 35,00 
ISBN 3-921630-94-0 
Zur Analyse städtischer Arbeiterbewe- 
gungen in Lateinamerika, insbesondere 
in Argentinien, Brasilien und Mexiko 
und ihrer zukünftigen gesellschaftlichen 
Bedeutung. Eine Studie zur inneren 
Struktur, den gesellschaftlichen und 

olitischen Organisationen der 
Arbeiterklasse und ihrem Verhältnis 
zum Staat. Mit umfangreichen Lite- 
raturhinweisen und statistischen Mate- 
rialien als Einführung und Überblick. 
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Freibeuter und Maroons 


Kolonialgeschichte und Formen 
des Neo-Kolonialismus werden in 
vielen Analysen als absehbare 
Vorgänge analysiert, die in eiser- 
ne Strukturen eingebettet sind 
und zielgerichtet verschiedene 
Phasen durchlaufen. 

Geschichte ist dagegen in jeder hi- 
storischen Situation auch der 
Versuch, gesellschaftliche Alter- 
nativen zu leben, die sich gegen 
das herrschende Zeitverständnis 
und den ihr zugrundeliegenden 
Sachzwängen stemmen oder 
versuchen, sich ihnen zu verwei- 
gern. 


ir müssen meines Erachtens 
W Geschichte von ihrer anderen 
Seite erfahrbarer machen, sie 
aus dem Museum holen und die Doku- 
mente gegen den Strich lesen. Das heißt 
allerdings nicht in der ausschließlich ge- 
genteiligen Analyseebene, der der: All- 
tagskultur, zu verharren. Eduardo Gale- 
ano, der beide Ebenen, die der strukturel- 
len und die der Lebenswelten verknüpft 
(„Erinnerungen an das Feuer”), bezeich- 
net sich in diesem Sinne nicht als Schrift- 
steller, sondern als „Jäger nach Stimmen, 
die ringsum verstreut und gesammelt wer- 
den müssen” (Galeano 1990). 
In diesem Beitrag sollen beispielhaft zwei 
„Randgesellschaften” des 17. Jahrhun- 
derts in der Karibik beleuchtet werden, 
deren Mythos bis heute, wenn auch meist 
verfälscht, bei uns wirkt: Die Freibeuter 
und die autonomen Gesellschaften ehe- 
maliger Sklaven, die Maroons. 
Zunächst aber einige Thesen zu den Rah- 
menbedingungen und Veränderungen in 
den Kolonialsystemen ‘des 17. Jahrhun- 
dert. 
Das 17. Jahrhundert läßt sich unter der 
Überschrift Durchsetzung des Merkanti- 
lismus zusammenfassen. Betriebliche 
Grundlage dabei waren Manufakturen als 
systematisch arbeitszerlegende hand- 
werkliche Großbetriebe. Damit setzte sich 
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ein neues Zeitverständnis innerhalb des 
europäischen Kulturkreises endgültig 
durch. Das Bild des Uhrwerks wird zu ei- 
nem der herrschenden Motive des 17. 
Jahrhunderts. Betriebswirtschaftlich ge-. 
wann die Frage der Arbeitsdisziplin einen 
qualitativ höheren Stellenwert. Weltpoli- 
tisch bedeutete dies die Ablösung der spa- 
nischen Herrschaft durch die Dominanz 
von holländischen, englischen und franzö- 
sischen Handelsgesellschaften. Die Er- 
oberungszüge der Spanier galten in erster 
Linie der Suche nach Edelmetallen. Gold 
und Silber wurden verarbeitet und von 
der kastilischen Kriegerkaste ausgegeben. 
„Es war das Kostbare par exellence” 
(Foucault 1978, S.220). Die spanische 
Gesellschaft blieb im ökonomischen Be- 
reich dem mittelalterlichen Feudalismus 
verhaftet. Im militärischen Sektor war dies 
anders; Heerführer wie Cortez, konnten 
ihre überlegenen Gegner nur vernichten, 
da sie sich taktisch in sie hineinversetzen 
konnten. Die individuelle Persönlichkeit 
der Neuzeit ‚die nicht in das mittelalterli- 
che Ständesystem eingebunden war, war 
dafür entscheidend. Bei Columbus wäre 
dies noch nicht möglich gewesen, da er 
noch dem mittelalterlichen Kreuzzugsge- 
danken anhing. Nach der Eroberung der 
Räume fehlte aber den Spaniern der ge- 
sellschaftliche Hintergrund, um die Kolo- 
nien produktiv ausbeuten zu können. 
Durch frühbürgerliche Bewegungen mit 
Cromwell in England an der Spitze, der in 
einem Bürgerkrieg den alten Feudaladel 
besiegte und einem Finanzminister wie 
Colbert in Frankreich wurden die staatli- 
chen Machtapparate geschaffen, die dem 
Manufakturwesen zum Aufschwung ver- 
halfen. Das ökonomische Denken wurde 
durch den Warentausch und die Vermeh- 
rung von Waren bestimmt. Erworbenes 
Geld wurde von den herrschenden Klas- 
sen nicht mehr rein konsumptiv veraus- 
gabt, sondern angespart, um Investitionen 
tätigen zu können. 

Die Ablösung der alten feudalistischen 
Ständesysteme betraf auf der anderen Sei- 
te alle Menschen direkt und unmittelbar, 
die nicht den Sprung in die neue Gesell- 
schaftsordnung mitmachen konnten oder 
wollten. Die puritanische Ethik mit ihrer 


Arbeitsteilung und - überwachung, den 
Geldanreizen und den neuen Arbeitsge- 
wohnheiten brannte in die Menschen eine 
neue Zeitdisziplin. Das Handelsbürger- 
tum setzte seine merkantilistischen Vor- 
stellungen zunehmend mit Repressionen 
der sich konstituierenden zentralen 
Staatsgewalt durch. Franz Borkenau 
bringt diese Bruchsituation auf den Punkt. 
Es gibt für ihn gesellschaftliche Schichten 
im 17. Jahrhundert, „die durch den Zer- 
setzungsprozeß des Feudalismus aus ih- 
ren traditionalistischen Lebensformen ge- 
worfen sind, dadurch aber nicht neue 
Möglichkeiten der Herrschaft bekommen 
haben, sondern sich der Notwendigkeit ei- 
nes qualvollen Anpassungsprozesses an 
die Bedingungen des. Geldkapitalismus 
gegenübersehen” (Borkenau 1932, 
S.315). 

Viele dieser aus dem ökonomischen Be- 
reich in Europa ausgeschlossenen Men- 
schen suchten ihr Glück in der „neuen 
Welt”. Es ist demzufolge falsch, alle Euro- 
päer, die in den neuen Kolonien lebten, 
auf eine Stufe zu stellen!). Zwischen den 
Beamten der Kolonialverwaltungen, den 
Vertretern des neuen merkantilen Sy- 
stems und den Unterdrückten aus der „al- 
ten Welt”, die aus materiellen oder politi- 
schen Gründen ihre Heimat verlassen 
mußten, lagen oftmals Welten. 

Die großen Handelshäuser benutzten die 
Kolonien als Rohstofflieferanten und Ab- 
nehmer von Manufakturerzeugnissen. 
Dabei versuchten sie Monopolkäufer und 
-verkäufer zu etablieren, die jede interne 
und exterene Konkurrenz unterdrückten. 
Demgegenüber paßten sich die ersten 
Siedler selbst in der Bauweise ihrer Sied- 
lungen den Indianern an. In der Subsi- 
stenzwirtschaft lag ihre wirtschaftliche 
Basis und die war weniger vom Profitden- 
ken beeinflußt. Nach solchen Vorstellun- 
gen sein Leben zu gestalten, und sich zu- 
dem nicht zentral kontrollieren zu lassen, 
war den großen „Companies” ein Dorn im 
Auge. Das Gesetz der „London Com- 
pany”, im Jahre 1611 für Virginia erlas- 
sen, ist beispielhaft. Kein Siedler durfte 
die Siedlung ohne schriftliche Genehmi- 
gung verlassen. Nicht ausdrücklich von 
der Kolonialregierung autorisierte Bezie- 


Freibeuter mit Gewehr und Jagdhunden 


hungen zur indianischen Bevölkerung wa- 
ren unter Androhung der Todesstrafe 
verboten. Die drastischen Gesetzesmaß- 
nahmen erklären sich auch vor der Tatsa- 
che, daß viele Siedlungen von den offiziel- 
len Behörden verlassen vorgefunden wur- 
den, ohne daß es Anzeichen für eine ge- 
waltsame Vertreibung oder Ähnliches ge- 
geben hätte. Sie liefen schlicht zu den In- 
dianern über. Es spricht einiges für die 
These, nach denen die überall errichteten 
‚ militärischen Stützpunkte (Forts) nicht 
nur der Abwehr der „grausamen Wilden” 
dienten, sondern die Aufgabe hatten, die 
ersten Kolonialisten in Schach zu halten 
(vgl. Bardelle 1989, 5.129). 

Bardelle geht noch einen Schritt weiter: 
Für ihn gab es zeitweilig im 17. Jahrhun- 
dert in den englischen Kolonien Amerikas 
eine Synthese zwischen indianischen und 
europäischen Kulturen, die allerdings 
nichts mit der heute aufgesetzten spani- 
schen Regierungspropaganda (Begegnung 
zweier Welten) zu tun hat. Sie bergen ein 
Stück Utopie; „die autonome Reproduk- 
tion auf der Basis nicht paternalistischer, 
nicht zentralistischer Organisations- 
strukturen sozialen Seins außerhalb der 
von Merkantilisten favorisierten, propa- 
gierten und erzwungenen Modi der ineine 
hierarchische Ausbeutung eingebetteten, 
seßhaften agrikolen und manufakturellen 
Arbeit und des tauschwertorientierten 
Handels” (ebd. S. 132). 


I Kolonialismus 
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: Der Alltag sah anders aus: Teile des kari- 


bischen Raums boten für die meuternden, 
ausgesetzten und schiffbrüchigen Seeleute 
ideale autonome Lebensbedingungen, da- 
gegen war das Arbeiten und Leben auf 
den damaligen Schiffen hart und qualvoll. 
Vielfach wurden Matrosen zwangsweise 
angeheuert. 

Die Spanier benutzten nur die großen In- 
seln als Sprungbrett für ihre Festlandser- 
oberungen. Nachdem sie sich in Mexiko 
und Peru festgesetzt hatten, gab es in der 
karibischen See von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, wie z.B. Kuba, nur noch sym- 


Ya” bolische Besatzungen. Bei ihrer überha- 


Hier wird die „black box” eurozentristi- 
scher Selbsdarstellung von vielen Histori- 
kern überdeutlich, die in Amerika immer 
noch die riesige Region sehen, in der auf- 
geräumt und angepackt werden mußte, 
um für die Europäer akzeptable Lebens- 
bedingungen zu schaffen. 


Die Freibeuter 

Der Mythos der „Seeräuber” geistert in 
verschiedenen Formen durch die Köpfe 
und die offizielle Geschichtsschreibung. 
Entweder als edler Ritter der Meere (z.B. 
Mr. Flynn als roter Korsar) oder als ver- 
wegener blutrünstiger Geselle. Meist wer- 
den auch in der aufgeklärten Geschichts- 
schreibung immer wieder die gleichen 
„Ausnahmekämpfer” ausgegraben, die als 
willkommenes Stilmittel benutzt werden, 
um ein leichtes Grausen zu erzeugen. So 
z.B. Henry Morgan, der im Auftrag der 
englischen Krone von Jamaica aus die 
Spanier bekämpfte. „Der Seeräuberkönig 
brachte die größte Freibeuterflotte zu- 
sammen, die jemals die Meere heimge- 
sucht und beunruhigt hat. Es waren 40 
Schiffe aller Art. Mehr als 2000 der kühn- 
sten, blutdürstigsten und verwegensten 
Seeräuber strömten herbei und folgten 
Morgans Admiralflagge. Sie waren von 
dem tödlichsten Haß gegen die spanische 
Herrschaft erfüllt. Am 24. 10. 1670 be- 
gann Morgan mit seinen Operationen...“ 
(Schubert 1978). 


steten Abreise, meist gab es wieder ein 
neues Gerücht über die Entdeckung des 
El Dorado, ließen sie oft ihre Tiere und 
viele Ausrüstungsgegenstände zurück. 
Bekanntlich gibt es außerdem wilde 
Früchte, Seefische und sonstige Delikates- 
sen in dieser angenehmen tropischen Re- 
gion. Die Voraussetzungen für ein selbst- 
bestimmtes Leben waren also vorhanden. 
Der Freibeuter war zunächst nur ein Jä- 
ger, Fischer und Sammler, der sich unter 
den vorgefundenen Bedingungen repro- 
duzierte. Die Gerätschaften und Gegen- 
stände die nicht hergestellt werden konn- 
ten, wie Nägel, Waffen oder Segeltuch, 
wurden im Tausch mit Schmugglern er- 
worben, oder durch Kaperunternehmun- 
gen gegen spanische Schiffe erbeutet. Auf 
Edelsteine und Schmuck richtete sich 
aber weniger ihr Auge, gefragter waren 
Gegenstände von Gebrauchswert. Pirate- 
rie ist aus diesem Grund nur als Ergän- 
zung bzw. Optimierung ihrer Lebensver- 
hältnisse zu verstehen. 

Ab Ende des 17. Jahrhunderts verkleiner- 
ten sich die Räume für autonomes Leben 
in der Karibik drastisch. Einerseits nahm 
die spanische Kontrolle über die Region 
zwar weiter ab, so wurde z.B. Jamaica von 
den Engländern besetzt, andererseits ei- 
nigten sich die europäischen Mächte aber 
über ihre Einflußsphären. Der Vertrag 
von Ryswijk (1697) schrieb, nach 
jahrzehntelangen Auseinandersetzungen, 
die transatlantischen kolonialen Besitz- 
stände fest. Wichtiger Punkt dabei war die 
Vereinbarung, Piraterie als Mittel der po- 
litischen Auseinandersezung zu verbieten. 
Die aufstrebenden Mächte wie England 
und Frankreich gewannen zudem immer 
mehr Interesse an der Region. Der.Handel 
mit Tabak, Zucker, Kaffee, Kakao und 
Baumwolle wurde zunehmend wichtiger. 
Nachdem die Freibeuter zunächst nur 
teilweise funktionalisiert worden waren, 
wurden die, die sich nicht als Siedler an fe- 
sten Orten niederlassen wollten, krimina- 
lisiert. Dem Arbeitsethos der Reformier- 
ten und Calvinisten war die verkonsumie- 


rende Lebensweise, die als maßlose Faul- 
heit und Sünde eingestuft wurde, ein 
Greuel. Kolonialverwaltungen spannten, 
bei zunehmender Militarisierung und 
Zentralisierung, ein immer engeres Netz 
über die Inseln der Karibik. Aber nicht 
nur verwaltungs -und militärtechnische 
Maßnahmen engtei den Lebensraum der 
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Zeitgenössische Darstellung der autonomen Gesellschaften 


Freibeuter ein. Die Plantagenwirtschaft, 
meist als großflächige Monokultur be- 
trieben, hatte einschneidende Auswirkun- 
gen. Die tropische Vegetation wurde plan- 
mäßig vernichtet. Immer mehr Lebens- 
mittel mußten importiert werden. Unter 
diesen Bedingungen wurde Seeraub 
zwangsweise zur einzigen Möglichkeit, 
der merkantilen Maschine zu entgehen. 
Die verbleibenden Reste der Freibeuter 
zogen sich aufs offene Meer zurück, wo 
ihnen zur Sicherung ihrer Existenz nur die 
Kaperei blieb (vgl. Bardelle 1986 S. 121) 
Damit hatte die bürgerliche Öffentlichkeit 
ihr Feindbild, das bis heute nachwirkt. 


Sklaven im Widerstand 


Millionen von AfrikanerInnen wurden 
aus ihren Verhältnissen gerissen und vom 
15. Jahrhundert bis Ende des 19. Jahr- 
hunderts als Gegenstände behandelt und 
gedemütigt. Trotzdem, jene die ankamen, 
und das waren oft weniger als die Hälfte, 
hatten ihre Identität noch nicht vergessen. 
Das war die Grundlage für Revolten und 
Formen verschiedensten Widerstands, die 

, esimmer während der Sklaverei und auch 
danach gegeben hat. Die Geschichte ist 
hier eine "Geschichte ohne Zeugen, 
(Glissant 1986, S. 130). Auf den kleineren 
Inseln hatten die Aufstände längerfristig 
keine Chance, da das Hinterland fehlte. 
Auf größeren Inseln wie Jamaica oder 
auch in großflächigen Staaten wie Brasi- 
lien oder Kolumbien gelang es dagegen 
sogar über Generationen hinweg autono- 
me Gesellschaften zu errichten, in denen 
ehemalige Sklaven lebten. 
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Quilombos hießen sie in Brasilien, Ma- 
roons auf Jamaica. Einige existierten nur 
wenige Monate und wurden dann von 
Strafexpeditionen zusammengeschossen 
oder von Kampfhunden zerfleischt. An- 
dere hielten sich trotz militärischem 
Druck über Jahre. Grundlage des wirt- 
schaftlichen Lebens in unzugänglichen 
Regionen war die Subsistenzwirtschaft. 
Plünderungen von Kolonialsiedlungen 
war eher die Ausnahme und dienten zur 
Waffenbeschaffung. In Zeiten, da die Ko- 
lonialverwaltungen geschwächt waren, 
entstand Palmares, die bekannteste Skla- 
vengesellschaft in Brasilien. Der Hinter- 
grund war der für Portugal verlustreiche 
Krieg gegen die Niederlande age 
Der Zeitpunkt war für viele Sklaven gün- 
stig, um von den Plantagen zu fliehen. 
Nachdem die europäischen Rivalitäten 
aber beigelegt waren, erschienen für da- 
malige Verhältnisse riesige Armeen. Die 
ungefähr 20 000 Einwohner von Palma- 
res wurden von 9000 Mann Kolonialtrup- 
pen nach langen Kämpfen vernichtet. Das 
waren fast so viele, wie gegen die Hollän- 
der aufgeboten wurden. Der Stachel von 
Palmares muß tief in der Kolonialverwal- 
tung gesessen haben. 


Ein weiteres Beispiel ist das von Palen- 
que. Wieder nutzten die Sklaven eine für 
sie günstige Situation aus: 1586 belagerte 
der berühmte Kaperer Francis Drake die 
Hafenstadt Cartagena im heutigen Kol- 
umbien. Sie war zu diesem Zeitpunkt zen- 
trale Drehscheibe für den Silber und 
Gold- bzw. Sklavenhandel. Das spanische 
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Militär konnte den Angriff zwar abweh- 
ren, war aber über Jahre hinaus ge- 
schwächt. Die Sklaven überrumpelten die 
Spanier, die sich nur am Hafenrand halten 
konnten. Da tauchten frische Kolonial- 
truppen auf. Die Aufständischen zogen 
sich geordnet zurück. Sie durchquerten 
die Sümpfe des unteren Magdalena und 
verschanzten sich auf der sich anschlie- 
ßenden Hochebene. Was als Revolte be- 
gann, endete in einem Krieg, der sich jahr- 
zehntelang hinzog. In Europa war man 
fassungslos. Die Niederlage der Kolonial- 
truppe erwies sich als Katastrophe für die 
kolonialen Autoritäten. Sie war der Zünd- 
funke für ungezählte anderer Auftände. 
Der spanische König mußte einer Gesell- 
schaft, in der ehemalige Sklaven lebten ei- 
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Das gelang auch den Maroons auf Jamai- 
ca. Sie gründeten im Inneren von Jamaica 
in sogenannten „Cockpits“ Verteidigungs- 
dörfer. Zwischen 1690 und 1720 hielten 
sie die damalige Weltmacht England in 
Atem. Ihre Guerilla-Taktik wurde be- 
rühmt, sie waren hervorragende Scharf- 
schützen, die den „Rotröcken“ (englische 
Kolonialtruppen) schwer zusetzten. Der 
noch heute wirkende Mythos von „Nan- 
ny“, einer Kämpferin, die die Kugeln auf- 
gefangen haben soll und zurückpustete, 
unterstreicht die Widerstandskraft dieser 
Aufständischen. Die englischen Militärs 
mußten in Verhandlungen eintreten und 
Maroons, die nach ihrer Auffassung grau- 
same, aber dumme Wilde waren, an ihrem 
Verhandlungstisch akzeptieren. Die da- 
malige Hegemonialmacht war aber tak- 
tisch klug genug, gleichzeitig die ehemali- 
gen Aufständischen an sich zu binden und 
als Ordnungs- bzw. Hilfstruppen gegen 
andere Aufständische einzusetzen. Ein 
Vorgang, der in der Kolonialgeschichte 
immer wieder traurige Berühmtheit er- 
langte. Die eigene Identität der ehemali- 
gen Sklaven wurde zunehmend gebro- 
chen. Es blieben bis heute Elemente kul- 
turellen Widerstands, die aber einen we- 
sentlichen Charakterzug des ursprüngli- 
chen Selbstverständnisses verloren haben 
— nämlich eine Lebensweise als bewußte 
Widerstandsform gegen das die eigene 
Lebensform zerstörende weiße System 
(vgl.Hofbauer 1989, S.38). Die Versuche, 
die zerstörten Identitäten wieder aufzu- 
nehmen, zu den Wurzeln zurückzukeh- 
ren, wie z.B. der „Rasta-Bewegung“ in Ja- 
maica oder des „Afro- Quilombismo“ in 
Brasilien spiegeln die Schwierigkeiten 
wieder. Hier werden sie meist nur über ih- 
re Musikstars, wie Bob Marley oder Gil- 
berto Gil wahrgenommen. 

Welchen Stellenwert haben diese anderen 
Erkenntnisse aus dem 17. Jahrhundert für 
uns heute in den Metropolen ? 
Wachstumstheoretiker mit unterschied- 
lichstem politischen Hintergrund, spre- 
chen in diesem Zusammenhang gern die 
Frage des Lebensstandards an. Keine Fra- 
ge: Ohne die Durchsetzung der modernen 
Zeitdisziplin gäbe es nicht die innovativen 
Energien des Industriemenschen mit all 
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Bilder von Piraten, wie si 
ropa verbreitet wurden 
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e ab dem 17. Jh. in Eu- 


seinen positiven Annehmlichkeiten aber 
auch den bekannten drohenden Gefahren 
und Zerstörungspotentialen. Der Homo 
Faber ist zudem ein fester Bestandteil in 
der Weltwirtschaft. Es gibt kein zurück 
zur Subsistenzwirtschaft und es ist auch 
falsch, frühere Lebensgemeinschaften zu 
idealisieren. Aber diese bekannte Kon- 
fliktlinie führt am eigentlichen Kernpunkt 
vorbei: "Es soll damit nicht gesagt sein, 
daß ein Lebensstil besser ist als der ande- 
re, sondern daß hier ein sehr weitreichen- 
der Konflikt aufbricht; daß die Geschichte 
nicht einfach ein neutraler und unaus- 
weichlicher Prozeß des technologischen 
Wandels ist, sondern auch der Ausbeu- 
tung und des Widerstandes gegen Aus- 
beutung, daß man Werte sowohl verlieren 
2 la kann, (Thompson 1980, 
Immer wieder haben sich Minderheiten 
gegen die Regimes unterschiedlicher kapi- 
talistischer Formationen aufgelehnt und 
versucht, eine andere Identität zu finden. 
Auch heute verbreitet sich offensichtlich 
ein zunächst diffuses Gefühl aus, aus dem 
Alltag zu fliehen. Selbst Filmerfolge bauen 
darauf auf. Im neusten oscarprämierten 
Filmepos präsentiert Hollywood ein altes 
Thema in neuer Form: Den Aussteiger. In 
dem Edelwestern „Der mit dem Wolf 
tanzt“ steht ein frustrierter Bürgerkriegs- 


soldat im Mittelpunkt. Es zieht ihn in den- 


Wilden Westen, solange es den noch gibt, 
um seine angeknackste Psyche mit Hilfe 
der Natur und eines Indidnerstammes 
wieder ins Lot zu bringen. Der Film weckt 
nicht nur zufällig oder wegen der gelunge- 
nen Machart Bedürfnisse, die in Fernrei- 
sen befriedigt werden sollen. Heute sucht 
der in Massen auftauchende Tourist als 
abgeschlaffter Metropolenmensch die 
letzten „anderen“ Kulturen dieser Erde, 
um aus ihnen Honig saugen zu können 
(„come together“). Auch die boomende 
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Freizeitindustrie weist in diese Richtung. 
Gigantische Simulations- und Ablen- 
kungsanstrengungen weisen auf ein Kern- 
problem unserer Gesellschaften. 

Wir müssen Formen der Lebenskunst und 
verlorene soziale Räume wiederfinden, 
die durch die industrielle Revolution auf- 
gesogen worden sind. Es gilt Erfahrungs- 
möglichkeiten wiederzuentdecken, "die 


i vergessen waren bevor die Geschichts- 


schreibung begann, (Thompson 1980, 
$.64). Die künstlichen Schranken zwi- 
schen Arbeitswelt und Lebenswelt gilt es 
immer wieder anzugehen. 

Georg Lutz 
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Anmerkungen: 

1. Selbst in neueren Analysen werden zwar die 
unterschiedlichen ökonomischen Vorausset- 
zungen der Kolonialisten hervorgehoben, in ih- 
rer Vorstellungswelt waren sie aber danach alle 
einer Pioniermentalität verhaftet (vgl. Gewek- 
ke 1986). 
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Das neue ’Ley Indigena 
der chilenischen Regierung 


hile ist nicht nur ein Land, das aus 
europäischen Auswanderern be- 

steht, wie Chiles Präsident Aylwin 

in einer Rede vordem Europäischen Parla- 
ment am 17. April zu vermitteln versuchte, 
sondernhatauchnochca.2Mio.Menschen 
indigener Völker, deren größtes die Mapu- 
che!) sind. Die Mapuche wurden nach 340 
Jahren teilweise sehr erfolgreichem Befrei- 
ungskampf gegen die Spanier von den Chi- 
lenen besiegt, die in den Jahren 1881 den 
Mapuche 95% ihres Landes nahmen und 
sie in reducciones, Reservaten ähnliche 
Gebiete, verbannten. Dort konnten sie nur 
noch sehr eingeschränkt ihrer traditionel- 
len Art der gemeinschaftlichen Bewirt- 
schaftung nachgehen. Die Situation der 
Mapuche verschlechterte sich seither zuse- 
hends und mit der Pinochet-Diktatur wur- 
den sie vor die Wahl gestellt, sich entweder 
totalin die chilenische Gesellschaft zu inte- 
grieren oder sich im Widerstand zu organi- 
sieren. Der Widerstand der Mapuche, die 
meistens noch auf dem Land wohnten, 
richtetesichinerster Liniegegen Privatisie- 
rungsmaßnahmen wie das DekretNummer 
2568. Dieses Dekret sieht eine Parzellie- 
rung und Überführung des Mapuche-Lan- 
des in Privatbesitz vor. »Erbschaften, die 
sich aus der Teilung der Reservatslände- 
reien ergeben, hören auf, Ländereien der 
Ureinwohner zu sein. Die Besitzer dieses 
Landes oder seine Ersteiger sind umge- 
kehrt keine Ureinwohner mehre. Damit ist 
das Land der Mapuche-Gemeinschaften 
verkaufbar, pfändbar und versteigerbar. 
Mit dem Verlust gemeinschaftlicher Pro- 
duktionsmöglichkeiten verlieren die Ma- 
puche auch ein wesentliches Stück ihrer 
Identität. Die Mapuche beschlossen dar- 
aufhin 1983, ihren Widerstand auf die Zu- 
rückeroberung des Landes zu konzentrie- 
ren. Der chilenische Staat antwortete mit 
‚brutaler Gewalt auf dieses Projekt. Beiden 
vorletzten Rückeroberungsaktionen am 
12. Oktober 1989 wurden einige hundert 
Mapuche festgenommen, von denen 42 auf 
großen internationalen Druck erst nach 7 
Monaten Folter und Gefängnis im Mai 
1990 freigelassen wurden. Der Widerstand 
der indigenen Völkerunddieihnorganisie- 
renden traditionellen Autonomiebewe- 
gungen gewann nicht zuletzt wegen des 
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Einsatzes für die Landfragen stark an ge- 
sellschaftlicher Relevanz. 

Die neue rechtsliberale Regierung Chiles 
sah sich nun gezwungen, der Autonomie- 
bewegung mit-anderen, "rechtsstaatliche- 
ren“ Mitteln als zu Zeiten der Diktatur bei- 
zukommen. Sie gründete im März 1990 die 
CEPI, »Comision Especial de Pueblos In- 
digenas« (Spezielle Kommission der einge- 
borenen Völker), die die Aufgabe hatte, ein 
neues »Ley Indigena«, (Eingeborenenge- 
setz) zu entwerfen. Die CEPI setzt sich aus 
Regierungsbeamten, Beratern, einigen 
Mapuche und anderen Vertretern der ur- 
sprünglichen Völker zusammen. Das Ge- 
setzliegt seit Dezember 1990 alssogenann- 
ter "Diskussionsentwurf” vor. 


Autonomiebestrebungen via 
Gesetz verhindern 


Aufgabe des Gesetzes ist, das während der 
Diktatur geschaffene Dekret 2568 in sei-. 
nem Wirkungsbereich einzuschränken 
(nicht abzuschaffen!!!) und gleichzeitig in- 
digene Widerstandspotentiale zu kanali- 
sieren und damit zu brechen. Das neue 
»Ley Indigena« will andere Regelungen 
treffen, die das Dekret 2568 für die indige- 
nen Völker Chiles z.T. aufhebt. Neben den 
Landrechtsfragen greift das neue »Ley In- 
digenas auch noch in eine Vielzahl anderer 
Lebensbereiche der autochthonen Bevöl- 
kerung ein, z.B. in die Kultur, Erziehung 
und Bildung. 


Sowohl in der Einleitung als auch bei eini- 
gen im Gesetz selbst angesprochenen 
Punkten macht es auf den ersten Blick ei- 
nen sehr progressiven Eindruck. So wird in 
der Einleitung von den Fehlern der vergan- 
genen Eingeborenengesetze gesprochen, 
die eine Assimilierung in die chilenische 
Gesellschaft versucht haben und damit 
zum Verlust der Identität der ursprüngli- 
chen Bevölkerung beigetragen haben. Die 
alten Gesetze bezogen sich auf »Lände- 
reien der Eingeborenens, wonach nur die- 
jenigen Personen zur autochthonen Bevöl- 
kerung gezählt wurden, die auch auf diesen 
Ländereien gelebt haben. Das neue »Ley 
Indigena«, so steht es in der Einleitung, hat 


zum Ziel, die Verschiedenheit der vorhan- 

denen Kulturen in der chilenischen Gesell- 
schaft anzuerkennen und zu fördern: "Der 
eigene Charakter der indigenen Völker 
wird deshalb anerkannt und der Rechtsan- 
spruch darauf, bei ihrer Entwicklung nach 
ihren eigenen Kriterien, Kultur und Ge- 
bräuchen unterstützt zu werden.”? Zu den 
Indigenas können sich alle Mitglieder der 
indigenen Völker zählen, egal, ob sie auf 
»Ländereien der Eingeborenen« oder in 
den Städten wohnen. Das Gesetz will für 
die in der chilenischen Gesellschaft diskri- 
minierten Bevölkerungsgruppen eine reale 


-Gleichheit erreichen. Dies soll mit dem In- 


strument der »positiven Diskriminierung« 
erreicht werden, das’ die Andersartigkeit 
der verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
berücksichtigen, akzeptieren und schützen 
will. Im Punkt sechs der Einleitung wird so- 
gar von der Anerkennung des Rechts auf 
Autonomie gesprochen, was sich im weite- 
ren Text allerdings nicht niederschlägt. 


CONADI - 
Handlanger 
staatlicher Interessen 


Die Gedanken und Ziele, wiesieinderEin- 
leitung des Diskussionsentwurfs zum neu- 
en »Ley Indigena« formuliert wurden, fan- 
den leider nur zu einem kleinen Teil Ein- 
gang in die konkrete Ausformulierung des 
Gesetzes. Dies liegt zum größten Teilin der 
administrativen Organisation begründet. 
Alle strittigen Fragen sollen durch eine ei- 
gens dafür geschaffene Behörde geregelt 
werden. Im siebenten der neun Kapitel des 
Gesetzes wird die für indigene Fragen zu- 
ständige Behörde beschrieben. Die CONA- 
DI, Corporaciön Nacional de Desarrollo 
Indigena (Nationale Körperschaft zur Ein- 
geboreneneEntwicklung), soll als Organi- 
sation des öffentlichen Rechts unabhängig 
vom Staat, aber mit dem Staatspräsidenten 
verbunden, dezentralisiert und mit eige- 
nem Etat ausgestattet, gegründet werden. 
Sie soll aus einem Rat bestehen, der je zur 
Hälfte aus Vertretern der Legislative, Exe- 
kutive und Judikative sowie Vertretern in- 
digener Völker des Landes zusammenge- 
setzt seinsoll. Die CONADI wird sicherlich 


dann zu entscheiden haben, welche Vertre- 
ter von welchen indigenen Organisationen 
in der CONADI als vertretungsberechtigt 
angesehen werden. Es ist davon auszuge- 
hen, daß in der CONADI nur den staatli- 
chen Vertretern genehme Indigenas sitzen 
werden, was sich auch schon bei der Vor- 
stellung des Gesetzes durch Aylwin und 
vier seiner wichtigsten Minister Ende Janu- 
ar 1991 gezeigt hat, als die CEPI, die das 
Gesetz vorbereitet und dazu zueeinem Tref- 
fennach Temuco eingeladen hatte, alle Ver- 
treter der traditionellen, vom Staat nicht 
anerkannten Autonomiebewegungen 
nicht berücksichtigte. Die Kompetenzen 
derCONADILreichen vonder Bestimmung, 
welche Gemeinschaft in das "Eingebore- 
nenregister” aufgenommen werden über 
die Entscheidung, welche Ländereien der 
autochthonen Bevölkerung gehören und 
was damit dann geschieht, bis hin zu kultu- 
rellen Fragen, beispielsweise dem Aufbau 
eines "Eingeborenen-Archivs”, in dem die 
Geschichte der ursprünglichen Völker 
Chiles festgehalten werden soll, Vermark- 
tungshilfen für Kunsthandwerk der Indige- 
nas oder die Ernennung indigener Rich- 
ter... Diese Liste ließe sich noch beliebig 
fortführen, CONADI greift in beinahe je- 
den Lebensbereich regelnd ein. 


Der Entscheidungsspielraum der CONA- 
DI ist, abgesehen davon, daß sich die CO- 
NADI immer mit dem Staat absprechen 
muß, enorm. Den um Autonomie und 
Selbstbestimmung kämpfenden Völkern 
Chiles bleibt kaum noch eine Möglichkeit, 
ihre Geschicke selbst, ohne die CONADI, 
in die Hand zu nehmen. Dies ist wahr- 
scheinlich der erste Versuch in der Ge- 
schichte Chiles, eine Autonomiebewegung 
nicht mit den üblichen, brutalen Maßnah- 
men einer Counterinsurgency-Politik zu 
bekämpfen, sondern mit betont progressi- 
ven, aber gleichzeitigtechnokratischen Ge- 
setzen, die in alle Bereiche der von der Au- 
tonomiebewegung angesprochenen The- 
men eingreifen. Der Autonomiebewegung 
bleibt kaum eine Möglichkeit, ihre Projekte 
durchzusetzen. Dazu gehört z.B. das 1983 
begonnene Projekt zur Zurückeroberung 
des das Mapuche geraubten Landes. Jetzt 
können sie nur noch Land dazugewinnen, 
wennesvom Staatdurchdeninder CONA- 
DI verwalteten Fonds zur Ethno-Förde- 
rung gekauft wird. 


Der Gegenentwurf der 
Autonomiebewegung 


Auseiner Vielzahl von Gründenhabensich 
die Führer der traditionellen Autonomie- 
bewegungen, die Lonkos (weltliche Füh- 
rer) und die Machis (geistig-spirituelle 
Führerinnen) vom 18. bis 21. März 1991 
versammelt, um einen Gegenentwurf zum 
»Ley Indigena« zu diskutieren’. Wichtigste 
Punkte waren auch hier die Landrechtsfra- 
gen. Die Mapuche gehen dabei von den ih- 
nendurchdie Kolonisation zugefügten Un- 
gerechtigkeiten aus und sehen sowohl aus 
ihrer Geschichteals auch ausihrer heutigen 
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ökonomischen und sozialen Situation her- 
aus (80% leben unter dem Existenzmini- 
mum!) die Notwendigkeit, ihre Situation 
strukturell zu verbessern. 


”Die Rückeroberung des Landes wird in 
ein politisches Projekt der Autonomie und 
Selbstbestimmung der Nation der Mapu- 
che eingebettet sein, welches der chileni- 
sche Staat anerkennen muß.” Die Forde- 
rungen der Mapuche gehen wesentlich wei- 
ter als im »Ley Indigena« formuliert: Sie 
wollen, wie bereits am 6. Januar 1641 ge- 
schehen, als Nation anerkannt werden. Die 
Rückeroberung der Territorien der Mapu- 
che soll als rechtens akzeptiert werden, da 
dies die einzige Möglichkeit für die Mapu- 
che ist, wieder genügend Land zu erhalten, 
aufdemein Leben als Mapuche möglichst. 
Die Natur ist nach kapitalistischer Logik 
ein ausbeutbarer Produktionsfaktor. Die 
traditionelle Wirtschaftsweise der Mapu- 
cheaberisteineextensive Formder Bewirt- 
schaftung des Landes, die nur mit genü- 
gend Land möglich ist. Diese ökologische 
Form der Bewirtschaftung liegt im holisti- 
schen Weltbild der Mapuche (Mapuche = 
Menschender Erde) begründet, diedieNa- 
tur(Mapu Nuke= Mutter Erde)als Partner 
im Leben begreifen. Die durch das Dekret 
2568 gemachten Privatisierungen von Ge- 
meinschaftsland sollen rückgängig ge- 
macht werden. Sie fordern die absolute 
Kontrolle über die Ressourcen ihres Lan- 
des, was für die europäischen Großgrund- 
besitzer, z.B. die "Colonia Dignidad” und 
andere Latifundisten sowie für dietransna- 
tionalen Konzerne das Aus im Mapuche- 
Gebiet bedeuten würde. Die Mapuche for- 
dern dies aber nicht nurfür die Ländereien, 
sondern, ihrem Kosmos entsprechend, 
auch für Luft, Flüsse, Seen und Meer. Die 
indigenen Völker Chiles leben an der meh- 
rere tausend Kilometer langen Küste auch 
vom Fischfang. Heute kann es sich kaum 
noch jemand leisten, am Meer oder in den 
großen Binnenseen fischen zu gehen, da 
nur noch große, hauptsächlich japanische 
Konzerne die Fischereikonzessionen er- 
werben können und damit die alleinigen 
Ausbeutungsrechte haben. 


Auch auf kulturellen Gebieten wird von 
den Mapuche Souveränität gefordert, weit 
mehr, alsihnen durch das offizielle »LeyIn- 
digena« zugestanden wird. Dabei wird ver- 
sucht, die Erde mit dem Respekt zu behan- 
deln, die sie aus der Sicht der Mapuche ver- 
dient. Die heiligen Gebiete der Mapuche 
sollen unter einen besonderen Schutz ge- 
stellt werden, Tourismus soll in diesen Ge- 
bieten nicht mehr möglich sein oder nur 
noch in Absprache mit den dort lebenden 
Gemeinschaften. Die Sprache soll wieder 
offiziell sein und der Unterricht darf dem 
derübrigen Chilenen nicht unterlegensein, 
was auch eine finanzielle Absicherung des 
Bildungswesens der Mapuche voraussetzt. 
Der in zwölf Kapiteln eingeteilte Gegen- 
entwurf zum »Ley Indigena« legt auch gro- 
ßen Wert auf Medizin, Ökologie und die 
Stellung der Frau in der Mapuche-Gesell- 
schaft. Obwohl der offizielle Gesetzesent- 


wurf zum neuen »Ley Indigena« als ”Dis- 
kussionsentwurf” bezeichnet wurde, kam 
dennoch kein Dialog zwischen den Par- 
teien zustande. Nachdem Aylwin Ende Ja- 
nuar Zusammen mit vier seiner wichtigsten 
Minister in Temuco, dem Zentrum der Ma- 
puche war, glaubte die Regierung wohl, ge- 
nug darüber diskutiert zu haben. Auf der 
Veranstaltung der traditionellen Autono- 
miebewegung Aukiü Wall Mapu Ngulam 
vom 18.-21. März 1991, waren bis zu 1.000 
Menschen versammelt, umüber das Gesetz 
zu diskutieren. Der dort diskutierte Ent- 
wurf ist mittlerweile der Regierung vorge- 
legt worden. Er hat aber keine Chance, 
auch nur in Teilen in den ”Diskussionsent- 
wurf” der Regierung und der CEPI aufge- 
nommen zu werden. Es bleibt zu befürch- 
ten, daß auch dieser scheinbar so progressi- 
ve Gesetzesentwurf nur ein weiteres Mittel 
zur Gängelung und Bevormundung eines 
Volkes ist, also lediglich ein Machtinstru- 
ment, mit dem die ideologische Kolonisie- 
rung am Ende des 20. Jahrhunderts fortge- 
führt werden soll. 


Andreas Wenzel 


Anmerkungen: 

1.Mapuche/Mapuce: Die Mapuchessinddiegrößte Be- 
völkerungsgruppe Chiles. Ihr zeitweise äußerst erfolg- 
reicher Befreiungskampf gegen die spanischen und 
später gegen die chilenischen Invasoren dauerte 340 
Jahre lang. Sie teilen sich in verschiedene Untergrup- 
pen auf: Die Pewen (Menschen der Anden/Pewence- 
Wälder), die Lafkenche (Menschen vom Meer/der Kü- 
ste), die Nagche (Menschen vom Tiefland), die Wente- 
che (Menschen der Ebene) und die Williche (Men- 
schen des Südens). Die anderen, zahlenmäßig kleine- 
ren indigenen Völker Chiles sind die Rapa Nui vonden 
Osterinseln, Aymara, Atacamarische Völker, Ka- 
washkar und Alacalufes. 

In Mapudugun, der Sprache der Mapuche, bedeutet 
Mapuche/Mapuce: Menschen der Erde. Die Schreib- 
weise differiert je nach verwendetem Alphabet — das 
spanische mit ch, das Mapudugun-Alphabet nur mitc. 


2. Punkt drei der Einleitung. Das neue »Ley Indigena« 
wurden von Ivän Fey komplett übersetzt und kann 
demnächst über das Mapuce-Informationszentnum e. 
V, Habsburger Sır. 9, 7800 Freiburg, in deutsch bezo- 
gen werden. ö 


3. Der Gegenentwurf wurde vom 18. bis 21. März 1991 
besprochen und wurde von Ewald Seiler übersetzt. Er 
kann demnächst über das Mapuce-Informationszen- 
trum bezogen werden. 


4. Im "Vertrag von Quillen” wurden die Mapuche mit 
ihrem im Norden durch den Fluß Bio-Bio begrenzten 
Territorium nach 91 Jahren Krieg gegen die Spanier 
von diesen als eigenständige Nation anerkannt, da sie 
militärisch nicht durch die Spanier zu besiegen waren. 
Dies war das einzige Mal, daß die spanische Krone ein 
Volk als Nation anerkannte. 
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Waffenexporte 


Stoppt den Rüstungsexport 


und U-Boote an Israel, Panzerab- 

wehrwaffen für Indien, Mili- 
tärlastwagen an Pakistan. Betrachtet man 
die Rüstungsexporte der Bundesregierung, 
erweisen sich ihre vorgeschlagenen „Ge- 
setzesverschärfungen“ als Makulatur. 
Statt immer wieder Gesetze aufdem Papier 
zu „verschärfen“, sollte die Bundesregie- 
rung aus ihrer großzügigen Genehmi- 
gungspraxis der letzten Jahre die Konse- 
quenzen ziehen und die verantwortlichen 
Minister sowie deren Verwaltungsbeamte 
umgehend auswechseln. 
Bislang zumindest fehlteesin der Frage des 
Rüstungsexportes nicht an „scharfen“ Ge- 
setzen sondern am politischen Willen der 
Bundesregierung, solche Exporte mit Hilfe 
des vorhandenen gesetzlichen Instrumen- 
tariums zu begrenzen. Das will die Bundes- 
regierung nach der heftigen Kritik der letz- 
ten Zeit vergessen machen, und sie geht mit 
Möllemann in die Offensive. 
Das Strickmusterist bekannt: Als Reaktion 
auf die Kritik an bundesdeutschen Rü- 
stungsexporten setzen die Koalition von 
CDU/CSU/FDP sowiedieSPD wieimmer 
aufeine „Verschärfung“ der Gesetzgebung. 
Stoßrichtung: Die illegalen Exporte. So 
steht es auch im Möllemann-Entwurf: „Es 
liegt vielmehr in unser aller Interesse, daß 
möglichst schnell auch die letzten Schlu- 
pflöcher für illegale Exporte geschlossen 
werden...“ (Erklärung des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft vom 23.1.91). 
Die zur Zeit geführte Diskussion geht am 
Kern des Problems vorbei. Sie lenkt von 
der Tatsache ab, daß die überwältigende 
Mehrheit der Rüstungsexporte von den 
Bundesministerien oder vom Bundessi- 
cherheitsrat abgesegnet worden ist. 1988 
zum Beispiel erteilten die zuständigen Re- 
gierungsbehörden Genehmigungen für 
Rüstungsexporte in 145 Länder. Die Bun- 
desregierung gibt sogar zu, Rüstungsgüter 
im Wert von mehr als 1 Mrd. DM zwischen 
1982 und 1989 in den Irak geliefert zu ha- 
ben. Noch 1989 erhielt der Irak Chemika- 
lien aus der Bundesrepublik, deren Export 
genehmigt wurde. (vgl. Anfrage der GRÜ- 
NEN 23.11.90) Die vollständigen Rü- 
stungslieferungen an den Irak sind natür- 
mit diesen offiziellen Zahlen nicht er- 

t. 

Was hilft eine „schärfere“ Gesetzgebung 
gegen illegale Exporte von Tötungsgerät 
und militärisch nutzbarer Technologie, 
wenn die Bundesregierung in der Praxis 
immer wieder großzügige Genehmigungen 
ausstellt? 
Als Anfang der 80er Jahre große Mengen 
Militärfahrzeuge, Militärgerät und Elek- 
tronik nach Iran und Irak über Bremen ge- 
liefert wurden, kamen die Anzeigen von 
RüstungsgegnerInnen gegen die Firmen 
nicht weit. Die Staatsanwaltschaften stell- 
ten die Ermittlungen schnell wieder ein. 


F ebruar/März 1991: Patriotsystem 
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Zum Beispielim Fallder LieferungvonMi- 
litärelektronik der Firma AEG hieß es: 
„Die Ermittlungen haben durch eingeholte 
Auskünfte des Zollfahndungsamtes Bre- 
men ....ergeben, daß die abgefertigten Ge- 
räte.... für den Export genehmigt waren“. 
Das Bundeswirtschaftsministerium hatte 
grünes Licht für diese Lieferung an den 
kriegführenden Irak gegeben. Sind Rü- 
stungsexporte in den Iran-Irak-Krieg des- 
halb keine Verbrechen, weilsiemit Geneh- 
migung der Ministerien geliefert werden 
konnten? 

Häufig deckt die Bundesregierung sogar 
nochdasfinanzielle Risiko für Rüstungslie- 
ferungen ab. Mit solchen Ausfuhrbürg- 
schaften wurden ja zum Beispiel auch die 
SCUD-B-Raketenmodernisierungen 
durch die Firma Havert gedeckt. 

Nach all den Fakten, die wir und andere in 
den letzten Jahren und gerade auch in der 
letzten Zeit immer wieder über die skanda- 
löse Rüstungsexportpraxisder verantwort- 
lichen Regierungen erfahren haben, ist es 
jetztnicht angebracht, Zeitund Energie mit 
der Diskussionumdie „Verschärfungen“in 
der Gesetzgebung zu verschwenden. Wir 
sollten vielmehr darauf drängen, daß die 
Bundesregierung die Konsequenzen aus 
ihren großzügigen Genehmigungen ziehen 
muß. Die verantwortlichen Minister sollten 
sofort zum Rücktritt veranlaßt werden, 
und die Verwaltungsbeamten sollten um- 
gehend ausgewechselt werden. 

Die rechtlichen Möglichkeiten zur Ein- 
schränkung des Rüstungsexports waren 
schon immer gegeben vgl. $ 6 KWKG 
(Kriegswaffenkontrollgesetz) und $ 7 
AWG (Außenwirtschaftsgesetz). Es fehlte 
am politischen Willen, diese Rüstungsex- 
porte ernsthaft zu begrenzen. Gerade auch 
Minister Möllemann, der sich in der Ver- 
gangenheit wiederholt persönlich für Rü- 
stungsexporte in den Nahen Osten einsetz- 
te, ist ungeeignet, wenn es umeine wirklich 
restriktiv gehandhabte Rüstungsexportpo- 


litik gehen soll. Wenn eine solche restrikti- 
ve Praxis vom Wirtschaftsministerium er- 
wartet wird, muß Möllemann umgehend 
sein Amt niederlegen. Die Bundesregie- 
rung fordern wir auf, alle Rüstungsexporte 
sofort zu stoppen, statt die „Gunst der 
Stunde“ zum verstärkten Export von 
Kriegsmaterial an Israel und andere arabi- . 
sche Staaten zu nutzen. Auch die Ausbil- 
dungs- und Ausrüstungshilfe an ausländi- 
sches Militär und ausländische Polizeimuß 
umgehend gestoppt werden, 

Außerdem wird es höchste Zeit, daß die 
Öffentlichkeit vollen Zugang zu Daten 
über Exporte nachdem AWG und Geneh- 
migungen nach dem KWKG erhält, so daß 
sie nicht länger auf zufällige Presseveröf- 
fentlichungen angewiesen ist. 

Es muß ab sofort damit begonnen werden, 
Pläne für eine Umstellung der deutschen 
Rüstungsproduktion zu entwickeln und 
Konversion in die Tat umzusetzen. 

Die Ermittlungen gegen rüstungsexportie- 
rende Firmen müssen mit Nachdruck wei- 
tergeführt werden und dürfen nicht wiebis- 
herimSande verlaufen. Eskannnicht ange- 
hen, daß couragierte Staatsanwälte, wieim 
Fall Imhausen geschehen, auf Betreiben 
von „Oben“ strafversetzt werden, wenn ih- 
re Ermittlungen Belastendes über Regie- 
rung und Firmen zutage fördern. 

Es wird höchste Zeit, daß sich die Bundes- 
regierung zu ihrer politischen Verantwor- 


tung bei Rüstungsexporten bekennt undih- 
re Politik der massiven Genehmigung so- 
fort beendet. Solange der politische Wille 
zum Stop aller Rüstungsexporte nicht zum 
offiziellen Bestandteil der bundesdeut- 
schen Innen- und Außenpolitik wird, ist je- 
de Gesetzesverschärfung lediglich Augen- 
wischerei. 

BUKO-Koordinstionsstelle 

„Stoppt den Rüstungsexport* 
Buchtstraße 14/15 

2800 Bremen 1 

Tel.: 04 21/32 6045 


T; ” aumist der! Krieg vorbel, werden La | ai 


Han-Panzerabw n. MBB 
"50 Prozentan Euromissile beteiligt. 


Mosambique - 


In der Fremde verfolgt 


Vertreibung von MosambikanerInnen 


aus der ehemaligen DDR 


Durch den Einheitsvertragsind die Ab- 
kommen der DDR mit Vietnam, Mo- 
sambik und Angola bezüglich auslän- 
discher ArbeiterInnen formell von der 
Bundesrepublik übernommen wor- 
den. Die reale Situation läßt den Be- 
troffenen nach einer Kündigung je- 
doch kaum eine andere Möglichkeit 
als die Heimreise. Rassistische Angrif- 
fe gegen Ausländer in der Ex-DDR ha- 
ben bereits drei Todesopfer gefordert. 
Von den 60.000 Vietnamesen, die zur 
Zeit der Währungsunion in der DDR 
waren, sind noch etwa 5.000 in 
Deutschland, von den 15.000 Mosam- 
bikanern noch 1.000. Das Vorgehen 
der Betriebe und Behörden nach dem 
3. Oktober kam einer Abschiebung 
gleich. In keinem der Fälle hat die Bun- 


desregierung ihre Versprechungen 


über unbürokratische Hilfe bei der 
Wiedereingliederung gehalten. 

Der Koordinierungskreis Mosambik 
hat sich mit einer Protestresolution, 
die inzwischen von 180 Organisatio- 
nen aus beiden Teilen Deutschlands 
unterzeichnet wurde, an die Bundesre- 
gierunggewandt. Fürdennoch verblie- 
benen Rest der Migrantinnen in der 
DDR konnten daraufhin einige Ver- 
besserungen erreicht werden. 

Wir dokumentieren im folgenden ei- 
nen Bericht des Koordinierungskrei- 
ses Mosambik. 


Regierung Menschen aus Vietnam, 

Mosambik und Angola ins Land, um 
ihren Bedarf an Arbeitskräften zu decken. 
Das ursprünglich formulierte Ziel, diesen 
ArbeiterInnen eine Grundausbildung zu 
vermitteln, wurde nie ernsthaft umgesetzt, 
die Ausbildung beschränkte sich auf eine 
kurze Anlernphase an einer Maschine. 
Wohnen mußten und müssen die Migrant- 
Innen in isolierten, ghettoähnlichen Wohn- 
siedlungen mit Pförtner u Kontrolle von 
Besuchen). Dort stehen ihnen 5 qm Wohn- 
raum zur Verfügung. Die früher günstigen 
Mieten sind inzwischen um ein Vielfaches 
gestiegen. 
In den letzten Monaten hat sich die schon 
immer spürbare Ausländerfeindlichkeit 
noch deutlich verstärkt, so daß sich viele 
kaum noch, vor allem nicht nachts, aus ih- 
ren Wohnheimen heraustrauen. Auf der 
Straße besteht für sie die Gefahr, angepö- 
belt und sogar zusammengeschlagen zu 
werden. Die Passanten sehen in solchen Si- 
tuationen oft tatenlos zu. 
Trotz allem bedeutete ein solcher Arbeits- 
platz - verglichen mit der Situation in den 
Heimatländern, die zu den ärmsten der 
Welt gehören - einen höheren Lebens- 
standard und für viele überhaupt erst das 
Überleben. Das gilt auch für die daheimge- 
bliebenen Familien, die regelmäßig unter- 
stützt wurden. 
Dem Einigungsvertrag zufolge sollen die in 
den Regierungsabkommen enthaltenen 
Verpflichtungen der ehemaligen DDR im 
Wesentlichen auch nach dem 3. Oktober 
1990 ihre Gültigkeit behalten. Das Innen- 
ministerium spricht sogar von Vertrauens- 
schutz, den die ausländischen Vertragsar- 
beiterInnen genießen sollen. Inder Realität 
sehen “Verpflichtungen“ und “Vertrauens- 
schutz“ aber dann so aus: Nur wer sichnach 
einer Kündigung zur sofortigen Heimreise 
entschließt, solldurchseinenBetriebdieals 
Entschädigung und Heimkehrhilfe ge- 
dachten Leistungen erhalten (Zahlung der 
Fiugkosten, mindestens dreimal 70 % des 
Netto-Durchschnittslohns und zusätzlich 
3.000 DM).Fürzahlungsunfähige Betriebe 
springt auf Antragder Bundeshaushaltein. 
Wer gekündigt wurde, aber noch bis zum 
Ende der persönlichen Vertragsdauer in 


Ss eit 1979 holte die ehemalige DDR- 


der BRD bleiben möchte, erhält keine der 
0.g. Leistungen, außerdem (bis 1.1.91 s.u.) 
nur eine Aufenthaltserlaubnis für das Ge- 
biet der ehemaligen DDR und eine “allge- 
meine Arbeitserlaubnis“, die es ungemein 
schwer, wenn nicht unmöglich macht, eine 
Arbeitsstelle zu finden. Aber diejenigen, 
die sich zur sofortigen Heimkehr entschlie- 
Ben, erwartet eine höchst ungewisse Zu- 
in ihren Heimatländern. Das gilt ins- 
besondere für die, denen hier nur geringe 
Möglichkeiten zur Qualifizierung geboten 
wurden. Und das sind die weitaus meisten. 
Das Ministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit (MWZ) in der DDR hatte 
noch vor der Vereinigung mit Wissen der 
Bundesregierung 1.500 Ausbildungsplät- 
ze in Deutschland und Reintegrationshil- 
fen in Mosambik in Aussicht gestellt. Um- 
gesetzt wurde davon sogut wienichts. Auch 
das BMZ (Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit) hat Hilfelei- 
stungen versprochen. Seit Monaten wird 
geplant, aber geholfen wird nicht. ; 
Auch die 29,5 Millionen DM aus den So- 
zialabgaben der MosambikanerInnen, die 
für deren Reintegration und zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen in Mosambik verwen- 
det werden sollten, wurden bisher nicht zu- 
rückerstattet. Es wurden im Gegenteil von 
diesen Geldern noch drei Mio. DM für 
Schuldendienste abgezogen, die Mosam- 
bikandie DDR hätteleisten müssen. Dasin 
Mosambik zuständige Arbeitsministerium 
zeigt sich der Menge der Heimkehrenden 
nicht gewachsen. Deshalb wurde in Macha- 
va, einem Vorort von Maputo, ein Lager 
eingerichtet, in dem zunächst alle Heim- 
kehrenden für mindestens zwei Wochen 
untergebracht werden. 
In dieser Zeit sollen die 60 % bzw. 40 %des 
Lohnes ausgezahlt werden, die vonden Be- 
trieben inder DDR abgezogen wurden und 
direkt an den mosambikanischen Staat gin- 
gen. Auch hier erleben die ArbeiterInnen 
eine herbe Enttäuschung. Das angesparte 
Geld wird nur sehr zögernd und dann auch 
noch mit dubiosen Abzügen und ohne In- 
flationsausgleich ausgezahlt. Das hat zur 
Folge, daß z.B.ein Arbeiter, dem nach fünf- 
jähriger Arbeit in der DDR rund 24.000 
DM zustehen, umgerechnet nur 2.000 DM 
erhält, Häufig muß von diesem Geld noch 
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Zoll für die Auslösung der Container be- 
zahlt werden. Das übrige Geld reicht dann 
oft nicht einmal für den Flug in die Heimat- 
provinz. Bereits im September 1990 war 
das Lager vollkommen überfüllt, bei Un- 
terkunft und Versorgungfehlte es selbst am 
Nötigsten. Viele müssen Monate in diesem 
Lager verbringen, während sie auf eine 
Möglichkeit warten, in ihre Heimatprovinz 
und zu ihren Familien weiterzureisen. _ 
Auch hier zeichnet sich die Bundesregie- 
rung durch Nichtstun aus. So hat z.B. der 
mosambikanische Arbeitsminister die 
Bundesregierung um Unterstützung mit 
dringend notwendigen Hilfsgütern (Dek- 
ken, Bettgestelle, einem LKW zum Trans- 
port) ersucht. Er hat nicht einmal eine Ant- 
wort erhalten. 

In der BRD werden selbst minimale An- 
sprüche nicht erfüllt. So erlauben sich viele 
Betriebe Unkorrektheiten bis hin zu hand- 
festen Betrügereien. Den Gekündigten 
wird z.B. gesagt, dasihnen zustehende Geld 
würden sie erst am Tag ihrer Heimreise auf 
dem Flugplatz erhalten. Am Reisetag wer- 
den diese Zusagen dann aber bestritten, so 
daß den Gekündigten nur die Möglichkeit 
bleibt, ohne Geld abzureisen oder zu blei- 
ben und dafür auf ihr bereits in Containern 
untergebrachtes Gepäck zu verzichten. 
Andere Betriebe benutzen nicht einmal ei- 
ne derartige Hinhaltetaktik. Sie bestreiten 
den Betroffenen gegenüber deren Rechte 
und zahleneinfach nicht. Rechtswidrigsind 
auch die Charterflüge der Betriebe, die 
statt nach Mosambik nach Südafrika, Ma- 
un Tansania, Zimbabwe oder Kenia ge- 

en. 

Ineinem Fallerhielten die in Johannesburg 
Gelandeten kein Visum zur Weiterreise, 
mußten über Kenia zurück nach London 
und wurden von dort mit einem Charter- 
flug der Bundesregierung nach Maputo ge- 
flogen. 

Bei der Verfolgung derartiger Verstöße der 
BetriebegegengeltendesRecht zeigtensich 
die zuständigen Behörden bisher mehr als 
passiv. 

Ein weiteres großes Problem der ausländi- 
schen VertragsarbeiterInnen ist ihre 
schlechte Informationslage. Selbst der Ko- 
ordinierungskreis Mosambik hatte große 
Schwierigkeiten bei der Informationsbe- 
schaffung: Wir erhielten Falschinformatio- 
nen, fanden kaum kompetente bzw. aus- 
kunftsbereite Gesprächspartner in den Mi- 
nisterien, es dauerte Wochen, bis wir offi- 
zielle Informationen in schriftlicher Form 
erhielten, wir bekamen keinen Termin 
beim Innenministerium usw. 

Um die Betroffenen direkt mit Informatio- 
nen zu versorgen, entstand die Idee einer 
Rundreise zur Rechtsberatung in der ehe- 
maligen DDR. 


Anmerkung: 1) Bis 1989 wurden generell 60 % 
des Lohns einbehalten, danach sollten freiwillig 
40 % abgeführt werden, viele beklagen sich je- 
doch darüber, daß sie von der mosambikischen 
Regierung unter Druck gesetzt wurden, das. 
Geld abzuführen. 


Mosambik-Rundbrief Nr. 22, Jan. 91 
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Mosambiaque 


D bik hat sich mit einer Pro- 
testresolution, die inzwischen von 
180 Organisationen aus beiden Teilen 
Deutschlands unterzeichnet wurde, an die 
Bundesregierung gewandt.Für den noch 
verbliebenen Rest der Migrantinnen in der 
DDR konnten daraufhin einige Verbesse- 
rungen erreicht werden: 


* Arbeitslosehabenab 1.1.91 eine Aufent- 
haltsgenehmigungfür das gesamtejetzige 
Bundesgebiet. 

* Auch eine Arbeitserlaubnis gibt es jetzt 
für das gesamte Bundesgebiet. Die Rege- 
lung zur Nachrangigkeit (nach Deut- 
schenund EG-Ausländern) wurde aufge- 
hoben. 

* Auf Antragerhalten diejenigen, dieschon 
acht Jahre und länger in Deutschland 

“ sind, ein dauerhaftes Bleiberecht (Auf- 
enthaltsberechtigung) 

* Seit einem Informationsrundschreiben 
des Bundesministeriums für Arbeit und 
einer dreiwöchigen Informationsrund- 
reise von zwei MitarbeiterInnen des 
KKM werden diefinanziellen Ansprüche 
von Seiten der Betriebe in der Regel er- 
füllt. ' 

Die Aufhebungder rechtlich fragwürdigen 

Beschränkungen der Aufenthalts- und Ar- 

beitsgenehmigungen auf das Gebiet der 

Ex-DDR gibt jetzt die Möglichkeit, den 

Hiergebliebenen noch wirksamer zu hel- 

fen 


Die Ausländerbehörden in der Ex-DDR 
drohen allerdings in letzter Zeit den Ver- 
tragsarbeitern die Abschiebung an, wenn 
sie bis zum 30.6.1991 nicht Wohnung und 
Arbeitsplatz nachweisen können. Dieses 
Vorgehen widerspricht den Bestimmungen 
desEinheitsvertrages,wonachsieeinBleibe- 
recht bis zum Ende der individuellenVer- 
tragsdauer, in vielen Fällen bis 1994, ha- 
ben:Bittefordertdas Bundesinnenministe- 
rium in Protestbriefen auf, diese Praktiken 
der Ausländerbehörden abzustellen. 
Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble 
Graurheindorfer Str. 198, 53 Bonn 1 

Fast alle haben bereits oder werden in ab- 
sehbarer Zeit Arbeit und Wohnung verlie- 
ren. Aussicht auf Neueinstellung gibt es in 
der Ex-DDR nicht. Für die Betroffenen ist 
es ausgesprochen schwierig, eine überre- 
gionale Wohn- und Arbeitssuche selbst zu 
organisieren. Ohne Unterstützung bleibt 
auch ihnen nur die Möglichkeit der Rück- 
kehr. . 

Der KKM hat sich in Einzelfällen um die 
Vermittlung von Kontakten bemüht, un- 
sere Kapazitäten sind aber sehr einge- 
schränkt. Deshalb bittet der Koordinie- 


rungskreis Mosambik um tatkräftige Un- 


terstützung: 


Gibt es in Eurer Region Möglichkeiten zur 

Vermittlung von 

* betrieblichen oder überbetrieblichen 
Ausbildungsstellen? . 

* vom Arbeitsamt finanzierten Umschu- 
lungs- und Qualifizierungsmaßnahmen? 

* Arbeitsstellen für Fachkräfte, die bereits 
in der Ex-DDR eine Ausbildung zum 


er Koordinierungskreis Mosam- 


Elektriker, Kfz-Schlosser, Textilfachar- 
beiter/in, Fleischer/in, Drucker und an- 
deren handwerklichen Berufen gemacht 
haben? 
Wenn Ihr selbst keine Kontakte zu Ausbil- 
dungsstellen oder Betrieben habt: Könnt 
Ihr Euch mit Stellen in Verbindung setzen, 
die in diesem Zusammenhang und beson- 
ders auch bei der Wohnungssuche Unter- 
stützung leisten können? . 
Folgende Institutionen sind zur Vermitt- 
lung und Unterstützung bereit. Bittenehmt 
direkt Kontakt mit ihnen auf. 


Beratungszentrum für 
ausländische Mitbürgerinnen 
Neue Bahnhofstr. 19 

O-1035 Berlin 


Büro für 
Ausländerangelegenheiten 
Klosterstr. 47 

O-1040 Berlin 


Ausländerbeauftragte 

der Stadt Dresden 

Frau M. Schieferdecker-Adolph 
Dr.-Külz-Ring 19 

O-8010 Dresden 


Ausländerbeauftragter 
der Stadt Chemnitz 
Andreas Ehrlich 
Weststr. 65 

0-9005 Chemnitz 


Stadt Leipzig 

z. Hd. Stojan Gugutschkow 
Neues Rathaus 

O-8010 Leipzig 


Dritte-Welt-Zentrum 
Industriestr. 42 O-7031 Leipzig 


Bei weiteren Fragen könnt Ihr Euch gern 
auch an den Koordinierungskreis Mosam- 
bik e.V. (KKM) wenden: 

Klasingstr. 17, W-4800 Bielefeld 1, 

Tel. 0521/65943 


Soslalpolitische Gesellschaft e.V, (Hreg.) 


Zukunftswerkstatt 
Sozialpolitik 


Die Dokumentation 
(54 Seiten, A4) ist zum 
Preis von DM 10.- 


8000 München 2 


Dokumentation und Auswertung 


Ökologie 


Ein Staudamm gegen das Volk 


Umweltschützer wehren sich gegen Großprojekt 


im Himalaya 


Am 22. Juli 1990 genehmigte das 
indische Ministerium für Umwelt 
und Forsten den Weiterbau des 
umstrittenen, von der Sowjet- 
union finanziell geförderten Tehri- 
Staudammprojektes im Himalaya. 
Die indische Regierung hofft, daß 
mit diesem Projekt die Energie- 
krise des Bundesstaates Mayda 
Pradesh gelöst werden kann. 
Gegner des Staudamms bezwei- 
feln dies und warnen vor einer 
ökologischen Katastrophe. 


er Tehri-Damm im Bundesstaat 

Uttar Pradesh gehört in die lange 

Reihe aufgesetzterund menschen- 
verachtender Großprojekte, die große Ge- 
winnefür dieErbauerund größte Belastun- 
gen für die Betroffenen und die Umwelt 
bringen. Seit Jahrzehnten in der Planung 
entstammt er noch der Zeit der großen 
Fortschrittseuphorie, als große Staudäm- 
me mit dem Nimbus der “ökonomischen 
und sozialen Wohltat“ geschmückt waren: 
vermeintlich billiger Strom für die Indu- 
strie, Bewässerungsanlagen für die Land- 
wirtschaft. , 
Obwohl inzwischen viele Experten von 
diesem Entwicklungswahn abgerückt sind, 
gibtesnochgenügend Machtcliquen, diean 
der Großmannssucht festhalten und aus 
Habsgier ihr eigenes Land zerstören. Dazu 
zählen nach Angaben der indischen Kriti- 
ker des Tehri-Projektes die Befürworter 
des Staudamms: “Voller Stolz treiben un- 
sere Technokraten und Politiker den Bau 
des 260 m hohen. Damms voran, geleitet 
von der Gier nach Ruhm, Macht und Geld, 
aber ohne jede Rücksichtnahme auf 
Mensch und Umwelt. Als einziges Ziel ha- 
bensieein Wasserkraftwerk vor Augen, das 
2400 Megawatt Strom produzieren soll - 
zugunsten der Zentren in der Gangesebe- 
ne.“ Dafür müssen 43 Dörfer völlig, 69 teil- 
weise und die Stadt Tehri inden Fluten ver- 
schwinden. 100.000 Menschen, die nicht 
wissen, wohin sie im dichtbevölkerten In- 


Demonsiration gegen den Staudamm in den. Straßen. von Tehri* Town, 


dien gehen sollen, verlieren ihr - unersetzli- 
ches - Land und ihre Heimat. Von einer an- 
gemessenen Entschädigung können sie nur 
träumen. Sie klagen: “Als Opfer der soge- 
nannten Entwicklung werden wir zu 
Flüchtlingen im eigenen Land gemacht, zu 
"’Entwicklungsflüchtlingen‘. Wie sollen wir 
ohne eigenes Ackerland überleben?“ 

Die Kritiker sind sich einig: Im Namen des 
Fortschritts werden gesetzliche Auflagen 
mit Füßen getreten, Folgewirkungen nicht 
untersucht, Katastrophenpläne, Sicher- 
heitsanalysen, Umwelt- und Sozialverträg- 
lichkeitsprüfungen gar nicht erst erstellt. 
Die beschönigende, korrupte Finanzie- 
rungspolitik sei unrealistisch und haar- 
sträubend. 


Zweifelhafter 
ökonomischer Wert 


Die Planung des Tehri-Staudammes reicht 
zurück bis in die sechziger Jahre. Ur- 
sprünglich sollte er 200 Millionen DM ko- 
sten und 600 Megawatt Strom erzeugen. 
Heute sind 2400 MW geplant, die Kosten 
auf 3,5 Milliarden DM gestiegen, wovon 
die sowjetische Seite die Hälfte tragen soll. 


Foto: Sahe Ryphema 


Um den zweifelhaften ökonomischen Wert 
des gigantischen Projekts und die geschön- 
ten Daten (hohe Gewinnaussichten; niedri- 
ge Kosten) aufzudecken, stellten Wissen- 
schaftler eine detaillierte Kosten-Nutzen- 
Rechnung auf. Die Mißwirtschaft wird 
schon allein aus der Tatsache deutlich, daß 
bis 1990 das Doppelte des ursprünglich 
veranschlagten Budgets ausgegeben wor- 
den war, ohne daß mit dem Bau des Stau- 
damms überhaupt begonnen wurde. Öko- 
logische und soziale Kosten, die Techno- 
kraten offensichtlich nicht messen wollen, 
spielen in ihren Berechnungen nur eine ge- 
ringfügige Rolle. 
Mehrere Gutachten kamen zu vernichten- 
den Ergebnissen und rieten von dem ge- 
fährlichen Unternehmen ab, darunter ein 
Gutachten vom Februar 1990, welches das 
Umweltministerium in Delhi selbsti in Auf- 
traggegeben hatte. Die Bewohner von Teh- 
ri, Umweltschützer und Wissenschaftler 
fühlten sich verschaukelt, als ausgerechnet 
das Umweltministerium ein neuerliches 
Gegengutachten erstellen ließ, das im Juli 
1990 grünes Licht für den Damm gab. Be- 
stätigt sahsich dieoberste Umweltbehörde, 
als der höchste Gerichtshof Indiens Ende 
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1990 eine Petition der Bürgerinitiative aus 
Tehri abschmetterte, die bereits 1986 ein- 
gereicht worden war. Da half es auch nicht 
mehr, daß ein Wissenschaftler aus dem 
Kreis der Gegengutachter erklärte, man 
habe falsche Berechnungen aufgestellt und 
sich bei der Erdbebenvorhersage geirtt. 
Neue Untersuchungen seien dringend er- 
forderlich. 

Trotzdem wurde zügig mit dem Bau des 
Damms begonnen, das Baugelände zum 
Sperrgebiet erklärt und gegen Demon- 
stranten, Blockierer und Umweltschützer 
bezahlte Schläger angeheuert. Die Behör- 
den übersehen großzügig, daß das Projekt 
weder vom Kabinett, noch von der Pla- 
nungskommission, noch vom Finanzmini- 
sterium freigegeben ist. 

Insbesondere aus Gründen der mangeln- 
den Sicherheit, der Umweltzerstörung und 
einer katastrophalen Finanzierungspolitik 
fordern die Kritiker die unwiderrufliche 
Einstellungdes Projekts. Betreiberund Po- 
litiker weisen dieses Ansinnen jedoch im 
Hinblick aufdie bereits erfolgten hohen In- 
vestitionen kategorisch zurück, wobei sie 
bewußt den Eindruckerwecken, diebereits 
ausgegebenen 400 Millionen DM seien 
dann ganz verloren. 

Der größte Teil des Geldes wanderte je- 
dochin Investitionen für Umbauten in Teh- 
ri, in Straßen, Wasserröhren und den 
Schutz des Wassereinzugsgebietes, alles 
Einrichtungen, die in vorgeschlagenen Al- 
ternativprojekten Verwendung finden 
könnten und nicht verloren wären. 

Hält man dagegen am Tehri-Damm fest, 
werden die Kosten allein wegen der neuen 
Sicherheitsauflagen astronomische Höhen 
erreichen. 


Erdbebengefahr 


Der größte Skandal und die größte Gefahr 
jedoch ist der Standort des Staudammes. 
Obwohl selbst die Planer stärkste Erdbe- 
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Ökologie 


Kunst gegen das Staudammprojekt. 
Foto: Sahe Ryphema 

ben nicht ausschließen, lehnen siekonkrete 
Vorschläge für ungefährlichere und ange- 
paßte Alternativen zur Stromgewinnung 
ab. “Stattdessen setzen sie mutwillig das 
Leben von Hunderttausenden aufs Spiel“, 
empören sich die Wissenschaftler, mutig 
genug, eigene frühere Fehleinschätzungen 
zu revidieren. “Uns sind nicht einmal Pläne 
zur Warnung und Evakuierung bekannt, 
geschweige denn Sicherheitsvorsorgenund 
Untersuchungen, wiedieKatastrophenach 
einem Dammbruch aussehen könnte“, 

Ein solches Szenario haben sie nun selbst 
entwickelt. Sieschätzen, daß nach dem von 
allen Seismologen vorhergesagten Erdbe- 
ben der Mindeststärke acht auf der-Rich- 
terskala der Damm wie ein Spielzeug zer- 
bricht. Innerhalb von einer Stunde dürfte 
der See, der an seiner höchsten Stelle 1.000 
mü.d.M.liegt, geleert sein. Über 30 mhohe 
Flutwellen werden alle Orte, Tempel, heili- 
ge Stätten, Straßen, Brücken und Produk- 
tionsstätten niederreißen. Hunderttausen- 
de verlieren ihr Leben, unzähliges Vieh 
kommt in den Fluten um, kostbares Acker- 


Standort: 
Nahe Tehri in Garhwal, der Himalaya- 
Region des Bundesstaates Uttar Pradesh, 
im heiligen Quellgebiet des Ganges. 
Stromerzeugung: 

2.400 Megawatt 

Lebensdauer: 

Rund 60 Jahre bis zur Versandung 
Überflutungsgebiet: 

5.200 ha Land, davon 1,600 ha frucht- 
barster Ackerboden, 4.705 ha Wald, die 
Stadt Tehri (12.000 Einwohner), 112 
Dörfer 

Landwirtschaftliche 
Bewässerungsfläche: 

270.000 ha 

Kosten: 

3,5 Millarden DM (davon die Hälfte so- 
wjetische Finanzierung) 


Auf einen Blick: Der Tehri-Staudamm 


Staudammgegner: 

- Seit 1978 - Tehri Band Virodhi Sang- 
harsh Samiti/TBVSS, Tehri 

- Chipko Andolan, Sunderlali Bahuguna, 
Adresse: P.O. Serrain via Tehri, PIN 
249001, Tehri-Garhwal, UP, Indien 
Literatur zu Staudämmen: 

- Peter E. Stüben (Hrsg.): Nach uns die 
Sintflut, Ökozid-Jahrbuch Nr. 2, Focus- 
Verlag, Gießen 1986 

-D. Goldsmith, N. Hildyard (Ed.): The 
Social and Environmental Effects of Lar- 
ge Dams: 

Vol. 1: Allg. über Staudämme 

Vol, 2: Fallstudien 

Vol. 3: Bibliographie 

Bezug: WEC Book Service, Worthywale 
Manner, Camelford, Cornwali TL32 
9TT, England. Pro Band 30 Brit. Pfund. 


land geht verloren. Der Sachschaden wird 
in die Milliarden gehen. Spätestens nach 
zwei Stunden werden die Wassermassen 
die rund 150 km entfernten Städte Rishi- 
kesh (30.000 Einwohner, 335 m ü.d.M.) 
und Hardwar (100.000 Einwohner) errei- 
chen, wo sich immer besonders viele Pilger 
aufhalten. Zu bestimmtenreligiösen Festen 
können das vier Millionen sein. Die Flut 
dürfte selbst noch in der Gangesebene 
größte Schäden anrichten und bis Delhi zu 
spüren sein. 

Daß dieses Katastrophenbild nicht aus der 
Luft gegriffen ist, zeigen frühere Damm- 
brüche. Als Beispiel sei der Machhu-Stau- 
damm im Bundesstaat Gujerat genannt, 
der 1979 brach und dessen Flutwellen in- 
nerhalb von neun Minuten Tausende töte- 
ten. 

Die Gegner des Tehri-Staudammes, darun- 
ter Sunderlal Bahuguna, Wortführer der 
weltbekannten Umweltschutzbewegung 
Chipko, fordern alle Industrienationen auf, 
zerstörerische Projekte wie den Tehri- 
Damm nicht mehr zu finanzieren. Die So- 
wjets werden inständig gebeten, sich aus 
dem Tehri-Projekt zurückzuziehen. 

In der jüngsten Zeit erhielten die Stau- 
dammgegner Schützenhilfe von dem so- 
wjetischen Seismologen Prof. Keilis Borok. 
Ererkannte Ende 1990 die“erschreckende 
Wichtigkeit“ dieser Angelegenheit und be- 
stätigte die Befürchtungen der indischen 
Kritiker: “Der Standort des Dammes ist de- 
finitiv sehr gefährlich und es gibt viel zu we- 
nig detaillierte Informationen. Die Unter- 
suchungen müssen unter Berücksichtigung 
der neuesten Forschungsergebnisse unbe- 
dingt wiederholt werden. Wahrscheinlich 
werden die Ergebnisse alle geäußerten Be- 
fürchtungen bestätigen.“ 


Ludmilla Tüting 


Sudafrika 


Apartheid am Ende? — Boykott 


am Ende? 


„Lest Ihr denn keine Zeitung? 
Die Apartheid ist doch abge- 
schafft.” So werden heutzutage 
Aktivistinnen der Evangelischen 
Frauenarbeit in Deutschland e.V. 
beim Straßentheater schon mal 
angefeindet. Aber auch in den ei- 
genen Reihen taucht immer öfter 
die Frage auf: „Südafrika-Boykott, 
bringt das noch was?” 


inen durchschlagenden Erfolg 
E hatten sie nie, und auf einer Popu- 

laritätswelle konnten sie bisher 
auch nicht schwimmen. Deswegen sind sie 
es gewöhnt, genau hinzusehen und selbst 
zu urteilen. Die Mauer der Apartheid 
steht noch. Außer einer vagen Hoffnung 
auf Gespräche’ hat sich im Alltag Südafri- 
kas nichts geändert. Als leere Verspre- 
chungen erscheinen vielen die Ankündi- 
gungen de Klerks vom 2.Februar 1990, 
die Apartheid-Gesetze abzuschaffen und 
die politischen Gefangenen freizulassen. 
Bis heute ist der African National Con- 
‚greß (ANC) nicht wirklich handlungsfä- 
hig, da die meisten politischen Gefange- 
nen noch hinter Gitter sitzen. Und täglich 
werden ANC-Anhänger neu verhaftet. 
Von den etwa 40.000 Exil-Südafrikaner- 
Innen sind erst 400 zurückgekehrt. Die 
Behörden verlangen (laut Pretoria Minu- 
tes Act) genaue Angaben über sämtliche 
Adressen und Aktivitäten der letzten Jah- 
re (für den Staatssicherheitsdienst) bevor 
sie die Einreise gewähren. Das hält viele 
davon ab, Anträge zu stellen. 
Bei einer genaueren Betrachtung der 
Destabilisierungskampagne drängt sich 
einem der Verdacht auf, daß die Macht- 
haber ein doppeltes Spiel treiben. Einer- 
seits halten sie schöne Reden und Presse- 
konferenzen über gemeinsame Strände 
und "Verhandlungen’, andererseits sind 
zumindest die Minister Vlok (Innere Si- 
cherheit) und Malan (Armee) für die ge- 
genwärtige Terrorwelle mitverantwort- 


lich. Vor allem die Jugend will sich durch 
dieses "doppelte Spiel’ nicht länger ver- 
höhnen lassen. Je länger sich die Ver- 
handlungen ergebnislos hinziehen, um so 
schwächer wird die Position der Befrei- 
ungsbewegungen. Wird aber der (Sank- 
tions-)Druck vom Ausland beibehalten 
oder gar verstärkt, dann steht die Regie- 
rung im Zugzwang. 

Dreizehn Jahre (so lange ist die Südafrika- 
Boykott-Bewegung in der BRD bereits 
aktiv) hat man den AktivistInnen einreden 
wollen, Sanktionen bewirkten wirtschaft- 
lich nichts, könnten vielleicht ein bißchen 
zur Bewußtseinsbildung beitragen. 

Aber de Klerk reist heute um die Welt, um 
die 'Sanktionsfront’ aufzuweichen. Auch 
bei der Annäherung an die Nachbarstaa- 
ten Südafrikas geht es um das Durchbre- 
chen der wirtschaftlichen Isolation. In der 
Haushaltsrede des südafrikanischen Fi- 
nanzministers B. du Plessis, Ende März 
1991, wurde ebenfalls klar, daß Südafrika 
mit allen Tricks versucht, aus der interna- 
tionalen Isolation auszubrechen. In seiner 
Rede plädierte du Plessis an die Befür- 
worterInnen von Sanktionen, ihre Forde- 
rungen zu revidieren. Nach seiner Erfah- 
rung sei es offensichtlich, daß Südafrikas 
wirtschaftliche Misere zu einem großen 
Teil den Sanktionen und Deinvestitionen 
zuzuschreiben sei. 

Die Boykottgruppen können ihre langjäh- 
rige Arbeit als Erfolg werten und sollten 
weiterhin ihre politische Einflußnahme 
aufrechterhalten. Denn durch ihren lan- 
gen Atem der ’Politik der kleinen Schritte’ 
sahen sich westliche Regierungen ge- 
zwungen,Sanktionen gegen Südafrika zu 
verhängen. 

Die Wirksamkeit der ’people’s sanctions’ 
(jede Boykotthandlung der KonsumentIn- 
nen) ist im Fall Südafrika-Boykott eindeu- 
tig. Es hat sich gezeigt, daß die vielen de- 
zentralen Boykottaktionen in die große 
Politik eingegriffen und Wirkung gezeigt 
haben. Durch die internationale Zusam- 
menarbeit von UnterstützerInnengruppen 
konnte eine weltweite Boykottkampagne 
aufgebaut werden. Die Soldaritätsbewe- 
gung sollte deshalb nicht auf halben Wege 
stehen bleiben, sondern zum Endspurt 


unter dem Motto ’Kein Geld für Apart- 
heid’ ansetzen. 

Der Boykott soll erst aufgehoben werden, 
wenn der Wandlungsprozeß in Südafrika 
unumkehrbar ist. Als unumkehrbar sieht 
der Südafrikanische Kirchenrat den Pro- 
zeß an, wenn eine verfassungsgebende 
Versammlung eingerichtet wurde, die 
Staatsgewalt von den gegenwärtigen 
Strukturen der Apartheid losgelöst ist, 
und wenn für die weiße Minderheit keine 
legale Möglichkeit mehr besteht, den 
Wandlungsprozeß mit Hilfe der bestehen- 
den, nicht repräsentativen Legislative zu 
blockieren oder rückgängig zu machen. 
Der African National Congreß legte im 
Februar 1991 einen Drei-Phasen-Plan 
vor, der darlegt, wie die Erfüllung von 
ANC-Forderungen mit der schrittweisen 
Aufhebung von Sanktionen verbunden 
werden könnte. In der ersten Phase soll 
für die Aufhebung der Apartheidgesetze 
und der Sicherheitsmaßnahmen Entge- 
genkommen bei den weichen Sanktionen 
(kultureller und Sportboykott) signalisiert 
werden. Danach würden bei Einführung 
einer Übergangsregierung weitere Sank- 
tionen fallen. Und das Ende des Boykotts 
würde in einer dritten Phase eingeläutet, 
in der die Menschenrechte in Südafrika 
gesichert wären. 


Die bundesdeutsche Boykott-. 
bewegung 1990 und 1991 


Es lohnt sich, die Arbeit der Südafrika- 
Boykott-Gruppen in der BRD kurz Revue 
passieren zu lassen. 

Die Freilassung Nelson Mandelas und die 
Wiederzulassung der schwarzen südafri- 
kanischen Oppositionsgruppen, wozu es 
in vielen bundesdeutschen Städten spon- 
tane Freudendemonstrationen gab, be- 
stimmten 1990 die Aktivitäten der Süd- 
afrika-Projektgruppe der Evangelischen 
Frauenarbeit in Deutschland, einer der 
aktivsten Boykott-Gruppierungen in der 
Bundesrepublik. Mit dem Bewußtsein, 
’Mandela ist frei, Südafrika noch lange 
nicht’ wurden über das ganze Jahr hinweg 
Früchteboykottaktionen, mit Schwer- 
punkt auf der Boykotteröffnung in Mül- 
heim-Ruhr, durchgeführt. Gleichsam lief 
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die Aktion ’Kein Geld für Apartheid’, de- 
ren Höhepunkt der Bankenaktionstag zur 
Jahreshauptversammlung der Dresdner 
Bank darstellte, bei dem Kritische Aktio- 
näre das Südafrikageschäft der Dresdner 


Bank hinterfragten und Straßenaktionen ' 


stattfanden. Hinzu kam der Shell-Boykott, 
Demonstrationen gegen die Teilnahme 
Südafrikas bei deutschen Messen und Ini- 
tiativen zur Aktion ’Städte gegen Apart- 
heid’. Die vielfältigen Informationsveran- 
staltungen und Aktionen wurden aller- 
dings nicht mit dem gleichen Schwung wie 
im Vorjahr durchgeführt. Durch die Me- 
dienberichterstattung wurden viele Grup- 
pen und Einzelne darüber verunsichert, 
inwieweit die Reformen von Präsident de 
Klerk tatsächlich helfen, die Apartheid zu 
überwinden und damit Sanktionen hinfäl- 
lig zu machen. Im Sommer 1990 wurde 
auf dem Ratschlag in Köln intensiv über 
die Situation in Südafrika und die sich 
‚wandelnde Rolle der Südafrika-Solida- 
ritätsgruppen diskutiert. Die Solida- 
ritätsgrüppen lenkten aber auch einen 
großen Teil ihrer Energie auf die Wieder- 
vereinigung Ost- und Westdeutschlands. 
Diese Entwicklung führte unter anderem 
dazu, daß bereits bestehende Kontakte 
zwischen Personen und Gruppen in den 
alten und neuen Bundesländern nun offen 
aufgenommen werden konnten. So ge- 
schehen vor allem auf dem ersten gemein- 
samen Treffen von Ost- und West-Anti- 
Apartheid Gruppen im Herbst 1990 in 
Berlin, bei dem ein erster Austausch über 
die bisherige Arbeit, über Interessen und 
Ziele stattfand, ohne gemeinsame Hand- 
lungsansätze und Perspektiven zu erzwin- 


gen. 

Die Südafrika-Projektgruppe der Evange- 
lischen Frauenarbeit ist entschlossen, so- 
lange am Früchteboykott festzuhalten, bis 
vom Südafrikanischen Kirchenrat ein ein- 
deutiges Zeichen zur Beendigung von 
Sanktionen kommt. Beim nächsten Semi- 
nar der Südafrika Projektgruppe vom 3.- 
5.Mai 1991 werden Perspektiven der 
Weiterarbeit nach Beendigung des Boy- 
kotts diskutiert, die auch über die Südafri- 
ka-Solidaritätsarbeit hinausgehen kön- 
nen: Unterstützung von Selbsthilfegrup- 
pen in Südafrika; 'Politik mit dem Ein- 
kaufskorb’, bewußtes Einkaufen und 
Konsumieren von Waren aus 3. Welt- 
Ländern; gerechtes Wirtschaften und ver- 
antwortliches, ethisches Investieren; Hin- 
terfragen des deutschen und internationa- 
len Finanzwesens und die Auswirkungen 
auf die Nord-Süd- Beziehungen. 


Erfolge und Mißerfolge 
in der 
Schweiz 


Die wirtschaftliche Zusammenarbeit der 
Schweiz mit Südafrika hat 1990 in be- 
stimmten Bereichen zugenommen. Die 
Verlagerung der Geschäftstätigkeit des 
Diamantenkonzerns De Beers von Süd- 
afrika nach Luzern war ein schwerer 
Schlag für die Boykottbewegung. Die aus- 
stehenden Schulden Südafrikas in Schwei- 
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Sudafrika 


zer Franken sind zwischen März 1989 
und März 1990 um eine Milliarde Fran- 
ken (etwa 1,2 Mrd.DM) gestiegen. Auch 
wurde das Apartheidregime durch den re- 
gen Goldhandel, durch Kredite von 
Großbanken und durch die Lieferung von 
Öl und Waffen von Schweizer Firmen 
weiterhin stark unterstützt. Die Schweizer 
Regierung weigert sich immer noch, Sank- 
tionen gegen Südafrika zu verhängen. 
Diese Tatsachen deuten keineswegs auf 
eine erfolgreiche Boykottarbeit hin. 

Die Arbeit der schweizerischen Boykott- 
aktiven muß aber auch aus einem anderen 
Blickwinkel betrachtet werden. Mei- 
nungsumfragen belegen, daß die schwei- 
zerische Öffentlichkeit Sanktionsmaßnah- 
men gegen Südafrika befürwortet. Die 
Boykottaktivitäten haben im letzten Jahr 
zugenommen und eine neue Qualität er- 
reicht. Schwerpunkte lagen in den Juni- 
Boykottwochen, die von 36 Gemeinden 
mit unterschiedlichen Protestaktionen ge- 
tragen wurden. In Luzern versuchen etli- 
che Gruppen, den Umzug De Beers’ in die 
Schweiz zu verhindern. Die neu gegründe- 
te ‘Nachrichtenstelle Südliches Afrika‘ 
(NaSA) setzte durch ihre Medienarbeit ei- 
nen Gegenpol zur rassistischen Berichter- 
stattung in der bürgerlichen Presse. Wäh- 
rend des de-Klerk-Besuches in der 
Schweiz wurde die Öffentlichkeit von An- 
ti-Apartheid-Gruppen aufgefordert, keine 
Waren aus Südafrika zu kaufen. Es wur- 
den Protestaktionen vor den größten Le- 
benmittelverteilern ’Migros’ und ’Coop’ 
organisiert. Die ’Migros-Zentrale’ reagier- 
te höchst empfindlich und wies alle Regio- 
nallager an, sämtliche südafrikanischen 
Produkte falsch zu deklarieren. 

Die Bankenkampagne ’Kein Geld für 
Apartheid’ sammelte etwa 8.500 Unter- 
schriften von Personen und Organisa- 
tionen, die erklärten, kein Konto bei 
Großbanken zu eröffnen. Weitere 3.500 
kündigten ihr Konto und .andere zahlten 
keine Rechnungen auf Großbanken ein. 


DIN A4 Format, 

Juni 1989, 68 Seiten 
Einzelpreis: DM 4,- 

ab 10 Expl. DM 2,50 + Porto 


Die Boykottquote liegt aber wesentlich 
höher, da nicht alle Kontoauflösungen ge- 
meldet wurden. Ein Höhepunkt der Ban- 
kenkampagne, die von allen Gewerk- 
schaften und Linksparteien, von Ju- 
gendverbänden, KirchenvertreterInnen, 
nichtstaatlichen Entwicklungshilfeorgani- 
sationen und Anti-Apartheidorganisatio- 
nen unterstützt wurde, war der Ju- 
gendplakatwettbewerb 'Nicht mit meinem 
Geld’. Jugendliche warben mit Plakaten 
für den Großbankenboykott. Die später 
folgende Wanderausstellung wurde vier- 
mal in Schulen und LehrerInnensemina- 
ren wegen der politischen Aussage verbo- 
ten. 
Der Druck gegen die Großbanken war je- 
doch nicht so groß, daß sie sich aus dem 
Südafrikageschäft zurückziehen mußten. 
Die Schweizer Großbanken leiden aber 
zur Zeit unter starkem Imageverlust. Das 
Ansehen der Banken ist sowohl wegen 
der Verwaltung von Flucht-, Drogen- und 
- anderer krimineller Gelder als auch we- 
gen des Südafrikageschäftes stark gesun- 
ken. Die Aktion Südafrika-Boykott und 
die Arbeitsgemeinschaft 'Kein Geld für 
Apartheid’ werden bis zum Ende der 
Apartheid ökonomischen und politischen 
Druck gegen Großbanken und Großver- 
teiler ausüben. In Planung sind die tradi- 
tionellen Soweto-Boykottwochen im Juni 
1991 (9.-16.6). Zur Zeit wird weiterhin 
die Wanderausstellung der Öffentlichkeit 
präsentiert, eine Postkartenaktion an die 
NationalrätInnen (ParlamentarierInnen) 
ist geplant und in Luzern wird die Thema- 
tik Frauen und Schmuck’ bearbeitet. Das 
Motto der Schweizer Boykottbewegung 
ist kurz- bis mittelfristig klar. Endspurt — 
Kein Geld für Apartheid’. 
Marie Dilger / Rosmarie Bolte 
Evangelische Frauenarbeit in Dil. 
Urs Egger 
Aktion Südafrika Boykott 
Deutsch-schweizerische 
Koordination 


AKAFRIK-AZAKO-IZ3W 


Völlig überarbeitete Neuauflage 
der Broschüre von 1986 


Diese Broschüre bietet Materialien, 
die in der Öffentlichkeit hier nicht so 
bekannt sind. Sie machen deutlich;daß 
hinter der Fassade von Reformen, Li- 


beralisierung und regionaler Zusam- 
menarbeit Strategien der Aufrechter- 
haltung der weißen Vorherrschaft zu 
finden sind. 


Zu bestellen bei: 
iz3w, Postfach 53 28, 7800 Freiburg 


AKAFRIK, Lingener Str. 9, 4400 Münster 


Tagungsberichte 


Halbherzige Altlasten sanierung 


as für die Entwicklungstheoreti- 
ker gilt, das gilt auch für die Mar- 
xisten. Man befindet sich in ei- 
nem Zustand des Katzenjammers. Viele 
der marxistischen Theorieansätze können 
die aktuellen Entwicklungen des kapitali- 
stischen Weltsystems nicht erklären. Auch 
der Zusammenbruch des real existieren- 
den Sozialismus hat die marxistischen 
Theoretiker überrascht. 
Auf einer Arbeitstagung in Frankfurt am 
22. und 23.2.1991 wollten einige linke 
Theoretiker die neue Lage im ’postsoziali- 
stischen Kapitalismus’ (Heinz Jung) disku- 
tieren. Zu dem Thema ’Kapitalismuskritik 
heute’ hatten die Zeitschriften 'Sozialis- 
mus’ (Hamburg) und 'Z’ (Zeitschrift für 
marxistische Erneuerungin Frankfurt)und 
dasIMSF (Institut für Marxistische Studien 
und Forschungen/Frankfurt) eingeladen. 
Wernun erwartet hatte, man würde endlich 
dieSchwächendereigenen Theorien aufar- 
beiten, sah sich getäuscht. Denn wenn von 
“wir müssen unsere Analysen überprüfen“ 
die Rede war, meinte man vor allem die 
"Analysen der linken Andersdenkenden: 
Joachim Bischoff ('Sozialismus’)als Vertre- 
ter der Fordismus-Fraktion kritisierte die 
Stamokap-Theorie (Staatsmonopolisti- 
scher Kapitalismus - auch SMK genannt). 
Heinz Jung (’Z’) als Vertreter der Stamo- 
kap-Fraktion kritisierte die Fordismus- 
Theorie. Einzig Georg Fülberth (PDS) ver- 
suchte sich in bitterer Selbstkritik: “Nach 
dem Untergang der eigenen Welt (des rea- 
len Sozialismus, d.V.) steht man wie ein ge- 
scheiterter Sünder da“. 
In einem Arbeitsgang versuchte man, den 
Charakter der jetzigen Gesellschaftsfor- 
mation zu fassen. Bischoff vertrat die An- 
sicht, man befinde sich in der Periode des 
Postfordismus. Diese sei gekennzeichnet 
durch verschärften Wettbewerb und zu- 
nehmende Internationalisierung der Ar- 
beitsteilung. Jung hingegen meinte, man sei 
in ein neues Stadium des Monopolkapita- 
lismus eingetreten. Essei geprägt durch die 
VeränderungenderEigentumsverhältnisse 
und die zunehmende Politisierung der Pro- 
duktivkraftentwicklung, Fülberth trieb das 
Spiel auf die Spitze: “Wir befinden uns im 
Moment in der fünften Periode und dem 
zweiten Intervall des Kapitalismus“. Mit 
dieser ThesezogersichKritik vonallenSei- 
ten zu. Es gebe keine scharf getrennten Pe- 
rioden (Bischoff). Selbst von der als klas- 
sischerachteten Periode von 1871 bis 1914, 
wo man sich lange Zeit einig war, wisseman 
heute, daß die Einordnung falsch gewesen 
sei. Statt neue Theorien vom “faulenden 
oder absterbenden Kapitalismus“ zu kon- 
struieren, solle man lieber die potentiellen 
Entwicklungsfähigkeiten des Kapitalismus 
untersuchen. 


Um die Regulierung des Systems ging es in 
der nächsten Diskussionsrunde. Jörg 
Goldberg (IMSF) betonte das erfolgreiche 
Krisenmanagement des Kapitalismus. In 


der Marktwirtschaft als sich selbst regulie- 
rendemSystemderProduktionundRepro- 
duktion würden zyklisch die schlechten 
Strukturen zerstört. Die Destruktivität des 
Kapitals steige dabei zwar, aber sie führe - 
im Gegensatz zur Annahme der 
Marx’schen Zusammenbruchstheorie - 
nicht zum Niedergang des Systems. Die 
Krisen könnten durch politische Lenkung 
abgemildert werden. Es müsse also darum 
gehen, die Möglichkeiten für die politische 
Steuerung des Kapitalismus auszuloten 
und zu nutzen. Goldberg betonte: “Die 
Marktwirtschaft ist die beste aller wirkli- 
chen, aber nicht aller möglichen Welten“, 


Aufdie veränderte internationale Situation 
ging Frank Deppe (Universität Marburg) 
ein. Die Verflechtung zwischen den Indu- 
strieländern habe, im Gegensatz zu den 
Annahmen der Imperialismustheorien, zu- 
genommen. Die Peripherie habe hierbei an 
Bedeutung verloren und sei zwangsabge- 
koppelt worden. 

Nach dem Ende der Systemkonkurrenz 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus 
werde sich der Konkurrenzkampf zwi- 
schen den kapitalistischen Staaten ver- 
schärfen. Das gemeinschaftsstiftende 
Feindbild sei weggefallen und die Hegemo- 
nie der USA durch ihre wirtschaftliche 
Schwäche gefährdet. 

Die Imperialismustheorien könnten diese 
neue Situation nicht erklären und müßten 
überarbeitet werden. 

Dieter Boris (ebenfalls Universität Mar- 
burg) wies auf die zunehmende Differen- 
zierung in der Dritten Welt hin. In einigen 
wenigen Fällen sei eine 'nachholende Ent- 
wicklung in Abhängigkeit’ nach dem Vor- 
bild der südostasiatischen Schwellenländer 
möglich (damit seien die Dependenztheo- 
rien widerlegt). Aber viele Länder, z.B. in 
Afrika, würden wohl zu “internationalen 
Sozialfällen“ werden. Außerdem sei die 
ökologische Grenze des Wachstums zu be- 
rücksichtigen. Die ökologische Situation 
seischon heuteinder Dritten Welt schlech- 
ter als allgemein angenommen werde. 
Sonderlich tiefgehend wurde an diesem 
Wochenende nicht diskutiert. Dazu hatte 
man sich zuviel vorgenommen. Viele The- 
men wurden nur angerissen - wie z.B. Öko- 
logie und Demokratie. Die Geschlechter- 
frage fiel sogar ganz unter den Tisch, weil 
die Referentin kurzfristig abgesagt hatte. 
Diese Arbeitstagung war ein halbherziger 
Versuch, die eigenen theoretischen Altla- 
sten zu sanieren. Die Linkemuß auf die ver- 


. schärfte Modernisierung des ’postsoziali- 


stischen Kapitalismus’ eine Antwort fin- 
den, will sie nicht das von Georg Fülberth 
prognostizierte Schicksal erleiden: “In den 
imperialistischen Zentren verschwindet 
die Linke - demnächst auch in Deutsch- 
land“.  hb 


graswurzel 


Die Graswurzelrevolution 
(GWR) erscheint jetzt im 20. 
Jahrgang als antisexistische, 
gewaltfrei-anarchistische Zei- 
tung. Jeden Monat neu: GWR, 
das Fachblatt für Antimilitaris- 
mus, Theorie und Praxis der 
gewaltfreien Aktion, Antipäda- 
gegik, Feminismus, Anti- 
-Bewegung, Geschichte, 
Gegenwart und Zukunft des 
ewaltfreien Anarchismus, 
ntiparlamentarismus, gegen 
Männergewalt, für. Soziale 
Verteidigung, Widerstand ge- 
gen die Wehrpflicht, Antikle- 
rikales, Transnationales, An- 
archismus und Religion, Li- 
bertäre Buchbesprechun- 
gen, und, und, und... 


Ein Schnupperabo (4 
Ausgaben) gibt es 
gegen Einsendung 
eines 10 DM-Schei- 
nes an GWR, Schil- 
lerstr.28, 6900 Hei- 
delberg 


revolution 
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Tagungsberichfte 


ufder Suche nach neuen Konzep- 
ten kommt es zum Konflikt zwi- 


Ökologische Zerstörung in Afrika und alternative A:®: Vertretern der “ökologi- 


frikaleidet an einem ganzen Kom- 

plex von Problemfragen in Wirt- 

schaft, Umwelt, in Fragen des 
Friedens und der Sicherheit, der Ernäh- 
rung, Gesundheit und Bildung. Die Situa- 
tion wird durch mittelmäßige und autokra- 
tische Führung, riesige Auslandsschulden 
und Programme zur Restrukturierung ver- 
schärft. Die Umweltprobleme Afrikaskön- 
nen nicht von Umweltschützern allein ge- 
löst werden, sokompetent sie und so gut ih- 
re Absicht auch sein mögen, denn die Pro- 
bleme sind in hohem Maße auch politisch, 
gesellschaftlich und kulturell.“ (Mohamed 
Suliman, zitiert nach Informationsbrief 
Weltwirtschaft und Entwicklung 8-9/ 
1990). 
Das komplexe Geflecht politischer,ökono- 
mischer und kultureller Zusammenhänge 
zu entwirren, das nicht nur in Afrika zur 
Zerstörung des ökologischen Gleichge- 
wichtes führt, und gleichzeitig alternative 
Entwicklungsstrategien aufzuzeigen, war 
die Aufgabe, die sich die TeilnehmerInnen 
der vom Informationszentrum Afrikaorga- 
nisierten Tagung vom 7.-9. Märzin Bremen 
gestellt hatten. 
Der ökologische Ist-Zustand in Afrika 
wurde in zehn Arbeitsgruppen von der un- 
seligen Rolle der Giftmüllexporteure aus 
den Industrieländern, über die schon weit- 
gehend vollendete Zerstörung der Regen- 
wälder Westafrikas, die Probleme der Ver- 
städterung und Ausbreitung der Wüsten, 
bis hin zur Verantwortung des Tourismus 
und der Entwicklungshilfepolitik der BRD 
für ökologische Zerstörungen, bemerkens- 
wert detailliert analysiert. 
Erfreulicherweise wurden die zentralen 
Referate vor dem Plenum vorwiegend von 

ikanischen Wissenschaftlern gehalten. 

Mohamed Suliman vom Institute for Afri- 
can Alternatives in London machte in sei- 
nem Eingangsreferat deutlich, daß die weit 
verbreitete Erklärung der Umweltzerstö- 
rung aus der Unwissenheit der Menschen 
heraus viel zu kurz greift. 
Gerade die afrikanischen Kulturen haben 
über Jahrhunderte hinweg ein ausgepräg- 
tes Gefühl für die Erhaltung ihrer natürli- 
chen Umwelt entwickelt. Das Wissen der 
indigenen Bevölkerung über “ihr* Ökosy- 
stem war und ist in vielen Gebieten nach 
wie vor enorm. Ein Beispiel mag dies ver- 
deutlichen: DurchdieZusammenarbeit mit 
einem einzigen einheimischen Informan- 
ten konnten die Ethno-Botaniker Walker 
und Sillan 1961 eine Liste von rund 8.000 
lokalen Pflanzenarten zusammenstellen. 
Umweltzerstönung in Afrika ist nicht Aus- 
druck der Unwissenheit, sondern Aus- 
druck der Ausweglosigkeit der Menschen. 
Wer um sein Überleben und seinen tägli- 
chen Nahrungsbedarf kämpfen muß, wird 
sich schwerlich zu einem schonenden Um- 
gang mit seiner Lebenswelt entschließen 
können, 
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Strategien 


ie Wechselbeziehung von sich aus- 
D breitender Verarmung und wach- 
sender Umweltzerstörung gilt es 
zu durchbrechen. Mohamed Suliman sieht 
dabei die Handlungsprioritäten auf vier 
Ebenen: 
Ausarbeitung einer ländlichen Entwick- 


lungsstrategie, um die wachsende Un-- 


gleichheit zwischen Stadt und Land zu ent- 
schärfen; verbesserte Kooperation auf na- 
tionaler, regionaler und kontinentaler Ebe- 
ne; Einbeziehung von traditionellen kultu- 
rellen Werten sowie die Beteiligung der be- 
troffenen Menschen an den politischen 
Entscheidungsprozessen. 

Sowohl auf regionaler als auch auf nationa- 
ler Ebene wurden in Afrika vielfältige Um- 
weltschutzaktivitäten entwicklelt, von de- 
nen Prof. Clement Dorm-Adzobu von der 
Universität Accra (Ghana) und Dr. Naomi 
Kipuri von der Universität Nairobi (Kenia) 
berichteten. Leider scheiterten diese Pläne 
vielfach aufgrund des mangelnden Interes- 
ses der Regierung, ineffektiver Verwal- 
tungsstrukturen oder schlichten Devisen- 
mangels an ihrer praktischen Implementie- 
rung. Häufig wurden erste bescheidene Er- 
folge durch die katastrophaleökonomische 
und politische Situation (Auslandsver- 
schuldung und damit zusammenhängen- 
der Zwang zur Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen sowie Bürgerkriege) wieder 
zunichte gemacht. 

Ohne eine Phase der wirtschaftlichen Er- 
holung, darüber waren sich die Tagungs- 
teilnehmerInneneinig, werden auch künfti- 
ge Pläne einer umweltverträglichen Ent- 
wicklung des afrikanischen Kontinents 
Makulatur bleiben, 

Der Schlüssel zur Lösung der globalen 
Umweltkrise, dies der Tenor des Vortrages 
von Hans-Jürgen Harboth, liegt in der 
Hand der Industrieländer. Das jahrzehnte- 
lang verfolgte Konzept der “nachholenden 
Entwicklung“ hat sich selbst überlebt und 
ist an seine Ökologischen Grenzen geraten. 
Der “oligarchische“, d.h. nicht verallgemei- 
nerbare Produktions- und Lebensstandard 
der Industrieländer müßte in Frage gestellt 
werden. 
“Gesucht wird also ein Entwicklungsmo- 
dell, das dem Problem der Überentwick- 
lung (oder Fehlentwicklung) der Indu- 
strieländer einerseits und dem der Unter- 


entwicklunganderseits Rechnungträgtund' 


das in dem Sinne auf “Dauerhaftigkeit“ ab- 
stellt, daß alle heutigen und zukünftigen 
Menschen einen ausreichenden materiel- 
len Lebensstandard haben können, ohne 
daß die Tragfähigkeit des Raumschiffs Er- 
de überbeansprucht wird.“ (Harboth) 


schen Modernisierung“, die den Konsum- 
standard.der Industrieländer nicht in Frage 
stellen und die ökologischen Problemstel- 
lungen für technisch beherrschbar anse- 
hen,undderenKritiker,dieeineökologisch 
verträgliche Entwicklungohneeinegrund- - 
legende Veränderung der weltwirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen sowie eine akti- 
ve ökologische Umgestaltung der Indu- 
striegesellschaften für möglich halten. 

Ist die Hoffnung, die “Wohlstandsoligar- 
chen“ seien bereit, an dem status quo rüt- 
teln zu lassen, angesichts der Erfahrungen 
aus zahlreichen gescheiterten Umweltkon- 
ferenzen nicht naiv? 

Zeigtenicht geradeder Golfkrieg,daßinei- 
ner Welt mit immer knapper werdenden 
Ressourcen brutale Verteilungskämpfe 
zwischen Nord und Süd zu erwarten sind? 
Entscheidende Fragen, die auch die Bre- 
mer Tagung nicht zu beantworten ver- 
mochte. 

Aber welche Tagung beantwortet schon 
mehr Fragen als sie aufwirft? 

Die Tagung machte aberdeutlich, wiewich- 
tig es für zu erarbeitende Lösungsstrate- 
gien sein wird, ökologische, sozio- 
ökonomische und entwicklungspolitische 
Fragestellungen nicht isoliert, sondern un- 
ter gegenseitiger Einbeziehung zu diskutie- 
ren. mk 


Zu dieser Tagung erscheint im Sommer 
1991 ein Reader. 

Bezug: Informationszentrum Afrika, Frie- 
senstr. 29, 2800 Bremen 


KRISIS 10 


Die Zeitschrift gegen Arbeit und Brot 


DIE VERLORENE EHRE DER ARBEIT: 
„Produzentensozialismus" als logische 
und praktische Unmöglichkeit - vom Ar- 
beitsfetisch zum produktiven Müßiggang. 


PRETTY WOMAN: Reflexionen über einen 
Kinobesuch oder warum dem Überdruß 
am Raffen keine Renaissance des Schaf- 
fens folgt. 


DAS ENDE DES PROLETARIATS ALS 
ANFANG DER REVOLUTION: Über den lo- 
gischen Zusammenhang von Krisen- und 
Revolutionstheorle: vom Marx des 19. zum 
Marx für das 21. Jahrhundert. 


DIE VERGEBLICHE SUCHE NACH DEM 
UNVERDINGLICHTEN REST: Ein doppel- 
tes Paradoxon der Kritischen Theorie: die 
mißlungene Rettung des bürgerlichen 
Subjekts vor der bürgerlichen Gesellschaft 
und sein Ende als deren Verewigung. 


HIER RUHT AGNOLI: Die demokratische 
Kritik der Demokratie und das !eere 
„Nein“ zum Kapitalismus - eine letzte 
theoretische Ruhestätte des linken Köhler- 
glaubens an den bürgerlichen „Herr- 
schaftswillen“. 


170 Selten - 12.- DM 


Bestellungen an: 


KRISIS Verlag 
Postfsch 2111 - 8520 Erlangen 


Rezensionen 


Literatur zwischen 
Deutschland 


und der Türkei 


Ein Portrait der Schriftstellerin Saliha Scheinhardt 


it den Autorennamen Gino 

Chiellino, Franco Biondi, Jusuf 

Naoum, Rafik Schami oder 
auch Sinasi Dikmen verbindet sich seit 
den 70er Jahren eine literarische Bewe- 
gung, die unter der Bezeichnung „Gastar- 
beiterliteratur“ bekannt wurde. So ein- 
prägsam der Begriff auch war, er schuf 
Vorurteile und stiftete Verwirrung. Denn 
es handelte sich weder nur um schreiben- 
de Gastarbeiter, noch ausschließlich um 
Autoren der ehemaligen Anwerbestaaten. 
In Wirklichkeit war es viel komplizierter 
oder - je nach Sicht der Dinge - einfacher: 
Es hatte sich herausgestellt, daß in der 
Bundesrepublik Ausländer und Auslän- 
derinnen verschiedenster Nationalität ei- 
ne Literatur in deutscher Sprache verfaß- 
ten. Und so unterschiedlich ihre Themen 
auch waren, sie hatten einen gemeinsamen 
Bezugspunkt, ihre Migration in die Bun- 
desrepublik Deutschland. Da es ein unge- 
schriebenes Gesetz im Literaturbetrieb 
ist, jeder Literatur einen Platz zuzuweisen, 
bürgerte sich - der Not gehorchend - der 
schlichte Tatbestand als Begriff ein. Als 
„ausländische Autoren und Autorinnen 
deutscher Sprache“ werden sie nun be- 
zeichnet, und unter ihnen findet sich auch 
die türkische Schriftstellerin Saliha 
Scheinhardt. 


n Zeiten multikultureller Euphorie, 
TI: allzu oft an der folkloristischen 

Oberfläche hängenbleibt, erzählt Sali- 
ha Scheinhardt von den Schattenseiten 
türkischer Frauenschicksale zwischen 
deutscher und türkischer Kultur. Seit 
1983 hat die Autorin fünf Bücher vorge- 
legt. Ihrem ersten Buch „Frauen, die ster- 
ben, ohne daß die gelebt hätten“ folgten 
1984 „Drei Zypressen“ und 1985 „Und 
die Frauen weinten Blut“, Mit Ausnahme 
der anatolischen Kindheitserinnerungen 
von 1987 „Träne für Träne werde ich 
heimzahlen“ und der 1988’erschienenen 
Erzählung „Von der Erde bis zum Him- 
mel Liebe“ beschäftigen sich ihre Bücher 
mit einer Frage: Was sind das für Frauen, 


die seit Anfang der 60er Jahre ihre Män- 
ner nach Deutschland ziehen lassen für 
ein vermeintliches finanzielles Glück, zum 
Preis familärer Zerreißproben oder aber - 
falls sie mitgehen - unter Inkaufnahme ge- 
sellschaftlicher Isolierung oder dem 
Zwang zur Anpassung. Was zunächst als 
soziologisches Interesse anmutet, ent- 
puppt sich bei genauerer Betrachtung als 
ein Versuch, über die Annäherung an an- 
dere Frauenschicksale die Bedingungen 
der eigenen Biographie zu ergründen. 
Ebenso wie ihre Heldinnen entstammt Sa- 
liha Scheinhardt einem armen Milieu. Ge- 
boren 1950 in der anatolischen Provinz- 
stadt Konya wächst sie in bedrückend en- 
gen Familienverhältnissen auf. Der Vater 
bringt die Familie nur mühsam und mit 
wechselnden Beschäftigungen durch. Die 
Mutter, religiös stark verwurzelt und An- 
alphabetin, erschwert der jungen Saliha 
den Schulbesuch. 1967 kommt die 17jäh- 
rige mit ihrem deutschen Verlobten in die 
Bundesrepublik und arbeitet zunächst als 
Näherin in einer Textilfabrik, dann als 
Kellnerin. Über den zweiten Bildungsweg 
absolviert sie von 1971 an ein Lehramts- 
studium und arbeitet nach ihrem Studien- 
abschluß als Hauptschullehrerin in der 
Nähe von Bremen. Ende der 70er Jahre 
kehrt sie mit dem Lehrerberuf den Rük- 
ken und promoviert 1982 mit einer Ar- 
beit über „Die religiöse Lage in der Tür- 
kei. Perspektiven des islamischen Reli- 
gionsunterrichts für türkische Kinder in 
der Diaspora“. Kurz darauf folgt die Ver- 
öffentlichung von „Frauen, die sterben, 
ohne daß sie gelebt hätten“, einer Erzäh- 
lung, die auf authentischem Material be- 
nuht. 

Eine junge Türkin verbüßt in Deutschland 
eine Gefängnisstrafe, weil sie ihren Mann 
mit einem Beil erschlagen hat. Nur zö- 
gernd durchbrechen ihre Erinnerungen 
die Dumpfheit des Gefängnislebens: die 
Kindheit in einem ostanatolischen Dorf 
und ihre Verheiratung an einen „Deutsch- 
landtürken“, ihr jahrelanges Warten auf 
ihn und schließlich das Leben in Deutsch- 


land. Mühevoll versucht sie die stumme 
Verzweiflung in Worte zu fassen, in die sie 
ihr Ehemann treibt. Ein Mann, der zwi- 
schen türkischen und deutschen Wertvor- 
stellungen die Orientierung verloren hat 
und an sie entwürdigende Forderungen 
stellt, die sie nicht erfüllen kann. j 
Auch in ihrem zweiten Buch spürt die Au- 
torin den Problemen türkischer Frauen im 
deutschen Alltag nach, allerdings aus ei- 
ner anderen Perspektive. In dem Erzähl- - 
band „Drei Zypressen“ kommen drei jun- 
ge Türkinnen zu Wort, die in der zweiten 
Generation den Eltern oder auch nur den 
Vätern nach Deutschland nachziehen. Sie 
berichten einerseits von unvorstellbarer 
sprachlicher und menschlicher Isolierung, 
eingepfercht in einem Zimmer, dazu ver- 
dammt den Haushalt des Vaters zu ver- 
sorgen. Mit ihrer Integration in die deut- 
sche Umgebung geraten die jungen 
Frauen andererseits in ein starkes kultu- 
relles Spannungsfeld. Ihre Eltern sind in 
der Regel in der anatolischen Dorfge- 
meinschaft aufgewachsen und sehen sich 
in Deutschland mit städtischen Wertvor- 
stellungen westlicher Prägung konfron- 
tiert. Die Konfrontation wird zur Heraus- 
forderung, wenn die Töchter westliche 
Verhaltensweisen annehmen. In ihrer Le- 
bensweise verunsichert reduzieren die EI- 
tern nun ein altes Traditions- und Werte- 
geflecht auf einen rigorosen Moralbegriff, 
dessen Opfer ausschließlich die Töchter 
sind. 


Als Abschluß einer Trilogie möchte Sali- 
ha Scheinhardt ihr drittes Buch „Und die 
Frauen weinten Blut“ verstanden wissen. 
Ein halbes Jahr lebte sie in den Gecekon- 
dus, den Armenvierteln Ankaras, die für 
viele anatolische Bauern die letzte Station 
vor ihrer Arbeitsmigration nach Deutsch- 
land sind. Die Autorin begegnet Frauen, 
die ihre Männer in die Fremde ziehen las- 
sen und sich mit ihren Kindern alleine 
durchschlagen müssen. Da sind junge und 
alte Frauen mit großer Lebenskraft, die 
gelernt haben, den Wechselfällen und 
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Türkische Frauen auf Lastwagen 


Härten des Lebens mit Phantasie und Hu- 
mor zu begegnen. 


iese Trilogie brachte ihr 1985 ei- 
D nen der lukrativsten deutschen 

Literaturpreise ein. Zwei Jahre 
lang wohnte und arbeitete sie als „Schrift- 
stellerin im Bücherturm der Stadt Offen- 
bach“, die mit über 20% einen der höch- 
sten Ausländeranteile in bundesdeut- 
schen Städten aufweist. Als Saliha Schein- 
hardt am 1. November 1985 zur Stadt- 
schreiberin in Offenbach gekürt. wurde, 
waren die Feuilletonisten regionaler und 
überregionaler Zeitungen und Zeitschrif- 
ten voll des Lobes. Als „eine Frau zwi- 
schen den Kulturen“ wurde sie gefeiert. 
Viel Sympathie wurde ihr entgegenge- 
bracht, doch - wie so oft - nach Ende ihrer 
Amtszeit wurde es wieder still um sie. „Zu 
recht“ mögen sich diejenigen literarischen 
Puristen denken, die ihre Bücher von An- 
fang an als „Dokumentationsliteratur“ ab- 
kanzelten, und ihren Versuch, auch in 
sprachlicher Hinsicht größtmögliche Au- 
thentizität zu bewahren, als literarische 
Schwäche auslegten. Sie konterte 1987 
genauso rigoros: „Für mich hat Literatur 
eine Aufgabe, sie hat eine Funktion. Hat 
sie keine, ist sie nicht engagiert genug, 
dann ist sie für mich überflüssig.“ 
Die türkische Autorin ist eine streitbare 
Frau, deren erklärtes Ziel ist, „Gegensätze 
nicht schlichtweg zu harmonisieren, son- 
dern Konflikte aufzuzeigen, Konflikte zu 
diskutieren“. Diese in ihrer ganzen Härte 
zu dokumentieren, indem die Betroffenen 
in ihrer Sprache und mit ihren ungeglätte- 
ten Gedanken zu Wort kommen, ist eine 
Möglichkeit engagierten Schreibens. Sie, 
die jungen und alten, geliebten und gede- 
mütigten, unerfahrenen und weisen 
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Frauen, sprechen durch eine Schriftstelle- 
rin, die mehr als bloße Lebensberichte 
aufschreibt. Saliha Scheinhardt weiß da 
Bilder zu entwerfen, wo nüchterne Tatbe- 
stände vorherrschen, wie die sogenannte 
„erste Deutschlandwelle“, die ganze Dör- 
fer ohne die Männer zurückließ. „Nur we- 
nige Wochen später .. . Sie zogen. Junge 
Männer und Männer im mittleren Alter, 
kräftige und weniger kräftige, schmale, 
dicke schnurrbärtige, blonde und dunkle 
Männer zogen in eine Richtung. Frauen 
begleiteten sie im Morgengrauen ein 
Stück, die Kinder zerrten an den Rockzip- 
feln ihrer Mütter, ängstlich, unwissend, 
neugierig. Alte Männer und Frauen 
brachten ihre Söhne auf den Weg in eine 
ungewisse Zukunft in der Fremde. Und 
sie gingen. Auf dem Rückweg zum Dorf 
trennten sich die alten Männer in Rich- 
tung auf das Dorfcafe, und die Frauen 
setzten sich vor die Häuser.“ (Drei Zy- 
pressen). Sie versteht es, in einfachen und 
klaren Beschreibungen dem deutschen 
Leser das dörfliche Leben Anatoliens vor 
Augen zu führen, ohne eine ländliche 
Idylle heraufzubeschwören. 


aliha Scheinhardt ist auf Seiten der 

Frauen. Sie macht aber auch deut- 

lich, daß deren Passivität und das 
Beharren auf ein traditionelles und reli- 
giös geprägtes Rollenverständnis, beson- 
ders, wenn türkische und deutsche Kultur 
aufeinandertreffen, für sie fatal werden 
können. „fromm sind sie, daraus erwächst 
ihnen die Kraft zum Überleben, ihre Zu- 
friedenheit ist geradezu beängstigend. Ih- 
re Frömmigkeit hilft ihnen und blendet 
zugleich, denn ihr Glaube erlaubt nicht, 
nach den Dingen hinter den Dingen zu 
fragen. So wird die Knechtschaft ange- 


nommen; als Erklärung genügt: „Gott hat 
es so gewollt“ legt sie der jungen Gülnaz 
K. in „Drei Zypressen“ in den Mund. Die- 
se Haltung kann und will die Autorin als 
moderne Türkin nicht gutheißen, aber sie 
akzeptiert sie als ein erklärendes Element 
im Werdegang jeder dieser Frauenfiguren. 
Es scheint, als habe die türkische Schrift- 
stellerin mit ihrem 1987 erschienenen 
Buch „Träne für Träne werden ich heim- 
zahlen“ einen autobiographischen 
Schlußstrich unter das Thema „Frauen 
zwischen Deutschland und Türkei“ zie- 
hen wollen. Jedenfalls wendet sie sich in 
ihrer bislang letzten Erzählung einem 
gänzlich anderen Thema zu. „Von der Er- 
de bis zum Himmel Liebe“ enlarvt auf 
überraschend einfache Weise die Grau- 
samkeit diktatorischer Regime und ge- 
denkt der Opfer staatlichen Terrors in ih- 
rem Heimatland und zugleich überall auf 
der Welt. . 


Saliha Scheinhardt ist eine türkische 
Schriftstellerin deutscher Sprache, die in 
Gegensätzen denkt und sich nicht scheut, 
Konflikte in ihrer ganzen Kraßheit darzu- 
stellen. Daß sie dabei auch widersprüchli- 
che Gefühle beim deutschen Leser her- 
vorruft, macht sie nicht unsympathischer. 
In ihren Büchern wird deutlich, wie 
schwer es ist, einen persönlichen Weg 
zwischen Tradition und Moderne im 
Spannungsfeld türkischer und deutscher 
Kultur zu finden. Das Besondere ihrer Er- 
zählungen ist ihre Fähigkeit zu zeigen, 
daß die Menschen trotz hoffnungslos er- 
scheinender Lebenssituation ihre Würde 
nicht verloren haben. Sie zollt ihnen 
Hochachtung, und das voller Poesie, 
wenn sie die Alevitin Dilan Baci in ihrem 
Buch „Und die Frauen weinten Blut“ sa- 
gen läßt: „Unsere Tugend ist wie die Klar- 
heit und Härte des Glases. Ohne zu bren- 
nen in Feuer und Glut, wird die Seele im- 
mer im Nebel bleiben. Dein Weg durch 
den Dunst wird nie ins Licht führen, son- 
dern in Finsternis. Brennst du, so verwan- 
delt sich dein Schmerz - der manchen um- 
kehren ließ, weil er so schwer zu ertragen 
war - in Glut. Nur so erreichst du das 
Licht, nur so verwandeln sich die Fels- 
brocken in Glas.“ 


Eva Sigrist 


Bücher von Saliha Scheinhardt: 


Frauen, die sterben, ohne daß sie gelebt hät- 
ten. EXpress Edition 1983; Neuauflage: 
Daßyeli Verlag 1990 


Drei Zypressen. EXpress Edition 1984; Neu- 
auflage: Daßyeli Verlag 1990 

Und die Frauen weinten Blut. EXpress Edition 
1985; Neuauflage: Daßyeli Verlag 1990 
Träne für Träne werde ich heimzahlen. Ro- 
wohlt TB 1987 

Von der Erde bis zum Himmel Liebe. Bücher- 
gilde Gutenberg 1988; Neuauflage: Rowohlt 
TB 1990 


Aufstand im Hause 
der Frauen 


Als mehrfach Türkeireisende und verhei- 
ratetmiteinem Türken werdeich häufigge- 
fragt, wie es denn um die Lage der Frauen 
in der Türkei bestellt sei. Bei der Antwort 
habe ich mich bisher regelmäßig in Wider- 
sprüche verheddert. Der Schleier? - Den 
hat doch schon Atatürk verboten, heute 
tragen ihn halt einige Fundamentalistinnen 
wieder. Berufstätigkeit? - Ja, viele Frauen 
sind Lohnarbeiterinnen, aber am besten 
angesehen ist das Hausfrauendasein. Femi- 
nismus?-Doch, indenStädtengibtesdaei- 
niges ... Dagegen auf dem Land, nicht dar- 
an zu denken. Aber auch die Dorffrauen 
haben oft ein starkes Selbstbewußtsein, 
oder? 
So wurden oft mehr Fragen aufgeworfen 
als beantwortet. Auch Filme wie „40 qm 
Deutschland“ oder „Yasemin“ tragen hier- 
zulande lediglich zur Bestätigung von Vor- 
urteilen bei, nach dem Motto „die armen 
türkischen Frauen, da haben wir es doch 
viel besser“. Noch schlimmer die Sonder- 
ausgabe der EMMA zum Golf-Krieg 
(Schlagzeile: „Was Männerwahn anrichtet 
und wie Frauen dagegen Widerstand lei- 
sten“). Für alle, die sich mit solchen Kli- 
schees nicht zufriedengeben, gibt es jetzt 
das vorliegende Buch. Wenn auchderTitel 
etwas verwirrt (von Aufstandistnirgendwo 
die Rede), übertreffen sich die Beiträge ge- 
genseitigan Brisanz und Informationswert. 
* Die Idee zu dem Buch kam den Herausge- 
berinnen während eines internationalen 
Symposiums mit dem Thema “Zur gesell- 
schaftlichen Lage von Frauen in der Türkei 
der achtziger Jahre und in der Migration“ 
im April 1989 in Hofgeismar, initiiert von 
Aylä Neusel, Frauenforscherin in Kassel. 
Das Bedürfnis nach einem solchen Dialog, 
schreibt Neusel im Vorwort, sei bei ihr 
durch “schmerzliche Erfahrungen mit der 
praktischen Bildungsarbeit im internatio- 
nalen Kontext“ entstanden. Die Auseinan- 
dersetzung mit der gesellschaftlichen Si- 
tuation türkischer Frauen sei in der BRD 
bisher weitgehend ohne Kenntnis der For- 
schungin.der TürkeiundohneBerücksich- 
tigung türkischsprachiger wissenschaftli- 
cher Literatur geschehen. 
Entsprechend auffrischend wirkt die ge- 
meinsame These der neuesten Analysen 
türkischer Frauenforscherinnen: Bei der 
rasanten sozio-ökonomischen Entwick- 
. Iunginder Türkei sseitden sechziger Jahren 
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seien türkische Frauen eine vorantreiben- 
de Kraft und griffen aktiv in diese Entwick- 
lung ein. 16 Beiträge von 17 Forscherin- 
nen, zusammengefaßt in sieben Schwer- 
punktkomplexen, beleuchten das Thema 
von allen Seiten, angefangen beim ge- 
schichtlichen Hintergrund, über wirt- 
schaftliche, soziale und politische Aspekte 
bis hin zur medizinischen Seite. Viele der 
Untersuchungen basieren auf genauen 
Feldstudien in verschiedensten Teilen der 


Türkei von Istanbul bis Hakkari, von der 


ET 


Schwarzmeerküste bis zur Agäis. 

Wenn auch alle an der Sammlung beteilig- 
ten Verfasserinnen grundsätzlich femini- 
stische Standpunkte vertreten, fehltesden- 
noch keiner an Einfühlung für die Frauen, 
mit denen und über die sie ihre Beiträge er- 
arbeitet haben, sogar wenn deren Einstel- 
lung in krassem Gegensatz zum Feminis- 
mus steht. Besonders deutlich wird dies in 
der Untersuchung von Feride Acar über 
Frauen in der islamischen Bewegung: Völ- 
lig neutral und ohne ihre Gegenüber von 
vornherein für dumm zu erklären (wie es 
leider weithin mit “islamischen“ Frauen ge- 
schieht,diesichfreiwilligbedecken), unter- 
sucht die Professorin islamische Frauen- 
zeitschriften und interviewt Studentinnen, 
die nach den Geboten des Islam leben. 
Acar findet dabei unter anderem heraus, 
daß viele junge Mädchen im Islam eine Al- 
ternative suchen, weil sie erkannt haben, 
daß die den Frauen gemachten Verspre- 
chungen der offiziellen kemalistitschen 
Ideologie wie Fortschritt, Gleichberechti- 
gung und Laizismus nie in gesellschaftliche 
Realität umgesetzt worden sind. 

Der Band enthält ausdrücklich keine par- 
teipolitischen Stellungnahmen, denn auch 
in der Türkei empfinden sich Feministin- 
nen als unabhängig von parteipolitischen 
Gruppierungen. Und nicht nur dort, son- 
dern auch in vielen anderen Ländern hat 
speziell das ungelöste Verhältnis zwischen 
Feministinnen und (vor allem männlichen) 
Linken zu schmerzlichen Auseinanderset- 
zungen geführt. Mit diesem Loslösungs- 
prozeß befaßt sich Fatmagul Berktay in ih- 
rem Aufsatz “Eine zwanzigjährige Ge- 
schichte“ als Beitrag zu dem Komplex 
“Wandel des politischen Anspruchs“. Be- 
reitsin der Einleitung hatte $irin Tekeli die 
These aufgestellt, daß durch die totale Ein- 
gliederung politisch aktiver Frauen in “lin- 


ke Grüppchen“ in den 70er Jahren den 
Türkinnen bezüglich des Frauenbewußt- 
seins “mindestens zehn Jahre verloren“ ge- 
gangen seien. Nachdem die Frauenbewe- 
gung unter linken Männern jahrelang als 
“bürgerlich-demokratische Bewegung“ ab- 
getan wurde, hat sie Anfang der 80er Jahre 
starken Aufwindbekommen und findet mit 
ihren Themen vermehrt Zugang in linke 
Publikationen. Heftig diskutiert wird in 
diesem Zusammenhang, ob sich die “neu- 
en“ Frauenthemen aus Diskussionen inder 
Linken selbst entwickelt hätten, oder erst 
nach dem Putsch vom 12.September 1980 
durch das völlige Verbot politischer Oppo- 
sition, wodurch ein Vakuum entstanden 
sei, das die Frauenbewegung für sich nut- 
zen konnte (letzterer Gedankenganghatei- 
nige Antifeministinnen dazu veranlaßt, fe- 
ministisch aktive Türkinnen als “Septem- 
bristinnen“ zu beschimpfen). Auf jeden 
Fall hat die türkische Frauenbewegung in 
den letzten ca. zehn Jahren einen starken 
Aufschwung erlebt. Von den seitdem neu 
entstandenen Zeitschriften und Frauen- 
gruppen wird hier unter dem Schwerpunkt 
“Enttabuisierung des Sexismus“ eine Ak- 
tionsform beschrieben: Sahika Yüksel 
stellt die von ihr mitgegründete Solida- 
ritätskampagne “gegen Gewalt an Frauen“ 
vor, die aus einer Protestaktion gegen ein 
frauenfeindliches Gerichtsurteil im April 
1987 entstanden ist. 


Hinter der Überschrift “Formen des Wi- 
derstandes“ dagegen, wobeifrauhierzulan- 
de am ehesten Demos, Boykotte oder ähn- 
liches assoziiert, verbirgt sich eine ganz an- 

dere Betrachtungsweise von Frauenstrate- 

gien: Die drei Studien untersuchen Arbei- 

terinnen in Istanbul, Dorffrauen in der 

Ägäis und Nomadinnen aus Ostanatolien, 
“ganz normale“ Frauen, die allesamt von 

Feminismus wahrscheinlich nie etwas ge- 

hörthaben und die Männerherrschaftnicht 

bewußt in Frage stellen. Stattdessen wird 

detailliert beschrieben, wie auch bzw.gera- 
de im Rahmen der patriarchalen Gesell- 
schaftsstrukturen Frauen Wege finden, 
vorhandene Freiräume bestmöglich auszu- 
nutzen und möglicherweise zu erweitern, 
d.h. was mit Patriarchat bezeichnet wird, 
erweistich als vielkomplizierter als weithin 
angenommen. 

Die Notwendigkeit, das “klassische Pa- 
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triarchat“ genauer und kritisch unter die 
Lupe zu nehmen, wird im letzten Teil des 
Buches thematisiert. Deniz Kandiyoti, Do- 
zentin am Richmond College in London, 
formuliertgrundsätzlicheKritikandenbis- 
her “ausschließlich frauenzentrierten The- 
menschwerpunkten“ der türkischen 
Frauenforschung. Die durch ihre früheren 
Publikationen zu den Klassikerinnen des 


türkischen Feminismus zählende Sozial- . 


psychologin sieht in dieser Vorgehenswei- 
se die “Gefahr, in unseren Untersuchungen 
Institutionen zu vernachlässigen, die 
Frauen ausdrücklich ausschließen oder 
marginalisieren (wie die türkische Armee) 
unddiedoch maßgeblich für die Konstruk- 
tion von Männlichkeit und männlicher 
Identität verantwortlich sind“. Dagegen sei 
es wichtig, “die gesamte Bandbreite gesell- 
schaftlicher Institutionen“ einzuschließen, 
“die an der Reproduktion geschlechtsspe- 
zifischer Hierarchien strukturell, mittelbar 
undsymbolisch beteiligt sind“, nicht zuletzt 
der Staat selbst. Nach einem kurzen ge- 
schichtlichen Abriß, in dem sie die Ent- 
wicklung der Diskurse zum Thema Frauen 
und Familie analysiert und dabei die sich 
verändernden Muster männlicher Domi- 
nanzindertürkischen Gesellschaft wieder- 
gibt, wirft sie eine Menge Fragen auf, z.B.: 
Welche möglichen Zusammenhänge gibt 
es zwischen Klassen- und Geschlechterre- 
geln? Welche Rolle spielen Macht und 
Herrschaft für die Reproduktion des Pa- 
triarchats, Zwang und Gewalt für die 
männliche Identität? Ein Themenspek- 
trum für die künftige Frauenforschun 
Daß Kandiyotis Beitrag mit der T- 
schrift “Zukunftsperspektiven“ versehen 
wurde, macht doch ein wenig nachdenk- 
lich. Genügt es denn, das Patriarchat in all 
seinen Ecken und Winkeln zu erforschen? 
Ist es nicht genauso wichtig, populäre Ak- 
tionsformen zu entwickeln, um die Situa- 
tion der Frauen nicht nur im Kopf, sondern 
auch real zu verändern? Dies ist allerdings 
nicht Ziel des Buches, kann ihm also nicht 
angelastet werden. 

Fest steht, daß diese Sammlung nicht nur 
für Frauenforscherinnen und Feministin- 
nen eine wertvolle Lektüre darstellt, son- 
dern auch all denen zu empfehlen ist, die 
privat oder beruflich mit den Betroffenen 
zutun haben, oder sich ganz einfach für die 
Themen “Türkei* und “türkische Frauen“ 
interessieren. Hildegard Kammer 


AUFSTAND IM HAUSE DER 
FRAUEN 

Frauenforschung aus der Türkei 

Aylä Neusel, Sirin Tekeli, Maral Ak- 
kent (Hg.), Orlanda Frauenveralg, 
Berlin 1991, 336 Seiten, DM 32... 
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Kapitalismus, soziale Bewegungen und Gesellschaftsformation in 
Südkorea von Du-Yul Song. Dieser im August 1990 veröffentlichte 
Vortrag erläutert und diskutiert die Einschätzungen von korean- 
ischen Linken zum Transformationsprozeß in Südkorea. Die vor- 
herrschenden Paradigmen „Schwellenland“, „neokolonialer Staats- 
monopolkapitalismus* und „kolonialer Semikapitalismus“ werden 
in ihren grundsätzlichen Einschätzungen vorgestellt und deren Pro- 
bleme diskutiert. Dabei warnt der Autor vor einer „einseitigen Re- 
duktion mehrerer Bedingungselemente des Kapitalismus in Südko- 
rea“ und kritisiert die „ungenügende Einbeziehung bzw. Berücksich- 
tigung der Alltagsempfindung der Südkoreaner“. Der Text skizziert 
vorläufige Überlegungen zueiner ausführlichen Studieüberdas The- 
ma, die noch in diesem Jahr veröffentlicht werden soll. Script V des 
Forschungsinstitut Dritte Welt/Industrieländer, Osnabrück. 18 Sei- 
ten, DM 4,50. Bezug: Wurf Verlag, Hammer Str. 71, 4400 Münster. 
In der gleichen Schriftenreihe als Script IV erschien ein Text von der 
philippinischen Psychologin Elizabeth P. Marcelino unter dem Titel 
Zum Verständnis der Psychologie des Filipino. Am Schluß des Bei- 
trages heißt es, daß die Filipino-Psychologie „in der abschließenden 
Analyse einen wesentlichen Beitrag zu den gerechten und legitimen 
Bestrebungen der Filipinos, ihre kulturelle, sprachliche und wissen- 
schaftliche Zukunft in eigene Hände zu nehmen“ leistet. Das Script 
wurde gemeinsam vom FDI und der Stiftung für Kinder, Freiburg, 
herausgegeben. 50 Seiten, DM 7,-. Bezug: obige Adresse. 


Ökonomische Grundprobleme des entwickelten Kapitalismus. 
Steigende Armut und die globale ökologische Krise zeigen, daß auch 
der Kapitalismus nicht als generelle Lösung bzw. beste aller Lösun- 
genbetrachtet werden kann. Herbert Schui skizziert in seinem Essay 
die Probleme und Lösungsperspektiven. Lösungen liegen seines 
Erachtensineinem „modifizierten Kapitalismus oderinseinerÜber- 
windung“. Als Mitglied der „Memorandum-Gruppe“, die alljähr- 
liche ein alternatives Wirtschaftsgutachten (im Gegensatz zum Be- 
richt der sog. „Fünf Weisen“ zur offiziellen bundesdeutschen Wirt- 
schaftspolitik) veröffentlichen, beschreibt Schui die theoretischen 
Grundlagen für deren Konzept einer alternativen Wirtschaftspolitik 
in leicht zu lesender Form. Folglich werden die theoretischen Argu- 
mente für Lohnerhöhungen und kontrollierte Staatsverschuldung 
vorgetragen und ein ökologischer Umbau favorisiert. Ein lesenswer- 
tes brauchbares Buch. 112 Seiten, DM 14,80. Distel Verlag. Bezug 
über den Buchhandel. 


. NEUERSCHEINUNG 


‚, SELBSTDARSTELLUNGEN 


ADRESSREGISTER 
UND 
TEXTE DER 
2/3 WELT-BEWEGUNG DER 
EHEMALIGEN DDR 


ZU BEZIEHEN ÜBER: iz3w - POSTFACH 5328 - 7800 FREIBURG 


- FÜR DEN BUCHHANDEL: PROLIT, POSTFACH 111008 - 6300 GIESSEN 


“Nicht ohne meine 
Tochter“ 


Fast jede/r hat schon einmal von diesem 
Buch gehört. Ob PatienInnen im Kranken- 
haus oder Mütter aufdem Kinderspielplatz 
- Betty Mahmoody macht ihren geheimen 
Siegeszug gegen die iranische Kultur durch 
bundesdeutsche Gemüter. Jeden Monat 
erscheint eine weitere Auflage, inzwischen 
die 35. - da fragt man/frau sich, was es mit 
diesem Buch auf sich hat, das von jungund 
alt, Gebildeten und Ungebildeten, haupt- 
sächlich aber von ‚Frauen verschlungen 
wird. 

Zunächst einmal ist es eine spannende Ge- 
schichte, die da erzählt wird: eine US-Ame- 
rikanerin reist mit ihrer fünfjährigen Toch- 
ter und ihrem iranischen Ehemann im 
August 1984 nach Teheran, um dort wäh- 
rend eines 15-tägigen Urlaubs die Ver- 
wandten ihres Mannes zu besuchen. Doch 
einmal im Iran, ist sie in einer Falle: ihr 
Mann will nicht mehr in die USA zurück- 
kehren und hält sie gefangen. Ihre Erlebnis- 
se in der Isolation, ihre Versuche, mit ihrer 
Tochter herauszukommen - nach einem 
Jahr hätte sie ohne die Tochter fahren kön- 
nen -, bis letztendlich nach 1 1/2 Jahren 


Rezensionen 


Aufenthalt im Iran ein abenteuerlicher 
Fluchtplan in die Tat umgesetzt. werden 
kann. 


Man könnte dieses Buch als harmlose Un- 
terhaltungsliteratur abtun, wenn nicht Kli- 
schees und Vorurteile verbreitet würden, 
die in der heutigen Zeit, in der ein auslän- 
derfeindliches Klima ohnehin geschürt 
wird, auf fruchtbaren Boden fielen. Die Ge- 
schichte läßt sich nämlich auch so lesen: Die 
Iraner sind ein stinkendes Volk; sie wa- 
schen sich nicht, fallen wie die Tiere über 
das Essen her (was sie nicht mal gut zube- 
reiten können), lassen ihre Wohnungen ver- 
wahrlosen, degenerieren durch Inzucht, 
schlagen ihre Frauen, sind fanatisch, ge- 
walttätig und dumm, kurzum: unzivilisiert. 
Nur amerikanisierte Iraner sind gute Ira- 
ner. 


Hier eine Kostprobe: 

“Die Mahlzeit zog sich hin. Während die Er- 
wachsenen weiter Essen in sich hinein- 
schaufelten, wurden die Kinder unruhig. Sie 
fingen an, sich zu zanken, bewarfen sich ge- 
genseitig mit Essensresten und rannten 
kreuz und quer über die Sofres (Tuch, das 
zum Essen auf dem Boden ausgebreitet 
wird), wobei ihreschmutzigen nackten Füße 
manchmal in den Schüsseln landeten. Da- 
bei kreischten sie in den höchsten Tönen. 
Mir fielauf, daß einige Kinder Geburtsfehler 
hatten oder an unterschiedlichen Mißbil- 
dungen litten. Andere hatten einen seltsam 


Wer? 
Warum? 
Was? 


Information 
auf den Punkt 
gebracht. 


ran 


Das politische Jugendmagazin 


Kostenlose Probeexemplare anlordeın bei 
Bund-Yerlog, Abteilung Zautschiilten, 


Hansesir. 63 ca, 5000 Koln FO 


leeren Gesichtsausdruck. Ich fragte mich, ob 
das, was ich hiersah, die Folgen von Inzucht 
waren.“ (5.24/25) 


Deutlich wird - für die kritische Leserln -, 
daß Frau Mahmoody völlignaivinden Iran 
gefahren ist. Sie hat sich niemals vorher mit 
derfremden Kultur beschäftigt und sieht al- 
les durch die Brille einer hygienebesesse- 
nen US-Amerikanerin. Sicherlich mag sie 
es subjektiv so erlebt haben. Für sie ist der 
“american way oflife“ der einzig wahre und 
vorstellbare gewesen. Die Konfrontation 
mit dem Andersartigen weckt bei ihr nur 
Unverständnis. Natürlich ist ihre Gefan- 
genschaft zu verurteilen, aber war sie wirk- 
lich nur Opfer? Hätte sie sich nicht früher 
vertraut machen können mit der Situation 
im Herkunftsland ihres Mannes? Vielleicht 
ist dies wenigstens ein positiver Nebenef- 
fekt des Buches, das Betty Mahmoody u.a. 
als Warnung an mit Männern aus einem an- 
deren Kulturkreis verheiratete Frauen ge- 
dacht hat, auf ungestellte Fragen aufmerk- 
sam zu machen. . 
Ein Plädoyer für bikulturelle Partnerschaft 
schreibt in Erwiderung auf Betty Mahmoo- 
dy’s Buch Mostafa Arki. Der Titel: “Das 
Andere anders sein lassen“. Seiner Mei- 
nung nach könnte die bikulturelle Ehe als 
“Vorreiterin für ein echtes Miteinander un- 
terschiedlicher Kulturen und Religionen ge- 
sehen werden und stellt damit einen wichti- 
gen Faktor innerhalb einer mulıikulturellen 
Gesellschaft dar.“ ($.15) 

Ob er sich hier nicht IHusionen hingibt? 
Mostafa Arki geht auf die einzelnen von 
Betty Mahmoody vermittelten Klischees 
über den Iran ein, um Widersprüchlichkei- 
ten und Ungereimtheiten von Betty Mah- 
moody’s Argumentation aufzuzeigen, z.B. 
zum Thema “Krieg“, wo sie zwar den dama- 
ligen Golfkrieg als Ergebnis von Fanatis- 
mus und einer menschenverachtenden Re- 
gierung abtut, aber in keinster Weise die 
Mitverantwortung der USA durch Waffen- 
exporte und wirtschaftliche Zusammenar- 
beit reflektiert. 

Dem Bild, das Betty Mahmoody subjektiv 
vom Iran und den IranerInnen gezeichnet 
hat, setzt Mostafa Arki ein Gegenbild ent- 
gegen, ohne jedoch dabei in den Fehler zu 
verfallen, unkritisch dem Iran der Kho- 
meini-Diktatur zuzustimmen. Er stellt den 
Einseitigkeiten Fragen entgegen, die zur 
Reflektion unserer eigenen und der US- 
amerikanischen Kultur anregen. er 


Betty Mahmoody: Nicht ohne meine . 
Tochter. Bastei Lübbe, Bergisch Glad- 
bach, 35. Auflage Febr. 1991, 538 Sei- 
ten, DM 16.80 


Mostafa Arki: Das Andere anders sein 
lassen, Bikulturelle Partnerschaft, 
Kritische Anmerkungen zu Betty 
Mahmoody’s Buch, Internationales 
Kulturwerk (Hrsg.), Bahrfeldstr. 1, 
3200 Hildesheim, 72 Seiten, DM 7.50 
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Peru 


Zeit der Cholera 


Cholera: die große Mehrheit der Be- 

völkerung hat schon seit Monaten "La 
Colera”- die Wut-über die sieaushungern- 
de Wirtschaftspolitik der Regierung und 
Anfang 1991 brach zusätzlich "El Colera”, 
die Cholera-Epidemie aus. 
Nach letzten Meldungen sind bislang mehr 
als 150000 Menschen an der Seuche, die 
sich schon nach Kolumbien auszubreiten 
beginnt, erkrankt. Die Angaben über die 
Zahl der Opfer schwanken zwischen 600 
und über 2000. 
Es wird allgemein angenommen, daß die 
Epidemie aus Asien eingeschleppt wurde. 
Sie fand in Peru äußerst günstige Verhält- 
nisse vor: 47% der städtischen Wohnungen 
haben keine Abwasseranlagen, 49% keine 
Trinkwasserleitungen. (AufdemLand sind 
die Vergleichsdaten 91% bzw. 86%) 
In den Slums von Lima wird das Trinkwas- 
ser aufgrund fehlerfhafter Leitungen ver- 
schmutzt, in den randstädtischen Elends- 
vierteln steht es bei derzeit 25-28 Grad 
Celsius tagelang in Wassertonnen herum. 
Angesichts derartiger Voraussetzungen 
war der Ausbruch der Epidemie nur eine 
Frage der Zeit. Die täglich zur Verfügung 
stehende Nahrungsmenge reichte einfach 
nicht mehr, um den Körper gegen Krank- 
heiten jeder Art zu schützen. Die Men- 
schen sterben. Natürlich nicht überall; die 
Reichenviertel Limas meldetenbislangkei- 
nen einzigen Cholerafall, 


Aufgrundderrascheintreffenden Hilfe von 
Seiten der internationalen Weltgesund- 
heitsbehörde, aber auch der verschreckten 
Nachbarländer, konnte die Epidemie an 
der Küste einigermaßen unter Kontrolle 
gebracht werden. Allein UNICEF richtete 
in den größeren Städten 8000 Zentren zur 
Behandlung der lebensgefährlichen 
Durchfallerkrankung ein. Die Behandlung 
im Frühstadium ist recht einfach, billig und 
effektiv. Das Trinken von mehreren Litern 
Zucker-Salz-Lösung täglich reicht in der 
Regel aus. Erst im fortgeschrittenen Sta- 
dium müssen Antibiotika verabreicht wer- 
den. Das Problem ist das saubere Wasser: 
zehnminütiges Abkochen kostet Kerosin- 
brennstoff, und der ist teuer geworden. . 


Schwieriger als an der Küste ist die Situa- 
tion im Hochland, wo es nur wenige Kran- 
kenhäuser und Ärztegibt, geschweigedenn 
ausreichend Medikamente. Die Regierung 
ist offensichtlich nicht in der Lage, den zü- 
gigen Transport in die Choleragebiete zu 
organisieren. Ein Arzt im 7 Fahrstunden 
von Lima entfernten Huarez berichtet, daß 


I n Penu gibt es zur Zeit zwei Arten von 


er bei 1243 gemeldeten Cholerafällen le- 


diglich Antibiotika für 40 Patienten hat. 

Die große und derzeit sehr wahrscheinliche 
Gefahr istaber, daß die Cholera wie inSüd- 
asien nicht vollständig ausgerottet werden 
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kann und endemisch wird. Endemisch, so 
wie esdiemeistenderin Perugrassierenden 
Armutskrankheiten schon sind: im tropi- 
schen Regenwaldgebiet nimmt die Zahlder 
Gelbfieber- und Malariatoten rapide zu. 
Ende Februar berichtete der Parlaments- 
abgeordnete Luis Villasante aus Cuscu von 
230 Malariatoten in den Urwaldregionen 
seines Departments. In Nordperu starben 
an einem Tag 12 Personen an Tollwut. Bei 
hunderttausenden herumstreunender 
Hundeund den hohen Kostender Tollwut- 
impfung eine faktisch nicht zu bekämpfen- 
de Seuche. 

Ganz unerwähnt bleibt in den Meldungen 
der Nachrichtenagenturen die Tatsache, 
daß die schon seit Jahren endemische Tu- 
berkulose in den Armutsvierteln täglich 
mehrere Opfer fordert. 

Noch vor drei Jahren wurde der Vergleich 
Limas mit dem indischen Kalkutta empört 
zurückgewiesen, heute läßt sich eine Situa- 
tion millionenfacher Verelendung nicht 
mehr leugnen. 

Alle Armutskrankheiten wurzelninderka- 
tastrophalen wirtschaftlichen Lage. Die 
wirtschaftliche Entwicklung der Länder 
Südamerikas ist seit Jahren für die Mehr- 
heit der Bevölkerung rückläufig. Beson- 
ders dramatisch ist die Situation in Peru. 
Dieses Land macht zur Zeit die größte 
Wirtschaftskrise seiner Geschichte durch. 
90% der arbeitsfähigen Stadtbevölkerung 
sind unterbeschäftigt oder arbeitslos, der 
Mindestlohn von 130 DM reicht längst 
nicht mehr aus für den Kauf des sogenann- 
ten Überlebenskorbes, der für eine fünf- 


rer 
\ Ö 


FR 


A 


URN ERNEST 


köpfige Familie auf 450 DM veranschlagt 
wird 


Wennesauchfürdiese KriseeineReihevon 
internen Ursachen gibt, wie z.B. Korrup- 
tion, Privilegienwirtschaft der regierenden 
Eliten und Zentralismus des Staates, so 
müssen auchdieexternen Gründe-und da- 
mit auch unsere unmittelbare Verantwor- 
tung - gesehen werden. Schon seit Jahren 
war Peru nicht mehr in der Lage, seinen 
Schuldendienstverpflichtungen nachzu- 
kommen. So hatte.der vorherige Präsident 
Alan Garcia Perez 1985 zum Erstaunen 
der Weltöffentlichkeiterklärt,daß Perusei- 
nen Schuldendienst aufein Äquivalent von 
10% der Exporterlöse beschränken werde. 
Wenn es in der Folgezeit auch mehr zahlte, 
so blieb Peru doch weit hinter seinen Ver- 
pflichtungen zurück. Als Folge wurde das 
Land von externen Finanzquellen ausge- 
schlossen. Auch die BRD stellte weitge- 
hend die finanzielle Zusammenarbeit mit 
Peru ein. Interne Faktoren verstärkten zu- 
dem die sich allmählich zuspitzende Wirt- 
schaftskrise, die vor allem die Armen be- 
sonders hart traf. 

Es war das erklärte Ziel des neuen Präsi- 


.denten Alberto Fujimori, die internationa- 


le Kreditwürdigkeit wiederzuerlangen. Er 
setzte in einer Schocktherapie einschnei- 
dende WirtschaftsmaßnahmeninKraft,die 
allesbisher ErlebteindenSchattenstellten. 
Es gab von einem Tag auf den anderen un- 
vorstellbare Preiserhöhungen, die Millio- 
nen Peruaner weiter in den Strudel des 
Elendsrissen.So wurde z.B.der wirtschaft- 
liche Schlüsselpreis für Benzin über Nacht 


Peru 


um 3000% angehoben, was Signalwirkung 
auf alle anderen Bereiche der Wirtschaft 
hatte. 

Diese Wirtschaftsmaßnahmen waren als 
sogenannte Vorleistungen gedacht, um zu 
einem Übereinkommen mit dem IWF zu 
gelangen, und damit eine wichtige Voraus- 
setzung für die internationale Kreditwür- 
digkeit zu schaffen. Nach weiteren perua- 
nischen Wirtschaftsmaßnahmen schien es 
so,daß Mitte Januar 91 einentsprechendes 
Abkommen mit dem IWF unterzeichnet 
werden könnte. 

Eine Unterstützungsgruppe beim IWF, be- 
stehend aus Großbritannien, Kanada, 
Frankreich, Italien, Japan, den USA und 
der BRD, sollte Mittel für einen ersten 
Kreditin Höhe von 800 Millionen US-Dol- 
lar bereitstellen. Zu gleicher Zeit sollte für 
die zweite Jahreshälfte bei Erfüllung be- 
stimmter Auflagen ein Überbrückungskre- 
dit von 2,1 Milliarden US-Dollar bereitge- 
stellt werden. Peru mußtesich verpflichten, 
sofort 510 Millionen Dollar für überfällige 
Zinsen zu zahlen. Als am 17.1.91 der peru- 
anische Premierminister Juan Carlos Hur- 
tado Miller zur Unterzeichnung entspre- 
chender Vereinbarungen nach New York 
und Washington reiste, kam es nicht mehr 
dazu. Mittlerweile hatte der Golfkrieg be- 
gonnen! 

Die Unterstützungsgruppe, allen voran die 
USA, waren nicht mehr zu einer Kreditbe- 
willigung bereit. Damit hingen auch die 
weiteren Vereinbarungen in der Luft. In 
gleichem Maße wurde ein teilweiser Erlaß 
der bilateralen Schulden Perus vehement 
abgelehnt. 800 Millionen Dollar entspre- 
chen etwa der Summe, die der Golfkriegan 
einem Tag verschlang. Die dazu notwendi- 
gen Gelder stellten die westlichen Indu- 
striestaaten sofort zur Verfügung. Wenn es 
aber wie in diesem Fall um das rleben 
von Millionen Menschen in Peru geht, wer- 
den keine Konzessionen gemacht. 

Was nützen da die gutgemeinten Ratschlä- 
ge der peruanischen Gesundheitsbehör- 
den, das Trinkwasser abzukochen, wenn 
nicht einmal der hierzu notwendige Brenn- 
stoff bezahlt werden kann. Steigende Ar- 
mut, um sich greifende Gewalt wird neue 
Konflikte schaffen und ausbrechen lassen. 


Hermann Herf/Albert Recknagel 


DIE ANDEN BEBEN! 


AUTHENTISCHE TEXTE 
VOM VOLKSKRIEG IM PERU 


Partido Comunista 
("Sendero Luminoso*) auf deutsch, 
einschließlich des Interviews aus "El Diario” 
mit dem Vorsitzenden Gonzalo der FCP. 


Berichte über den Volkskrieg in Peru 


ISEN 3-89975-032-X 243 Seiten ** DM 19,80 


zambon Verlag 
Leipziger Str. 24 
6000 Frankfurt/Main 90 


Leserbrief 


“Vergangenheitsbewältigung in 
Namibia“ (Nr. 172/91) 


Das Problem besteht bei jedem Macht- 
wechsel. Die neuen Herren werden stets 
darauf bedacht sein, ihre Macht abzusi- 
chern, indemsiesich-sooderso-dererent- 
ledigen, die der früheren Regierung dien- 
ten, und nebenbei werden auch private 
Rechnungen beglichen. Macht ist die 
Grundlage des Nationalstaats, seinem 
Sprachschatz ist das Wort “Vergebung“ 
fremd. 
Esändertsich wenig, wennein Herrschafts- 
system lediglich gegen ein anderes ausge- 
tauscht wird. Es gibt keinen wirklichen 
Frieden ohne die Befreiung von jeder Art 
Herrschaft. Da ist die Klage schon erstaun- 
lich, daß es nicht gelungen sei, die Swapo- 
Flüchtlinge in das System der Lohnabhän- 
gigkeit zu integrieren. Die Arbeiterbewe- 
gung hat seit ihren Anfängen die Befreiung 
aus der “Lohnknechtschaft“ für wichtiger 
gehalten als das Zugeständnisformaler po- 
litischer Gleichberechtigung in einer “De- 
mokratie“. 
Freilich, für Weltbank und IWF (und einige 
mehr) ist klar, daß allein das Kapital über 
die Arbeit verfügt und zu verfügen hat, 
doch wir haben keinen Grund, das gleich- 
sam als Naturgesetz hinzunehmen. Jede 
Fremdbestimmung ist Machtmißbrach. 
Stefan Kafka 


Waren 
von Weltläden 
für Weltläden 


Das ist DISTEL: 

Direkter Kontakt zwischen 
Welitäden, die Waren von Produ- 
zentInnengruppen in Ländern der 
‚3. Welt‘ importieren und Weltläden, 
die solche Ware verkaufen wollen. 


Zugriff auf alle Informationen 
über Eigenimporte durch Weltläden 


in einer Datei. 


Beurteilung aller Projekte noch 
AG3WL-Kriterien durch eine un- 
abhängige Arbeitsgruppe. 


Anfragen an 

die A63WL- 
Geschäftsstelle, 
Elisubethenstr. S} 
6100 Darmstadt 


Telefon: 
LDIHFFILH 


DEZENTRALE IMPORTSTRUKTUREN EIGEN - 
IMPORTIERENDER LÄDEN 


Rechtspolitisches 
Magazin für Uni und 
soziale Bewegungen! 


Erscheint vierteljährlich 
Einzelheft: 

3 Mark + I Mark Porto 

Jahres-Abo: 14,50 Mark 


Lieferbare 
Schwerpunkthefte: 
® 3/88: Ausländerrecht 
® 1/89: Aussicdler/ 
Sicherheitsstaat 
: Zeitbombe $ 129a 
: Umweltrecht 
: JuristInnenausbildung 
: „Deutschropa” 
: Arbeitsrecht 
: Gen-/Repro-Technol. 
: Zensur 
: Kriegsrecht 


Probe-Abo 
(ohne Verlängerung): 
2 Hefte für 5 Mark 
Schein oder Scheck an: 


RECHT & BILLIG 
VERLAG 
Falkstr. 13 

4800 Bielefeld I 
= (0521) 6 76 96 
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Inka 


Politische Kritik mit 
theoretischem Anspruch. 


links im März 1991: 


Die aktuelle Debatte 
Saddam Hussein hat nicht nur Kuwait 
überfallen, sondern auch die Köpfe kriti- 
scher Menschen gespalten. Der selbst- 
ernannte Weltpolizist USA hat nicht nur 
eine mögliche politische Lösung in Form 
eines weltweiten Embargos gegen den 
Irak durch eine gefährliche militärische 
Eigenlogik ersetzt, sondern auch eine 
Militarisierung des Denkens großer Tei- 
le der Linken hier erreicht. In der politi- 
schen AÄuseinandersezung um den 
Krieg im Irak werden Gründe wie nach 
einer Checkliste eines technischen 
.} Überwachungsvereins abgefragt. Doch 
es geht hier nicht um den TÜV-Stempel, 
der das Weiterfahren in die richtige lin- 
ke Richtung ermöglicht, sondern um die 
Bekennerplakette, die unter der Be- 
zeichnung „Kriegstreiber‘' dann verwei- 
gert wird, wenn die friedensbewegte Po- 
sition der Kritik ausgesetzt wird. 
Andererseits halten sich einige undiffe- 
renzierte Pauschal-Kritiker von „links“ 
und auch von „rechts oft für die autori- 
sierten Ingenieure, die die Kriterien der 
Checkliste festgelegt haben. 


Streit: 
„Pazifisten'' contra „Bellizisten' 


Analyse: 
Ökonomische Dimensionen der 
Kriegspolitik im Nahen Osten 


Kritik: f 
Völkerrecht und Gewalt 


Ich bestelle . 
O 1 Probeexemplar (kostenlos) 
— Ex. links vom 

(Einzelheft 6,— DM) 
Name: 
Straße: 
On: 


inks, PF 10 20 62, 6050 Offenbach 
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Kurz belichtet 


Infoladen in Freiburg 
durchsucht 


m 9. April 1991 untersuchten Be- 

amte von Bundes- und Landeskri- 

minalamt zum zweiten Mal inner- 
halb von acht Monaten den Infoladen ”Su- 
bito” in Freiburg. ö 
Als Begründung des Durchsuchungsbe- 
schlusses wurde ein Ermittlungsverfahren 
gegen "unbekannte Verfasser, Herausge- 
ber, Hersteller und Verbreiter der Druck- 
schrift Ausbruch” genannt. Grundlage der 
Maßnahme ist der Gesinnungsparagraph 
129a. Die "Ausbruch” ist eine Freiburger 
Zeitung, inder Artikelzum Internationalis- 
mus, zu sozialen und politischen Gefange- 
nen, zum Frauenwiderstand, und zu regio- 
nalen Diskussionen und Aktivitäten veröf- 
fentlicht werden. 
” Ausbruch” Nr. 17hatteeine Erklärungder 
Revolutionären Zellen zu einem Anschlag 
auf die Staatskanzlei und das "Ministerium 
für Arbeitund Soziales” in Düsseldorf (Jan. 


1991) abgedruckt. Beide Institutionen sind . 


für die teilweise schon durchgeführten Ab- 
schiebungen, die sogenannte Rückfüh- 
rung, von 5000 Romas nach Jugoslawien 
verantwortlich. 

Nutzer und Nutzerinnen des Infoladens 
"Subito” bezeichneten die Durchsuchung 
ineiner Pressemitteilungalseinen weiteren 
Versuch des Staates und seiner Verfol- 
gungsorgane, linksradikale Kommunika- 
tionsstrukturen anzugreifen. Desweiteren 
richte sich die Kriminalisierung des ”Aus- 
bruch” gegen jegliche außerparlamentari- 
sche Opposition. Im Infoladen, so versi- 
chern die NutzerInnen, werden auchin Zu- 
kunft Zeitungen aus der Region, aus ande- 


: ren Städten, Dokumentationen radikaler 


Opposition und Widerstand ausliegen. 


Freiburger Forum gegen 
den Krieg 


Vom 10.-15. Uni 1991 finden in Frei- 
burg „Workshops“, Arbeitsgruppen, 
Vorträge, Diskussionen und Semina- 
re gegen den Krieg statt. Jedem Wo- 
chentag ist ein spezielles Thema ge- 
widmet. Begonnen wird mit „Krieg - 
heilig, gerecht und unvermeidbar“, 
am 11. Juni geht's um „Krieg - 
‚Schlachtfeld in unseren Köpfen“, 
am Mittwoch um „Krieg - unser täg- 
lich Brot?“. Der 13. Juni steht unter 
dem Motto „Kriegder Völker-Krieg 
der Wirtschaft?“ und zum Abschluß 
wird über „Widerstand - hilflosimSy- 
stem?“ diskutiert. 

Nähere Informationen und Anmel- 
dung: MOB c/o ASTA 

Bertholdstr. 26 

7800 Freiburg 

Tel.: 0761/2033782 


Pressezensur und 
Presse-Selbstzensur 
durchbrechen! 


\ 7% dem Hintergrund der Presse- 
zensur und der Selbstzensur der 
großen Pressekonzerne und etli- 

cher Rundfunk- und Fernsehanstalten in 

der Bundesrepublik im Zusammenhang 
mitdem Golfkrieg, nutzendie verschieden- 
sten Gruppen der Friedensbewegung, 

Astender Hochschulen und natürlich auch 

engagierte Einzelpersonen dasrelativneue 

Medium der Mailbox, um Informationen 

auszutauschen und Diskussionen zu füh- 

ren. 

In weit über einhundert miteinander ver- 

netzten Mailboxen, die hauptsächlich von 


. Privatpersonen nicht kommerziell im 


deutschsprachigen Raum betrieben wer- 
den, können Informationen der örtlichen 
Friedensgruppen und überregionalen Or- 
ganisationen unterschiedlicher Couleure 
eingegeben werden. Interessierte können - 
meist zum Telefon-Ortstarif - diese öffent- 
lichen Informationen zu jeder Tages- und 
Nachtzeit abrufen, 

Comlink, der Dachverband im deutsch- 
sprachigen Raumderpolitischarbeitenden 
Mailboxen ermöglicht darüber hinaus den 
Informationsaustausch mit Friedensgrup- 
pen in allen Teilen der Erde. Durch die en- 
ge Kooperation mit GreenNet in London, 
mit PeaceNet in San Francisco, mit Alter- 
nex in Rio de Janeiro, mit Pegasus in Au- 
stralien etc. ist es gelungen, eine internatio- 
nale preiswerte Vernetzung der Friedens- 
und Umweltbewegung zu realisieren. 

In der Bundesrepublik beteiligen sich ne- 
ben vielen anderen, Gruppen von Green- 
peace, der BUND, das Ökoinstitut, DIE 
GRÜNEN, das Netzwerk Friedenskoope- 
rative und die Grüne Liga. 

Die Idee zu solch einem Netz entstand in- 
nerhalb der Umweltbewegung nach dem 
nuklearen GAU von Tschernobyl, wo 
ebenso wie jetzt, Regierungen und große 
Medienkonzerne eine umfassende Infor- 
mation der Öffentlichkeit über das Aus- 
maß der Katastrophe verhinderten. 
Weitere Informationen bei: 

ComLink e.V. 

Moorkamp 46 

3000 Hannover 1 

oder bei: 

Udo Schacht-Wiegand, 

Tel.: 0511/35030 81 (tagsüber) 
Eberhard Walde, Tel.: 0228/7261326 
(tagsüber) 


Korea Kommunikations- 
und Forschungszentrum 


gegründet 


as Korea Kommunikations- und 

Forschungszentrum (KFZ) isteine 

Einrichtung des Korea-Verbandes 
in der Korea-Koordinationskonferenz“ 
(KoKoKo), einem seit 1979 mit Korea be- 
faßten Zusammenschluß entwicklungspo- 
litischer, humanitärer und kirchlicher 
Gruppen und Institutionen. Die Konferenz 
initiierte unter anderem die Olympia Kam- 
pagne vor und während der XXTV.Olympi- 
schen Sommerspiele in der südkorean- 
ischen Hauptstadt Seoul (1988). Mit zahl- 
reichen Veranstaltungen und durch intensi- 
ve publizistische Tätigkeit gelang es seiner- 
zeit, einen wirksamen Kontrapunkt zu der 
offiziellen, beschönigten Olympia-Bericht- 
erstattung zu setzen. 
Um die durch diese Kampagne geknüpften 
vielfältigen Kontakte zu wahren sowie dif- 
ferenziert auf die veränderten innen- und 
außenpolitischen Entwicklungen in Korea 
von Deutschland auseinzugehen, gründete 
die KoKoKo das Korea Kommunikations- 
und Forschungszentrum, welches seine Ar- 
beit am 1.Oktober 1990 in Osnabrück be- 
gann. 
Das Zentrum steht Interessenten zur Ver- 
mittlung von Informationen und Sachver- 
ständigen zur Verfügungund baut eine Ma- 
terialsammlung auf, die mit vergleichbaren 
Dokumentationen zur Region Ost- und 
Südostasien vernetzt werden soll. Es sucht 
die Zusammenarbeit auf europäischer und 
internationaler Ebene mit ähnlichen Initia- 
tiven und pflegt Kontakte mit Freunden 
Koreas aus dem wissenschaftlichen, politi- 
schen, publizistischen und kirchlichen Be- 
reich. Es bemüht sich um die Förderung 
partnerschaftlicher Beziehungen zu Orga- 
nisationen, Einrichtungen und Ein- 
zelpersonen in beiden Teilen Koreas, ins- 
besondere um den wechselseitigen Aus- 
tausch von Erfahrungen und Überlegun- 
gen zum Wiedervereinigungsprozeß inKo- 
rea und Deutschland. 


Das KFZ veröffentlicht zu diesem Zweck 
u.a. das Korea Forum, welches 5 mal pro 
Jahr erscheint und die politischen, wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Vor- 
gänge in Korea analysiert. Darüber hinaus 
berichtet das Forum über die Koreaarbeit 
in Deutschland und dient als Diskussions- 
plattform. Die erste Ausgabe enthält Bei- 
träge über Menschenrechtsverletzungen in 
Südkorea, wirtschaftliche Schwierigkeiten 
in Nordkorea und die neugegründete Pan- 
Koreanische Allianz für die Wiedervereini- 
gung Koreas. Außerdem befinden sich in 
dem aktuellen Heft der erste Teil einer 
Analyse der Gesellschaftsformation in 
Südkorea sowie ein Bericht über eine Reise 
von koreanischen Adoptivkindern in ihre 
Heimat. 

Im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten 
wird je eine wissenschaftlich qualifizierte 
Persönlichkeit aus beiden Teilen Koreas 


Kurz belichtet 


zur zeitlich befristeten Mitarbeit eingela- 
en. 
Darüber hinaus dient das Zentrum der: 


* Beratung koreapolitischer Fragen; 

* Unterstützungnotwendiger Lobbyarbeit; 

* Planung und Durchführung von Fachta- 
gungen und Seminaren; 

* Beihilfe zu gegenseitigen Austauschpro- 
grammen; 

* Förderung des deutsch-koreanischen 
Verständnisses und Zusammenlebens. 


Zur Verwirklichung seiner Ziele ist das 
KFZ auf die ideelle wie materielle Unter- 
stützung und Mitarbeit interessierter 
Gruppen und Einzelpersonen angewiesen. 


Adressen: 
Korea-Verband 

z. Hd. Rainer Hruska 
Seumestr. 6 a 
D-3000 Hannover 1 
Tel. 0511 / 331492 


Korea Kommunikations- und 
Forschungszentrum 

Z. Hd. Forschungsinstitut y 
Dritte Welt / Industrieländer (FDI) 
Kommenderiestr. 41 

D-4500 Osnabrück 

Tel. 0541 /m 29354 


Haiti Info E 
Tel.: 06127/62676 


Unter dieser Telefonnummer kann 
man/frau jede Woche (ab Dienstag 
15.00 Uhr) die neuesten Informatio- 
nen aus und über Haiti hören. Diese 
Initiative geht auf das „Centre Hai- 
tiende Recherchesetde Documenta- 
tion“ in Genf zurück, die zur Unter- 
stützung dieser Aktion, sei es durch 
Verbreitung der Telefonnummer 
oder durch eine Spende, aufruft. 
Weitere Informationen: 

C. Sambale-Tannert, Obergasse 19, 
6200 Wiesbaden 41 

Spendenkonto: Stichwort „Haiti- 
Info“, Kto.-Nr.: 115021451 bei der 
Nassauischen Sparkasse Wiesba- 
den, BLZ 51050015 


Radia Dreyeckland 


‚Adkırıtz. 12, 7890 Preiburg 
"Wie sieht so ein 

freies Radio eigentlich 

von innen aus?" 

wrHintergründe 


wer Darstellungen 
serBerichte 


und vieles mehr zur Geschichte_ # 
und Praxis eines freien \ 
Radioprojektes in der aktuellen 
Neuausgabe von Dinosaurier im Ätherrausch. 
Die Broschüre ist erhältlich bei Radio 
Dreyeckland, Adlerstr. 12, 7800 Freiburg. Preis 
pro Exemplar: 7 DM inkl Porto, ab 10 
Exemplare 6 DM pro Stück. 


Für eine politische 
Ökologie 


Carlos Antunes, Pierre Juquin, 
Penny Kemp, Isabelle Stengers, 
Wilfried Telkämper, 

Frieder Otto Wolf 


Für eine grüne 
Alternative in Europa 


187 S., br., DM 18,50 


Die Autorinnen und Autoren die- 
ses Bandes kommen nicht nur 
aus verschiedenen Ländern, 
sondern auch aus unterschiedli- 
chen Traditionen der westeuro- 
päischen Linken. Gemeinsam 
wollen sie die Perspektiven einer 
ebenso radikalen wie zeitgenös- 
sischen Politik entwerfen. Sie 
plädieren für eine »neue Radika- 
lität«, die sich vonden traditionel- 
ten politischen Formen der Lin- 
ken absetzt und vor allem an die 
Thesen der Frauenbewegung 
und der Solidaritätsbewegung 
mit den Völkern des »Südens« 
anknüpft. Es geht ihnen um eine 
Perspektive, mit der die grünen 
Bewegungen In Europa Zur tra- 
genden Krafteinergesellschatftli- 
chen Alternative werden können. 


Weitere Literatur zum Thema: 


Ecoresistance 


Ökowiderstand 


Hg. von Harald Mesch 
Gulliver 27 
305 S., br., DM 18,50 


Argument 


Rentzelstraße 1 2000 Hamburg 13 
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Informationsdienst Südliches Afrika, Nr. 1 Ja- 
nuar/Februar 1991, Schwerpunkt: Perspekti- 
ven für das Südliche Afrika 

Südafrika: Verhandlungen - Zwei Linien im 
PAC - Konflikt in Natal - Bewegung in den Ho- 
melands - Arbeitsrecht/Mosambik: Neue Ver- 
fassung angenommen - Mosambikanische Ar- 
beiter in der neuen BRD/Namibia: Straßen- 
händler - Bildung/Diskussion: Solidarität im 
Umbruch/SADCC-Brief; Menschliche Res- 
sourcen: Grundlage für die Entwicklung 
Einzelpreis DM 5,- Abo (6 Ausgaben) DM 
40,- 

Bezug: issa, Königswinterer Str. 116, 5300 
Bonn 3 


ila Nr. 144, April 91, 
„Japan und Lateinamerika“ 
Rolle Japans auf dem lateinamerikanischen 
Kontinent, insbesondere Wirtschaftsbeziehun- 
gen zu Panama, Mexico, Brasilien, Chile; und 
zur Geschichte der japanischen Einwande- 
rung/japanische Linke bzw. die Alternativ-, 
Umwelt- und Friedensbewegungen dort/Des- 
weiteren: Chile (Bericht der Menschenrechts- 
kommission)/EI Salvador (Nach den Wahlen)/ 
Peru (Cholera-Epidemie und Hilfsaktionen)/ 
Kolumbien (Blumen-Arbeiterinnen)/Vene- 
zuela (Opfer der 1989er Unruhen in Massen- 
gräbern/Nicaragua (aktuelle Eindrücke einer 
Reise)/ Kuba (Wirtschaftslage)/Dominikani- 
sche Republik (Tourismus und ökonomische 
Misere)/ Die zerbombten Hoffnungen der 
Drittweltländer auf Demokratisierung der in- 
ternationalen Beziehungen/Länderberichte zu 
Guatemala, EI Salvador, Panama und Haiti/ 
Kongreßberichte: Nürnberger Frauenkongreß 
gegen Krieg, Aufrüstung und Unterdrückung; 
Kopenhagener Treffen „Across the ocean“ 
G ud Zentralamerika). 
eis: Einzelpreis DM 5,-; Jahresabo DM 50,-, 
erm. 40,- 
. Bezug: ila, Heerstr. 205, 5300 Bonn 1. 


Dritte Welt 4-5/April-Mai 1991 

Schwerpunkt Neue Weltordnung: Die Über- 
macht des nördlichen Pols/Gespräch mit dem 
Friedensforscher Johan Galtung/Der Golf, 
Testfall der Kriege von morgen/Vom Umgang 
mit dem Völkerrecht/Rede Präsident Bushs 
zur Lage an die Nation/Persischer Golf: Die 
Moskauer Debatte über den Golfkrieg/ Irak: 
Welche Zukunft für den Irak?/Palästina-Israel: 
Land der gebrochenen Versprechen/Shamir 
bleibt kompromißlos/Grundgesetz/ 


Bundeswehr: Deutsche Soldaten in alle Welt - 
oder besser nicht?/Meinung: Irrungen-Wir- 
rungen in der Israeldebatte/Südafrika: Das un- 
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gehemmte Toben der Marktkräfte/ Frauen: 
„Ein großer weißer Elefant..“/Guatemala: Ein 
Kirchenmann wird Präsident/ Chile: Kuhhan- 
del mit dem Tyrannen/Bericht der Menschen- 
rechtskommission/Ökologie: Schwellenländer 
als größte Wald- und Umweltvernichter?/Phi- 
lippinen: Metamorphose der Macht/Kommen- 
tar: Weltpolizist durch Normalisierung/Kultur: 
Eine andere Mauer/Stichwort: Heiratshandel 
Einzelpreis: 4,50 DM; Abo 42,50 

Bezug: Dritte Welt, Liebigstr. 46, 3550 Mar- 
burg 


WFD-Querbrief 1/1991, Thema: Bilder aus 
Zimbabwe außerdem: „mit Rassismus gegen 
Männerwahn“. Iranische Frauen zu dem.Best- 
seller „Nicht ohne meine Tocher“ von B. Mah- 
moody. 

inzelheft DM 4,50 

Bezug: Weltfriedensdienst, Hedemannstr. 14, 
1000 Berlin 61 


Solidarische Welt Nr. 133 

Schwerpunkte: Golßrieg-Dritte Welt/Narma- 
da-Kampagne Indien und der Golfkrieg: öko- 
nomische und politische Folgen/ Schwarze Li- 


ste für den Einkauf (Verbraucherinitiative)/ 


Aufruf von Studenten und Wissenschaftlern 
aus dem Nahen und Mittleren Osten/Narma- 
da-Staudamm, Indien: Widerstandsbewegung; 
Postkartenaktion, Informationskampagne/Pa- 
tente auf Pflanzen und Tiere: breites Aktions- 
bündnis gegen geplante EG-Richtlinien/Brasi- 
lien: Indianische Organisationen nutzen ihre 
neuen Rechte. 
Einzelheft: DM 3,- (Abo DM 12,-) 

Bezug: ASW e.V., Hedemannstr. 14, 1000 
Berlin 61 


Kolumbien-Rundbrief Doppelnr. 22/23, März 
1991 

Inhalt: Rückblick Kolumbienarbeit 1990/ 
Menschenrechtssituation und soziale Kämpfe/ 
Krieg gegen die Indianer/Verfolgung von 
Franziskanerpater/Infostellen-Ecke: Erleuch- 
tungen über die Soliszene/ Wie es zur Verfas- 
sungsgebenden Versammlung kam/Neolibera- 
le Wirtschaftspolitik: Die perfektionierte Aus- 
beutung/Die Doppelmoral der Friedensver- 
handlungen/Der Weg der M-19/Die kolum- 
bianische Zeitschrift OPCION (Brief u. Inter- 
view)/Camilo Torres: Das Denken eines Prie- 
sters und Revolutionärs 

Preis: Einzelheft DM 5,- + Porto, Abo DM 
20,-inc. 

Bezug: Kolumbiengruppe e.V., Postfach 1347, 
7440 Nürtingen 


Lateinamerika Nachrichten Nr. 201, "März 
1991; Haiti gegen den Strom 

Haiti: Aristide - ein Priester als Retter der De- 
mokratie/„Ein Schritt in Richtung zweiter Un- 
abhängigkeit“ - Interview mit Jean B. Aristide/ 
„Titid“ - Haitis politischer Messias?/Die schier 
unglaubliche Mobilisierung eines Volkes/Haiti 
- historische Grundlagen/Peru: Eskalation der 
Armut - Versagen der Politik, Peru in den Zei- 
ten der Cholera/ Brasilien: Collera in Brasi- 
lien/Golfkrieg: Kamele = Pinguine. Vom Krieg 
um die Malvinas zum Krieg am Golf/ Guate- 
mala: Interview mti AEU-VertreterInnen/ 
Kultur: Filme aus Mexiko und Cuba auf der 
Berlinale/ Chile: Das Ende der Colonia Digni- 
dad?/Argentinien: Erziehung zum Kapitalis- 
mus?/EI Salvador: Die kommunistische Partei 
und die verhinderte „bürgerlich-demokrati- 
sche Phase.“ 

Einzelnummer DM 5,-, Jahresabonnement 
DM 55,-; Bezug: Lateinamerika Nachrichten 
Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61, Tel. 
6946100. 


EPK 1/91 


Namibia Wie stellt sich die Situation in Nami- 
bia ein Jahr nach der Unabhängigkeit des Lan- 
des dar? Erste Schritte einer Demokratie/Prio- 
ritäten der Wirtschafts- und Sozialpolitik/In- 
ternationale Wirtschaftsbeziehungen/Deut- 
sche in Namibia/Die Rolle der Kirchen und 
des Kirchenrates/Frauen: Gleichberechtigung 
nur auf dem Papier?/Menschenrechtsverlet- 
zungen/Porträt: Hendrik Witbooi (Arbeitsmi- 
nister)/Impressionen zur Unabhängigkeiv/Di- 
daktik/Rezensionen 

Preis: DM 6,- (Abo DM 24,-/Institutionen DM 
40,- 

Ben EPK, Nernstweg 32-34, 2000 Ham- 
burg 50, Tel. 040/390 5221 


Schenkt das Geld nicht 
dem Finanzamt 
sondern uns! 


Das Finanzamt erkennt Eure Spen- 
den als steuerlich abzugsfähig an, 
wenn Ihr die Spenden auf das Konto 
1249606 der Stadtkasse Freiburg 
bei der Volksbank Freiburg (BLZ 
68090000) überweist (Verwen- 
dungszweck: Durchlaufspende zu- 
gunsten der Aktion Dritte Welt e.V., 
Freiburg). Die Stadt leitet das Geld 
an uns weiter und stellt Euch die 
Spendenbescheinigung für das Fi- 
nanzamt aus. Die Finanzämter 
schreiben dieses Verfahren der so- 
genannten Durchlaufspenden vor. 
Wenn Ihr Eure Spenden nicht steu- 
erlich absetzen könnt (weil Ihr keine 
Steuern bezahlt), spendet direkt auf 
unser Konto 148239-799 beim 
Postamt Karlsruhe. 

Viele kleine Spenden sichern unser 
Überleben! 


Der Nord-Süd-Konflikt 

Dokumentation des Kongresses „Bildungsauf- 
trag für die Zukunft“, 29.9.-1.10.1990 in Köln 
Bezug: Horlemann-Verlag, 5340 Bad Honnef, 
28 Seiten 


Entwicklungsperspektiven am Horn von Afrika 
mit Beiträgen von Ulrich Braukämpfer u.a. 
„texte“ 49, Verlag Dienste in Übersee, Espla- 
nade 14, 2000 Hamburg 36, 160 S., 18,50 DM 


Kleff/Broszinsky-Schwabe u.a. 

BRD-DDR: Alte und neue Rassismen im Zuge 
der deutsch-deutschen Entwicklung 

Verlag für Interkulturelle Kommunikation, 
Frankfurt 1990, 90 Seiten, 16,00 DM 


Monika Schädler 

Provinzporträts der VR China 

Mitteilungen des Instituts für Asienkunde 
Hamburg Nr. 193 

Bezug: Institut für Asienkunde, Rothenbaum- 
chaussee 32, 2000 Hamburg 13 


UNICEF (Hg) 

Kinder zwischen den Fronten: Auswirkungen 
von Apartheid und Krieg auf die Kinder im Sü- 
den Afrikas 

Luther-Verlag, Bielefeld 1990, 158 Seiten, 
19,80 DM 


Arbeitskreis Hintergründe Nahost Münster 
(Hg.) 

Krisen, Konflikte, Kriege: Hintergründe Matc- 
rialien, Analysen zum Krieg am Golf 
Unrast-Verlag, Querstr. 2, 4400 Münster, 82 
Seiten, 9,80 DM 


Hans-Günter Lobmeyer 
Islamismus und sozialer Konflikt in Syrien 
Verlag Das Arabische Buch, Berlin 1990 


Urs M. Fiechtner/Sergio Vesely 

Erwachen in der Neuen Welt: Geschichte des 
Bartholome de las Casas 

Signal-Verlag, Baden-Baden 1988, 240 Seiten 


Karl- Grobe-Hagel/Franz-Josef Krücker (Hg.) 
Der kurze Frühling in Peking: Die chinesische 
Demokratiebewegung und der Machtkampf 
der Partei 

Fischer-TB, Frankfurt 1990, 

196 Seiten, 14,80 DM 


Evangelisches Missionswerk (Hg.) 
Kambodscha: Auf dem Rücken des Volkes 
Kindheiten: Das Magazin zur Ragate-Aktion 
1991 

Weltmission ’91: Gott gibt Kindern recht - 
Kinder haben Rechte 

Kostenloser Bezug bei: Ev. Missionswerk, Mit- 
telweg 143, 2000 Hamburg 13 


Karl Osner (Hg.) 

Was heißt hier Gerechtigkeit? Impulse aus 
deutsch-indischen Begegnungen 
Matthias-Grünewald-Verlag, Mainz 1991, 

169 Seiten 


Thomas-Morus-Akademie 

Kein Ende der Gewalt und Ungerechtigkeit in 

Guatemala? Die Lebensbedingungen der In- 

dianer 

Bezug: Thomas-Morus-Akademie Bensberg, 
“ Postfach 100346, 5060 Bergisch-Gladbach 1, 

97 Seiten, 10,- DM 


Stoppt den Krieg! Selbstbestimmung und 
Menschenrechte im Mittleren Osten 
Sonderheft der TÜTE, Tübinger Stadtmagazin 
Bezug: TÜTE, Rünmelinstr. 8, 7400-Tübingen, 
Tel.: 07071/51205, 82 Seiten, 10,- DM 


Neu eingetroffene Bücher 


Südafrika: Grausamer Krieg gegen Frieden 
Ein Videofilm der Afravision-Johannisburg 
Ausleihe bei: Medienwerkstatt Freiburg, Kon- 
radstr. 20, 7800 Freiburg, Tel.: 0761/709757 


Etienne R. Mbaya 

... vom Recht auf Frieden zur neuen Weltord- 
nung 

Schriftenreihe zur Friedenskunde 5 
Angela-Hackbarth-Verlag, St. Georgen 1991 


Michael Kremplin 

Krise als Chance? Neoliberale Wirtschaftspo- 
litik und Gewerkschaftsbewegung in Bolivien 
Bezug: Institut für Iberoamerikakunde, Alster- 
glacis, 2000 Hamburg 36, 77 Seiten 


al, für Kinder/Elizabeth P. Marce- 
ino 

Zum Verständnis der Psychologie des Filipino 
Wurf-Verlag, Münster 1990, 50 Seiten, 8,-DM 


Du-Yul Song 

Kapitalismus, soziale Bewegungen und Gesell- 
schaftsformationen in Südkorea 

ee Münster 1990, 18 Seiten, 4,50 


Claudia von Braunmühl (Hg.) 

Women in the Development Process 

Reports and Papers from the International 
Conference 6-16 July 1989 in Berlin 
Kostenloser Bezug bei: Deutsche Stiftung für 
internationale Entwicklung, Postfach 270661, 
1000 Berlin 27, 383 Seiten 


Siegfried Pater/Ashwin Raman 

Organhandel: Ersatzteile aus der Dritten Welt 
Lamuv-Verlag, Göttingen :1991, 120 Seiten, 
14,80 DM 


Dritte-Welt-Haus Bielefeld 

Vom Ampelspiel bis Zukunftswerkstatt: Ein 
Dritte Welt Werkbuch 

Peter Hammer Verlag, Wuppertal 1990, 203 
Seiten, 16,80 DM 


Silke Isbrand u.a. (Hg.) 

selbstbestimmt und solidarisch: Fallstudien 
über Selbsthilfe in der Dritten Welt 

Verlag Breitenbach Publishers, Saarbrücken 
1990 


In eigener Sache 


Tagungshinweise — 


Global denken - kommunal handeln 
Kommunale Entwicklungszusammenarbeit 

31. Mai - 2. Juni in Karlsruhe 

Anmeldung: DEAB-Geschäfisstelle, Blumen- 
str. 15, 7000 Stuttgart 1 


Fremde Menschen - Deutsches Recht 
Kongreß am 24./25. Mai in Bremen 
Anmeldung: Bundesarbeitskreis kritischer Ju- 
ragruppen, c/o Martina Dieterich, Herbsıstr. 94, 
2800 Bremen, Tel. 0421 - 371704 


Das Erbe der Diktaturen 

Vom Umgang mit den Menschenrechten in den 
kontrollierten Demokratien Lateinamerikas, 
Internationales Seminar vom 9. - 12. Mai in Ber- 
lin 

Anmeldung: Bildungswerk, Zeughofstr. 20, 
1000 Berlin 36, Tel. 030 - 6126074/5 


Freiburger Forum gegen den Krieg 

vom 10, - 15. Juni in Freiburg. 

Anmeldung: ASTA, Bertholdstr. 26, 7800 Frei- 
burg, Tel. 0761 - 2033782/4 


Deutsche - Israelis - Palästinenser(innen) 
Tagung vom 24.- 26. Mai in Arnoldshain 
Anmeldung: Evang. Akademie Amoldshain, 
6384 Schmitten 1, Tel. 06084 - 3033 


Entwicklung - wohin? 

12. Tübinger Gespräch zu Entwicklungsfragen 
am 21./22. Juni in Tübingen 

Anmeldung: Institut für wissenschaftliche Zu- 
sammenarbeit, Landhausstr. 18, 7400 Tübin- 
gen, Tel. 07071 - 5066 


Symposium „Neue Wege afrikanischer Ent- 
wicklung“ 

vom 23.-25. Mai 1991 in Hamburg 
Anmeldung: AG Afrika ESG, Rentzolstr. 7, 
2000 Hamburg 13, Tel.: 040/411 70.43 


Nicaragua Bundestreffen 

vom 31.5.-2.6.91 in Frankfurt 

Mainzer Landstr. 147, 

Anmeldung: Nicaragua Komitee Frankfurt, c/o 
Dritte Welt Haus, Friesenstr. 13, 6000 Frank- 
furt, Tel.069/771438 


Die LeserInnenanalyse ist abgeschlossen. Wir erhielten 213 Antworten und möchten 
unsbeiallen LeserInnen bedanken, die sichander Umfragebeteiligten und uns zahlrei- 
che Anregungen zur Verbesserung der ’blätter’ lieferten. 
Gelesen werden wir hauptsächlich von Männern. Nur jeder vierte Fragebogen wurde 
von einer Frau ausgefüllt. Zudem liegt das Durchschnittsalter unserer LeserInnen bei 
über 30 Jahren. Eine Zeitschrift, die sich seit über zwanzig Jahren mit den Problemen 
der Dritten Welt beschäftigt, bietet für neu am Thema Interessierte nicht immer den 
leichtesten Einstieg. Das zeigt die Kritik einiger LeserInnen, diebemängelten, viele Ar- 
tikel seien zu analytisch geschrieben. 
Unsere LeserInnen interessieren sich— ganzim Trend der Zeit — am stärksten füröko- 
logische Fragestellungen, gefolgt von den Themen Weltwirtschaft, multinationale Kon- 
zerne und Entwicklungspolitik. Bei den Regionen liegt Lateinamerika in der Publi- 
kumsgunst vor Afrika und Asien. Insgesamt läßt sich über unsere LeserInnen sagen, 
daß sie an fast allen derüber 40 aufgeführten Themen (von AusländerInnen bis Wohn- 
situation) Interesse fanden. Eine Bestätigung für unser Konzept, möglichst viele 
Aspekte des Themas ’Dritte Welt’ zu beleuchten. 
Wir wurden des öfteren gebeten, mehr ’Kulturbeiträge’ zu veröffentlichen. Diese Auf- 
forderung werden wir zum Anlaß nehmen, regelmäßiger über Literatur, Film und 
Kunst aus der Dritten Welt zu berichten. 
90% der LeserInnen finden unsere ’blätter’ gut. Das läßt uns aber nicht die kritischen 
Stimmen und Anregungen vergessen. Wir möchten eine aktuelle, verständlich ge- 
schriebene und informative Dritte-Welt-Zeitschrift produzieren, dazu benötigen wir 
auch weiterhin Eure Kritik und Eure Anregungen. 
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